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»Der Kampf des Alten, Bestehenden, Beharrenden 
mit Entwickelung, Aus- und Umbildung ist immer der- 
selbe. Aus aller Ordnung entsteht zuletzt Pedanterie; 
um diese los zu werden zerstört man jene, und es 
geht eine Zeit hin, bis man gewahr wird, dass man 
wieder Ordnung machen müsse. Classicismus und 
Komanticismus , Innungszwang und Gewerbefreiheit, 
Festhalten und Zersplittern des Grundbodens, es ist 
immer derselbe Conflict, der zuletzt wieder einen neuen 
erzeugt. Der grösste Verstand der Regierenden wäre 
daher diesen Kampf so zu massigen, dass er ohne 
Untergang der einen Seite sich in's Gleiche stellte; 
dies ist aber den Menschen nicht gegeben, und Gott 
scheint es auch nicht zu wollen." 

Auf diese Worte Goethe's bin ich unlängst beim 
Lesen seiner Maximen und Reflexionen gestossen. Er- 
wägt man die Zeit, in der Goethe sie schrieb, ge- 
denkt man des Dunkels, welches damals noch über 
der wirtschaftlichen Entwickelung der Vergangenheit 
schwebte, und entsinnt man sich, dass es in Deutsch- 
land in jener Zeit galt, die zur „Pedanterie" gewordene 



Vin VORWORT. 

alte gewerbliche Ordnung zu beseitigen, während die 
auf Hei-stellung einer neuen gewerblichen Ordnung ge- 
richteten Bestrebungen, die sich in England bereits 
regten, auf dem Continent noch völlig unbekannt waren, 
so erscheint die Bemerkung, dass auch auf gewerb- 
lichem Gebiete nach Zei-störung der alten Ordnung 
nothwendig eine Zeit wiederkehre, in der man gewahr 
^ird, dass man wieder Ordnung machen müsse, als 
eine geniale Voraussicht, würdig der weisesten Aus- 
sprüche, die uns von Goethe erhalten sind. 

Die Forschungen der Wissenschaft vriie die Er- 
fahiningen des Lebens haben seitdem die Richtigkeit 
der GoETHE'schen Worte vollauf bestätigt. Jene haben, 
indem sie die Entwickelung der alten gewerblichen 
Ordnung im Laufe der Jahrhunderte aufdeckten, ge- 
zeigt, wie aus Veniunft Unsinn, aus Wolthat Plage ge- 
worden. Diese haben die Erkenntniss, dass das Ein- 
reissen der alten gewerblichen Ordnung nur eine Seite 
des Bedüiihisses befriedigte, und dass es, nachdem 
jene beseitigt ist, darauf ankomme, aufs Neue Ord- 
nung zu machen, zu einer nahezu allgemeinen gemacht 
Die Erfahrung hat aber noch mehr seitdem gelehrt, 
Sie kann heute auf eine Reihe von Vei-suchen der 
Begleitenden verweisen, durch Neubildungen auf gewerb- 
lichem Gebiete den Kampf zwischen Ordnung und Frei- 
heit so zu massigen, dass sie sich in's Gleichgewicht 
stellen , und sie giebt Aufschluss daiüber , warum alle 
diese Versuche missglückten. Der eine Grand dieses 
Fehlschlagens ist der, dass bei den meisten von den 
Regierenden versuchten Neubildungen über dem Princip 






VOEWOBT. IX 

der Ordnung das der Freiheit zu kurz kam, dass sich 
die Regierenden bei den meisten derartigen Versuchen, 
statt sich auf die Principien des modernen Lebens, auf 
die Freiheit und rechtliche Gleichheit, zu stellen, von 
der Erinnerung an das alte Yerhältniss von Unter- 
ordnung und Zwang leiten Hessen und dieses unter 
nur mehr oder weniger veränderten Formen wieder- 
zubeleben bestrebt waren. Der andere Grund ist der, 
dass auch die beste gewerbliche Oi'ganisation , damit 
sie zur vollen Wirklichkeit werde und befi*iedige, sich 
aus dem Bedürfiiiss der Betheiligten unter Kampf em- 
porgerungen haben, dass sie erlebt sein muss. Und 
während die Erfahrung so einei*seits das Unzulängliche 
aller von oben geplanten Neubildungen darthat, zeigt 
sie, dass sich in England aus dem Bedürfnisse der Be- 
theiligten eine auf den Grundprincipien des modernen 
wiiischaftlichen Lebens beiaihende neue gewerbliche 
Ordnung selbständig entwickelt hat, die, so viel Mängel 
ihr auch noch ankleben, indem sie einerseits die dem 
heutigen Wii-tschaftsleben zu Grunde liegende Freiheit 
für die Arbeiterbevölkerung erst zur Wirklichkeit macht, 
andererseits, — ich denke an den Schlussstein dieser 
Neuorganisation, die Schieds- und Einigungskammern, — 
Ausschreitungen dieser Freiheit verhütet, das Princip 
der Freiheit mit dem der Ordnung zu vei*söhnen be- 
rufen ist, bis auch sie wieder, entai-tet, neuen Ent- 
Wickelungen wird Platz machen müssen. 

Als ich vor nunmehr zehn Jahren meine Einleitung zu 
den von Toulmin Smith gesammelten englischen Gilde- 
statuten und zu meinen „Arbeitergilden der Gegenwart" 



X VORWOBT. 

schrieb, führte ich vor, wie aus den ursprünglich treff- 
lichen Einrichtungen der alten gewerblichen Ordnung 
die „Pedanterie" sich allmählich entwickelte. In den 
„Arbeitergilden der Gegenwart" zeigte ich dann, wie 
ich mich in der Vorrede ausdrückte, das Anbrechen 
einer neuen Ordnung nach mehr oder weniger Unord- 
nung, das Entstehen einer neuen gildeartigen Organi- 
sation der Industrie, welche, nicht im Gegensatze zu 
den Grundprincipien des modenien politischen und wirt- 
schaftlichen Lebens, sondern in Verwirklichung dersel- 
ben, sich rein aus dem praktischen Bedürfnisse, frei 
von, ja im Gegensatz zu aprioristischen Theorien der 
verschiedensten Richtung, aus historischen Verhältnissen 
vollkommen organisch entwickelte. In mannigfachen 
späteren Ausführungen habe ich nachgewiesen, wie diese 
neue Ordnung den verschiedensten Seiten der modernen 
Arbeitei-frage theils genüge, theils dienstbar gemacht 
werden könne. Und als ich vor zwei Jahren die Haupt- 
ergebnisse dieser verschiedenen Arbeiten in meiner 
Schrift über „das Arbeitsverhältniss gemäss dem heu- 
tigen Recht" in kurzer Bearbeitung zusammenfasste, 
glaubte ich die Darlegung, wie die von mir befürwor- 
tete coiporative Organisation der Arbeiter allen An- 
forderungen, die an eine Lösung der Arbeiterfifage zu 
stellen sind, genüge, so weit vollendet zu haben, dass 
es für mich nicht nothwendig sein werde , auf diese 
Organisation in neuer Erörterung zurückzukommen. 

Indess socialistische Gegner haben mich auf ein 
wichtiges Bedürfniss im Arbeiterleben verwiesen, das 
die von mir befürwortete corporative Organisation an- 
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geblich unbefriedigt Ij^scl Dies lat die Alissesus ^.^^^ 
vorliegenden BttcUeins mdiweMir eaohxi.'L, iBdei 
in demselben den Kadiweis fokie. das azf den B:»' 
der heutigen WiitschaftsMdnmz. ja €ite& is Verv^^i^ 
lichung der GmndprincipieB derse^^eL die Mo^'ik^k^P.-^ 
gegeben ist, die Arbiter tob dem grös«:tca XÄriti^-— - 
unter dem sie heute leiden, xon der CosteLizkeit i 
Existenz zu befreien, ist dasselbe die Errhitrang meii^. 
SchiüFt über »das Arbe itoi e i hältaiäs cei&ä«» d^D hc*T^ 
tigen Becht.'' Hit ihm halte ich den fjsteniatiseh 
Ausbau der von mir be ftif ort eten corporsttiTen Orz:^ 
nisation der Arbeiter ftr im We=ent;icben Toileoci* 

Als ich, lieber Schmolleb, im Jahre 1870 df^ 
Anfänge meiner Studien über die GewerkTereiiiiorrr^^ 
nisation veröflFentlidite, waren wir uns voIbtäDdiir frcm-^j^ 
Die Gleichheit der Gesinnnpsr. die feich in nn-ierPrj-^ 
Schriften aussprach, hat uns auch persönlich za Frenxi^ 
den gemacht; mancher Waffen^aniz. in dem wir Schnitt,» 
an Schulter za streiten hatten, hat diese Freond^rhaft: 
befestigt; und diese Gleichheit der Gesinnung, dl& 
uns so manche Yerschiedenhät der Anschaoongen hat; 
vergessen lassen, wird mir trotz Ihres KopfschfittelnH 
über einige hier ausgesprochene Meinungen auch weitei- 
diese Freundschaft bewahren. 

Breslau, den 4. October 1878. ♦ 

L. Brentano« 
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Brentano, Arbeiterversichening. 



Drei Lehren sind es besonders gewesen, mittelst 
deren die Socialdemokraten seit Beginn ihrer Agitation 
die Nothwendigkeit einer völligen Umgestaltung der 
wirtschaftlichen, gesellschaftlichen und staatlichen Ord- 
nung zu begründen versucht haben. 

Als Lassalle die socialdemokratische Partei in 
Deutschland ins Leben rief, machte er die Lehre vom 
„ehernen Lohngesetz" zum Mittelpunkt seiner Agita- 
tion. „Die Beschränkung des durchschnittlichen Ar- 
beitslohnes auf die in einem Volke gewohnheitsmässig 
zur Fristung der Existenz und zur Fortpflanzung er- 
forderliche Lebensnothdurft — das ist", so schrieb er, 
„das eherne und grausame Gesetz, welches den Arbeits- 
lohn unter den heutigen Verhältnissen beherrscht. Von 
dem Arbeitsertrag (der Production) wird zunächst so 
viel abgezogen und unter die Arbeiter vertheilt, als zu 
ihrer Lebensfristung erforderlich ist (Arbeitslohn). Der 
ganze Ueberschuss der Production — des Arbeitsertrages 
— fällt auf den Unternehmerantheil. Es ist daher eine 
Folge dieses ehernen und grausamen Gesetzes, dass die 
Arbeiter sogar von der durch die Fortschritte der Civi- 
lisation gesteigerten Productivität , d. h. von dem ge 
steigerten Arbeitsertrage, von der gesteigerten Ertrags 



4 LASSALLE'S EHERNES LOHNOESETZ. 

fähigkeit ihrer eigenen Arbeit nothwendig ausgeschlossen 
sind. FQr die Arbeiter immer die Lebensnothdurft, für 
den Unteiiiehmerantheil immer Alles, was über die- 
selbe hinaus von der Arbeit producirt wird/^ Und aus 
der sich hiermit ergebenden Unmöglichkeit der Arbeiter, 
bei der heutigen gesellschaftlichen und staatlichen Ord- 
nung an der Cultur und an deren Fortschritten sich 
ihren bisherigen Antheil zu wahren, geschweige denn 
diesen Antheil zu steigern, wird die Noth wendigkeit 
eines gesellschaftlichen und staatlichen Umsturaes, da- 
mit die Arbeiter nicht ewig enterbt bleiben, gefolgert. 

Mit dem Tode Lassalle's wurde die Lehre vom 
„ehernen Lohngesetz" und von dem durch dasselbe be- 
dingten Ausschluss der Arbeiterklasse von den Fort- 
schritten der Civilisation von der socialdemokratischen 
Agitation keineswegs aufgegeben. Nach wie vor wurde 
mittelst derselben das Unentbehrliche eines Umsturaes 
der bestehenden gesellschaftlichen und staatlichen Ord- 
nung zu begründen versucht. Allein Karl Marx, der 
geistige Vater der deutschen Socialdemokratie, gelangte 
nach Lassalle's Tod zu unmittelbarerem Einfluss auf 
die Anschauungen der Socialdemokraten , und neben 
der Lehre vom „ehernen Lohngesetze" wurden die 
Werthlehre von Marx und seine Lehre von den Pro- 
ductionskrisen der Agitation fllr Beseitigung der be- 
stehenden gesellschaftlichen und wirtschaftlichen Ord- 
nung dienstbar gemacht. 

Die Werthlehre von Marx ist bekanntlich nichts 
Anderes als die consequente Ausbildung der Werth- 
lehre der älteren englischen Oekonomisten. Bereits 
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bei A. SMith findet sich die irrige Grundanschauung, 
auf welcher das socialdemokratische Lehrgebäude er- 
richtet worden ist. „Die Dinge", so schreibt A. Smith, 
„welche den gi-össten Gebrauchswerth haben, haben 
häufig einen geringen oder gar keinen Tauschwerth; 
und umgekehrt haben diejenigen, welche den grössten 
Tauschwei*th haben, häufig einen geringen oder gar 
keinen Gebrauchswerth." Damit war der Gebrauchs- 
werth als für die Bestimmung des Tauschwerthes ohne 
Bedeutung aus der Betrachtung hinausgewiesen. Und 
wenn auch Ricardo nicht so weit geht, es für möglich 
zu halten, dass ein Gegenstand, der gar keinen Ge- 
brauchswerth hat, Tauschwerth erlange, so erklärt er 
doch, die Nützlichkeit bestimme nicht den Tauschwerth; 
der Tauschwerth der Dinge, welche nützlich und be- 
liebig vermehrb^r seien, werde vielmehr durch die 
Menge Arbeit bestimmt, die nothwendig sei, um sie zu 
erlangen. Auch hat Ricardo bereits versucht, alle 
Weithe in Arbeitsquanta und alle Arbeitsquanta in 
Arbeitszeit aufzulösen. An dieser Werthlehre aber, der 
gerade diejenigen unter den Schülern Ricardo's am 
getreuesten blieben, welche, wie Macculloch, als die 
eifrigsten Verfechter der wirtschaftlichen Interessen der 
Mittelklassen zu bezeichnen sind, hatte Marx kaum 
mehr etwas zu ändern, damit die volle Ungerechtig- 
keit der heutigen Vei-theilung des Productionsertrages 
zu Tage trete. 

Wie Ricardo so erklärt auch Marx es für selbst- 
verständlich, dass ein Ding, damit es Tauschweilh habe, 
irgend einen Gebrauchswerth haben müsse; aber welcher 
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Art dieser Gebrauchswerth sei, sei vollkommen gleich- 
gültig; der Tauschwerth der Dinge, welche Gebrauchs- 
werth haben, unterscheide sich nicht durch deren 
gi-össeren oder geringeren Gebrauchswerth , sondern 
durch die verschiedenen Mengen Arbeitszeit, die zu 
ihrer Herstellung nothwendig seien. Die zur Her- 
stellung einer Waare „gesellschaftlich nothwendige 
Arbeitszeit*', d. h. die Arbeitszeit, die nothwendig, „um 
irgend einen Gebrauchswerth mit den vorhandenen ge- 
sellschaftlich noth wendigen Productionsbedingungen und 
dem gesellschaftlichen Durchschnittsgrade von Geschick 
und Intensivität der Arbeit herzustellen", bestimme den 
Tauschwerth der verschiedenen Waaren. Wird aber 
der Werth der Waaren lediglich durch die bei ihrer 
Herstellung thätigen Arbeiter geschaffen, so ergiebt 
sich wie von selbst die Forderung, dass den Arbeitern 
auch der ganze Werth der von ihnen hergestellten 
Waaren allein zufalle. Nach Marx jedoch giebt der 
Unternehmer dem Arbeiter statt des ganzen Ertrags 
seiner Arbeit nur das, was ihm zu seinem Unterhalt 
nothwendig ist; den ganzen Mehi-werth der von dem 
Arbeiter hergestellten Waare nimmt der Unternehmer 
an sich. Sonach erscheint die ganze heutige Verthei- 
lung des Productionsertrags unter die verschiedenen 
Gesellschaftsklassen als eine systematische Beraubung 
der Arbeiter. 

Dieser systematischen Bereicherung der Unter- 
nehmer auf Kosten der Arbeiter ebnet nach Marx eine 
weitere Eigentümlichkeit der „kapitalistischen Produc- 
tionsweise" besonders die Wege. Offenbar ist der 
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Mehrwerth, den die Unternehmer an sich nehmen, um 
so gi'össer, je geringer der Antheil am Productions- 
ertrag ist, den der Arbeiter erhält; je grösser aber das 
Angebot von Arbeitskräften im Verhältniss zur Nach- 
frage, desto geringer der Lohn ; je grösser die Zahl der 
beschäftigungslosen Arbeiter, desto grösser daher jener 
Mehrwerth. Nun wechseln unter der Heii'schaft der 
,,kapitalistischen Productionsweise'^ wie Marx lehrt, 
mit naturgesetzlicher Nothwendigkeit Zeiten des Auf- 
blühens der: Industrie mit Zeiten des Zusammenstüi-zens 
und Dainiederliegens derselben. Mit dem Aufblühen steigt 
die Nachfrage nach Arbeit. Allein die Arbeiter haben 
weder unmittelbar noch vollständig den gebührenden 
Vortheil von dieser Vei-mehrung der Nachfrage nach ihrer 
Waare. Zunächst tritt die Reservearmee der Industrie 
wieder in Arbeit, d. h. die Zahl jener Arbeiter, welche, 
durch den letzten Zusammenbruch der Industrie be- 
schäftigungslos geworden, durch die Armenkasse seit- 
dem ernährt und auf diese Weise den Unternehmern 
auf Kosten der ganzen Gesellschaft bereit gehalten 
worden ist So lange diese Reservearmee der ge- 
stiegenen Nachfrage genügt, bleibt der Lohn unver- 
ändert, und die Unteinehmer ziehen allein in dem 
Bezug eines grössei'en Mehrwerthes den Vortheil von 
dem Steigen der Nachfrage nach den Producten und 
von dem Steigen der Preise dei-selben. Erst wenn die 
gestiegene Nachfrage nach Arbeit diese Reservearmee 
absorbirt hat, steigt der Lohn. Allein eben in Folge 
des Einrückens dieser Reservearmee steigt er auch 
dann nicht so hoch, als dies ohne deren Vorhandensein 
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der Fall sein würde. Immerhin aber muss der Lohn 
so hoch steigen, um vom Lande und aus anderen Be- 
schäftigungen dem aufblähenden Industriezweige ent- 
sprechend seinem Bedarfe Arbeiter zuzuführen. Die 
gestiegenen Löhne machen dann die Arbeiter über- 
müthig; in üppiger Verschwendung vergeuden sie ihre 
plötzliche Mehreinnahme, an deren zweckmässige Ver- 
wendung sie noch nicht gewohnt sind; und ehe eine 
solche Gewöhnung stattfinden kann, tritt jäh ein 
Wechsel ein. Eine Reihe von Fii-men bricht plötzlich 
zusammen, und ihr Sturz reisst den anderer Firmen 
nach sich. In der fieberhaften Jagd nach Gewinn 
wurden mehr Waaren einer bestimmten Art hergestellt, 
als abgesetzt werden können. Die Waarenpreise sinken. 
Die Production wird vemngeii; oder in einzelnen 
Fabriken vorübergehend ganz eingestellt. Die Löhne 
werden auf ein Minimum herabgesetzt, die Massen der 
in der Zeit des Aufschwungs herangezogenen Arbeiter 
werden wieder entlassen, und die Unternehmer wälzen 
die Erhaltung der überflüssig gewordenen Reserve- 
armee der Industrie auf die Gesellschaft ab, die sie 
mittelst nothdürftiger Armenunterstützung den Unter- 
nehmen! bis zur Wiederkehr des industriellen Auf- 
schwungs ernährt. So erzeugt nach Mabx die kapita- 
listische Productionsweise mit ihrem rasch wechselndem 
tropischem Aufschiessen und heftigem Zusammenstürzen 
fortwährend eine „relative Uebervölkerung" in den ein- 
zelnen Gewerben, vermöge welcher dem Kapitalisten- 
Stand der Arbeiterstand als ein stets ausbeutungsfähiges 
Werkzeug der eigenen Bereicherung zur Verfügung 
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steht. Für den Arbeiterstand aber bewirkt diese Pro- 
ductionsweise eine Unsicherheit der Existenz, die jedes 
gesittete, jedes menschenwürdige Dasein unmöglich 
macht. 

Dies die drei eng mit einander zusainmenhängenden 
Hauptlehren der socialdemokratischen Propaganda : von 
der Unfähigkeit der Arbeiter in Folge des „ehernen 
Lohngesetzes", auf das Maass, in dem sie an den Fort- 
schritten der Givilisation Antheil haben, Einfluss zu 
üben, von ihrer systematischen Beraubung durch die 
Mehrwerthaneignung seitens der Unternehmer und von 
der durch die unzertrennlich mit der „kapitalistischen 
Productionsweise" verbundenen periodischen Absatz- 
krisen nothwendigen Unsicherheit der Existent der 
Arbeiter. 

Unter diesen drei Lehren ist ohne Zweifel die 
wichtigste die Lehre vom Werth und von der systema- 
tischen Beraubung der Arbeiter durch die Unter- 
nehmer. Mit Recht hat Marx diese Lehre für den 
Eck- und Grundstein seiner ganzen Weltanschauung 
erklärt Und auch praktisch handelte er nicht un- 
geschickt, von seinen politischen Gegnern vor Allem 
die Widerlegung seiner Lehre vom Werth zu verlangen. 
Denn die Anschauungen englischer und französischer 
Oekonomisten, dass der Tauschwerth eines Gutes nicht 
durch dessen Gebrauchsweith, sondern durch die Vro- 
ductionskosten bedingt werde, hatten in der einen oder 
anderen Schattii-ung, in der sie vorgetragen wurden, 
so sehr die Heri*schaft erlangt, dass selbst die Woi*t- 
führer der liberalen Partei in der Sitzung des nord- 
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deutschen Reichstags vom 18. März 1869, in welcher 
die Werthlehre behandelt wurde, diesen Lehren noch 
huldigten. Vom Standpunkte dieser Lehren aus dürfte 
es aber schwierig sein, die MAKx'sche Lehre vom Werth . 
zu widerlegen. 

An sich aber ist es nicht schwer, das Imge der 
Grundanschauung jener englischen und französischen 
Oekonomisten, auf welcher die MARx'sche Werthlehre 
beruht, darzuthun. Wenn A. Smith schreibt: „Die 
Dinge, welche den grössten Gebrauchswerth haben, 
haben häufig einen geringen oder gar keinen Tau^h- 
werth, und umgekehit", so begeht er den Fehler, den 
Werth zweier verschiedenen Grössen desselben Dinges 
mit einander zu vergleichen. Wenn man nämlich von 
dem Tauschwerthe eines Dinges spricht, d. h. von dessen 
Fähigkeit, einen Preis zu erlangen, hat man nothwendig 
stets eine bestimmte Menge dieses Dinges im Sinne, 
eine fest abgegrenzte Grösse: "denn einen Preis und 
damit einen Tauschwerth giebt es nur in Beziehung 
auf bestimmte Mengen. Wenn Smith dagegen sagt: 
„Nichts ist nützlicher als Wasser; aber es lässt sich 
damit kaum irgend etwas eintauschen'^, so hat er da, 
wo er von dem Nutzen des Wassere spricht, das Wasser 
im Allgemeinen, also eine ganz unbestimmte Grösse, 
da hingegen, wo er von dessen Tauschfähigkeit spricht, 
nothwendig eine fest abgegrenzte Grösse vor Augen. Er 
vergleicht also Mengen vei'schiedener Grösse mit ein- 
ander. Hätte er, wo er vom Nutzen des Wassers 
spricht, gleichfalls eine feste Grösse sich vorgestellt, 
z. B. einen Liter Wasser, so würde er wol nicht be-' 
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hauptet haben, dass Wasser das nützlichste Ding sei. 
Seine Behauptung wäre dann nur für den Fall richtig, 
dass eben nur ein Liter Wasser vorhanden wäre und 
von diesem die Erhaltung des Lebens abhinge. In 
diesem Falle würde aber der Tauschwei-th des Wassers 
genau seinem Gebrauchswerth entsprechen, und für 
dasselbe würde Alles gegeben werden. In allen Fällen 
dagegen, in denen eine im Yerhältniss zum Bedüifnisse 
unbegrenzte Anzahl Liter Wasser vorhanden wäre, 
würde nicht nur der Tausch werth , sondern auch der 
Gebrauchswerth von Wasser gleich Null sein: denn 
jeder Liter Wasser könnte durch eine relativ unbe- 
grenzte Anzahl Liter ersetzt werden. Ja das Wasser, 
weit entfeint, das nützlichste Ding zu sein, kann sogar 
schädlich sein. Wenn es über die Flussbette tritt, in 
unsere Keller eindringt, Häuser und Ställe einreisst 
und Vieh und Menschen ertränkt, ist es nichts weniger 
als nützlich. Es ist dies augenscheinlich nur da und 
nur insoweit, als wir es brauchen, und in eb'en dem 
Maasse hat es auch Tauschweith. Anderersei.ts aber 
haben auch die Dinge, auf deren Herstellung Kosten 
verwendet wurden, offenbar Tauschwerth nur da und 
nur insoweit, als wir sie brauchen. Die blose Ver- 
wendung von Productionskosten kann keinem Dinge 
Tauschwerth verleihen, wenn das Ding keinem Be- 
düi*fhisse entspricht. Nur der concrete Gebrauchs- 
werth ist es, der den Tauschwerth der Dinge bedingt. 
Erscheint die MARx'sche Lehre vom Werthe aber 
lediglich als die consequente Ausbildung der in ihrer 
Fehlerhaftigkeit hier dargelegten Grundanscbauung der 
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älteren englischen und französischen Oekonomisten, so 
darf die deutsche Wissenschaft mit Stolz hervorheben, 
dass sie in ihren namhaftesten Vertretern sich von jeher 
gegen diese Grundanschauungen ausgesprochen hat. 
Hebmann hat bereits 1832 in seinen „Staats wirtschaft- 
lichen Untersuchungen" gegen den Versuch Kicardo's 
und seiner Schule, alle Werthe in Arbeitsquanta und 
alle Arbeitsquanta in Arbeitszeit aufzulösen, polemisiit. 
Seine Definition des Tauschwerths und seine Lehre 
vom Preise lassen der Rolle des Gebrauchswerths bei 
Bestimmung des Tauschwerths bereits volle Gerechtig- 
keit widerfahren. In vortrefflichen Ausführungen, die 
eigentlich nur eine weitere Ausbildung der Lehren 
Hermann's sind, hat sich dann Schaeffle direct 
gegen die MARx'sche Werthlehre gerichtet. Er be- 
gnügt sich darin nicht, wie dies Andere gethan, unter 
Beziehung auf die Mitwirkung des Kapitals bei der 
Production und unter Ignorining, dass bereits Ricardo 
alle Werthe in Arbeitszeit auflöste, den MARx'schen 
Gedanken, unter den Productionskosten eines Gutes 
sei nur die zu seiner Herstellung nothwendige Arbeit 
zu verstehen, zuiückzuweisen , im Uebrigen aber der 
Lehre, dass die Productionskosten allein den Werth be- 
dingen, zuzustimmen. Er führt das ungleich Wichtigere 
aus, dass der Tauschwerth eines Gutes nicht blos von 
dessen Herstellungskosten, sondern vor Allem davon 
abhänge, dass es einem Begehi-e entspreche, dass es 
concreten Gebrauchswerth habe; dass die Unteniehmer 
es seien, welche die vei-schiedenen Productionsfactoren 
der Art combiniren, dass den aufgewendeten Productions- 
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kosten ein concreter Gebrauchswerth des fertigen Pro- 
ductes entspreche; dass es sonach die Function des 
Unternehmers sei, den concreten Gebrauchswerth der 
fertigen Waare zu schaffen, und dass die Unternehmer 
mit ihrem Kapitale daf&r haften, dass sie diese Func- 
tion tüchtig erfüllen: denn jeder Fehler bei Ausübung 
dieser Function führe zu einem entsprechenden Ver- 
mögensverlust. Der „Mehi-werth'', den die Unternehmer 
in dem Preise des Productes über die bezahlten Ar- 
beitslöhne und die sonstigen aufgewendeten Pi-oduc- 
tionskosten beziehen, erscheint somit nicht, wie Marx 
es dai*stellt, als ein an den Arbeitern begangener Baub, 
sondern als der Entgelt für die höchste wiitschaftliche 
Function, die Befriedigung der dringendsten Bedürf- 
nisse der Gesellschaft mit der gi-össten Kosten- 
ei-spamiss. 

Damit ist die ganze Werthlehre von Marx und 
Alles, was an Postulaten aus ihr abgeleitet wird, 
gründlich beseitigt, und wie die neueste Darstellung 
Mehring's zeigt ^), haben die ScHAEFFLE'schen Aus- 
fühningen, seitdem die Denkenderen unter den deut- 
schen Socialdemokraten von ihnen Kenntniss genommen, 
den einheitlichen Glauben innerhalb der Socialdemo- 
kratie stark erechüttei-t. Nicht minder haltlos als die 
Lehre vom „Mehrwerth" ist aber die Lehre Lassalle's, 
dass bei Fortbestand der heutigen gesellschaftlichen 
und staatlichen Ordnung die Arbeiter in Folge des 
„eheiTien Lohngesetzes" von den Fortschritten der 
Civilisation nothwendig ausgeschlossen blieben. Aller- 
dings waren die Argumente, mit denen man zuerst 
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dieser Lehre entgegentrat, noch unhaltbarer als das, 
was man bekämpfte* Man leugnete zuerst, dass naeh 
den Lehren der Nationalökonomie der durchschnittliche 
Arbeitslohn auf die in einem Volke gewohnheitsmässig 
zur Fristung der Existenz und zur Fortpflanzung er- 
forderliche Lebensnothduiit beschränkt sei, während 
alle namhaften Nationalökonomen seit Tubgot diese 
Wahrheit gelehrt haben. Dann fiel man mitunter in 
das entgegengesetzte Extrem, und erklärte es für etwas, 
was auch bei Verwirklichung aller socialdemokratischen 
Pläne nicht geändert werden könne, dass die Arbeiter 
stets auf die Lebensnothduift beschränkt und ohne 
Einfluss seien auf die Grösse ihres Antheils an den 
Fortschritten der Civilisation. Das Richtige aber ist, 
dass die consequente Durchführung der Ginindprincipien 
unserer heutigen Wirtschafts- und Rechtsordnung es 
ebenso in die Macht der Arbeiter wie in die der An- 
gehörigen der übrigen Gesellschaftsklassen legt, auf die 
Höhe ihres Einkommens und auf den Antheil, den sie 
an den Fortschritten der Civilisation haben, Einfluss 
zu üben; dass das Streben des Arbeitslohns, mit der 
Lebenshaltung der Arbeiter stets übereinzustimmen, 
statt eines Hindernisses das Mittel ist, durch welches 
die Arbeiter einen wachsenden Antheil an den Seg- 
nungen der Gultur zu eiTcichen im Stande sind. 

In meinen „Arbeitergilden der Gegenwart" wurde 
dies zuerst ausführlicher, und sodann in meiner Schrift 
über „das Arbeitsverhältniss gemäss dem heutigen 
Recht" in gedrängterer Dai-stellung nachgewiesen. Es 
wurde in der letzteren Schrift insbesondere auch ge- 
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zeigt, dass gerade die consequente Darchfbhning der 
heatigen Bechts- und Wirtschaftsoi*dnung die Arbiter 
dabin führe, das Angebot ihrer Waai*e Arbeit so zu 
regeln, dass jenes von Marx gerügte fortwährende 
Steigen der „Uebersehussbevölkernng^ in den Gewerben 
beseitigt wird. Auch haben namhafte Socialdemokraten, 
darunter F. A. Lange, zugestanden, dass nach den 
Ausführungen der „Arbdtei'gilden^ Lassalle's Lehre 
vom ^ehernen Lohngesetze** und die Ansicht von Marx, 
dass eine Hebung der Arbeiterklasse nur von einer 
durchgreifenden Sociakevolution zu erwarten sei, un- 
haltbar seien, und die wissenschaftlichen Vertreter des 
Staatssocialismus, darunter Adolph Wagner, haben 
die Darlegung meiner zweiten Schrift, dass es bei con- 
sequenter Durchführung der heutigen Rechts- und 
Wirtschaftsordnung den Arbeitern ebenso wie den 
übrigen Gesellschaftsklassen möglich sei, auf die Höhe 
ihres Einkommens Einfluss zu üben, für zutreffend er- 
klärt. Allein eine Lösung der Arbeiterfrage glaubt 
man von der in meiner Schrift befürworteten Gewerk- 
vereinsorganisation trotzdem nicht erwarten zu können. 
Ti-otzdem man die LAssALLE'schen Folgerungen aus 
dem Lohngesetze und die MARx'sche Weithlehre ver- 
wirft, befürwortet man doch eine „planvolle Regelung 
der materiellen Production". 

Denn verkennt man auch keineswegs, dass es 
gerade die Function des Unternehmers ist, die Pro- 
ductionsfactoren in der Production derartig zu com- 
biniren, dass das fertige Product concreten Gebrauchs- 
werth habe, und dass der von Marx sogenannte Mehr- 



IQ FORDERUNG EINEB PLANVOLLEN REGELUNG DER PRODÜCTION. 

werth nichts Anderes ist, als der Entgelt fbr die Er- 
ftillang dieser Function, so behauptet man doch, dass 
die freien Privatunternehmer diese Function schlecht 
erfüllen. Periodisch trete in Folge der Fehler, welche 
die freie Privatuntemehmung in der Leitung der Pro- 
duction sich zu Schulden kommen lasse, eine Ueber- 
production ein. Die fertigen Producte blieben unver- 
käuflich oder könnten nur zu Schleuderpreisen abge- 
setzt werden. Die Production stehe still. Die Fabriken 
würden geschlossen, und Tausende von Arbeitern, die 
gern arbeiten würden, durchzögen ohne Arbeit und 
Brod das Land, fielen der Armenuntei*stützung oder 
dem Gefängniss anheim; ihre Familien würden auf- 
gelöst, ihre Töchter der Prostitution, ihre Söhne dem 
Verbrechen in die Anne getrieben. Diese periodische 
Ueberproduction und Krise sei der grösste Uebelstand 
unserer heutigen Pi-oductionsweise. Durch die Gewerk- 
vereine aber werde dieselbe nicht irgend wesentlich 
verhindert. Dagegen werde bei „planvoller Regelung 
der Production" jede Uebei-production und damit jede 
Absatzstockung vermieden. Es werde sich die Pro- 
duction in mhigem Ebenmaasse entwickeln. Jenes ver- 
derbliche Auf- und Niedergehen derselben mit seinem 
die Leidenschaften aufregenden Schwanken in den Ein- 
nahmen, vom ausserordentlichen Gewinne zum tiefsten 
Elend, werde aufhören. Alle Gesellschaftsklassen werden 
sich eines auskömmlichen und gleich sicheren Ein- 
kommens erfreuen. Es werde das Ideal eines wün- 
schenswerthen gesellschaftlichen Zustands verwirklicht 
werden. 
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So glaubt man denn mit Bücksicht auf die Un- 
sicherheit der Arbeiterexistenz, welche die heutige Pix>- 
ductionsweise nothwendig mit sich bringe, trotz der An- 
erkennung der Berechtigung des Untemehmergewinns 
und trotz der Erkenntniss, dass es den Arbeitern bei 
eonsequenter Durchführung der Grundsätze der heutigen 
Wii-tschaftsordnung möglich sei, auf die Verkaufs- 
bedingungen ihrer Waare Arbeit Einfluss zu üben und 
in Folge dessen ihren Antheil an den Segnungen der 
Cultur zu mehren, eine Lösung der Arbeiterfrage nur 
von der von den Socialdemokraten geforderten „plan- 
vollen Regelung der materiellen Production" durch 
Eintreten der Staats- und Gommunalthätigkeit an die 
Stelle der privatwirtschaftlichen Speculation erwarten 
zu können. 

Und ohne Zweifel zwei Erwägungen, von denen 
man bei der Forderung einer „planvollen Regelung 
der Production" ausgeht, sind richtig. 

Die eine ist' die Betrachtung, dass die Arbeiter 
thatsächlich allenthalben, wo die moderne Productions- 
weise das industrielle Leben beherrscht, unter einer 
grossen Unsicherheit des Daseins leiden. Alles, was 
die Socialdemokraten in dieser Beziehung behaupten 
und was ihnen oben in den Mund gelegt wurde, ist 
von unbestreitbai'er Wahrheit. Allerdings hat man den 
Untemehmergewinn den Arbeitern gegenüber damit zu 
rechtfertigen gesucht, dass „der Unternehmer den Ar- 
beitern unter allen Umständen Löhne zahle, auch in 
schlechten Zeiten, wenn er selbst nichts erhalte oder 
gar mit Verlust arbeite", so dass den hohen Gewinnsten 

Brentano, Arbeiterrersichening'. 2 
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der Unternehmer die grössere Sicherheit des Arbeiter- 
einkommens entspreche. Und gewiss, beruhte diese 
Rechtfeiügung auf wirklichen Thatsachen, so hätten 
die Absatzkrisen gar keinen Einfluss auf die Lage des 
Arbeiters und wären kein Gegenstand der Discussion 
über die Arbeiterfrage. Die Arbeiter hätten dann, 
gleichviel wie die Unternehmer ihre Function, die Pro- 
duction so zu leiten, dass das fertige Pi-oduct einen 
concreten Gebrauchs werth habe, versehen, stets das- 
selbe ausreichende Einkommen; keinerlei Unsicherhdt 
der Existenz der Arbeiter stände dann der sittlichen 
und geistigen Hebung der Arbeiterklasse hemmend im 
Wege. Dem Unternehmer, der bei Gefahr seiner wirt- 
schaftlichen Existenz Ausgezeichnetes zu leisten hat, 
die grossen Gewinnste; dem Arbeiter, der nur unter- 
geordnete Durchschnittsleistungen zu liefern hat, das 
der jeweiligen Lebenshaltung allerdings nui* ent- 
sprechende, aber sichere Einkommen und dabei Ein- 
fluss auf die allmähliche Steigemng seiner Lebens- 
haltung selbst; damit wäre das Ideal, das unserer und 
überhaupt jeder gerechten Wirtschaftsordnung ent- 
spricht, erreicht, und mehr zu verlangen wäre Thor- 
heit. Allein ist es nöthig nach den Eiiahrungen der 
letzten Jahre noch besonders zu sagen, dass jene That- 
sachen, auf welche man sich zur Rechtfertigung des 
ünteniehmergewinns bei-ufen hat, wo die moderne Pro- 
ductionsweise das Leben behen*scht, leider nicht vor- 
handen sind ? Der Unternehmer allerdings bezieht die 
grossen Gewinnste und erleidet die grossen Verluste; 
allein die Arbeiter haben nicht die behauptete Sicher- 



WIRKUNGEN DER UNSICHERHEIT DER ARBEITER. 19 

heit der Existenz; der Unternehmer zahlt ihnen nicht 
Jahr aus Jahr ein Lohn und kann ihnen auch nicht 
Jahr aus Jahr ein Lohn zahlen. Tritt eine Absatz- 
stockung ein, so werden die Arbeiter je nach der 
Schwere der wirtschaftlichen Calamität in grösserer 
oder geringerer Anzahl entlassen; sie möchten wol 
arbeiten, aber sie finden keine Beschäftigung; und es 
treten alle jene schlimmen Folgen für die Arbeiter- 
bevölkeiiing ein, die bereits dargelegt wurden. 

Die zweite richtige Erwägung, die zur Forderung 
einer „planvoller Regelung der Production" führt, ist 
die, dass von einer Lösung der Arbeiterfrage keine 
Rede sein kann, so lange den Arbeitern nicht ermög- 
licht wird, die gleiche Sicherheit der Existenz wie die 
übrigen Gesellschaftsklassen zu erlangen. Wie schon 
von Hermann bemerkt wurde, unterscheiden sich 
nicht so sehr durch die Ungleichheit in den Ein- 
nahmen, als vielmehr durch die Unsicherheit der Existenz 
die Unbemittelten am meisten von den Wolhabenden, 
und eben diese Unsicherheit in der Existenz der Arbei- 
terklasse ist die Hauptursache der Missstände, an denen 
diese selbst krankt, und welche die ganze Gesellschaft 
in Mitleidenschaft ziehen. Oder, um zueist von den 
wirtschaftlichen Folgen dieser Unsicherheit zu reden, 
was kann wii*tschaftlich mehr demoralisiren als die 
Ungewissheit, ob das mit Opfern verbundene wirtschaft- 
lich tüchtige Verhalten die beabsichtigte Wirkung her- 
beiführe? Es wird uns von orientalischen Despotien 
berichtet, in denen alle Gesellschaftsklassen Vermögens- 
beraubungen seitens ihrer Despoten fortwährend zu ge- 
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wärtigen haben, und in denen in Folge dessen nur 
unter Zwang gearbeitet und nur wenig Vermögen 
angehäuft wird. Auch wird uns erzählt, dass in Zeiten 
grosser Epidemien und ähnlicher Verhältnisse, in denen 
ein naher Tod sicher schien, die Bevölkerung ganzer 
Städte in wildem Taumel ihren angehäuften Reichtum 
verprasste, weil derselbe fttr die Zukunft keinen weiteren 
Vortheil versprach. In dieselbe Seelenstimmung wie 
jene Orientalen die Unsicherheit ihres Eigentums , wie 
die Bevölkerung dieser Städte die Aussichtslosigkeit 
auf eine Zukunft, vei*setzt der Zufall, der, wo die 
moderne Productionsweise Platz gegriffen hat, das Leben 
des Arbeiters zu beherrschen scheint, die moderne 
Arbeiterbevölkerung. Es bedarf nur weniger Fehler 
in der Leitung der Pi-oduction seitens der Unternehmer 
oder auch, nur eines vorübei-gehenden Wechsels der 
Mode, um plötzlich eine Reihe von Fabriken zu schliessen, 
den tüchtigen wie den untüchtigen Arbeiter auf die 
Strasse zu setzen, und, nachdem das mühsam Ersparte 
in kürzester Zeit verzehrt ist, den vorsorgenden wie 
den leichtsinnigen Arbeiter für seinen Unterhalt auf die 
Armenkasse zu weisen. Wozu also Anstrengung, da 
selbst gewissenhafte Tüchtigkeit keine Sicherheit giebt, 
dauernd Beschäftigung zu finden? Woher die Lust 
zum Sparen und die wirtschaftliche Selbstachtung, die 
ihr zu Grunde liegt, da der Verzicht auf augenblick- 
lichen Genuss nur die Zeit des kümmerlichen Lebens 
verlängert, nicht aber Sicherheit giebt gegen Darben 
und gegen die Nothwendigkeit , von Anderer Hülfe zu 
leben? Und wie soll Derjenige von Interesse und Ehr- 
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furcht gegenüber den idealen Gütern seines Volks und 
der Menschheit ergriffen werden, wie soll er von einem 
rein materiellen Dasein zu einem gesitteten Leben sich 
emporringen, dessen Seele fortwährend die Sorge er- 
füllt, ob ihm die nächste Zukunft auch nur das zum 
Leben Nöthigste bietet ? Die einzige ideale Triebfeder, 
die es gelingt , in ihm zu entfachen, ist der Hass gegen 
die bestehende Ordnung; und in der That unmöglich 
dürfte es sein, Liebe zu seinem Lande und zu seinem 
Staate in ihm zu entzünden, wenn es den Anschein 
hat, als opfere die wiilschaftliche und gesellschaftliche 
Ordnung desselben mit Nothwendigkeit die Ruhe seiner 
bescheidenen Existenz der Unvernunft und den Launen 
übermüthiger Glücklicher. Die ganze Vorstellung des 
mit seinem Loose Zufriedenen, die Tugenden des Chris- 
ten und Bürgers still übenden und seinem Lande und 
Staate treu ergebenen Arbeitei-s ist einer Zeit entnom- 
men, in der die Production dem darin beschäftigten 
Arbeiter ein wenn auch bescheidenes so doch sicheres 
Einkommen gab. Wer aber da, wo die moderne Pro- 
ductionsweise das Leben des Arbeiters dem des heute 
im Ueberflusse des Jagdergebnisses schwelgenden und 
morgen dem Hunger preisgegebenen Wilden an Un- 
sicherheit gleich gemacht hat, wer da von dem moder- 
nen Arbeiter, in dem das Individuum mit seinen An- 
sprüchen erwacht ist, eine ähnliche Zufriedenheit mit 
seinem Loose, eine gleiche Antheilnahme und gleiche 
Ehrfurcht gegenüber den sittlichen und geistigen Gütern 
der Menschheit, und eine gleiche Hingabe an seinen 
Staat fordert, der fi-age sich enistlich, ob denn die 
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Mehrzahl der Angehörigen der besitzenden Klassen 
unter ähnlichen Verhältnissen des moralischen Herois- 
mus fähig sein würde, den er der Gesammtheit der 
Arbeiterbevölkerung mit dieser Fordening zutraut. 
Denn, gleichviel welcher Gesellschaftsklasse er ange- 
hören würde, Deijenige wäre ein Heiliger, der ange- 
sichts solcher wilden Unstetigkeit seiner Existenz sein 
Schicksal lobte, angesichts solcher steten Bedrohung 
seines nothdürftigen Lebensunterhalts Geist und Hei-z 
Idealem zuzuwenden die Kraft fände, und in patrio- 
tischem Eifer für ein Gemeinwesen erglühte, das nur 
Wenigen Voitheil zu bringen, ihn und die Seinen aber 
allen Folgen der Thorheit und des Uebermuths dieser 
Glücklichen preiszugeben schien! 

Sind aber auch zwei Erwägungen unter denen, die 
zum Verlangen nach „planvoller Regelung der Produc- 
tion" geführt haben, richtig, so ist die Verderblichkeit 
der heutigen Wirtschaftsordnung damit doch noch nicht 
erwiesen. Ist auch zuzugestehen, dass die Arbeiter 
thatsächlich , wo immer die moderne Productionsweise 
das industrielle Leben beheri-scht, der zu einem men- 
schenwürdigen Leben nöthigen Sicherheit des Daseins 
beraubt sind, ei'scheint es ferner als ein dringendes 
Erforderniss der gedeihlichen Gestaltung unserer Zu- 
kunft, dass diese die gesammte Gesittung der Ar- 
beiterbevölkemng untergrabende Unsicherheit ihrer 
Existenz aufhöre, so ist damit noch keineswegs darge- 
than, dass die Unsicherheit, welche die moderne Pro- 
ductionsweise für die Arbeiterbevölkerang bisher mit 
sich gebracht hat, unzertrennlich sei von dieser Pro- 
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ductionsweise. So lange dieser Beweis nicht erbracht 
ist, ist offenbar gegen die heutige Wirtschaftsordnung 
gar nichts bewiesen, und man sollte denken, Jeder, der 
nicht allen Sinnes für das historisch und politisch Mög- 
liche entbehrt, könnte eine unsere gesammten gesell- 
schaftlichen und politischen Verhältnisse und unsere 
gesammten Culturzustände so völlig in Frage stellende 
Forderung wie die nach Ersetzung der heutigen Wirt- 
schaftsordnung durch eine „planvolle Regelung der 
Production" nicht erheben, so lange noch irgend etwas 
an diesem Beweise fehlt. Trotzdem hat Niemand die- 
sen Beweis bisher auch nur versucht. Streng genom- 
men läge daher bis jetzt auch für die Anhänger der 
heutigen Wirtschaftsordnung keine Nothwendigkeit vor, 
das Entgegengesetzte zu zeigen. Allein haben sie sich 
der ihnen obliegenden Beweislast auch bisher nicht 
unterzogen, so verweisen doch Socialdemokraten und 
Staatssocialisten höhnend auf die furchtbaren Folgen 
der Absatzkrisen für die Arbeiterbevölkerung als auf 
die schlagendste Widerlegung Derjenigen, welche eine 
Lösung der Arbeiterfrage bei Fortbestand der heutigen 
Wirtschaftsordnung fftr möglich halten. Und da die 
Missstände, auf die man sieh beruft, nicht zu leugnen 
sind, und, so lange sie bestehen, die Zukunft der gan- 
zen Gesellschaft in Frage stellen, so genügt es nicht, 
die Berechtigung des ünteraehmergewinns und die 
Fähigkeit der Arbeiter, bei consequenter Durchführung 
der Grundsätze der heutigen Wirtschaftsordnung auf ihre 
Arbeitsbedingungen Einfluss zu üben, zu zeigen: es 
besteht auch die Aufgabe, zu untei-suchen , ob die ge- 
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schilderten traurigen Folgen der Absatzkrisen für die 
Arbeiterklasse die nothwendigen Begleiter der heutigen 
Wirtschaftsordnung sind, wie deren Gegner, ohne es zu 
beweisen, behaupten, oder ob jene Unsicherheit der 
Arbeiterexistenz nicht etwa blos deshalb besteht, weil 
die Grundsätze und Forderungen der heutigen Wirt- 
schaftsordnung bezüglich des Arbeitsverhältnisses noch 
nicht völlig verwirklicht sind. 

Uebrigens hat die Unsicherheit in der Existenz 
der Arbeiter, welche in der erörterten Weise als Feind 
der Gesittung sich zeigt, ihre Ursache nicht blos in 
den Absatzkrisen, welche die Arbeiter der Beschäftigung 
berauben. Der von Hermann betonte Unterschied in 
der Sicherheit der Einnahmen der unbemittelten und 
der wolhabenden Familien zeigt sich nicht blos dann, 
wenn die Arbeitsgelegenheit fehlt Da die Arbeitskraft 
die einzige Quelle des Arbeitereinkommens ist, die 
Arbeitskraft aber identisch ist mit dem Menschen 
selbst, insofern er seine Fähigkeiten auf den Erwerb 
wirtschaftlicher Güter verwendet, bedrohen nothwendig 
auch alle Gefahren, von denen das Leben des Menschen 
umgeben ist, die wirtschaftliche Basis des Arbeitei*s 
und seiner Familie. So störend eine Erkrankung für 
den Bemittelten ist, so bezieht er doch die Nutzungen 
von seinem Vermögen, ob gesund oder krank, und die 
Krankheit ist nicht im Stande, ihn seines Lebensunter- 
halts zu berauben: jede Krankheit giebt den, der auf 
seine Arbeit allein für den Unterhalt seines Lebens 
angewiesen ist, indem sie ihm die Fähigkeit zu arbeiten 
nimmt, dem tiefsten Elende preis. So schmerzlich die 
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in Folge irgend eines Unglücks eintretende Invalidität,, 
so beschwerlich das Alter mit seinen Gebrechen für den 
Vermögenden sein mag, die Benten, die sein Besitz 
abwirft, werden dadurch nicht vermindert : den Arbeiter 
dagegen verweisen Invalidität und Alter auf die Mild- 
thätigkeit der Menschen für die Stillung seines Hungers 
und die Bedeckung seiner Blosse. So unangenehm end- 
lich es ohne Zweifel auch für den Besitzenden ist, zu 
sterben, und so traurig sein Tod für seine Hinter- 
bliebenen sein mag, so sorgt das Vermögen, das bei 
seinem Leben seinen Bedürfhissen diente, doch noch 
nach seinem Tode für sein letztes Bedürfniss, eine 
würdige Bestattung, und das Veimögen, das seine Hin- 
terbliebenen schon bei seinen Lebzeiten emährte, be- 
wahrt sie auch nach seinem Tode, dass sie nicht dem 
Elend verfallen: wo aber sind die Mittel zum Begräb- 
niss Desjenigen, dessen einziges Mittel zur Bedüifniss- 
befriedigung seine Arbeit war, die für immer nun ruht, 
wo die Mittel zur Aufziehung der Kinder, welche diese 
Arbeit emährte? Nicht blos die Absatzkrisen also, 
welche die Beschäftigung rauben, bedrohen die Sicher- 
heit der Existenz der Arbeiterbevölkening. Allein wenn 
sie auch nicht das Einzige sind, was das Leben des 
Arbeiters gefährdet, so dienen sie doch dazu, alle die 
vorgeführten Gefahren, von denen dieses Leben um- 
geben ist, in der verderblichsten Weise zu steigern. 
Denn jede Vorsorge, die der Arbeiter etwa trifft, um 
den erwähnten Gefahren zu begegnen, wird durch jede 
Arbeitsstockung in Frage gestellt. Oder wie soll der 
Arbeiter gegenüber diesen Gefahren Vorsoi'ge treffen, 
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wenn eine Arbeitsstockung ihn des einzigen ihm hiezu 
verfügbaren Mittels beraubt, wenn die damit eintretende 
Nothwendigkeit, der Noth des Augenblicks zu begenen, 
ihn zwingt, etwa für jene Gefahren gemachte Ei*spatiiisse 
aufeuzehren, oder durch die Unfähigkeit, in den sie 
ihn versetzt, etwa vei-sprochene Beiträge an Kranken- 
und andere Unterstützungskassen zu zahlen, ihn seiner 
Ansprüche auf Unterstützung seitens derselben bei 
Eintritt des Nothfalls beraubt? Es ist offenbar: man 
diirf, um jene zerstörende Unsicherheit aus dem Leben 
der Arbeiterbevölkerung zu verbannen, nicht blos die 
Absatzkrisen mit ihren Folgen ins Auge fassen, sondern 
muss bedacht sein, den übrigen Gefahren, die dieses 
Leben bedrohen, gleichzeitig zu begegnen. OflFenbar 
aber deutet die Ei-schwerung jener übrigen Gefahren, 
welche die Arbeitsstockung bewirkt, auch darauf 
hin, dass ein Ineinandergreifen der gegen beide Arten 
von Gefahren anzuwendenden Mittel stattfinden muss, 
soll jene Unsicherheit der Arbeiterexistenz wirklich be- 
seitigt werden. 

Allein wenn auch kein Kapital, dessen Nutzungen 
auch in Krankheit und Noth die Befriedigung ihrer Be- 
dürfhisse ermöglicht, so haben die Unbemittelten doch 
Genossen, welche, in gleicher Lage wie sie befindlich, 
gegen das Versprechen gleicher Hülfeleistung im Noth- 
fall, sie aus dem Ertrage ihrer Arbeit, wenn nöthig, 
zu untei^stützen bereit sind. Die Gegenseitigkeit der 
Unterstützung der Arbeiter ist ihr Kapital, das ihnen 
Hülfe in der Noth, Selbständigkeit und Unabhängigkeit 
giebt. Und so gestaltet sich die Frage, ob und wie 
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in consequenter Durchfühining der Grandsätze der heu- 
tigen Wirtschaftsordnung die durch die Absatzkrisen 
und andere Gefahren venireachte Unsicherheit der 
Existenz aus dem Leben des Arbeiters verbannt wer- 
den kann, zur Frage nach der zweckdienlichen Organi- 
sation der Arbeiterversicherung. Hiennit aber begiebt 
sich die Untersuchung auf ein äusserst betretenes Ge- 
biet. Auf dem Gebiete der Arbeiterversichenmg ist 
theoretisch und, was mehr werth ist, praktisch bereits 
ungemein viel Gutes geleistet worden. Ja vielleicjit 
düifte es Manchem unmöglich erscheinen, der Frage 
nach der zweckdienlichen Organisation der Arbeiter- 
versicherung eine neue Seite noch abzugewinnen, und 
fast scheint der blosse Gedanke vermessen, dass auf 
diesem Gebiete etwas zu bessern sei: dass sich nicht 
lange schon auf demselben Alles genau so verhält, wie 
es sich verhalten muss. Und doch reicht alles über 
die Arbeitervei*sicherung bisher Gesagte und alles darin 
bisher Geleistete nicht aus. Nicht nur die noch immer 
über die Grundprincipien der Arbeiterversicherung, 
wie z. B. über die Zweckmässigkeit der Zwangskassen, 
des Kassenzwangs und der Kassenfi'eiheit heiTschende 
Meinungsverschiedenheit, sondern auch die Thatsache, 
dass die Uebelstände, welche die Arbeiterversicherung 
zu beseitigen bestimmt ist, noch immer bestehen, sind 
hierfür der schlagendste Beleg. 

Der Grund hiervon ist aber ein einfacher. So 
viel Ausgezeichnetes im Einzelnen auf dem Gebiete 
der Arbeiterversicherung theoretisch wie praktisch ge- 
leistet worden ist, alle bisherigen theoretischen wie 
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praktischen Behandlungen der Arbeitervei-sicherung lei- 
den an einem Fehler: alle behandeln die Frage nach 
der zweckdienlichen Organisation der Arbeiteryei*siche* 
rang für sich, losgelöst von der Betrachtung der ge- 
sammten Wirtschaftsordnung, ohne genügende Beach- 
tung des Zusammenhangs, der zwischen der Erwerbs- 
ordnung und der Ordnung der Arbeitervei-sicherung 
nothwendig besteht Ebenso wie es Oekonomiker giebt, 
die nicht beachten, dass das Wirtschaftsleben nur eine 
Seite des Volkslebens ist und ebendeshalb mit dem 
politischen Leben und der Gultur des Volkes in einem 
untrennbaren Zusammenhang steht, ebenso wie diese | 

in unwissenschaftlicher Weise Alles, was ihnen auf dem 
Gebiete der Wirtschaft abstract als möglich erscheint, 
unbekümmert um die Stufe der politischen und der Cul- ' 

turentwicklung eines Volkes, unbekümmert um dessen 
idealen Bedürfnisse und um die bürgerliche Freiheit, 
ohne Weiteres durchführen wollen, ebenso hat man 
Alles, was auf dem Gebiete der Arbeitervei-sicherung 
als wünschenswerth erschien, verwirklichen wollen oder 
verwirklicht, ohne Rücksicht, ob die heiTSchende Er- 
werbsordnung die Durchführung oder die Wirksamkeit 
des Geplanten ermögliche. Sogar die deutsche Gesetz- 
gebung über das Hülfskassenwesen ist von diesem Fehler 
nicht ft'eizusprechen. Sobald aber der zwischen Er- 
werbsordnung und Vemchei-ungsordnung nothwendig be- 
stehende Zusammenhang beachtet wird, erscheinen alle 
Streitfragen über die Grundprincipien der Arbeiterver- 
sicherung gelöst. Wer die heutige Wii-tschaftsordnung 
als das nothwendige CoiTolat der heutigen politischen 
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• 

und gesellsciiaftiichen Ordnung und des heutigen Cul- 
turlebens erkennt, wer, eben weil er in Folge der Er- 
kenntniss dieses Zusammenhangs an der heutigen Wirt- 
schaftsordnung festhält, nur darauf bedacht ist, die 
Missstände zu beseitigen, welche ihren Fortbestand und 
damit den der heutigen politischen und gesellschaft- 
lichen Ordnung und des heutigen Gulturlebens bedrohen, 
ftlr den kann es nur eine Ordnung der Arbeiterver- 
sicherung geben, und so lange die heutige Erwerbs- 
ordnung besteht, kann nur diese eine Ordnung jener 
Missstände Hen- werden. 

Hat die bisherige Betrachtung die Nothwendigkeit 
ergeben, die in Folge der Absatzkrisen und anderer 
Gefahren yeiiii'sachte Unsicherheit der Existenz aus 
dem Leben des Arbeiters zu verbannen, so zeigt sich 
demnach ein Dreifaches als Aufgabe einer Schrift, 
welche der Auffindung des unter der Herrschaft der 
heutigen Wirtschaftsordnung dahin führenden Weges ge- 
widmet ist. 

Sie hat zunächst den zwischen der Erwerbsordnung 
und der Versicheiningsordnung nothwendig bestehenden 
Zusammenhang darzuthun. Die Versicheiningsordnung 
aber hängt aufs Engste zusammen mit der Ordnung 
des gesammten Untersttttzungswesens, von dem sie nur 
ein Theil ist, und lässt sich getrennt von demselben 
gar nicht behandeln. Demgemäss wird diese Schrift 
sich zuerst damit beschäftigen, den Zusammenhang, 
der in der Vergangenheit zwischen Erwerbsordnung und 
Unterstützungswesen thatsächlich immer bestand, zu 
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zeigen, und diesen thatsächlichen Zusammenhang gleich- 
zeitig zu begillnden. 

Sie hat sodann zu untei-suchen , in wiefern die 
heutige Einrichtung. der Arbeiterversicherung im deut- 
schen Reiche den Grundsätzen und Anfordeiningen der 
heutigen Wirtschaftsordnung entspricht und deshalb im 
Stande ist, ihren Zweck zu erfüllen.* Diese Pi-ttfimg 
wird Gegenstand des zweiten Theils dieser Schrift sein, 
der sich mit den Ginindsätzen und Forderungen der 
heutigen Wirtschaftsordnung und den deutschen Arbeiter- 
hülfskassen befasst. 

Endlich hat sie zu zeigen, welches die Ordnung 
der Arbeiterversicherung ist, welche allein der heutigen 
Erwerbsordnung entspricht und daher allein , so lange 
die heutige Wiilschaftsordnung besteht, die Unsicher- 
heit der Existenz aus dem Leben des Arbeitei-s zu ver- 
bannen vermag. Die Lösung dieser Aufgabe wird im 
letzten Theil dieser Schrift versucht werden. 



ERSTES BUCH. 



ERWERBSORDNÜNG UND ÜNTER- 
STllTZÜNGSWESEN. 



Die Art und Weise, wie das ünterstützungswesen 
bei den gennanischen Völkern zur Zeit, da sie eben 
das Christentum angenommen hatten, also etwa zur 
Zeit Karl's des Grossen, geregelt war, hängt aufs 
Engste zusammen mit der damals herrschenden Eigen- 
tumsordnung und den damaligen Anschauungen über 
das Eigentumsrecht. Bei allen gennanischen Völkern 
aber, mit Ausnahme der Skandinavier, hatten die zur 
Zeit Karl's des Grossen über das Eigentum herr- 
schenden Anschauungen einen doppelten ürsprang. 
Sie beruhten auf der Auffassung des Christentums und 
auf der des germanischen Rechts. 

Die christlichen Anschauungen über das Eigentum 
erscheinen selbst nur als eine Fortbildung deijenigen 
der mosaischen Vorschriften. Bekannt ist die mosaische 
Bestimmung, nach der jedes Jubeljahr die Erbäcker sammt 
Gebäuden und Zubehör den ursprünglichen Besitzern 
oder ihren Erben zurückerstattet werden sollten. Nach 
jüdischer Auffassung gab es nämlich nur einen Eigen- 
tümer: Jehova. Dieser hatte jeder Familie den ihr 
gebührenden Antheil am Lande verliehen, und Zweck 
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des Jubeljahrs war es, die im Laufe der Zeit im Besitz- 
stand der äusseren Lebensgtiter eingetretene Ver- 
wiiTung wieder abzustellen und den auf die Ebenmässig- 
keit des Besitzes und die Gleichheit der Rechte be- 
gründeten noimalen Zustand des Reiches zurückzuführen. 
Mit fortscheitender Cultur kam dieses Gebot nothwendig 
ausser Kraft. Allein es blieb die Vorstellung, dass 
Gott der einzige Eigentümer sei, dass die Einzelnen 
Alles, was sie besitzen, nicht zu freiem Eigentum, son- 
deiTi zur Nutzniessung besitzen. Für diese Nutzniessung 
mussten die Einzelnen sowol den Leviten als auch den 
Armen bestimmte Antheile an allem Gute, an beweg- 
lichem wie an unbeweglichem, abgeben. Die Armen 
hatten an den Ertrag eines bestimmten Theiles des 
Feldes , der Ackerecke (Peak) , an die Nachlese , den 
Armenzehent und an Almosen dasselbe Recht, wie der 
Eigentümer an das Seinige. Das mosaische Recht sah 
im Almosen ein Mittel zur Wiederherstellung der 
durch die Vertheilung des Allen gehörigen Eigentums 
unter die einzelnen zeitigen Nutzniesser gestörten 
normalen Ordnung. 

Diese Auffassung ist im Wesentlichen auch die 
des Christentums. Es wäre zwar gewagt, über die in 
der Zeit des Urchristentums über das Eigentum heiTschen- 
den christlichen Anschauungen, so lange sich die 
Kirchenhistoriker in dieser schwierigen Frage nicht 
mehr geeinigt haben, etwas Bestimmtes auszusprechen. 
Allein so viel lässt sich mit Sicherheit sagen, dass in 
der christlichen Kirche von der Zeit, da die germani- 
schen Völker das Christentum annahmen, ja schon seit 
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dem vierten Jahrhundert bis zur Reformation, bei 
Kirchenvätern, Canonisten und Scholastikern dieselbe 
Auffassung des Eigentums herrscht wie im mosaischen 
Recht 8) 

Allerdings findet sich bei den Kirchenvätern keine 
Voi-schrift mehr ähnlich der mosaischen über das Jubel- 
jahr. Allein jedenfalls zu Christi Zeit war diese Vor- 
schrift auch bei den Juden lange veraltet. Dagegen 
hat die katholische Kirche seit den Vätern bis zum 
heutigen Tage^) das andei-s schwer zu erklärende 
Gleichniss vom ungerechten Verwalter im Evangelium 
Lucas stets so ausgelegt, als seien der reiche Mann, 
dessen Güter vom Verwalter vei-schwendet worden 
waren, Gott, der Verwalter der Mensch, die Güter der 
irdische Besitz, und als würden diese Güter deshalb 
Mammon der Ungerechtigkeit genannt, weil sie ein 
fi-emdes, nämlich Gottes Gut seien, das der Mensch 
nur zur Vei-waltung habe. Der verschwenderische 
Vei'walter, als der Tag der Abrechnung nahte, nahm 
von dem Vermögen seines HeiTn, schenkte es den 
Schuldnern desselben, um sich diese zu Freunden zu 
machen, und ward bei der Abrechnung vom Herni 
wegen dieser Klugheit belobt. Ebenso solle der Mensch 
von seinem Besitze, der auch nicht sein Eigentum, 
sondeiTi Gottes sei, anderen Schuldneni Gottes, den 
Armen geben, damit sie öder vielmehr die Wolthaten, 
die er ihnen erweise, ihm Gnade bei Gott erwürben. 
Auch haben sich Augustinus und nach ihm das cano- 
nische Recht auf den Bericht im vierten Kapitel der 
Apostelgeschichte über das Leben der ersten Christen, 
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in dem Alles gemeinsam gewesen sei, berufen, um die 
Gütergemeinschaft als den idealen Zustand hinzustellen, 
nach dessen Verwirklichung doch mindestens die Kle- 
riker streben sollten. Und wenn man auch den 
Laien ein so vollkommenes Leben, wie diese Güter- 
gemeinschaft voraussetze, nicht glaubte zumuten zu 
können, so herrscht doch in allen Ausführungen der 
kirchlichen Lehrer über das Eigentum bis in die Zeit 
der Refoitnation der Gedanke, dass die Gütergemein- 
schaft der natürliche, urspiUngliche Zustand sei, dass 
das Privateigentum nur durch menschliches Recht seit 
dem Sündenfalle entstanden und in Folge der Unge- 
rechtigkeit der Menschen bestehe. Dem entsprechend 
wird das Privateigentum von der christlichen Lehre 
zwar anerkannt, allein nach dem christlichen Eigen- 
tumsbegriff steht dem Besitzer kein absolutes Verwen- 
dungsrecht zu. Nur das Nöthige soll der christliche 
Eigentümer für sich gebrauchen, alles Uebrige seinen 
bedürftigen Glaubensbrüdem mittheilen. Und nur da- 
durch untei-scheidet sich die christliche Anschauung 
von der jüdischen , dass diese Pflicht keine juristische 
ist, der ein klagbares Recht der Armen gegenübersteht. 
Von der Erfüllung dieser Pflicht wurde auch nicht als 
von einer äusserlichen Bedingung die Mitgliedschaft 
der christlichen Gemeinde abhängig gemacht. Freiwillig 
soll den Armen gegeben werden, und diese sollen Alles, 
was sie empfangen, mit Dank hinnehmen. 

Und diese Auffassung der christlichen Kirche vor 
der Reformation, dass der Reiche, gewissermaassen zur 
Sühne seines Reichtums, zur Armenunterstützung ver- 
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pflichtet, dass die Armenpflege das nothwendige CoiTe- 
lat des Privateigentums sei, blieb unverändert, so 
mannigfache Aenderungen auch im Laufe der Zeit in 
den Personen eintraten, denen die in Folge dieser Auf- 
fassung gemachten Spenden zu Gute kamen. 

So unhaltbar nämlich auch jene Theorie ist, welche 
als den juristischen Eigentümer des Kirchenvermögens 
die Armen betrachtet, so ist es doch unzweifelhaft, dass 
der Zweck, dessenthalben von Anfang an der Kirche 
Vermögen zugewendet wurde, in erster Linie die Unter- 
stützung der Armen war, und unzählig, wie Tho- 
MAssiN gezeigt hat^), sind seit den Vätern die Aus- 
sprüche der kirchlichen Lehrer, welche das Kirchen- 
vermögen einfach als Eigentum der Armen, Patrimonium 
pauperum bezeichnen. In welcher Weise in der Zeit 
des Urchristentums die Gläubigen für die Erhaltung 
der Almen beisteuerten und wie die Armenpflege da- 
mals organisirt war, ist noch immer dunkel, für unsere 
Betrachtung auch gleichgültig. Seit dem 3. Jahrhundert 
war es der Bischof, dem die milden Gabe» der Gläu- 
bigen abgeliefert wurden. Eigentümer des so ent- 
stehenden Kirchenvermögens aber war Gott, nicht der 
Bischof. Dieser war. nur der Verwalter, der Gott im 
Verkehr und im Rechtsleben vertrat ; und unglücklicher 
Weise war er auch keinem Anderen als Gott für seine 
Verwaltung Rechenschaft schuldig. Denn während nur 
das Nothwendigste auf den Unterhalt des Klerus und 
zu Cultuszwecken verwendet und lieber die heiligen 
Gefässe verkauft als die Annen in Noth gelassen 
werden sollten, nahmen mit der Ausbreitung der Kirche 
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und ihrer Anerkennung seitens des Staats der Luxus 
des Klerus und die Prachtliebe im Cultus immer mehr 
zu; hierdurch wurde der Antheil der Armen am 
Kirchengut mehr und mehr verringert, bis, um den 
Aimen überhaupt einen Antheil zu retten, bestimmt 
wurde, dass ein Viertheil des Kirchenguts der Bischof, 
ein anderes Viertheil der Klerus erhalten, ein drittes 
Cultuszwecken dienen utid das letzte Viertheil den 
Armen verbleiben solle. 

Mit der Anerkennung der Kirche durch den Staat 
wurden die Bischöfe auch vom Staate als Patrone der 
Armen und Elenden anerkannt, und, während die 
materielle Gesetzgebung des römischen Reichs von den 
religiös-sittlichen Ideen des Christentums im Grossen 
und Ganzen nur wenig berührt wurde, übte die Kirche 
in jener Zeit der Grausamkeit und des Massenelends 
in der grossartigsten Weise ihr Amt als Hort der 
Unterdiilckten und Elenden. Auch in dem Staate der 
Merovinger war die Armenpflege Sache der Bischöfe. 
Und nicht nur, dass die Kirche die ihr selbst obliegende 
Veipflichtung, die Armen und Elenden zu unterstützen, 
anerkannte, sie versuchte sogar, wie der Beschluss des 
IL Concils von Toui-s, cap. V von 567 zeigt, ^) die 
Städte und Ortschaften zu vei-pflichten , für die dort 
wohnenden Armen Sorge zu tragen und nicht zu dulden, 
dass sie als Bettler das Land durchzogen. Damit 
stellte die Kirche zuei-st den Grundsatz auf, von dem 
das ganze moderne Armenwesen seine Entwickelung 
genommen. Vielleicht könnte man übrigens bereits 
in diesem Beschlüsse des Concils von Tours den ersten 
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Anfang des Vei*suches erblicken, die Armenpflege von 
dem ursprünglich dafür in ei*ster Linie bestimmten 
Kirchen vermögen weg auf andere Schultern zu wälzen. 
Jedenfalls aber ist bekannt, in welchem Maasse später 
die Kirche verweltlichte. Mit dieser fortschreitenden 
Verweltlichung wurde, mit Ausnahme von England, 
allenthalben im römisch-katholischen Europa das Kir- 
chenvermögen der Armenpflege entzogen. „Die kirch- 
liche Tradition**, so schreibt*) Ratzingeb, ein Mit- 
glied der ultramontanen Partei, „die kirchliche Tradi- 
tion, dass der Pfarrer für seine Armen sorgen müsse, 
ging unter; das kirchliche Bewusstsein, dass das Kir- 
chenvermögen Armenvermögen sei, verlor sich gänz- 
lich; eine kirchliche Armenpflege erstand nie wieder." 
Und in der That erscheint das ganze Auftauchen der 
Bettelorden als eine gegen die fortschreitende Ver- 
weltlichung der Kirche gerichtete Reaction, deren Ten- 
denz die Vermählung des heiligen Fkanciscüs mit der 
^seit elfhundert Jahren" verlassenen und verschmähten \ 
Ai-mut so anmutig kennzeichnet 7). Indess konnte diese ^ 
Reaction weder der fortschreitenden Verweltlichung der 
Kirche Einhalt thun, noch auch konnte sie die er- 
loschene kirchliche Armenpflege wiederbeleben. Nur 
mehr von den Klöstern wurden die Werke der Wol- 
thätigkeit geübt, wenn auch in sehr wenig befriedigender 
Weise. An die Stelle der früheren wolgeordneten kirch- 
lichen Aimenpflege trat jenes übelberüchtigte Almosen- 
geben der Klöster, das den Bettel gi-osszog. Die Kirche 
selbst erinnerte sich, dass ihr Vermögen Armengut sei, 
nur mehr, wenn es galt, dasselbe gegen die Eingritfe 
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räuberischer Fürsten zu vertheidigen oder fromme 
Schenkungen zur Mehmng desselben zu veranlassen. 

Von so verschiedener Grösse aber der Antheil war, 
den die Kirche in verschiedenen Zeiten von dem , was 
ihr seitens der Laien zufloss, den Armen wirklich zu- 
kommen liess: in allen Zeiten lag, wie schon gesagt, 
allen diesen Spenden der Laien die christliche An- 
schauung zu Gmnde, dass das Eigentum nur eine durch 
den Sündenfall nothwendig gewordene Abweichung von 
der dem natürlichen wie göttlichen Rechte allein ent- 
sprechenden Gütergemeinschaft, nur*ein nothwendiges 
üebel sei, dass daher dem Eigentümer kein absolutes 
Verwendungsrecht über das Seine zustehe, und dass 
er zur Sühne für den Voi-theil, den er von der durch 
die Sündhaftigkeit der Menschen nothwendigen gesell- 
schaftlichen ün Vollkommenheit ziehe, zu jenen Spenden 
verpflichtet sei. 

Dieser Auffassung des Christentums kam entgegen 
die Auffassung des germanischen Rechts. Es ist be- 
kannt, dass die germanischen Völker ihren Ackerbau 
mit einer Feldgemeinschaft begonnen haben, und auch 
nach altnordischen Rechten konnte die urspiUngliche 
Gleichheit der Landstellen von Zeit zu Zeit durch das 
sog. Reebningsverfahren wieder hergestellt werden. 
Aber auch in späterer Zeit heiTScht bei den Gennanen, 
ähnlich wie im Judentum und Christentum, die Auf- 
fassung, „dass jedes einzelne Recht zwar subjectiv eine 
Befügniss, zugleich aber auch ein von Gott verliehenes 
Amt sei, mit dem entsprechende Pflichten verknüpft 
sind. Das römische System setzt ursprünglich voraus, 
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dass die Menschen, wie immer sittlich mit einander zu- 
sammenhängend, doch reditlich einander fremd und 
pflichtlos gegenüberstehen; wogegen das germanische 
bereits in vorchristlicher Zeit für jedes Gemeinwesen 
den Grundsatz der Gilden festhält: ^Unus subveniat al- 
tert tamguam fratri suo in utili et honesta.^ (Röscher.) 

Wie nun gestalteten sich auf Grund dieser über- 
einstimmenden Grundanschauungen des Christentums 
und des germanischen Rechts die Pflicht zur Armen- 
und Krankenuntersttitzung in der Zeit, da die geima- 
nischen Völker sich eben zum Christentum bekehrt 
hatten, also ungefähr zur Zeit Karl's des Grossen? 

Um diese Frage zu beantworten, ist es nöthig, 
sich vor Allem die Gliederung der damaligen Gesell- 
schaft zu vergegenwärtigen. Die weltliche Gesellschaft 
zerfiel damals in zwei grosse Klassen : in Freie und 
Unfreie, und die Freien wiederum schieden sich in 
grosse und kleine Gnindbesitzer. Auf Grund der er- 
örterten christlich - geimanischen Rechtsanschauungen 
finden wir eine dmfache Pflicht der Armen- und 
Erankenuntei-stützung. 

In erster Linie war die Familie zur Unterstützung 
ihrer in Noth und Krankheit befindlichen Mitglieder 
verpflichtet. Allein ebenso wie der Begiiff der Familie 
nicht ganz derselbe, wie der der natürlichen Bluts- 
verwandtschaft war, ebenso beruhte diese Pflicht nicht 
blos auf dem natürlichen und christlichen Gebote, dass 
jeder Hausvater seine Angehörigen, seine aiinen Ver- 
wandtet! und sein Gesinde erhalten müsse. Zur Familie 
zählten auch die Unfreien, die einem GmndheiTn ge- 
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hörten, und die Familie begiilndete nicht blos eine 
natürliche, sondem auch -eine rechtliche Gemeinschaft 
zu Schutz und Trutz. Es gab also, abgesehen von 
der natürlichen und christlichen, auch eine besondere 
rechtliche Ursache der Pflicht der Grundherren, ihre 
aimen Familienangehörigen und die an ihren Grund 
und Boden gebundenen Hörigen zu unterstützen. 

In zweiter Linie war zur Unterstützung veipflichtet 
die Gilde. Als nämlich die auf die Familie begrün- 
deten Rechtsbürgschaften unzureichend wurden, um 
Rechtsschutz zu sichem, sahen sich die Freien mit 
kleinem Grundbesitz in ihren Interessen bedroht und 
bildeten der Familie ähnliche SchutzverbiUderungen : 
die Gilden. Die Fürsorge dieser Gilden erstreckte- sich 
ähnlich der der Familie auf alle äusseren Verhältnisse 
ihrer Mitglieder, und ebenso wie die Gilde allenthalben 
für den Genossen eintrat, wo die Familie nicht aus- 
reichte, ihm Schutz zu gewähren, ebenso unterstützte 
sie ihn auch in Krankheit und Noth und trug Sorge 
für sein Begi-äbniss. 

Endlich war zur Unterstützung verpflichtet die 
Kirche. Von den Gütern, die ihr auf Grund der er- 
örterten Anschauungen zugewendet wurden, sollte sie 
ein Viertheil auf die Unterstützung der Armen ver- 
wenden. Indess war diese Verpflichtung der Kirche 
eine nur subsidiäre. In erster Linie traf die Unter- 
stützungspflicht gegenüber dem Hörigen den Grund- 
herrn, gegenüber dem in Noth befindlichen Freien 
dessen Vei-wandtschaft und Genossenschaft. Erst wenn 
diese, -wie dies bei der damals häufigen Hungersnoth 



INNERE BERECHTIGUNG DIESER ÜNTERSTÜTZUNG80RDNÜNG. 43 

oft vorkommen mochte, sich unfähig zeigten, die nöthige 
Untei-stützung zu gewähren, sollte die kirchliche Armen- 
pflege eintreten. Abgesehen von dieser subsidiären Ver- 
pflichtung der Kirche, fiel auch die Unterstützung der 
Fremden der kirchlichen Aimenpflege zur Last, und 
selbstverständlich hatte die Kirche, wo sie Hörige hatte, 
wie jeder Grundherr ihre Hörigen zu unterhalten. 

Und diese Ordnung des Unteretützungswesens war 
den damaligen wirtschaftlichen Verhältnissen völlig ent- 
sprechend. Die Freien, die in Nothfällen zunächst auf 
sich selbst angewiesen waren, hatten in ihrer persön- 
lichen Freiheit und in ihrem freien Grundeigentum 
die Möglichkeit, selbständig für sich zu sorgen, und 
fanden die nöthige Hülfe, sei es, wie die grossen Freien, 
Jeder in seinen eigenen Hülfsmitteln und denen seiner 
Familie, sei es, wie die kleinen Freien, in der Unter- 
stützung seitens der Gilde, welche, indem sie den 
kleinen Freien die Freiheit ihrer Pei-son und ihres 
Eigentums sicherte, ihnen wirtschaftlich auch ermög- 
lichte, ihre gegenseitige Versichemng in Krankheit und 
Noth zu übernehmen. Die Hörigen dagegen, deren 
Unterstützung dem Grundhemi oblag, waren durch 
ihre pei*sönliche Unfreiheit in ihrer Fähigkeit, für sich 
selbst zu sorgen, beschränkt, während der Grundherr, 
indem er die Früchte ihrer unfreien Arbeit für sich 
nahm, von dieser Beschränkung den Vortheil zog. Nur 
die durch ausserordentliche Verhältnisse Nothleidenden 
endlich waren auf einen allgemeinen Gesellschaftsfonds 
verwiesen, den die Besitzenden, von den erörterten 
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Anschauungen ausgehend, zusammenschössen, und den 
die Kirche verwaltete. 

Die Pflicht der Grundheiren, ihre in Noth und 
Krankheit befindlichen Hörigen zu unterstützen, blieb 
unverändeit dieselbe, so lange die Hörigkeit bestand. 
So lange der Arbeiter in Folge seiner Unfreiheit seine 
Arbeitskraft nicht frei verwenden konnte, so lange der 
Preis, den er für seine Arbeit erhielt, nicht in freiem 
Vertrag bestimmt wurde, so lange er also für sein Ein- 
kommen aus seiner Arbeit in keiner Weise verantwort- 
lich war, konnte von ihm nicht verlangt werden, dass 
er in Nothfällen sich selbst unterhalte. So lange der 
Grundherr den Ertrag dieser Arbeit für sich einheimste, 
musste ihm in solchen Nothfällen auch in erster Linie 
die Unterstützungslast zufallen. Die Hörigkeit des 
Arbeitei-s und die Untei*stützungspflicht des Gnind- 
heriTi sind nothwendige Con-elate. 

Auch die Pflicht der Gildegenossen, in Krankheit 
und Noth sich gegenseitig zu unterstützen, blieb be- 
stehen, so lange die Gilden bestanden. Sie findet sich 
bei allen Gildegenossenschaften, einerlei, unter welchen 
Gesellschaftsklassen die Gildebildung eintrat. 

So bestimmen in allen Landein die Statuten der 
unter den Voniehmen der Städte bestehenden Bürger- 
gilden, dass, wenn ein Bruder in Armut geräth, wenn 
er durch Feuer oder Schiffbruch Veimögensverlust er- 
leidet, wenn er durch Krankheit oder Verstümmelung 
unfähig wird zur Arbeit, die Genossen Beiträge leisten 
sollen zu seiner Untei-stützung. Diese Bürgergilden er- 
griffe» eben wie alle auf geimanischer Gnindlage be- 
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ruhenden Gilden den ganzen Menschen in allen seinen 
Lebensverhältnissen, und indem sie die pei*sönliche 
Freiheit und die Erwerbsinteressen ihrer Mitglieder 
sicherten, setzten sie diese auch in Stand, Beiträge zur 
gegenseitigen Unterstützung im Falle von Krankheit 
und Noth zu leisten. 

Und ebenso verhielt es sich mit den Handwerker- 
gilden, deren Hauptaufgabe die Sicherung der Freiheit 
und der Erwerbsinteressen der Handwerker war und 
die gleichfalls ihre Mitglieder zur gegenseitigen Unter- 
stützung in Noth und Krankheit vei-pflichteten. Ganz 
besondei*s aber erscheint diese gegenseitige Unter- 
stützungspflicht der Zunftgenossen gerechtfei-tigt für die 
Zeit des herrschenden Zunftzwanges. Sehr treffend hat 
Röscher das damit eingetretene Verhältniss charak- 
terisirt, indem er sagt: „Die Stadt als Ganzes empfing 
den Absatz von Gewerbeproducten innerhalb ihi'er 
Bannmeile als eine Art Lehn. Von diesem grossen 
Lehn wurden einige Zweige allen Bürgeni als solche 
freigegeben, andere dem Rathe ausschliesslich vorbe- 
halten, die meisten aber den Zünften gleichsam als 
Afterlehn ausgethan." Und mit Recht bezeichnet er 
„das, was man heutzutage das Recht der Arbeit nennt", 
als damit „in der That einigermassen verwirklicht." 
Diesem Recht auf Arbeit der Zunftgenossen entsprach 
es vom wirtschaftlichen Gesichtspunkte vollkommen, 
wenn die Zunftgenossen auch gezwungen waren, in 
Krankheit und Noth sich zu unterstützen. 

Und nicht anders wie mit den Zünften war es mit 
den Gesellenverbindungen , sowol da , wo sie gegön den 



\ 
i 



46 UNTERSTÜTZUNGSPFLICHT DER KIRCHE. 

Willen der Meister als freiwillige Genossenschaften unter 
den Gesellen bestanden, als auch da, wo sie als die 
Organisation des Gesellenstandes von den Zünften an- 
erkannt waren. Ebenso wie die Zunftigenossen hatten 
die Gesellen ein Recht auf Arbeit. Hatten die Zünfte 
den Gewerbebetrieb gewissermaassen als Afterlehen von 
von der Stadt, so hatten die Gesellenschaften die Arbeit 
als Afterlehen von den Zünften. Kein Meister duiite 
einen anderen als einen richtig ausgelernten Gesellen 
beschäftigen. Fand ein Geselle an einem Orte keine 
Arbeit, so erhielt er Untei-sttitzung , um an einem an- 
deren Orte Arbeit zu suchen. Sogar die Ordnung, in 
der die neu zugewanderten Gesellen von den Meistern 
in Arbeit genommen werden mussten, war später zwi- 
schen Zunft und Gesellenschaft aufs Genaueste geregelt, 
und der zuerst angekommene Geselle hatte ein Recht 
auf die zuei-st nach seiner Ankunft frei werdende Ar- 
beitsstelle. Gegentiber diesem Recht auf Arbeit waren 
aber die Gesellen zu Beiträgen zum Zweck der Unter- 
stützung der kranken Genossen verpflichtet. 

Was endlich die Stellung der Kirche zur Unter- 
stützung der Kranken und Nothleidenden angeht, so 
wurde schon oben hervorgehoben, dass mit der fort- 
schreitenden Verwel^lichung der Kirche in den römisch- 
katholischen Ländern des Gontinents den Aimen auch 
das seit dem Papste Simplicius ihnen verbliebene 
Viertheil des Kirchenvermögens mehr und mehr ent- 
zogen wurde. Seitens der Klöster allein fand noch 
eine, in ihrer Art bekanntlich keineswegs lobenswerthe 
Annenpflege statt, und nur eine Thätigkeit der Klöster 
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erscheint als eine in jeder Weise segensreiche: ihre 
Thätigkeit in den Hospitälern. Hier wurden die Kran- 
ken theils unentgeltlich, theils gegen Entgelt verpflegt, 
und die Fürsorge, welche die Zünfte und Gesellenver- 
bände ihren kranken Mitgliedern zu Theil werden 
liessen, bestand zu einem wesentlichen Theile darin, 
dass sie an die Spitäler Beiträge zahlten, um ihren 
Genossen im Falle der Erkrankung Aufnahme und Ver- 
pflegung darin zu sicheni. An diese Fürsorge der 
Klöster für die Kranken schloss sich feiner aus den- 
selben religiösen Motiven die Fürsorge der unter den 
Laien, und zwar meist unter Laien eines und (desselben 
Standes, bestehenden frommen Brüderschaften, einer 
Alt von Laienorden, an, die sich in katholischen Lan- 
dein noch heute finden. 

n. 

Eine neue Epoche im Unterstützungswesen trat 
ein mit der Refonnation. Mit der fortschreitenden 
Cultur hatte die wirtschaftliche Bedeutung des auf 
Arbeit benihenden beweglichen Gutes zugenommen, 
und damit war in den oben erörterten Anschauungen 
über das Eigentum eine Aenderung allmählich ein- 
getreten. An dem beweglichen Gute entwickelte sich 
auch bei den gennanischen Völkern der absolute Eigen- 
tumsbegriff, wie ihn das römische Recht kennt. Und 
diese Entwickelung wurde durch zweierlei unterstützt: 
durch die fortschreitende Verdrängung der alten ger- 
manischen Rechte durch das römische Recht selbst und 
durch LuTHER^s Anschauungen über Reichtum und 
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Eigentum. Während der christlichen Lehre seit den 
Kirchenvätern bis Luther der Communismus immer 
als der dem natürlichen und göttlichen Rechte ent- 
sprechende Zustand und das Privateigentum nur als 
ein in Folge des Sündenfalles nothwendig gewordenes 
Uebel gilt, ist Luther ein entschiedener Gegner des 
Communismus und sucht mit Hinweis auf Abraham, 
der selbst sehr reich an Vieh, Silber und Gold und 
doch sehr gottselig gewesen, auf Christus, der selbst 
Eigentum besessen habe, und auf das neue Testament 
im Gegensatze zum alten das Eigentum zu recht- 
fertigen. So gelangte unter dem doppelten Einflüsse 
der veränderten rechtlichen und religiösen Anschauungen 
an Stelle der alten germanischen Auffassung des Eigen- 
tums als eines mit Pflichten verbundenen Amtes, der 
römisch - rechtliche Begriif des Eigentums als einer 
lediglich subjectiven Befugniss zur Herrschaft, aller- 
dings in vollem Maasse zunächst nur für das beweg- 
liche Gut. 

Zu dieser Verändenmg der Anschauungen kam in 
den LändeiTi, welche den neuen Glauben annahmen, 
die Säcularisation des Klostergutes. Wurde in Folge 
jener Veränderung in den Anschauungen über das 
Eigentum die Quelle verstopft, aus der den Annen 
durch die Klöster immer wieder neue Almosen zuflössen, 
so wurden sie durch die Säcularisation des Kloster- 
gutes auch dessen, was bisher zu ihrem Unterhalt zu- 
sammengeschossen worden war, beraubt. Allein damit 
waren nicht auch die Armen beseitigt, welche von den 
Spenden der Klöster bisher gelebt hatten, und wenn 
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auch dem Bettlerwesen, welches durch das Almosen- 
geben der Klöster grossgezogen worden, damit der 
Boden entzogen war, so war damit doch nicht die wirk- 
liche Noth und die Nothwendigkeit , für sie zu sorgen, 
beseitigt. 

Besondei*s machte sich das hierdurch hervorgerufene 
Bedüiihiss nach einem neuen Systeme der Armenpflege 
in England geltend. England nämlich war das einzige 
Land, in dem noch bis zur Reformation die alte 
geordnete kirchliche Armenpflege bestand. Hier 
wurde die Armenpflege nicht nur freiwillig von den 
Klöstern, sondern auf Grund der alten kirchlichen und 
auf Grund von weltlichen Bestimmungen noch von den 
Bischöfen und Pfarrern geübt. Da aber die Säcularisation 
in England sich ebenso auf die Güter des Säcularklerus 
wie der Regularen erstreckte, wurden auch hifer den 
Armen durch die Einführung der Reformation die 
früheren Unterhaltungsquellen trocken gelegt. Und 
nicht nur der Gegensatz zu dem früheren geordneten 
Zustande machte den Mangel einer Organisation des 
Unterstützungswesens hier besonders fühlbar, sondern 
gleichzeitig war auch die Zahl der Untei*stützungs- 
bedürftigen hier grösser als anderwärts: denn zur Zeit 
der Einführung der Reformation hatte die Hörigkeit 
der ländlichen Arbeiter in England thatsächlich bereits 
aufgehört, und damit war die alte Unterstützungspflicht 
der GrundheiTon gegenüber ihren in Noth und Krank- 
heit befindlichen ländlichen Arbeitern gleichfalls er- 
loschen. 

Brentano, Arbeiterversichernng. 4 
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Wäre nun wirklich volle Freiheit der Arbeit an 
Stelle der alten Hörigkeit getreten, so wäre eine Orga- 
nisation der Unterstützung der in Noth befindlichen 
Arbeitsfähigen in jener Zeit der Klagen über den Mangel 
an ländlichen Arbeiten! in keiner Weise am Platze ge- 
wesen. Die Arbeitsfähigen hätte man auf die Selbst- 
hülfe vei-weisen können, und nur für die Arbeitsunfähigen 
wäre eine besondere Füi-sorge nothwendig gewesen. 
Allein es war nicht die volle Freiheit der Arbeit, welche 
die Hörigkeit ablöste. Das Gewerbe war in den Hän- 
den der Zünfte. Der ländliche Arbeiter war durch die 
gesetzlichen Beschränkungen der Freizügigkeit darauf 
angewiesen, in seiner Pfaiwi seinen Unterhalt durch 
Arbeit zu suchen. Auch hier aber war er verhindert, 
seine Arbeit nach der Lage des Markts zu verwerthen. 
Wie viel Lohn er empfangen, wie viel Lohn ihm ge- 
geben werden dürfe, wurde durch den Friedensrichter 
festgesetzt. Wer mehr gab, sollte zehn, wer mehr 
nahm, sollte einundzwanzig Tage ins Gefängniss gesetzt 
werden, und Verabredungen, um Lohnerhöhungen zu 
erzielen, waren mit barbarischen Strafen bedroht. 

Da man auf diese Weise den Erwerb und damit 
die Möglichkeit der Arbeiter, für sich selbst zu sorgen, 
beschränkte, war es nöthig, nicht nur für die Arbeits- 
unfähigen, sondeiTi auch für die Fälle der Krankheit 
und Noth der Arbeitsfähigen Fürsorge zu treffen. Dies 
geschah, indem man die Vei-pflichtung des Kirchspiels, 
seine Armen zu unterhalten, beibehielt. Auch die Ver- 
waltung der Armenunterstützung blieb zunächst in kirch- 
lichen Händen. Die Kirchenvorstände wurden ver- 
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pflichtet, die vermögenden Bewohner des Kirchspiels 
in höflicher Weise (gently) anzugehen, regelmässige 
Beiträge für die Aimenuntei-stützung zu zahlen. Allein 
bald zeigte sich die Wirkung der Veränderung in den 
religiösen Anschauungen. Während fi-üher von einem 
Zwange zu Beiträgen zur Armenunt6rstützung niemals 
die Rede gewesen, musste nun durch die Gesetze von 
1552 und 1563 bestimmt werden, dass, wenn die Auf- 
fordenmg der Kirchenvoi-stände zu Unterstützungs- 
beiträgen vergeblich geblieben, der Bischof den Bei- 
tragsvei'weigerer vorfordem solle, und dass, wenn auch 
die Ermahnung des Bischofs nichts genutzt habe, der 
Richter ihn vor die Vierteljahresession fordern solle. 
Hier soll der Richter ihn „freundlich und artig er- 
mahnen und ihm zureden; will er auch hier sich nicht 
üben-eden lassen, so sind die Richter befugt, ihm einen 
wöchentlichen Beitrag im Verhältniss zu seinem Ver- 
mögen aufeuerlegen und ihn einzuspen-en , bis er be- 
zahlt". Endlich wurde 1572 eine allgemeine örtliche 
Besteuerung für die Unterstützung der arbeitsunfähigen 
Armen angeordnet und 'bestimmt, dass aus etwaigen 
Uebei-schüssen ein Arbeitshaus für arbeitsfähige Bettler 
errichtet werden solle. Auf diese Weise erwuchs aus 
den alten, von der Kirche zwar anempfohlenen, aber 
immerhin auf freiem Willen beruhenden Beiträgen zur 
Armenuntei*stützung die Armensteuer. 

Trat so einerseits eine staatliche Armenpflege an 
Stelle der kirchlichen, so wurden anderei'seits die be- 
reits in früheren Zeiten erlassenen Repressivmassregeln 

gegen den Bettel verschärft. Der Bettel wurde mit 

4« 
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wahrhaft barbarischen Strafen bedroht, und um Miss- 
brauch der Armenunterstützung zu verhüten, wurden 
durch den Act 18 Eliz. c. 3 die Friedensrichter er- 
mächtigt, Arbeitshäuser zu enichten und mit Arbeits- 
material zu vei^sehen, damit „die Jugend zur Arbeit 
gewöhnt und erzogen werde und nicht aufwachse zu 
fauler Tagdieberei und damit Andere, die im Nichts^ 
thun herangewachsen und Tagdiebe seien, keine ge- 
rechte Ausrede haben, wenn sie angeben, sie könnten 
weder Dienst noch Arbeit finden". Diese Motivirung 
zeigt, das's es keineswegs ein Recht der Annen auf 
Arbeit war, was mit diesen Arbeitshäuseni eingeführt 
wurde. Man hat dies häufig behauptet. Allein die 
Armen selbst hatten nach diesen Gesetzen weder ein 
Recht auf Unterstützung, noch ein Recht auf Arbeit. 
Der Einzige, der darnach ein Recht hatte, war der 
Staat. Er hatte das Recht, von den Kirchspielen die 
Untei-stützung ihrer Armen zu verlangen, und diese 
waren verpflichtet, für diese Unterstüzung in den Arbeits- 
häusern der Kirchspiele zu arbeiten. 

Im Jahre 1601 wurden durch den Act 43 Eliz. 
c. 2 die seit der Reformation in England erlassenen 
Armengesetze codificirt und damit war die Armen- 
ordnung festgestellt, welche in England bis zum Jahre 
1834 Geltung behielt. Schon Sir Frederik M. Eden 
aber hat hervorgehoben, dass diese Armenordnung nur 
ein Theil und nur eine nothwendige Ergänzung des 
wirtschaftlichen Systems* war, welches auf dem so- 
genannten Lehrlingsgesetz der Königin Elisabeth von 
1562 beruhte. Durch dieses Gesetz wurden u. A. 
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« 

einei-seits die Privilegien der Zünfte bestätigt und 
andererseits bestimmt, dass Jeder im Alter von 12 bis 
60 Jahren gezwungen werden könne, zu einem von den 
Behörden periodisch festzustellenden Lohne, je nach 
seiner Vorbildung, im Gewerbe oder im Landbau zu 
arbeiten. Gemäss diesem Lehrlingsgesetze von 1562 
und dem Armengesetze von 1601 war das Unter- 
Stützungswesen in England von der Zeit der Königin ; 
Elisabeth bis ins neunzehnte Jahrhundert somit fol- 
gendermassen geregelt: l 

Die städtischen Handwerker waren gezwungen 
einer Genossenschaft, der Zunft, anzugehören und Bei- 
träge zu zahlen, von der sie im Falle der Krankheit 
und Noth untei^stützt wurden. Dafür sicherte diese \ 
Genossenschaft, indem sie ein Recht auf Arbeit ge- 
währte, ihnen ihre Erwerbsfilhigkeit und damit ihre 
Fähigkeit, jene Beiträge zu leisten. 

Die arbeitsfähigen Armen dagegen, welche zwar 
vei'pflichtet waren zu arbeiten, dei'en Möglichkeit durch 
Arbeit für sich zu sorgen aber durch die Zunft- 
beschränkungen, Niederlassungshindemisse , Lohnrege- 
lungen und Coalitionsverbote beeinträchtigt war, muss- 
ten von den Besitzenden ihres Kirchspiels, denen diese 
Beeinträchtigungen der Freiheit der Arbeit zu Gute 
kamen, in Krankheit und bei Mangel an Beschäftigung 
unterstützt werden und für diese Unterstützung im 
Arbeitshause Arbeit leisten. 

Endlich die arbeitsunfähigen Armen, welche früher 
von der Kirche und den Klöstern erhalten worden 
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waren, mussten nun gleichfalls unentgeltlich vom Kirch- 
spiel ernährt werden. 

Auf denselben Grundprincipien, wie diese englische, 
beruhte die Ordnung der Armenpflege, die in Frank- 
reich in dem 16. Jahrhundert eintrat. Allerdings hatte 
hier keine Säcularisation von Kirchen- und Klostergut, 
wie in England, stattgefunden. Allein die kirchliche 
Anüenpflege war hier völlig in Verfall gerathen, die 
Unfähigkeit der Armen, im Fall von Krankheit und 
Noth für sich selbst zu sorgen, war in Folge der 
mangelnden Erwerbsfreiheit hier dieselbe wie in Eng- 
land, und so trat hier, ähnlich wie in England, in Folge 
der Ordonnanz von Moulins von 1561 eine staatliche 
Armenpflege an Stelle der kirchlichen, während die 
Pflichten und Rechte der zünftigen Handwerker hier 
ebenso wie in England unverändert blieben. 

Dem Verfall der kirchlichen Armenpflege, der uns 
in Frankreich entgegentritt, begegnen wir ebenso in 
Spanien, und es wäre deshalb kaum von Interesse, dieses 
Landes besonders zu erwähnen, verdiente nicht die 
Stellung, die Mariana zur Armenfrage einnahm, be- 
sondere Beachtung 8). In einem Capitel „über die 
Armen" macht dieser merkwürdige Jesuit, nachdem er 
dieselben Anschauungen über das Eigentum wie die 
Kirchenväter auseinandergesetzt hat, den Vorschlag, 
man solle, um dem in entsetzlichem Maasse wachsenden 
Pauperismus zu begegnen, das Kirchenvermögen dem 
im Ueberflusse strotzenden Klerus nehmen und seinem 
ursprünglichen Zwecke, der Annenpflege, zuiückgeben. 
Dann werde es nicht nöthig sein, weitere Hospize zur 
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Aufnahme, Pflege und Emähining der Armen und 
Fremden zu enichten. Sei aber an einzelnen Orten 
das Kirchenvei-mögen hieifttr zu gering, wai-um solle 
nicht der König in den voniehmeren Städten Spaniens, 
wo ungeheure Schätze der Geistlichkeit aufgehäuft 
seien, die Verwendung derselben für die Armen her- 
beiführen? So wird hier seitens eines hervorragenden 
Geistlichen selbst in einer Schrift allerdings, deren ab- 
solutistisch- socialistische Vei-schlagenheit den Neid eines 
modernen Staatssocialisten erwecken könnte, eine Sä- 
cularisation des Kirchenguts, damit der Staat dasselbe 
für die Armen vei'wende, in Voi-schlag gebracht. So- 
dann kommt Mariana auf den bereits erwähnten Be- 
schluss des Concils von Tours zurück und empfiehlt, 
dass entsprechend diesem Beschlüsse jede Stadt ihre 
eigenen Annen ernähren möge. Und in der That 
musste auch in Spanien in Folge des Verfalls der kirch- 
lichen Ai-menpflege die weltliche Behörde der Armen 
sich annehmen. 

Ganz denselben Verlauf wie in England, Frank- 
reich und Spanien nahm femer die Entwickelung in 
Deutschland. 

Auch in Deutschland war die kirchliche Annen- 
pflege in völligen Verfall gerathen, so dass bereits durch 
die Reichspolizeiordnungen von 1497, 1498 und 1500 
die Versorgung der Annen durch das ganze Reich der 
Gemeinde aufgelegt wurde. Am dringendsten aber 
wurde das Bedtiifniss nach Einführung einer weltlichen 
Annenpflege in den Theilen Deutschlands, welche die 
Reformation annahmen in Folge der Aufhebung der 
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Klöster, seitens deren bisher allein noch eine Armen- 
pflege stattgefunden hatte. Luther erkannte klar 
diese Folge des von ihm herbeigeführten Umschwungs- 
Bereits 1520 empfiehlt er, dass jede Stadt, nöthigen- 
falls mit Zuziehung der umliegenden Dörfer, ihre Armen 
ernähren und keine fremden Bettler zulassen solle. 
Und 1523 schrieb er die Vorrede zur Ordnung des 
gemeinen Kastens zu Leisnig, als dessen Giamdzüge 
Koscher die folgenden angibt: Alle Armenpflege ist 
Sache der weltlichen Gemeinde, aber im engsten Zu- 
sammenhang mit den Kirchenfinanzen und ganz von 
ethisch - religiösen Gioindlagen ausgehend. Niemand 
darf betteln. Die arbeitsfähigen Armen sollen arbeiten 
oder ausgewiesen, die Arbeitsunfähigen vei-sorgt, die 
armen Kinder in Schule, Handwerk etc. unterrichtet 
werden. Arbeitern, die ihr Geschäft nicht hinlänglich 
zu treiben vermögen, soll man zunächst mit Darlehen 
aushelfen. Reicht das eigene Vennögen des Kastens 
nicht zu, so haben die Gemeindeglieder auf dem Wege 
der Besteuerung das Fehlende zu einsetzen. Diese Ord- 
nung galt, wie Röscher angiebt, für das ganze luthe- 
rische Deutschland lange Zeit als Muster. 

Aber auch in den katholischen Röichstheilen nahm 
die Entwicklung denselben Weg. Allerdings hatte noch 
Karl V. in der Reformation von 1548 mit Wehmut 
der einstigen Einrichtung gedacht^), dass der vierte 
Theil des kirchlichen Einkommens für die Armen ver- 
wendet worden sei, und dass mit allen Bischofssitzen, 
KlösteiTi, Canonicaten und Collegiatstiften einst Hospi- 
täler und Armenhäuser verbunden gewesen seien, und 
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hatte die Wiederhei-stellung der letzteren in allen Orten, 
wo sie fiUher bestanden, befohlen. Allein dieser Befehl 
wurde niemals ausgeführt. Auch in den katholischen 
Reichstheilen trat, insbesondere seit der Reichspolizei- 
ordnung von 1577, die weltliche Armenpflege an Stelle 
der kirchlichen, und dieser blieb nur die Füi-sorge für 
die Almen in den bestehenden Hospitälei-n. 

Was speciell Preussen angeht, so war daselbst in 
der vorlandrechtlichen Zeit die Gemeinde ebenso wie 
in anderen deutschen Landen zur Fürsorge für ihre 
Annen verpflichtet. Besonders bemerkenswerth aber 
sind erst die Bestimmungen des Landrechts über die 
Armenpflege. Nicht als ob die Art und Weise, wie 
es für die Armen Ftii-sorge trifft, durch Originalität 
sich auszeichnete. Diese war nicht oder wenig ver- 
schieden von den Maassnahmen in anderen Ländern. 
Allein in keinem anderen Lande finden sich die all-' 
gemeinen Ginindsätze, welche die Zeit über die Annen- 
pflege hegte, so klar formulirt wie im 19. Titel des l 
VL Theiles des Landrechts, dessen § 1 ausspricht: 
„dem Staate kommt es zu für die Ernähning und Ver- 
pflegung derjenigen Bürger zu sorgen, die sich ihren 
Unterhalt nicht selbst verschaffen und denselben auch 
von anderen Privatpersonen, welche nach besonderen 
Gesetzen dazu veipflichtet sind, nicht erhalten können", \ 
und dessen §2 bestimmt: „Denjenigen, welchen es nur 
an Mitteln und Gelegenheit, ihren und der Ihrigen 
Unterhalt selbst zu verdienen, ennangelt, sollen Ar- 
beiten, die ihren Kräften und Fähigkeiten gemäss sind, 
angewiesen werden " Hiermit war nicht nur, wie in 
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änderen Ländern, eine Pflicht des Staats zur Ai-men- 
UDterBtützung thatsächlich anerkannt, sondern eine prin- 
cipielle subsidiäre Veipflichtung der obersten Staats- 
gewalt zur Gewährung von Armenunterstützungen aus- 
gesprochen und den Armen ein Recht auf Arbeit zu- 
erkannt, das die weitgehendsten Forderungen der 
heutigen Socialisten befriedigen düifte. Allein aller- 
dings entsprachen diese Grundsätze der Armenordnung 
vollkommen der damaligen unfreien Ordnung des Er- 
werbslebens. 

Die ländlichen Arbeiter in Freussen befanden sich 
nämlich bis zum Edict vom 9. October 1807 im Zu- 
stande der Hörigkeit. Dafür bestand allerdings auch 
bis zu diesem Edict die Verbindlichkeit der Gutsherren, 
für ihre Hörigen im Falle von Krankheit und Verarmung 
zu sorgen. 

Das Handwerk befand sich in den Händen der 
Zanfte. Allein mit diesen Zünften war eine grosse 
Verändeiung vor sich gegangen. Sie waren in Freussen 
nicht mehr wie ehemals und wie noch in anderen Län- 
dern autonome Köiperschaften, welche den Gewerbe- 
betrieb mehr oder minder selbständig regelten und 
deren Mitgliedschaft das Recht zum Gewerbebetrieb 
gab. Ihre Autonomie hatte aufgehört; der Gewerbe- 
betrieb wurde von der Staatsregierung geregelt; diese 
hatte die Befugniss, unabhängig von den Zünften 
Meister, sog. Freimeister, zu ernennen und Einzelnen 
somit direet ein Recht auf Arbeit zu verleihen. Die 
Zünfte waren zu reinen Polizeiaostalten herabgesunken, 
zu Körperschaften, zum Zweck der Ausführung der An- 
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Ordnungen der Staatsregierang. Und dem entsprechend 
erscheint die Pflicht der Handwerker, im Falle von 
Krankheit und Noth sich gegenseitig zu unterstützen, 
nicht mehr als eine Pflicht gegenüber der Genossen- 
schaft, welche der durch diese gewährten Erwerbs- 
fähigkeit entsprach, sondern als eine Pflicht gegenüber 
dem Staat, als ein Versicheiiingszwang, den dieser den- 
jenigen auferlegte, denen er mit dem Recht auf Arbeit 
eine Sicherung ihrer Existenz gewährte. 

Was die Gesellen angeht, so durften nur richtig 
ausgelernte Arbeiter beschäftigt werden. Die richtig 
ausgeleiTiten Gesellen aber hatten ein Recht auf Be- 
schäftigung seitens der Meister und auf Unterstützung 
seitens der Gewerksältesten, bis sich Beschäftigung fand, 
jedoch nicht länger als drei Tage. Fand sich inner- 
halb dieser Zeit keine Beschäftigung, so mussten sie 
weiterwandeni. Und auch hier entsprach diesem Rechte 
auf Arbeit ein Zwang zu Beiträgen zur Gesellenkasse, 
aus der die kranken, nothleidenden und wandernden 
Gesellen untei-stützt wurden. Die Gesellen hatten aber 
nicht nur ein Recht auf Arbeit, sie waren auch „an 
den nach den Gesetzen des Staats zur Arbeit be- 
stimmten Tagen" unter Androhung von Gefängniss zur 
Arbeit vei'pflichtet und zwar gegen einen Lohn, welchen 
ebenso wie Kostgeld oder Beköstigung die Zunft unter 
Direction der Obrigkeit bestimmte. Entsprechend dieser 
Unfreiheit und dieser Beeinträchtigung des Erwerbs der 
Gesellen durch die Meister finden wir auch die Ge- 
werkskasse verpflichtet, die Kur- und Verpflegungs- 
kosten kranker Gesellen im Falle des Unvermögens 
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der Gesellenkasse zu bestreiten. Ei^st ^venn auch die 
Gewerkskasse nicht hinreichend ist, muss die Armen- 
kasse des Oils und bei deren Unzulänglichkeit die 
Stadt- oder Kämmereikasse zutreten. 

Wir finden also auch hier eine Unterstützungs- 
pflicht der Arbeitgeber da, wo die Erwerbsfähigkeit der 
Arbeiter und damit ihre Fähigkeit für sich selbst zu 
sorgen zu Gunsten der Arbeitgeber beeinträchtigt war; 
einen Versicherungszwang Deijenigen, welchen der Staat 
durch ein Andere ausschliessendes Recht auf Arbeit 
ein Einkommen sicherte. Indem der Staat aber direct 
Einzelnen ein solches ausschliessendes Recht auf Arbeit 
gab, beeinträchtigte er direct alle Jene, denen er kein 
solches Recht verlieh, in der Selbständigkeit ihrer 
Existenz und wurde folgerichtig zu der Anerkennung 
einer subsidiären Veipflichtung seinei*seits zur Armen- 
untei*stützung sowie zu der Bestimmung des bereits 
angeführten § 2 des 19. Titels des VI. Theiles des 
Landrechts genöthigt, wonach Allen, welchen es nur 
an Mitteln und Gelegenheit, ihren und der Ihrigen 
Unterhalt selbst zu verdienen, fehlt, Arbeiten, die ihren 
Kräften und Fähigkeiten gemäss sind, angewiesen 
werden sollen. 

III. 

Ein völliger Umschwung im Unterstützungswesen 
wurde angebahnt, als zu Ende des 18. Jahrhunderts in 
den politischen und ökonomischen Theorien der Indi- 
vidualismus zur HeiTschaft gelangte. Die alten reli- 
giösen und historisch - rechtlichen Gesichtspunkte bei 
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der Beurtheilung der gesellschaftlichen Einrichtungen 
wurden verdrängt durch Gesichtspunkte der Nützlich- 
keit und des NatuiTechts. Der Ausgangspunkt allei| 
politischen und ökonomischen Betrachtungen wurde diel 
pei-sönliche Freiheit des Einzelnen. Der Einzelne soUt^ 
durch nichts in der Freiheit seines Handelns beschränkt 
sein, so lange er nicht die Freiheit eines Anderen 
beeinträchtigte. Aus dieser absoluten Freiheit des 
Einzelnen ergab sich auch die absolute Freiheit seines 
Eigentums. Der Eigentümer hatte bei Benutzung seines 
Eigentums keine Pflicht ausser der negativen, die Frei- 
heit und das Recht Anderer nicht zu beeinträchtigen. 
Und nicht nur vom naturrechtlichen Standpunkt erschien 
dies als das Richtige. Auch vom Standpunkte der 
Nützlichkeit schien dies geboten. Denn man suchte zu 
zeigen, dass nach Beseitigung aller die Freiheit hem- 
menden Schranken der Eigennutz jeden Einzelnen 
dahin führen werde, seinen Vortheil im höchsten Maasse 
zu verwirklichen, und dass folglich auf diese Weise 
der Vortheil Aller am Besten gewahrt werde. Während 
diese Auffassung die Besitzenden somit von jeder 
Pflicht und Verantwortlichkeit gegenüber den Nicht- 
besitzenden befreite, wälzte sie auf jeden Arbeitsfähigen 
mit der Möglichkeit auch die Verantwortlichkeit, für 
sich in allen Wechselfällen des Lebens zu sorgen, und 
als Aufgabe der allgemeinen Wolthätigkeit blieb nur 
noch für die Arbeitsunfähigen in Noth und Krankheit 
Fürsorge zu treffen. 

Diese Anschauungen wurden zu Ende des acht- 
zehnten und im Laufe des neunzehnten Jahrhunderts 
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in den verschiedenen Ländern Europas practisch durch- 
geführt. Die Hörigkeit, wo sie noch bestand, wurde 
beseitigt. Im Anschluss an das Bedtirfniss der fort- 
schreitenden Cultur wurde der Grund und Boden, 
ebenso wie schon fiHher das bewegliche Gut^ in tiber- 
wiegendem Maasse dem römisch-rechtlichen Eigentums- 
begriflf unterworfen. Die zünftigen Erwerbsbeschrän- 
kungen, die Festsetzung der Lohnsätze durch die Be- 
hörden, die Coalitions verböte wurden abgeschafft. Die 
Freiheit der Arbeit wurde zum Gmndprincip der Er- 
werbsordnung erklärt. In den einzelnen Ländern ge- 
schah dies fi'üher, in den anderen später. In allen trat 
eine entsprechende Aenderung im Unterstützungs- 
wesen ein. 

Am reinsten trat diese Entwickelung ein in Eng- 
land. Schon ehe die neuen Anschauungen zur HeiT- 
schaft gelangten, hatte sich hier ein dringendes Be- 
dtirfniss nach einer Reform der ELisABETH'schen Armen- 
ordnung gezeigt. Die Annenlast, welche diese den 
Kirchspielen auflegte, wuchs von Jahr zu Jahr zu einer 
erdi-tickenden Höhe. Noch am Ende des 17. Jahr- 
hunderts betrug sie 900,000 Pfund Sterling jährlich, um 
die Zeit des siebenjährigen Krieges 1,250,000 Pfund 
Sterling, um die Zeit des amerikanischen Freiheits- 
krieges 2,004,238 Pfund Sterling, 1803 4,077,891 Pfund 
Sterling, 1813 6,656,106 Pfund Sterling und 1818 
7,870,801 Pfund Steriing. Es hing dies wesentlich 
zusammen mit der fortschreitenden Umgestaltung der 
wirtschaftlichen Verhältnisse und insbesondere mit der 
Verdrängung des für einen kleinen, aber regelmässigen 
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Absatz arbeitenden Kleinbetriebs durch den für den 
Weltmarkt arbeitenden Grossbetrieb. Die ganze Pro- 
duction wurde dadurch unstäter. Abwechselnd wurden 
Arbeiter in grossen Massen herangezogen und wieder 
abgestossen, und diese Entlassenen mussten während 
der Periode der Beschäftigungslosigkeit von den Kirch- 
spielen eiTiährt werden. Auch in der Landwirtschaft 
wurde es in dem Maasse, als das Lehrlingsgesetz von 
1562, das einjährige Contracte vorechrieb, nicht mehr 
beobachtet wurde, Sitte, gewisse Arbeiter, deren man 
nicht immer, wol aber zeitweise sehr dringend bedurfte, 
nur mehr fllr kurze Zeit in Dienst zu nehmen, in der 
Erwartung, dass dieselben in der Zwischenzeit auf 
öffentliche Kosten gleichsam zum Gebrauch der Land- 
wirte bereit gehalten würden. Ja, eine Vereammlung 
der Friedensrichter der Grafschaft Berkshire beschloss 
im Jahre 1795, als die Lebensmittelpreise eine vorher 
unbekannte Höhe erreicht hatten, statt, gemäss dem 
Lehrlingsgesetz, die Lohnsätze den gestiegenen Getreide- 
preisen entsprechend höhei* festzusetzen, den Arbeitern 
das, was ihnen an ihrem Lohne zum Unterhalte ihrer 
Familien fehle, aus dem Armenfonds zuzuschiessen, und 
dieser Beschluss fand vielfache Nachahmung. Dies 
hiess nichts Anderes, als dass die Kirchspiele die Löhne 
der Arbeiter der Landwirte und Fabrikanten bezahlen 
sollten. Besonders nachtheilig aber war dieses System, 
indem es dem Arbeiter den wichtigsten Trieb zu Fleiss 
und Sparsamkeit nahm. Sah er doch, dass auch der in 
Trägheit und Sorglosigkeit Lebende eine gleiche Ein- 
nahme hatte wie der Fleissige und Vorsorgliche, und 
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erlebte er doch , dass man mit Räcksicht auf die vom 
Kirchspiel zu erwartenden Lohnzuschüsse die ärmsten 
Arbeiter am liebsten beschäftigte. Ja, es werden Bei- 
spiele angeführt, dass Arbeiter sogar ihre Kuh oder ihr 
Schwein verkauften, weil deren Besitz, als Zeichen von 
noch vorhandenen Hülfsmitteln , die von der Armen- 
untersttitzung ausschlössen, für sie hinderlich war, 
Beschäftigung zu finden. 

Die mannigfachsten Vei-suche wurden gemacht, die 
verschiedenartigsten Projecte erdacht, um der wachsen- 
den Armenlast und den geschilderten, sie begleitenden 
Nachtheilen zu begegnen. Einer dieser Voi-schläge sei 
hier erwähnt, weil er durch die deutsche Hülfskassen- 
gesetzgebung vom 7. und 8. April 1876 für das ganze 
Deutsche Reich verwirklicht worden ist. Es tauchte 
nämlich der Plan auf, die Arbeiter zum Beitritt zu 
Hülfskassen zu gegenseitiger Unterstützung zu zwingen. 
Solche Hülfskassen (friendly sodeties) hatten sich seit 
dem Beginn des 18. Jahrhunderts in den meisten 
Gegenden Grossbritanniens verbreitet. Ueber ihre Ent- 
stehung herrscht absolutes Dunkel. Auch ist es schwer 
mit einiger Sicherheit anzugeben, was zu dieser Ent- 
stehung den Anlass gegeben haben mag und was die 
Verbreitung dieser Hülfskassen förderte. Einerseits 
nämlich war die von diesen Kassen gewährte Unter- 
stützung gering, andererseits die Armenunterstützung, 
welche das Kirchspiel gewährte, überaus reichlich^®). 
Nun hören wir allerdings, dass diese Hülfskassen gerade 
unter den am Besten gestellten und anständigsten 
Arbeitern vorkamen. Und so mag die Scheu, zu den 
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Öffentlich unterstützten Armen zu gehören, einen Antheil 
an der Errichtung dieser Kassen gehabt haben, während 
die Klagen über die bei den Versammlungen dieser 
Gesellschaften übliche Schlemmerei es wahrscheinlich 
machen, dass damals wie heute den Schenkwiilen ein 
anderer Antheil an der Errichtung dieser Kassen zufiel. 
Einerlei aber was zur Entstehung und Verbreitung 
dieser Hülfskassen den Anlass gegeben haben mag, 
jedenfalls tragen sie, wo sie bestanden, in beschränktem 
Maasse zur Erleichterang der Armenlast bei. Daher 
jener Vorschlag, die Arbeiter zur Bildung solcher Hülfs- 
kassen zu zwingen. Allein nur für die Kohlenträger, 
die auf der Themse beschäftigt waren, wurde durch 
ein Gesetz von 1757 die Pflicht zur Unterstützung 
ihrer kranken, lahmen und invaliden Genossen und der 
Wittwen und Waisen derselben ausgesprochen sowie den- 
jenigen, welche solchen Arbeitern den Lohn zahlten, das 
Kecht eilheilt, zwei Schilling vom Pfund von dem ver- 
dienten Lohn der Arbeiter zu diesen ünterstützungs- 
zwecken zurückzubehalten. Eben dasselbe Gesetz 
sicherte aber gleichzeitig diesen Kohlenträgera den 
Erwerb und damit die Möglichkeit zu solchen Bei- 
trägen, indem es das Recht zu dieser Beschäftigung 
zunftmässig beschränkte. Es wurde im Jahre 1770 
wieder beseitigt. Aehnlich verhielt es sich mit einem 
Gesetze vom Jahre 1792, betitelt: „Gesetz zur Eirich- 
tung eines bleibenden Fonds zur Unterstützung der 
Schiflfer und Bootsknechte im Kohlenhandel auf dem 
Flusse Wear, in der Grafschaft Durham, welche durch 
Krankheit oder andere Unglücksfälle öder hohes Alter 

Brentano, Arbeiterversichernng. 5 
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ausser Stande sind, sich und ihi'e Familien zu ernähren, 
und zur Unterstützung ihrer Wittwen und Waisen.** 
Ein Hülfekassenzwang für Arbeiter, die nicht durch 
ein Privileg eine Art Recht auf Arbeit und damit eine 
gewisse Sichening ihres Einkommens hatten, wurde in 
England niemals ausgesprochen. Dagegen suchte die 
Gesetzgebung die Verbreitung von Hülfskassen unter 
den Arbeiteni durch Gewährung von rechtlichen Er- 
leichteningen in mannigfacher Weise zu fördera. 

Allein diese Hülfskassen waren nicht geeignet die 
schweren Uebelstände der herrschenden Annenordnung 
zu beseitigen. Ihre Untei-stützungen waren sehr oft 
zu unbedeutend, um auch nur ihre eigenen Mitglieder 
der Nothwendigkeit des Anspinichs auf weitere Armen- 
unterstützung im Fall der Noth zu entheben. Vor 
Allem aber bestanden sie doch überwiegend unter an 
sich schon besser Gestellten und waren demnach 
wirkungslos bezüglich derjenigen Personen, welche 
hauptsächlich der Armenkasse zur Last fielen. Wich- 
tiger für die Entlastung der Armenkasse war die Be- 
seitigung des Lehrlingsgesetzes der Elisabeth im 
Jahre 1814. Unmittelbar wurde allerdings dadurch 
die Zahl der Untei-stützungsbedürftigen noch gesteigert, 
indem in Folge der damit eingeführten Gewerbefreiheit 
zunächst von der damals herrschenden Noth auch 
Kreise erfasst wurden, die bisher davon weniger berührt 
worden waren. Allein der freien Bethätigung der 
Arbeitskraft und damit der Möglichkeit für sich selbst 
zu sorgen ward dadurch Spielraum gewährt und 
damit die Aussicht auf eine nach Ueberwindung der 
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Uebelstände der Uebergangszeit eintretende Besserung 
eröffnet. Noch wichtiger war, als durch Abschaffung 
der Coalitionsverbote im Jahre 1824 den Arbeiten! die 
Möglichkeit gewährt wurde, auf die Höhe des von 
ihnen verdienten Lohnes Einfluss zu gewinnen und 
somit selbst für die Zeit von Krankheit und Noth Für- 
sorge zu treffen. Allein Gewerbefreiheit und Coalitions- 
fi*eiheit konnten ihre günstigen Wirkungen für Minde- 
rung der Aiinenlast doch erst äussern, nachdem die 
Versuchung, in welche die bestehende Armenordnung 
die Arbeiter führte, nicht vorsorglich zu sein, durch 
eine Veränderung in der Gesetzgebung beseitigt wor- 
den war. 

Diese Veränderung brachte das Annengesetz von 
1834. Durch dieses Gesetz wurde das Unterstützungs- 
wesen entsprechend den Grundsätzen, auf denen die 
neue Erwerbsordnung beruhte, geregelt Hatte diese 
jedem Arbeitsfähigen die Möglichkeit gegeben, selb- 
ständig für sich zu sorgen, so musste er in Folge des 
neuen Armengesetzes es bitter büssen, wenn er diese 
Fürsorge unterliess. An der bestehenden Füi-sorge für 
die Arbeitsunfähigen wurde zwar wenig geändert; auch 
liess sich die Pflicht des Staates, für hülfsbedüiftige 
Arbeitsfähige zu sorgen, insbesondere angesichts der 
Absatzkrisen, welche periodisch Tausende und aber 
Tausende ohne deren Verschulden brodlos machten, 
nicht gänzlich beseitigen; allein man legte der Unter- 
stützung hülfsbedürftiger Arbeitsfähiger den Satz zu 
Gnmde, dass man die arbeitsfähigen Armen nur vor 
augenblicklichem Mangel zu schützen und ihnen das 
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darchaiis Nothwendige za gewähren habe, dagegen 
Alles yermeiden müsse, was ihren Eifer, selbst fbr sich 
zu sorgen, yermindem oder gar ihre Lage den Arbei- 
tenden gegenOber als eine günstigere erscheinen lassen 
könne. In Dnrehfiihrung dieses Grandsatzes bestimmte 
man, dass die Unterstützung arbeitsfähiger Armen nur 
im Arbeitshanse stattfinden dürfe, und unterwarf die 
Arbeitshäuser einer Ordnung, welche sie den Insassen 
nothwendig als Gefängnisse erscheinen lassen musste. 
Selbstverständlich konnte diese Bestimmung nicht gegen- 
über den Tausenden zur Anwendung kommen, welche 
eine Absatzkrisis zu Unterstützungsbedürftigen machte. 
Allein für normale Verhältnisse war damit eine Probe 
der wirklichen Bedürftigkeit geschaflfen, indem die 
Arbeiter aufs Aeusserste angespornt wurden, selbst für 
sich Fürsorge zu treflfen, nur um nicht genöthigt zu 
werden, die Untei-stützung im Arbeitshause in Ansprach 
zu nehmen, und indem nur Derjenige, der sich in 
keiner anderen Weise helfen konnte, die Armenunter- 
stützung in Anspruch nahm. 

Die Hülfskassen zu gegenseitiger Untei*stützung 
haben seitdem in England in erstaunlichem Maasse 
zugenommen und man geht wohl nicht fehl, wenn man 
in dieser Zunahme zu einem grossen Theile eine Wir- 
kung des Armengesetzes von 1834 erblickt. Nach dem 
Berichte des Begistrar General of FrtendJy ' Sodeties 
vom 7. August 1875 betrag die Zahl dieser Hülfskassen 
in England und Wales im JaBre 1874 21,547. Es wird 
behauptet, dass vielleicht je eine von drei Seelen in 
dem Vei*einigten Königreiche an je einer Hülfiskasse 
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betheiligt sei. Diese wahrhaft glänzende Betheiligung 
aber wurde nicht etwa durch irgend welchen seitens 
der Gesetzgebung decretirten Beitrittszwang herbei- 
gefühit. Das Princip der englischen Hülfskassen ist 
das der Freiwilligkeit und Unabhängigkeit. Die Gesetz- 
gebung beschränkte sich darauf, Hülfskassen, die sich 
in ein Register eintragen Hessen, gewisse rechtliche 
Voitheile, wie die Rechte der juristischen Persönlich- 
keit, sowie Stempelfreiheit für ihre Transactionen zu 
verleihen und auf diese Weise der Ausbreitung die 
Wege zu ebnen. 

Ausser diesen Hülfskassen zu gegenseitiger Unter- 
stützung (friendly sodeties) giebt es in England noch 
andere auf Gegenseitigkeit begründete Kranken- und 
Altereuntei-stützungskassen, welche innerhalb der letzten 
fünfundzwanzig bis dreissig Jahre seitens der grössten 
und bestorganisirten englischen Gewerkvereine für ihre 
Mitglieder errichtet worden sind, und die in ihrer Ein- 
richtung vor den übrigen Hülfskassen in mannigfacher 
Weise sich auszeichnen. Sodann giebt es in England 
noch Hülfskassen, welche von Eisenbahngesellschaften 
mit starken Subventionen für ihre Angehörigen ge- 
gründet sind, und denen beizutreten sich die Arbeiter 
beim Antritt des Arbeitsverhältnisses contractlich ver- 
pflichten müssen, und ausserdem besteht eine Fülle von 
Sparkassen, unter denen die Postsparkassen besonders 
heiTorzuheben sind. Weder zum Beitritt zu einer der 
genannten Kassen noch zum Beitritt zu irgend einer 
Kasse überhaupt sind die Arbeiter in England gesetz- 
lich vei-pflichtet. Ebensowenig besteht eine gesetzliche 
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Verpflichtung der Arbeitgeber zu irgend einer Arbeiter- 
hül&kasse Beiträge zu zahlen. Die Grundlage des ge- 
sammten englischen Eassenwesens sind Freiwilligkeit 
und Selbstverantwortlichkeit. 

Sonach sehen wir das Unterstützungswesen in 
England heute folgendeimassen geordnet: 

Jeder ist in erster Linie darauf angewiesen, selbst 
für sich und die Seinen Fürsorge zu treffen für den 
Fall , dass er in Krankheit und Noth geriethe. Diese 
Fürsorge ist Jedem eiinöglicht durch die Gewerbe- 
freiheit, durch die Coalitionsfreiheit und die Vereins- 
freiheit Auch haben die Arbeiter die mannigfachsten 
Vereine und Gesellschaften gebildet, um für sich für 
die Fälle der Krankheit und Arbeitslosigkeit Fürsorge 
zu treffen. 

Macht Jemand von diesen Möglichkeiten für sich 
zu sorgen keinen Gebrauch, so wird er aus Humanitäts- 
rücksichten und aus Gründen der Sicherheitspolitik im 
Fall der Bedürftigkeit zwar auch untei*stützt. Allein 
diese Untei*stützung wird, anormale Verhältnisse aus- 
genommen, nicht andei*s als im Arbeitshause gewährt. 
Diese Unterstützung aber ist der Art, dass die Lage 
der Unterstützten denen, die sich durch ihre Arbeit 
zu erhalten suchen, nicht nur in keiner Weise als eine 
beneidenswerthe erscheinen kann^ sondern dass die 
Arbeiter dadurch im höchsten Maasse angespornt werden, 
in irgend einer Weise für sieh für den Fall von Krank- 
heit und Arbeitslosigkeit Fürsorge zu treffen. 

Einen anderen Zwang der Arbeiter, für sich vor- 
zusorgen, kennt die englische Gesetzgebung nicht. Mit 
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dem Rechte auf Arbeit, das die alte zünftige Erwerbs- 
ordnung den Gewerbetreibenden gewährte, ist auch 
jeder Hülfskassenzwang verschwunden. Denn, wenn 
die moderne Erwerbsordnung auch alle Hindemisse der 
Arbeit beseitigt hat, so giebt sie doch nicht wie die alte 
durch ein Recht auf Arbeit eine Sichei'ung der Existenz 
und damit eine Sicherung der Beitragsfilhigkeit. Eine 
Verpflichtung den Arbeiter für die Zeit, dass sie beschäf- 
tigt sind, wöchentlich Hülfskassenbeiträge zu zahlen, ist 
aber ohne gleichzeitige Garantie der Beschäftigung keine 
Veipflichtung sich zu vei*sichern, — denn, da die An- 
sprüche des Arbeiten auf Unterstützung seitens der 
Hülfskassen aufhören, sobald er durch Beschäftigungs- 
losigkeit ausser Stande gesetzt wird, Beiträge zu zahlen, 
wird der Arbeiter thatsächlich gar nicht versichert, — 
sondern eine solche Verpflichtung ist eine Armensteuer, 
die man von den Arbitern, die Beschäftigung gefunden 
haben, erhebt *i). 

Ebenso ist aber auch jede gesetzliche Pflicht der 
Arbeitgeber zu irgend einer Arbeiterhülfskasse Beiträge 
zu zahlen beseitigt; denn diese Pflicht beruhte auf der 
Voraussetzung, dass die Erwerbsfähigkeit des Arbeiten 
und damit seine Fähigkeit, selbst für sich zu sorgen, 
zu Gunsten der Arbeitgeber beschränkt sei. Seitdem 
aber Gewerbefreiheit und Coalitionsfreiheit den Arbeitern 
die Möglichkeit gegeben haben, auf die Höhe ihres 
Einkommens Einfluss zu üben, spricht die gesetzliche 
Vermuthung dafür, dass der von dem Arbeiter im 
Arbeitsvertrag bedungene Lohn der ihm nach seinem 
wirklichen Verdienste zukommende sei. 
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Was endlich die Armen angeht, welche arbeits- 
unfähig sind, so ist das Kirchspiel noch heute ebenso 
wie früher zu ihrer Untei*stützung veipflichtet. 

Sehen wir so in der Entwicklung des englischen 
Untei*stützungswesens die modernen wirtschaftlichen 
Principien in voller Reinheit zur Geltung gebracht, so 
ist die Entwicklung der Erwerbsordnung und des 
Untei^stützungs Wesens in Preussen das getreue Abbild 
der verschiedenen Strömungen, welche hier auf wirt- 
schaftlichem Gebiete abwechselnd die Oberhand hatten. 

Nach den Ereignissen der unglücklichen Jahre 1806 
und 1807 gewann die Ueberzeugung die Oberhand, dass 
eine Wiederaufrichtung des tiefgebeugten Staates nur 
mögHch sei, wenn Jeder in den Stand gesetzt werde, 
seine Kräfte und Fähigkeiten ungehindert und frei zu 
entwickeln, dass sie nur erreicht werden könne durch 
eine Neuordnung des gesammten Erwerbslebens auf 
Gnindlage des Individualismus. So wurde durch das 
berühmte Edict vom 9. October 1807 die Hörigkeit 
der Bauern gänzlich beseitigt. So wurde durch die 
Geschäftsinstruction für die Regiemngen in sämmtlichen 
Provinzen vom 26. December 1808 die Gewerbe- und 
Handelsfreiheit als das Princip hingestellt, welches den 
Behörden bei allen ihren Maassnahmen als Richtschnur 
zu dienen habe. Und das Gewerbesteueredict vom 
2. November 1810 führte die Gewerbefreiheit ein, in- 
dem es den Gnmdsatz feststellte, dass Jedermann, der 
einen Gewerbeschein löse, sich als selbständiger Ge- 
werbetreibender niederlassen dürfe. 

An der Annenordnung, wie sie das preussische 
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Landrecht festgesetzt hatte, wurde direct nichts ge- 
ändert , und wenn die Behauptung Roenne's ' *) , dass 
sich in den Gebieten, für welche das Edict von 1810 
«rlassen war, eben in Folge desselben später „keine Spur 
der Zünfte" mehr vorgefunden habe, zuverlässig ist, so 
wurde die Ordnung des Unteretützungswesens des 
preussischen Landrechts durch die neue Gesetzgebung 
nur indirect und nur insofern geändert, als mit den 
Zllnften selbstveretändlich auch ihre Pflicht, die hülfs- 
bedüiftigen Hand werksgenossen zu unterstützen, beseitigt 
wurde. Es fiel also auch hier mit dem Rechte auf 
Arbeit der Versicherungszwang, und die armen Gewerbe- 
treibenden wurden in Krankheit und Noth von der 
Annenkasse des Ortes und, wenn diese unzureichend 
war, von der Stadt- oder Kämmereikasse unterstützt. 

Bereits zur Zeit der glücklichen Beendigung des 
Krieges im Jahre 1815 scheint die einer freiheitlichen 
Gestaltung des Erwerbslebens günstige Strömung in den 
Regierungskreisen einer entgegengesetzten Platz gemacht 
zu haben. Denn in den wiedergewonnenen und neu 
erworbenen Landestheilen wurden zwar die finanziellen, 
nicht aber die gewei-bepolizeilichen Bestimmungen des 
Edictes vom 2. November 1810 zur Anwendung gebracht. 
In jedem dieser Landestheile blieb die überkommene 
gewerbliche Ordnung, d. h. die Zunftordnung, und damit 
auch die damit zusammenhängende Ordnung des Unter- 
stützungswesens maassgebend. 

Somit bestanden in der preussischen Monarchie 
zweierlei Gebiete, in denen die entgegengesetzten 
Gmiidsätze das gewerbliche Leben beherrschten, ein 
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Gebiet der Gewerbefreiheit und ein Gebiet der zünf- 
tigen Ordnung. Das Missliche dieser Verhältnisse 
konnte nicht verkannt werden, und bald wurde die Ent- 
weifung eines allgemeinen Gewerbe-Polizei- Gesetzes für 
die ganze Monarchie beschlossen. Bereits im Januar 
1835 legte J. 6. Hoffmann dem Staatsministerium den 
Entwurf eines solchen Gesetzes vor, der indess zurück- 
gewiesen wurde. Statt dessen begannen Berathungen, 
welche zehn Jahre dauerten, und als deren Resultat 
die allgemeine Gewerbeordnung und das Entschädigungs- 
gesetz zu derselben am 17. Januar 1845 publicirt 
wurden. 

Die vorherrschende Tendenz dieser allgemeinen 
Gewerbeordnung ist eine gewerbefreiheitliche. Indess 
bleibt sie in der Freigebung des Gewerbebetriebs hinter 
dem Edicte vom 2. November 1810 zurück, indem 
z. B. in einer Reihe von Gewerben das Recht der 
selbständigen Gewerbetreibenden, Lehrlinge zu halten, 
an den vorgängigen Nachweis der Befähigung zum 
Betriebe ihres Gewerbes geknüpft wird. Gegenüber 
der gewerblichen Ordnung, wie sie in den Landes- 
theilen, in denen das Edict von 1810 nicht zur An- 
wendung gebracht worden war, bestand, bedeutete das 
Gesetz dagegen einen unbedingten fireiheiüichen Fort- 
schritt. Allerdings sucht das Gesetz nicht ganz mit 
der überkommenen gewerblichen Ordnung zu brechen. 
Offenbar sucht es das, was an der alten Ordnung noch 
nicht veraltet und noch zweckmässig war, zu erhalten. 
Als solches erschien ihm die Fürsorge der Innungen 
für die Ausbildung und das Betragen der Lehrlinge 
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und Gesellen, die Verwaltung der Kranken-, Sterbe-, 
Hülfs- und Sparkassen der Innungsgenossen, sowie die 
Fürsorge für deren Wittwen und Waisen. Es hebt die 
Innungen, wo sie noch bestehen, deshalb nicht auf und 
gestattet sogar die Neubildung von Innungen zu den 
genannten Zwecken. Nur soll die Befugniss zum Ge^ 
Werbebetrieb nicht von dem Beitritt zu diesen Innungen 
abhängig sein. Auch soll durch Or^sstatuten ein Zwang 
zum Eintritt in die^Innungen nicht festgestellt werden 
können. 

Auch was die Gesellen und Fabrikarbeiter angeht, 
bewirkte die Gewerbeordnung von 1845 einen Fort- 
schritt g^enüber den Bestimmungen des Landrechts. 
Vor Allem sollen die Arbeitsbedingungen von nun an 
Gegenstand freier üebereinkunft sein, obwol den 
Arbeiten! noch nicht durch Beseitigung der Coalitions- 
verbote auch materiell Vertragsfreiheit gewährt wird. 
Die bestehenden Gesellenhülfskassen sollen auch femer 
bestehen 'dürien. Allein eine anoimale Bestimmung 
enthält das Gesetz in Bezug auf die Kassen: durch 
OrtsstAtut sollen nämlich alle an einem Oite beschäf- 
tigten Arbeiter vei*pflichtet werden können, den Arbeiter- 
hülfskassen beizutreten, die an dem One bestehen. 

Ich bezeichne dies als eine anormale Bestimmung. 
Das preussische Landrecht allerdings hatte eine Ver- 
pflichtung des Staates, die Aimen, die sich nicht selbst 
erhalten können , zu ernähren und denen , welchen es 
nur an Arbeitsgelegenheit fehlt, Arbeiten nach ihren 
Kräften und Fähigkeiten anzuweisen, ausgesprochen. 
Allein i^uch in Preussen erfolgte gegenüber der Armen- 
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Politik des 17. und 18. Jahrhunderts eine Reaction wie 
in England, und wenn sie auch nicht so giiindlich und 
systematisch war wie diejenige des englischen Annen- 
gesetzes von 1834, so wurde doch durch das Armen- 
pflegegesetz von 1842 ausdiücklich und deutlich aus- 
gesprochen, dass ein Rechtsanspruch des Armen auf 
öffentliche Fürsorge, eine Befugniss solche zu fordern, 
nicht existire. Es entsprach jener durch die Gewerbe- 
ordnung von 1845 ei-möglichten ortsstatutarischen Ver- 
pflichtung der an einem Orte beschäftigten Arbeiter, 
einer Hülfskasse beizutreten, somit keinerlei Recht auf 
Arbeit, keinerlei SicheiTing der Erwerbsfähigkeit, und 
die betreffende Bestimmung der Gewerbeordnung be- 
deutete somit nichts Anderes als eine Befugniss der 
Städte, die am Orte beschäftigten Arbeiter für die 
Dauer ihrer Beschäftigung mit einer Annensteuer zu 
belasten. 

Die Geltung der freiheitlichen Bestimmungen der 
Gewerbeordnung von 1845 war übrigens von kui-zer 
Dauer. Bei Eintritt der Reaction wurden entsprechend 
den ungestümen Klagen der zünftigen Handwerker durch 
eine Verordnung vom 9. Febiuar 1849 eine Reihe die 
Gewerbefreiheit beschränkender Bestimmungen getroflfen. 
In einer grossen Anzahl der wichtigsten Gewerbe sollte 
die Befugniss zum selbständigen Gewerbebetriebe ab- 
hängig sein vom Nachweise der Befähigung, Gesellen 
und Gehülfen sollen in ihrem Qewerbe nur bei Meisteni 
ihres Handwerks in Arbeit treten. Die Freiheit des 
Arbeitsvertrags wird auch für die erwachsenen männ- 
lichen Arbeiter beschränkt, indem die tägliche ^Arbeits- 
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zeit von dem Gevrerberath festgesetzt werden soll. 
Selbstveretändlich wird auch an dem Verbote der 
Arbeitercoalitionen durch diese reactionäre Verordnung 
nicht das Geringste verändert. Und da somit die Er- 
werbsfähigkeit und die Möglichkeit der Arbeiter für 
sich selbst Füi-sorge zu treffen zu Gunsten der Arbeit- 
geber in erheblichem Maasse beschränkt war, so war 
es nur consequent, auch zu bestimmen, dass die Arbeit- 
geber durch Ortsstatut verpflichtet werden könnten, 
zu den ünterstützungskassen der Arbeiter Beiträge zu 
bezahlen bis zur Hälfte des Betrags, den die bei ihnen 
beschäftigten Arbeiter aufbrächten. Da ferner die 
Handwerksmeister durch die freiheitsbeschränkenden 
Bestimmungen dieser Verordnung unter Benachtheiligung 
der übrigen Gesellschaftsklassen in ihrer Erwerbs- 
fähigkeit und Fähigkeit, selbst für sich zu sorgen, ge- 
sichert wurden, war es nur consequent, zu bestimmen, 
dass durch Oiisstatuten für Alle, welche im Gemeinde- 
bezirke ein Gewerbe selbständig betreiben, für welches 
dort eine Innung besteht, mit Zustimmung der Innung 
die Veipflichtung festgesetzt werden könne, den Kran- 
ken-, Sterbe- und Unterstützungskassen der Innungs- 
genossen, ingleichen den Wittwen- und Waisen- Unter- 
stützungskassen derselben beizutreten. Und durch das 
Gesetz vom 3. April 1854 wurde diese Bestimmung 
auch auf die Orte ausgedehnt, an denen zwar keine 
Innung, wohl aber Hülfskassen selbständiger Gewerbe- 
treibender bestehen. 

Aehnlich bestimmt dieses Gesetz von 1854 bezüg- 
lich der Gesellen. Gehülfen und Fabrikarbeiter, dass 
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für sie durch Ortsstatut die Verpflichtung festgesetzt 
werden könne, Kassen und Verbindungen zu gegen- 
seitiger Untei*stützung zu bilden, und verallgemeinert 
somit , — da die Ei-werbsfähigkeit der Arbeiter nicht 
durch ähnliche Beschränkungen wie die zu Gunsten 
der selbständigen Gewerbtreibenden gesichert, ja durch 
diese sogar beeinträchtigt war, — das Recht, die be- 
schäftigten Arbeiter mit einer Armensteuer zu belasten. 
— In BayeiTi, Württemberg und Baden hat man diese 
Heranziehung der an einem Oi-te beschäftigten Arbeiter 
zu einer Armensteuer directer herbeigeführt, indem 
nach dortigen Bestimmungen von den Arbeiten! für 
die Dauer ihrer Arbeit im Gemeindebezirke ein regel- 
mässiger Krankenkassen-Beitrag erhoben werden kann. 

Die heute geltende Reichsgewerbeordnung brachte 
endlich für das ganze Deutsche Reich die Gewerbe- 
freiheit im vollsten Maasse. Jedeimann ist zum selb- 
ständigen Gewerbebetrieb befugt. Die Festsetzung der 
Arbeitsbedingungen ist Gegenstand freier üebereinkunft 
zwischen Arbeitgeber und Arbeiter. Die Coalitions- 
verbote sind abgeschafft, und damit ist den Arbeiten! 
die Möglichkeit gegeben, bei Feststellung der Arbeits- 
bedingungen wirklich mitzusprechen, auf die Höhe ihrer 
Einnahmen Einfluss zu üben, und somit auch Füi-sorge 
für sich für den Fall von Krankheit und Noth zu trefifen. 
Allein die Consequenzen aus den Principien, auf denen 
die heutige Erwerbsordnung beniht, hat die Gesetz- 
gebung für das ünterstützungswesen nur theilweise 
gezogen. 

Nämlich nur für die selbständigen Gewerbetreiben- 
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den hat die Gesetzgebung die durch Oi-tsstatut oder 
Anordnung der Verwaltungsbehörde begründete Ver- 
pflichtung, einer Hülfskasse beizutreten, ausgehoben. 
Diese Aufhebung war allerdings geboten, da man nach 
Aufhebung der Beschränkungen, welche die Erwerbs- 
fähigkeit der selbständigen Gewerbetreibenden und 
ihre Fähigkeit, für sich zu sorgen, sicherten, keine Bei- 
träge zu gegenseitiger Unterstützung von ihnen fordern 
konnte. Dasselbe wäre aus denselben Gesichtspunkten 
allerdings auch für die Arbeiter geboten gewesen. Allein 
diese Gesichtspunkte wurden weder in der Debatte 
über die Gewerbeordnung noch in der über die Hülfs- 
kassengesetze von irgend einer Seite hervorgehoben. 
Allerdings hat man in beiden Debatten die Aufhebung 
des Kassenzwangs auch für die Arbeiter verlangt, allein 
nur aus principiellen Gründen, nur aus dem allgemeinen 
Gesichtspunkte, dass dasselbe Princip, die Freiheit, 
welches der Erwerbsordnung zu Grunde liege, auch 
der Ordnung des Unterstützungswesens zu Gmnde 
gelegt werden müsse. Niemand warf die Frage auf, 
ob denn die bestehende Erwerbsordnung die Durch- 
fühning eines Versichenmgszwanges überhaupt eimög- 
liche, ohne dass dieser, statt eine wirksame Veraiche- 
rung der gezwungenen Arbeiter herbeizuführen, in die 
Heranziehung der beschäftigten Arbeiter zu einer Armen- 
steuer nothwendig ausaite. 

Die Gewerbeordnung von 1869 übrigens änderte 
an den bis dahin bestehenden Anordnungen der Landes- 
gesetze über die Kranken-, Hülfs- und Sterbekassen 
der Arbeiter nur insofern etwas, als sie an Stelle der 
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Zwangskassen den Kassenzwang setzte. An der gesetz- 
lichen Verpflichtung der Arbeiter für die Dauer ihrer 
Beschäftigung einer Hülfekasse Beiträge zu zahlen^ 
wurde nichts geändert ; nur sollen von der durch Oiis- 
Statut oder Anordnung der Verwaltungsbehörde be- 
gründeten Verpflichtung, einer bestimmten Hülfekas^e 
beizutreten, diejenigen Arbeiter entbunden sein, welche 
nachweisen, dass sie einer anderen Kranken-, Hülfe- 
oder Sterbekasse angehören. 

Auch die Gesetzgebung vom 7. und 8. April 1876 
hat an dem Kassenzwang nichts geändert. Sie hat ihn 
vielmehr geregelt, indem sie bestimmte, wie die Hülfe- 
kassen beschaffen sein müssen, deren Angehörigkeit 
von der Pflicht, einer auf Anordnung der Gemeinde- 
behörde gebildeten Kasse beizutreten, entbinden soll. 
Nur für diejenigen Gesellen, Gehülfen und Fabrik- 
arbeiter soll durch Ortsstatut ein Kassenzwang nicht 
begründet werden können, welche — wie dies in den 
süddeutschen Staaten der Fall ist, — nach Maassgabe 
der Landesgesetze auf Grund einer Anordnung der 
Gemeindeverwaltung regelmässige Beiträge zum Zweck 
der Krankenunterstüteung entrichten. Allerdings hatte 
der Kassenzwang überhaupt viele Gegner im Reichs- 
tage. Die überwiegende Zahl der Redner sprach sich 
dagegen aus. Auch wui-de kaum versucht, die Argu- 
mente dei-selben zu widerlegen. Indess der Bundes- 
kommissar bezeichnete die Beibehaltung des Kassen- 
zwangs als eine Bedingung des Zustandekonmiens der 
Gesetze, und -da die Möglichkeit, welche diese Gesetze 
den Arbeitern bieten, sich von der Beitrittspflicht zu 
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den auf Anordnung der Gemeindebehörde gebildeten 
Zwangskassen zu befreien und selbständige Kassen zu 
bilden, die nothwendige V^orbedingung jeder rationellen 
Gestaltung des Hül&kassenwesens ist, fügte sich die 
Mehrheit des Reichstags. 

Sonach sind heute im Deutschen Reiche alle Ar- 
beiter, die an einem Orte beschäftigt sind, an dem die 
Ortsstatuten es vorschreiben, verpflichtet, fttr die Dauer 
ihrer Beschäftigung einer Hülfskasse, welche gewissen 
gesetzlichen Anforderungen entspricht, anzugehören. 
Wo aber durch Oitsstatut solcher Kassenzwang gegen- 
über Gesellen, Gehülfen und Fabrikarbeitern ausge- 
sprochen ist, müssen diese entweder einer von den 
Versicherten selbständig begründeten sogenannten 
„freien" Kasse oder einer von Arbeitgebern in Ver- 
bindung mit ihrer gewerblichen Einrichtung errichteten 
Kasse oder einer auf Anordnung der Gemeindebehörde 
gebildeten Kasse angehören. Gehören die Arbeiter 
keiner „fi*eien" Kasse und keiner Fabrikkasse an, so 
kann die Gemeinde verlangen, dass Arbeitgeber ihre 
zum Eintritt in die auf Anordnung der Gemeinde- 
behörde gebildeten Hülfskassen verpflichteten Arbeiter 
anmelden und diejenigen Beiträge, welche ihre Arbeiter 
an diese Kassen zu entrichten haben, bis auf die Höhe 
des verdienten Lohnes vorschiessen , soweit diese Bei- 
träge während der Dauer der Arbeit bei ihnen fällig 
werden. Und der Zwang macht sich nicht nur in der 
Richtung gegen die Arbeiter geltend: die Gemeinde 
kann auch die Fabrikinhaber zwingen, zu den vor- 
gedachten Beiträgen ihrer Arbeiter Zuschüsse bis auf 

Brentano, Arbeiterversicherang. 6 
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Höhe der Hälfte dieser Beiträge zu leisten. Da aber 
einerseits die Arbeiter nach Einftlhrung der vollen 
Freiheit des Arbeitsvertrags und nach Beseitigung der 
Coalitionsverbote in keiner Weise durch die heutige 
Erwerbsordnung in ihrer Erwerbsfähigkeit zu (junsten 
der Arbeitgeber beschränkt sind, da andererseits der 
Verpflichtung der Arbeiter zum Beitritt zu einer Htilfs- 
kasse keinerlei Recht auf Arbeit und somit keinerlei 
Sichemng des Erwerbes entspricht, bedeuten, .wie schon 
hervorgehoben ^urde, alle diese Bestimmungen nichts 
Anderes als eine Befiigniss der Gemeinde, die in ihrem 
Bezirke beschäftigten Arbeiter und deren Arbeitgeber 
für die Dauer dieser Beschäftigung zum Zwecke der 
Krankenunterstützung zu besteuem. 

Sehen wir nun ab von dieser gegenwärtigen Ord- 
nung des Untei*stützungswesens im Deutschen Reiche 
und der gesetzlichen Anomalie, die in dem Wider- 
spruche besteht zwischen der Neugestaltung unserer 
Ei-werbsordnung auf Grundlage der Freiheit und der 
Beibehaltung einer Regelung der Arbeiterhülfskassen 
aus der Zeit einer auf die Unfreiheit und den Pölizei- 
zwang begiilndeten wirtschaftlichen Ordnung, so efgiebt 
sich als Resultat unserer geschichtlichen Betrachtung 
des Zusammenhangs von Erwerbsordnung und Unter- 
stützungswesen das Folgende: 

Alle, welche im Stande sind, selbst für sich und 
die Ihrigen für den Fall von Krankheit und Noth Für- 
sorge zu treffen, sehen wir in allen Zeiten für diese 
Füi-sorge auf ihre eigenen Kräfte verwiesen. So nach 
jüdischer und christlicher Auffassung den Reichen, nach 
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altgeimanischer Auffassung den freien Grundeigentümer, 
so den privilegirten Handwerksmeister und den privile- 
girten Gewerksarbeiter vom Mittelalter bis in's 19. Jahr- 
hundert, so jeden Arbeitsfähigen im 19. Jahrhundert 
Auch findet gegenüber dem, der, im Stande für sich 
vorzusorgen, dies unterlässt, falls er hülfsbedürftig ge- 
worden, keine Unterstützungspflicht Anderer statt, und 
nur aus GiUnden der Menschlichkeit und der Sicher- 
heitspolitik wird ihm Untei-stützung und diese, wie 
heute in England, in einer abschreckenden Weise ge- 
währt, um die Menschen zur Fürsorge für sich anzu- 
spornen. Allenthalben finden wir freie Selbstverant- 
wortlichkeit und freie Erwerbsfähigkeit als Correlate. 

Einen Zwang Deijenigen, die im Stande sind selbst 
für sich Vorsorge zu treffen, sich auch wirklich für den 
Fall der Krankheit und Noth zu versichern, finden wir 
aber nur gegenüber Solchen ausgesprochen, denen durch 
ein Privileg ein Andere vom Erwerbe ausschliessendes 
Becht auf Arbeit zuerkannt ist. So gegenüber den 
eben erwähnten privilegirten Handwerksmeistern und 
Handwerksgesellen vom Mittelalter bis tief in's 19. Jahr- 
hundert. Privilegirte Erwerbsfähigkeit (Recht auf 
Arbeit) und Zwang zur Vorsorge finden wir gleichfalls 
allenthalben als Con*elate. 

Eine Verpflichtung Anderer, Arbeitsfähige, die 
erkranken oder in Noth gerathen, zu unterstützen, 
finden wir allenthalben nur gegenüber Denjenigen 
ausgesprochen, zu Gunsten deren die Erwerbsfähig- 
keit dieser Arbeitsfähigen und damit deren Fähig* 

keit, selbst für sich zu sorgen, beeinträchtigt scheint 

6» 
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So die Pflicht des jüdischen und christlichen Eigen- 
tümers gegenüber dem Armen, da nach mosaischer und 
christlicher Auffassung das Privateigentum als eine 
durch Abweichung von der natürlichen Gütergemein- 
schaft herbeigeführte Beeinträchtigung des Nichteigen- 
tümers zu Gunsten des Eigentümers erscheint. So die 
Pflicht des Grundherrn gegenüber dem Hörigen, so 
lange die Hörigkeit bestand; so femer die subsidiäre 
Vei'pflichtung der Gewerkskasse der Meister gegenüber 
der Gesellenschaft, so lange die alte gewerbliche Ord- 
nung bestand; so auch von der Refoimation bis in's 
19. Jahrhundert in England, Frankreich und Preussen 
die weitgehende Verpflichtung des Staats zur Füi-sorge 
für die durch Zunftberechtigungen, Zugsbeschränkungen, 
Lohnregelungen und Coalitionsverbote zu Gunsten der 
Besitzenden in ihrer Erwerbsfähigkeit beschränkten 
nichtbesitzenden Arbeiter. Verküraung der Erwerbs- 
fähigkeit und des Erwerbes der Arbeiter und Pflicht 
für den Fall der Hülfsbedüiftigkeit der Arbeiter Für- 
sorge zu treffen, finden wir weiter stets als Con-elate. 

Eine Verpflichtung zur Untei-stützung hülfsbedürf- 
tiger Arbeitsunfähiger finden wir aus Rücksichten der 
Menschlichkeit stets als Pflicht der gesammten Gesell- 
schaft, sei es, dass es die Kirche, sei es, dass es der 
Staat ist, welchem die Aufgabe zufällt, dieser Ver- 
pflichtung der Gesammtheit zu genügen. 

Es ist aber nicht zufällig, dass allenthalben, wo 
wir das Unterstützungswesen wirksam geordnet finden, 
die Ordnung desselben in dieser Weise der jeweilig 
hen-schenden Erwerbsordnung entspricht. Der Zu- 
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fiammenhang zwischen Ei-werbsordnung und Unter- 
stützungswesen, den wir als Thatsache allenthalben 
beobachtet haben, besteht, wie aus den die vorstehende 
geschichtliche Betrachtung begleitenden wirtschaftlichen 
Ei*wägungen erhellt, mit innerer Nothwendigkeit. Dieses 
Ergebniss der hier gepflogenen Untersuchung ist aber 
geeignet, auch in die bis in die neueste Zeit dauernden 
Streitigkeiten über gewisse Grundprincipien der Ar- 
beiterversicherung , wie über Vereicherungszwang und 
Versicherungsfreiheit der Arbeiter, über Beitragspflicht 
der Arbeitgeber zu den Arbeiterhülfskassen , Klarheit 
zu bringen. Es zeigt sich nämlich mit diesem Ergeb- 
niss, dass weder einem dieser Principien an sich eine 
besondere Vortrefflichkeit innewohnt, noch auch dass es 
in das Belieben der Willkür gelegt ist, das eine oder 
andere dieser Principien der heutigen Ordnung der 
Arbeitervei*sicherung zu 6i*unde zu legen. Jedes dieser 
Principien zeigt sich vielmehr als das nothwendige Con'elat 
einer bestimmten Ordnung des Erwerbslebens. Mit der 
Ordnung des Erwerbslebens ist auch das eine oder das 
andere Princip für die Ordnung der Arbeiterversiche- 
rung gegeben; eine bestimmte Erwerbsordnung ist die 
nothwendige Voraussetzung der Durchführbarkeit und 
VPirksamkeit des einen oder anderen der genannten 
Grundprincipien der Arbeiterversicherung; und wer ein 
anderes als das der jeweilig herschenden Erwerbsord- 
nung entsprechende Princip der Ordnung der Arbeiter- 
veracheioing zu Grunde legen will, muss daher vor 
Allem auf eine Aendemng der Erwerbsordnung be- 
dacht sein. 
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So lange aber statt des „Rechtes auf Arbeit" der 
Arbeiter und der durch Rechtsungleichheit verursachten 
Beeinträchtigung des Erwerbs der Arbeiter zu Gunsten 
der Arbeitgeber die gleiche Erwerbsfreiheit fftr Alle 
das Grundprincip der Wirtschaftsordnung ist, ist statt 
des Versicherungszwangs der Arbeiter und des Beitrags- 
zwangs der Arbeitgeber zu etwa bestehenden Arbeiter- 
hülfskassen die volle Versichei-ungsfreiheit das gegebene 
Grandprincip der Arbeiterversicherung. Und wenn die 
Regelung der Arbeitervereichening , wie sie durch die 
deutsche Hülfskassengesetzgebung vom 7. und 8. April 
1876 getroffen worden ist, mit diesem Ergebnisse der 
vorstehenden üntei'suchung im Widerspnich steht, so 
wird die Untersuchung im nächsten Buch dar- 
thun, wie sich diese Abweichung der deutschen Hülfs- 
kassenordnung von dem durch die Erfahrungen der 
Geschichte und durch die Natur der Sache Gebotenen 
mit der Unwirksamkeit der angeordneten Zwangs- 
vei-sicherungen bestraft. 



ZWEITES BUCH. 



DIE lüTICE WIRTSCHAFTSORDNUNG UND 
DIE DEÜTSCBEN ARBEITERBÜIFSKÄSSEN. 



A 



Der Ausgangspunkt dieser Schrift war die Er- 
wägung, dass unsere Arbeiter dermalen unter einer 
Unsicherheit der Existenz leiden, welche, indem sie die 
Gesittung der Arbeiterbevölkeiiing untergräbt, die Zu- 
kunft der ganzen Gesellschaft in Frage stellt. Es ergab 
sich als Aufgabe der Untersuchung die Frage, ob und 
wie unter Fortbestand der heutigen wirtschaftlichen, 
gesellschaftlichen und staatlichen Ordnung diese Un- 
sicherheit der Existenz aus dem Leben des Arbeiters 
verbannt werden könne, und diese Frage gestaltete die 
weitere Erörterung zur Frage nach der zweckdienlichen 
Oi'ganisation der Arbeitervei-sicherung. In dem vorigen 
Buche wurde ein bedeutender Schritt vorwärts in der 
Beantwortung dieser Fi*age gemacht. Die Untersuchung 
ergab, dass das Unterstützungswesen und daher auch 
die Arbeiterversicherung als ein Theil desselben in einem 
nothwendigen Zusammenhang mit der Erwerbsordnung 
stehe. Es zeigte sich dem entsprechend, dass, so lange 
die Erwerbsfreiheit das Giiindprincip der Wirt- 
schaftsordnung ist, die Versicherungsfreiheit als das 
Princip gegeben ist, das der Arbeiterversicherung zu 
Grunde liegen muss. Allein die Bedeutung des zwischen 
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Erwerbsordnung und Untersttitzungswesen bestehenden 
Zusammenhangs für die Gestaltung der Arbeiterver- 
sicherung erschöpft sich nicht in der Bestimmung der 
Gnindprincipien der letzteren. Soll die Arbeiterver- 
sicherung wirksam sein, so muss sich ihre Ordnung 
auch im Einzelnen an das Erwerbsleben des Arbeiten 
anschmiegen: denn der Erwerb des Arbeitei-s ist die 
Quelle, aus der die zur Herbeiführung der Arbeiter- 
vei*sichemng nöthigen Beiträge fliessen. Um die Frage 
nach der zweckdienlichen Organisation der Arbeiterver- 
sicherung zu beantworten, gilt es daher vor Allem fest- 
zustellen, welches die Auffassung des Arbeitsverhält- 
nisses seitens der heutigen Wirtschaftsordnung ist, wie 
sich dem entsprechend der Erwerb des Arbeitera heute 
gestaltet, und welche Forderungen sich hieraus für die 
Ordnung der Arbeiterversicherung ergeben. Die Prü- 
fung der im Deutschen Reiche bestehenden Arbeiter- 
hülfskassen nach den so gewonnenen Gesichtspunkten 
wird sodann zeigen, ob die beklagte Unsicherheit in 
der Existenz der Arbeiter die nothwendige Folge der 
heutigen Wirtschaftsordnung ist, oder ob sie nicht 
etwa blos deshalb besteht, weil die Grundsätze und 
Fordei-ungen der heutigen Wirtschaftsordnung bezüg- 
lich des Arbeitsverhältnisses noch nicht völlig ver- 
wirklicht sind. 

1. 

Die Grundprincipien des gesammten moderaen 
öffentlichen Lebens sind die pei^sönliche Freiheit und 
die rechtliche Gleichheit. In unaufhaltbarem Siegeslauf 
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gelangten diese Principien in allen civilisirten Ländern 
zur Geltung und erfassten wie alle Sphären des iiffent- 
lichen Lebens, so auch die der wirtschaftlichen Ordnung. 
Auf das Gebiet der Wirtschaftsordnung tibertragen, 
heissen diese Principien gleiche Erwerbsfreiheit für Alle 
und freie Selbstverantwortlichkeit eines Jeden. Jeder 
soll das Recht haben, die ihm zu Gebote stehenden 
wirtschaftlichen Kräfte nach Belieben zu verwenden, so 
lange er nicht das gleiche Recht Anderer beeinträchtigt. 
Innerhalb dieser durch das Princip der Freiheit selbst 
gezogenen Schranke soll jede Wirtschaft unumschränkt 
walten. Dafür soll sie aber auch für alle ihre Bedürf- 
nisse selbständig aufkommen. Dasselbe Princip, welches 
verbietet, dass das Wirtschaftsrecht den Einen in der 
Entfaltung seiner wirtschaftlichen Kräfte zu Gunsten 
eines Anderen beeinträchtige, verbietet jedwede Unter- 
stützung und jedweden Schutz einzelner Individuen und 
einzelner Klassen, gleichviel in welcher Foiin oder un- 
ter welchem Namen sie gewährt werden mögen: denn 
bei gleicher Erwerbsfreiheit Aller ist jede Heranziehung 
der Gesammtheit oder überhaupt Anderer als der be- 
treffenden Wirtschafter zur Deckung ungedeckter Be- 
dürfnisse einzelner Wirtschaften, eine Bevorzugung des 
Einen auf Kosten der Uebrigen. 

Indem diese Principien das gesammte wirtschaft- 
liche Leben umgestalteten, haben sie auch das Verhält- 
niss des Arbeiters zum** Arbeitgeber auf eine andere 
Grundlage gestellt. Das frühere gesetzliche Verhältniss 
des Arbeiters zum Arbeitgeber war, was das Erwerbs- 
leben des Arbeiters angeht, das eines Untergebenen, 
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was die Fürsorge im Falle der Noth angeht, das eines 
Schutzbefohlenen. Dem gegenüber brachte die moderne 
Wirtschaftsordnung die Principien der persönlichen 
Freiheit und rechtlichen Gleichheit, oder mit anderen 
Worten der gleichen Erwerbsfreiheit für Alle und der 
freien Selbstverantwortlichkeit zur Geltung, und in 
Durchführung dieser Principien sieht sie in der Arbeit 
nur eine Waare wie jede andere, in dem Arbeiter nur 
den Verkäufer dieser Waare und in dem Arbeitgeber 
den Käufer derselben, und proclamirt alle Grundsätze 
und Forderungen, welche sie bezüglich der Wirtschaft 
von Waarenverkäufern und des Verkaufes von Waaren 
aufstellt, auch bezüglich der Wirtschaft des Arbeiters 
und des Verkaufes der Arbeit. 

Welches sind aber die für unsere Betrachtung 
wichtigsten Grundsätze und Forderungen der heutigen 
Wirtschaftsordnung bezüglich des Waaren Verkaufs ? 
j - - Die heutige Wirtschaftsordnung kennt keinerlei Ver- 
pflichtung zwischen Verkäufer und Käufer, die nicht 
aus dem Kaufvertrag herrührt, und ausser der EiiÜllung 
der in dem Kaufvertrage ausgemachten Bedingungen 
haben Käufer und Verkäufer nichts von einander zu 
fordern. Den Kaufvertrag selbst lässt die heutige Wirt- 
schaftsordnung vollständig frei. Sie kennt weder eine 
Veipfiichtung, überhaupt zu verkaufen oder zu kaufen, 
noch auch kennt sie eine Verpflichtung, zu bestimmten 
Bedingungen einen Kaufvertrag abzuschliessen : jede 
Bedingung des Kaufvertrags, die nichts Unsittliches 
enthält, gilt als gerecht, wenn ihre Erfüllung von dem 
Einen gefordert und von einem Anderen zugesagt worden 
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ist. Und nicht nur, dass die heutige Wirtschaftsord- 
nung dem Interesse des Verkäufei-s völlig freie Ent- 
faltung gestattet, sie verlangt sogar vom Verkäufer 
dass er jede Gelegenheit wahmehme, seinen Vortheil 
zu wahren. Denn nicht nur, dass sie ihn für die Be- 
friedigung seiner ordentlichen wie seiner ausserordent- 
lichen Bedüifnisse auf alle sich ihm bietenden Gelegen- 
heiten, Gewinn zu erzielen, verweist : sie erwartet auch 
für die Gesammtheit Vortheile, wenn der Verkäufer 
möglichst auf sein Eigeninteresse bedacht ist. Indem 
der Verkäufer z. B. seine Waare von einem Markte 
zurückzieht, um sie auf einem anderen auszubieten, wo 
sie besser bezahlt wird, übeiträgt er seine Waare an 
den Ort, an dem sie einen höheren concreten Gebrauchs- 
werth hat, an dem das dringendere Bedürfniss nach ihr 
besteht. Indem der Verkäufer jede Gelegenheit zur 
Preissteigerung benutzt, ruft er ein mit der im Ver- 
hältniss zur Nachfrage eingetretenen Minderung des 
Angebots Schritt haltendes Sparen im Verbrauche her- 
vor, bewirkt, dass die vorhandenen Mittel nur auf das 
jeweilig Nothwendige verwendet werden, und ist so die 
Ursache des jeweilig wirtschaftlichsten Verbrauches der 
Güter. Vor Allem aber verlangt die heutige Wirt- 
schaftsordnung, dass der Waarenverkäufer in dieser und 
in anderer Weise bei Leitung seiner Wirtschaft auf sein 
Eigeninteresse möglichst bedacht sei, damit der Preis 
seiner Waare deren Productionskosten einsetze. Denn 
sie überlässt ihn seinem Schaden, wenn der Preis hinter 
den Productionskosten zurückbleibt. Unter den Pro- 
ductionskosten aber kann der Verkäufer nicht dauernd 
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verkaufen. Er muss die Production einstellen, wird ihm 
dauernd auch nur ein Bnichtheil dessen, was die Her- 
stellung seiner Waare kostete, durch deren Preis nicht 
wiederei*stattet , und das Bedürfniss der Käufer muss 
alsdann ohne Befriedigung bleiben. Es ist daher die 
Hauptforderung der heutigen Wiiischaftsordnung be- 
züglich des Waarenverkaufs, dass der Preis der Waaren 
ihre Productionskosten ei'setze, damit die Gesammtheit 
die Güter, deren sie bedarf, in begehrter Menge stets 
finde. 

Eben dies sind auch die Grundsätze und Forde- 
rungen der heutigen Wirtschaftsordnung bezüglich des 
Verkaufes der Arbeit. Allerdings ist die Arbeit, wenn 
auch, wie Alles, was gekauft und verkauft wird, eine 
Waare, doch in einem wichtigen Punkte von anderen 
Waaren verschieden. Während nämlich alle anderen 
Waaren etwas von der Person ihres Verkäufers Ge- 
trenntes sind, ist die Arbeit als Nutzung der Arbeits- 
kraft, d. h. als Nutzung der Pereönlichkeit , insofern 
diese zum Erwerb ökonomischer Güter vei-wendet wird, 
untrennbar von der Pei-son ihres Verkäufers. In meiner 
Schnft über „dasArbeitsverhältniss gemäss dem heutigen 
Recht" habe ich diese Verschiedenheit der Arbeit von 
anderen Waaren und die wichtigen ethischen und wirt- 
schaftlichen Folgen, welche sich aus ihr ergeben, ein- 
übend dargelegt. Allein wenn auch, wie ich in dieser 
Schrift gezeigt habe , in Folge dieser Eigentümlichkeit 
der Waare Arbeit besondere Organisationen der Arbeits- 
verkäufer nothwendig sind, damit sich dieselben wirk- 
lich in derselben Lage wie die Verkäufer anderer 
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Waaren befinden und den Fordeiningen , welche die 
heutige Wirtschaftsordnung an die Waarenverkäufer 
stellt, nachkommen können: die Gi-undsätze und 
Forderungen, welche die heutige Wirtschaftsordnung! 
bezüglich des Arbeitsverkaufs aufstellt, bleiben die-l 
selben wie die bezüglich des Verkaufs anderer \ 
Waaren. 

Auch was das Verhältniss zwischen Arbeitgeber 
und Arbeiter angeht, kennt die heutige Wirtschaftsord- 
nung keinerlei Vei'pflichtung , die nicht aus dem Ar- 
beitsvertrag heiTührt, und ausser der Erfüllung der 
in dem Arbeitsvertrage ausgemachten Bedingungen 
haben Arbeitgeber und Arbeiter nichts von einander 
zu fordeiTi. Den Arbeitsvertrag selbst, sobald er 
zwischen erwachsenen männlichen Arbeitern und Arbeit- 
gebern abgeschlossen wird, lässt die heutige Wirtschafts- 
ordnung wie alle anderen Kaufverträge vollständig frei. 
Auch kennt sie ebenso wie bei anderen Kaufverträgen 
weder eine Verpflichtung überhaupt Arbeit zu ver- 
kaufen oder zukaufen, d. h. zu arbeiten oder arbeiten 
zu lassen, noch auch eine Verpflichtung zu bestimmten 
Bedingungen den Arbeitsvertrag abzuschliessen , und 
jede Bedingung des zwischen erwachsenen männlichen 
Arbeitern und Arbeitgebern abgeschlossenen Arbeits- 
vertrags, die nichts Unsittliches enthält, gilt als ge-/ 
recht, wenn ihre Erfüllung von dem Einen gefordert 
und von dem Anderen zugesagt worden ist. Auch ver- 
langt die heutige Wirtschaftsordnung vom Arbeiter 
ebenso wie vom Verkäufer anderer Waare, dass er jede 
Gelegenheit wahniehme, seinen Vortheil zu wahren. 
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Wie die Verkäufer anderer Waaren verweist sie die 
Arbeiter für die Befriedigung ihrer sämmtlichen Be- 
dür&iisse auf die sich ihnen bietenden Gelegenheiten, 
beim Verkauf ihrer Waare günstige Bedingungen zu 
erzielen, und auch sie erwartet davon dieselben Vor- 
theile für die Gesammtheit wie von der möglichsten 
Wahrnehmung des Eigeninteresses seitens der Verkäufer 
anderer Waaren. Indem der Arbeiter z. B. einen anderen 
Ort aufsucht, an dem ein höherer Preis für seine Waare be- 
zahlt wird, überträgt er seine Arbeit an den Ort, an dem 
sie einen höheren concreten Gebrauchs werth hat, an 
dem das dringendere Bedürfniss nach ihr besteht. In- 
dem er die sich ihm bietende Gelegenheit zur Lohn- 
steigemng benutzt,, inift er ein mit der im Verhältniss 
zur Nachfrage eingetretenen Minderung des Angebots 
Schritt haltendes Sparen in der Verwendung der Arbeit 
hervor, bewirkt, dass die zu Markt kommende Arbeit 
nur auf das jeweilig Nothwendigste verwendet wird und 
ist so die Ursache der jeweilig wirtschaftlichsten Nutz- 
barmachung der Arbeitskräfte. Vor Allem aber ver- 
langt die heutige Wirtschaftsordnung auch bezüg- 
lich des Arbeitsverkaufs, dass die Arbeiter diese und 
alle anderen Gelegenheiten, ihr Interesse zu wahren, 
benützen, damit die Productionskosten der Arbeit aus 
^ dem dafür gezahlten Preise ersetzt werden, da nur, 
wenn dies geschieht, der Arbeiter sein Leben erhalten 
und *die dem Bedarf entsprechende Arbeitsmenge zu 
Markt kommen kann. 

Worin aber bestehen die Productionskosten einer 
Waare, deren Ersetzung aus dem für die Waare ge- 
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zahlten Preis die Hauptfordening der heutigen Wirt- 
schaftsordnung bezüglich des Verkaufes der Waa- 
ren ist? 

Bekanntlich bestehen die Productionskosten einer 
Waare nicht blos in den Kosten, welche die Hei'stellung 
des einzelnen Exemplares, dessen man bedarf, veiiii'sacht 
haben, sondein auch in den Kosten, welche alle jene 
Exemplare der begehrten Waare verursachten, welche 
bei der Herstellung missglückt sind. Wenn ich einen 
Topf kaufe, muss ich dem Töpfer nicht nur die Her- 
stellungskosten des einzelnen Topfes, den ich wirklich 
erhalte, ersetzen, sondei-n auch die Kosten derjenigen 
Töpfe, die bei der Herstellung ii-gendwie verunglückt 
sind, deren Herstellung aber vei'sucht werden musste, 
damit ich den einen Topf, den ich begehre, wirklich 
erhalten könne. Ersetze ich dem Töpfer die Kosten 
dieser verunglückten Töpfe nicht, so kann er sein Ge- 
schäft nicht weiter betreiben, und es kann auch der 
eine Topf, den ich begehrte, nicht mehr hergestellt 
werden. 

Ganz ebenso Verhält es sich mit den Produc- 
tionskosten der Waare Arbeit, nur dass die Her- 
stellungskosten der Arbeit in Folge ihrer untrennbaren 
Verbindung mit der Person ihres Verkäufers in den Er- 
ziehungs- und Unterhaltungskosten des Arbeiters be- 
stehen. Damit die nöthige Menge Arbeit zu Markt 
konmie, muss der Lohn ersetzen, was nöthig ist, um 
die Arbeiter nicht nur an den Tagen, an denen sie 
arbeiten können, sondeni auch an den Tagen zu er- 
halten, an denen sie wegen zu jugendlichen Alters oder 
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Krankheit oder Invalidität oder weil sie zeitweilig 
keine Beschäftigung finden, zu arbeiten ausser Stand 
sind. Beträgt der Lohn nicht so viel als nöthig ist, 
damit die Arbeiter nicht nur an den Tagen, an denen 
sie arbeiten, sondern auch an den Tagen der Arbeits- 
unfähigkeit, gleichviel welches der Grund derselben 
sein mag, ihr Leben fristen können, so kann nicht der 
gleiche Betrag Arbeit wie fiüher weiter zu Markt 
kommen. In Folge der eintretenden Entbehrangen rafft 
der Tod Kinder und Greise, Kränkliche, Schwache und 
Invaliden hinweg, die sonst noch am Leben geblieben 
wären, bis in Folge der Minderung der Arbeiterzahl 
der Lohn wieder auf die Höhe steigt, die nothwendig 
ist, um die Arbeiter auch in den Tagen der Arbeits- 
unfähigkeit zu erhalten. 

Die erste Forderung der heutigen Wii-tschaftsord- 
riung bezüglich des Verkaufes der Arbeit ist also, dass 
der den Arbeitern gezahlte Lohn so viel betrage, als 
nöthig ist, um sie nicht nur an den Tagen, an denen 
sie arbeiten, sondern auch an den Tagen der Arbeits- 
unfähigkeit zu erhalten. 

Wir nennen die Kosten, welche die bei Herstellung 
einer Waare missglückten Exemplare sowie die Tage 
der Arbeitsuniähigkeit der Arbeiter verursachen, todte 
Productionskosten, und fragen weiter, ob es nicht noch 
einen Punkt giebt, in welchem bezüglich der Productions- 
kosten für die Waare Arbeit dasselbe wie für andere 
Waaren gilt. Der einzelne Waarenverkäufer wie die Ge- 
sammtheit haben das grösste Interesse, dass einei*seits 
der Preis der Waaren die Productionskosten derselben 
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möglichst vollständig ei*setze, und dass andererseits der 
Einsatz der todten Productionskosten den möglichst ge- 
ringen Aufwand eiiordere. Das Erstere ist nöthig, da- 
mit die Production ungestört ihren Fortgang nehme; 
das Zweite: weil in dem Maasse, in dem die todten 
Productionskosten sich mindern, der Preis der Waare 
trotz vollen Ersatzes der zu ihrer Herstellung aufge- 
wendeten Kosten ein um so geringerer sein kann : weil 
damit die Zahl derjenigen, welche die Waare erwerben 
und geniessen können, sich mehrt und die Concurrenz- 
fähigkeit der Waare zunimmt. Ganz das gleiche Inter- 
esse haben der einzelne Arbeiter wie die Gesammtheit 
bezüglich des Ersatzes der Productionskosten der Waare 
Arbeit. Auch hier besteht einei-seits das grösste Interesse, 
dass der Preis die Productionskosten der Arbeit möglichst 
reichlich ersetze, und zwar ist dieses Interesse um so 
gi'össer, weil hiervon nicht blos die Menge Arbeit bedingt 
wird, die dauernd zu Markt kommen kann, sondem 
weil die Productionskosten der Arbeit eben in dem 
Lebensunterhalt des Arbeiters bestehen und es von 
ihrem Ei-satz abhängt, ob die Arbeiterbevölkeiiing eines 
Landes im Stand ist, ihre bisherige Lebenshaltung und 
ihre bisherige Arbeitstüchtigkeit zu wahren und damit auf 
der bisherigen Stufe der Gesittung sich zu erhalten. 
Je weniger an eine Vemngenmg des Theiles der Pro- 
ductionskosten der Arbeit gedacht werden darf, der in 
dem Unterhalte des Arbeiters in den Tagen, an denen 
er arbeitet, besteht, um so grösser ist aber andererseits 
das Interesse, dass das, was auf seinen Unterhalt in 
den Tagen seiner Arbeitsunfähigkeit aufgewendet werden 
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muss, möglichst wenig Kosten veiiirsache : denn in dem 
Maasse, in dem diese todten Productionskosten der 
Arbeit sich mindern, kann der Preis der Arbeit trotz 
vollen Ersatzes ihrer Productionskosten und bei unge- 
minderter Lebenshaltung der Arbeiter ein geringerer 
sein : in dem Maasse wird die Absatz- und Concun-enz- 
fähigkeit nicht blos der Arbeit, sondern auch des mit- 
telst derselben hergestellten Productes zunehmen: in 
dem Maasse kann die Industrie eines Landes fremden 
Industrien auf dem Weltmarkt ohne Beeinträchtigung 
des Wohlergehens ihrer Arbeiterbevölkerung furchtloser 
entgegentreten. 

Es ergiebt sich also als eine weitere Forderung 
der heutigen Wiitschaftsordnung bezüglich des Arbeits- 
verkaufs, dass die Erhaltung der Arbeiter an den 
Tagen ihrer Arbeitsunfähigkeit möglichst geringen Auf- 
wand erheische. 

Der zum Ersatz der todten Productionskosten der 
Arbeit nöthige Aufwand kann auf zweifache Weise 
sich mindeiD. Einmal, indem die Tage der Arbeits- 
unfähigkeit, während deren der Arbeiter unterhalten 
werden muss, abnehmen: also einerseits voiiiehmlich 
durch Hochhaltung der Lebenshaltung und allgemeine 
hygienische und gewerbepolizeiliche Verbesserungen, 
wodurch die Erkrankungs- und Invaliditätsgefahr der 
Arbeiter vermindert und ihre unfruchtbare Altersperiode 
hinausgeschoben wird; andererseits durch Minderung 
der Tage der Arbeitsunfähigkeit in Folge von Mangel 
an Arbeit. Die Betrachtung, wie auf diese Weise eine 
Ven-ingerung der todten Productionskosten der Arbeit 
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en*eicht werden könne, liegt ausserhalb des Rahmens 
dieser Schiift. Auch kann es einem Zweifel nicht 
unterliegen, dass gleichviel eine wie grosse Vei-ringerung 
der todten Productionskosten der Arbeit auf diese Weise 
erreicht werden kann, stets todte Productionskosten 
bleiben werden, die eraetzt werden müssen. Von 
hervoiTagendster Bedeutung ist daher jederzeit die zweite 
Art und Weise, den zum Ersatz der todten Pro- 
ductionskosten der Arbeit nöthigen Aufwand zu 
mindern: durch die zweckmässigste Einrichtung ihrer 
Deckung. 

Nun wäre es offenbar nicht' diese zweckmässigste 
Einrichtung, wollte man jeden einzelnen Arbeiter für 
die Deckung der todten Productionskosten seiner Ar- 
beit auf seine individuellen Ersparnisse aus seinem 
Lohne verweisen. Es käme dies zu theuer und wäre 
überdies selbst bei dem grösstmöglichen Lohne und 
dem ausgebildetsten Spaitriebe unwirksam. Zu theuer: 
denn da die Arbeitsfähigkeit eines jeden Arbeiters von 
den mannigfachsten Gefahren bedroht ist, müsste ein 
jeder Arbeiter die volle Summe aufhäufen, die nöthig, 
um ihn während jeder drohenden Arbeitsunfähigkeit zu 
erhalten. Die Gesammtsumme, die hierzu erfordeii; 
würde, wäre enorm, und die Löhne müssten aufs Be- 
trächtlichste steigen, um ihre Ansammlung zu ermög- 
lichen. Von einer Reihe derjenigen Gefahren, welche 
die Arbeitsfähigkeit eines jeden Arbeiters bedrohen, 
wird aber thatsächlich nur ein Bruchtheil der Arbeiter 
wirklich betroffen; und offenbar braucht nur so viel 
angehäuft zu werden, um die von jenen Gefahren wirk- 
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lieh Betroffenen in der Zeit der Arbeitsunfähigkeit zu 
erhalten. Es wäre aber auch unwirksam, wäre jeder 
Arbeiter für seinen Unterhalt in der Zeit seiner Arbeits- 
unfähigkeit lediglich auf seine individuellen Ei*spamisse 
verwiesen. Jeden Augenblick kann der Arbeiter durch 
eine Absatzstockung, durch Krankheit oder Invalidität 
ausser Arbeit kommen, während er in der vorher- 
gehenden, möglicher Weise sehr kui-zen Arbeitsperiode 
selbst beim höchstmöglichen Lohne und der grössten 
Sparsamkeit nicht im Stande gewesen, für seinen Unter- 
halt in der Zeit der Arbeitsunfähigkeit genügend zu- 
rückzulegen. Wenn dagegen alle von denselben Ge- 
fahren bedrohten Arbeiter sich entschliessen, die Summe, 
die zur Unterhaltung aller von jenen Gefahren that- 
sächlich Betroffenen nöthig ist, durch periodische Bei- 
träge aufzubringen, ist das, was ein Jeder für diesen 
Zweck zuiücklegen muss, verhältnissmässig gering, und 
Jeder erhält dafür Sicherheit, dass ihm, wann immer 
das drohende Unglück über ihn hereinbricht, die 
nöthige Hülfe zu Theil werde. Als die billigste und 
dabei auch die wirksamste Art, die Productionskosten 
der Arbeit aus deren Preis zu ersetzen, erscheint daher 
die Untei-stützung aller von jenen Gefahren wirklich 
Betroffenen aus den Beiträgen aller von denselben Ge- 
fahren Bedrohten, oder mit anderen Worten: die Ver- 
sicherung. 

Welches sind aber die Gefahren für den Fall von 
deren Eintritt eine Versicherung stattfinden muss, oder 
mit anderen Worten, welches sind die Selbstkosten der 
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Arbeit, die auf dem Wege der Versicherung gedeckt 
werden müssen? 

Nach Engel's Berechnung der Selbstkosten der 
Arbeit in seinem vortrefflichen Vortrag ^^) über den 
^Preis der Arbeit" nimmt den ersten Posten unter 
diesen Selbstkosten ein die Wiederei-stattung des in 
der Jugend des Arbeiters auf seine Erziehung und 
Bildung verwendeten Kapitals. Würde dieses Kapital 
nicht ersetzt und würden die ungetilgten Kapital- 
reste bis zum Zeitpunkt der Tilgung nicht verzinst, 
so könnte der Arbeiter nicht selbst wieder Kinder 
gi-ossziehen, die Arbeiterbevölkerung nähme nothwendig 
ab und die der Gesellschaft nöthige Menge Arbeit 
könnte nicht weiter zu Markt kommen. Damit der 
Arbeitei*stamm vollzählig bleibe, ist es daher nöthig, dass 
der Arbeiter einen Theil seipes Lohnes auf das Auf- 
ziehen eigener Kinder verwende, und wenn der Lohn 
hinreichend gross ist, besteht, so lange der Arbeiter 
lebt und arbeitsfähig ist, keine Gefahr, dass er dies 
unterlasse und somit ein Theil der Selbstkosten seiner 
Arbeit unersetat bleibe. Allein es besteht die Gefahr, 
dass die Tilgung des in der Jugendperiode des Ar- 
beiters aufgewendeten Erziehungs- und Bildungskapitals 
und die Verzinsung der ungetilgten Kapitalsreste un- 
vollständig bleibe, weil in Folge von Tod, Invalidität 
oder zeitweiliger Unterbrechung der Erwerbsfähigkeit, 
durch Krankheit oder Arbeitslosigkeit das Einkommen 
versiegt, aus dem die Erziehung der Kinder, bis sie 
selbst das productive Alter (nach Engel die Vollendung 
des fünfzehnten Jahres) en-eicht haben, bestritten wird. 
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Somit ist einmal nöthig, dass der Ai*beiter sich durch 
gewisse wöchentliche Einzahlungen an eine Versiche- 
rungsgesellschaft versichere, dass seinen Kindern für 
den Fall seines Todes wöchentlich gewisse Summen 
ausgezahlt werden, um denselben die Fristung des 
Lebens und die Bestreitung ihrer Erziehung bis zur 
Vollendung des fünfzehnten Jahres zu ermöglichen ; und 
sodann muss er sich selbst für den Fall vorzeitiger 
Invalidität oder Verkürzung seiner Arbeitsperiode, für 
den Fall der Unterbrechung seiner Erwerbsfähigkeit 
durch Krankheit oder Arbeitslosigkeit derartig ver- 
sichern, dass es ihm möglich ist, aus der Unterstützung, 
die er selbst bei Eintritt dieser Unglücksfälle bezieht, 
die Fortsetzung der Erziehung seiner Kinder zu be- 
streiten. Es muss weiter diese Invaliden-, Kranken- 
und Krisenvei-sicheining j^erartig eingerichtet sein, dass 
es dem Arbeiter möglich ist, aus der bei Eintritt von 
Invalidität, Krankheit oder Arbeitslosigkeit empfangenen 
Unterstützung die wöchentliche Prämie zu zahlen, zu 
deren Zahlung er sich veipflichtet hat, damit für den 
Fall seines Todes seinen Kindern bis zu ihrem sechs- 
zehnten Jahre wöchentlich gewisse Unterhalts- und Er- 
ziehungsgelder ausgezahlt werden. 

Den zweiten Posten unter den Selbstkosten der 
Arbeit, die aus deren Preise ersetzt werden müssen, 
nehmen die Kosten ein, welche die Erhaltung des 
Lebens und der Arbeitskraft während der Arbeits- 
periode erfordert. Bezüglich dieser Kosten ist zu be- 
merken, dass der Preis der Arbeit nicht blos das phy- 
siologische Minimum des zur Erhaltung der Arbeits- 
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fähigkeit Unentbehrlichen, sondern air das ersetzen 
muss, was den Arbeiter nach dem jeweiligen Stand 
der Lebenshaltung der Kategorie, der sie angehören, 
als zum Leben unentbehrlich gilt. Die MindeiTing der 
Arbeiteraabl durch Zunahme der Sterbefälle tritt näm- 
lich nicht erst dann ein, wenn der Lohn unter jenes 
physiologische Minimum, sondern bereits dann, wenn 
er unter den jeweiligen Stand der Lebenshaltung sinkt, 
was sich, wie ich in meiner Schrift über „das Arbeits- 
verhältniss gemäss dem heutigen Recht" näher dar- 
gelegt habe, einmal aus der verechi^denen Gewöhnung 
in Beziehung auf Nahrung und Pflege und sodann aus 
jenem Streben aller Menschen erklärt, auf dem die 
ganze Gesittung der Arbeiterbevölkerung beruht, aus 
dem allgemeinen Streben nämlich, diejenigen Stücke 
der Lebenshaltung, welche nach Aussen sichtbar sind, 
und welche mehr dem Schmuck und der Auszeichnung 
dienen, unter Aufopferung des Nothwendigsten so lange 
als nur irgend möglich festzuhalten. Die Summe, die 
zum Einsatz dieser Kosten nothwendig ist, muss sodann 
vei-sichert werden, für den Fall der Verkürzung der 
Arbeitsperiode durch vorzeitige Invalidität sowie für 
den Fall der Arbeitsunfähigkeit in Folge von Krank- 
heit und Stockungen des Geschäfts. Auch hier muss 
sowol die Krankheits- als auch die Krisenversicheining 
derartig eingerichtet sein, dass es dem Arbeiter mög- 
lich ist, im Falle von Krankheit, beziehungsweise Ar- 
beitslosigkeit aus dem Betrage der empfangenen Unter- 
stützung die Prämien zur Vei-sichening gegen vorzeitige 
Invalidität, sowie die zur Versicherung gegen Arbeits- 



I 
^ 



106 I>I£ FÜRSORGE FÜR DEN ARBEITER IM ALTER. 

losigkeit, beziehungsweise Krankheit weiter zu be- 
zahlen. Wäre dies nicht der Fall , so würde der Ar- 
beiter im Falle von Krankheit oder Arbeitslosigkeit 
alle Ansprüche auf Untei'stützung bei eintretender In- 
validität oder bei eintretender Arbeitslosigkeit, be- 
ziehungsweise Krankheit, die er sich durch langjährige 
Prämienzahlungen erworben haben mag, verlieren. 

Als dritter Posten unter den Selbstkosten der 
Arbeit ei'scheint sodann das, was zur Erhaltung des 
Lebens des Arbeiters während seiner Altei*speriode 
nothwendig ist. Als Regel wird für die Fristung des 
Lebens des Arbeiters während seiner Altersperiode 
dadurch gesorgt, dass die Kinder ihre Eltern erhalten. 
Es pflegt der Arbeiter sich also die Altersversor- 
gung dadurch zu sichern, dass er selbst seine Eltern 
erhält und dadurch den Anspruch erwirbt, seinerseits 
wiederum in seinem Alter von seinen Kindern erhalten 
zu werden. Es ist dies gewiss die schönste und sitt- 
lichste Art und Weise, in der Zeit der Arbeitsfähigkeit 
für die Zeit des Alters zu sorgen. Indess ist diese 
Art der Altei'svei'sorgung keineswegs ausreichend. Man 
denke nur an den Fall der Kinderlosigkeit oder des 
früheren Todes der Kinder. Es erscheint also auch 
hier die Vei-sicheiiing einer Altersversorgung noth- 
wendig. Und damit der Arbeiter die Anspiiiche auf 
Altersversorgung, die er sich durch Prämienzahlungen 
während der Zeit, in der er arbeitete, erworben hat» 
nicht während der Zeit der Krankheit oder Arbeits- 
losigkeit verliere, ist auch hier wieder nöthig, dass die 
Kranken- und Krisenvei-sicherung derartig eingerichtet 



DIE DECKUNG DER BEGRABNISSKOSTEN DES ARBEITERS. 107 

sei, dass es dem Arbeiter möglich ist, aus den während 
Krankheit oder Arbeitslosigkeit empfangenen Unter- 
stützungen die Prämien zur Versicherung seiner Ver- 
sorgung im Altei' weiter zu zahlen. 

Zu diesen Selbstkosten der Arbeit, welche der 
Preis derselben ersetzen muss, wenn die Zahl der Ar- 
beiter nicht abnehmen soll, kommt endlich als vierter 
Posten die Summe, welche die Voi-sorge erheischt, dass 
bei dem Tode des Arbeiten und der Frau desselben 
die fbr ein anständiges Begräbniss nöthigen Mittel vor- 
handen sind. Wenn Engel in seinem oben erwähnten 
Vortrage Anstand genommen hat, den Ereatz dieser 
Begräbnisskosten unter den zu ei*setzenden Selbstkosten 
der Arbeit aufzuführen, so ist der Gnind wahi-schein- 
lich der, dass er dachte, es liesse sich nicht wol 
sagen, dass die Zahl der Arbeiter durch Vermehrung 
der Sterblichkeit abnehmen werde, wenn diese Be- 
gräbnisskosten dem Arbeiter nicht ebenso wie die 
übrigen Kosten ersetzt würden. Indess gehören die 
Begräbnisskosten, sobald die Arbeiter die erste, wenn 
auch noch so tiefe Stufe der Gesittung en-eicht haben, 
wie die Geschichte aller Völker zeigt, zu den Selbst- 
kosten der Arbeit, indem die Vorsorge für ein an- 
ständiges Begräbniss eines der frühesten Postulate der 
Lebenshaltung der Arbeiter ist. Häufig legen sich die 
Arbeiter die grössten Entbehmngen auf, nur um so 
viel zurücklegen zu können, um sich ein anständiges 
Begi'äbniss zu sichern; und beträgt der Lohn nicht so 
viel, um diese Erspaniisse zu ermöglichen, so führen 
diese Entbehrungen zur Vermehrung der Sterblichkeit 
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und Mindeiiing der Arbeiterzahl. Individuelle Erspar- 
nisse können aber keine Sicherheit geben, dass beim 
Tod des Arbeiters oder der Frau desselben die zur 
Bestreitung eines anständigen Begräbnisses nöthige 
Summe vorhanden sei, da die Gefahr ist, dass der Tod 
früher eintrete, als bis das hierzu Erforderliche erspart 
ist. Um jene Sicherheit zu haben, muss der Arbeiter 
während der Dauer seiner productiven Periode in eine 
Begräbnisskasse Prämien zahlen. Und auch hier wieder- 
um tritt die Noth wendigkeit einer derartigen Einrich- 
tung der Kranken-, Krisen- und Invaliditäts- Versiche- 
rung hervor, dass es dem Arbeiter möglich wird, aus 
den während Krankheit oder Arbeitslosigkeit oder In- 
validität empfangenen Unterstützungen die Prämien 
zur Versichemng seiner Begräbnisskosten weiter zu 
zahlen. 

Fassen wir das hier Vorgetragene zusammen, 
so ergiebt sich also, dass der Preis der Arbeit, 
damit er die Selbstkosten der Arbeit ersetze, den Ar- 
beiter in Stand setzen muss: 

1) Die Kosten zu bestreiten, welche nach dem 
Stande der Lebenshaltung der Kategorie von Arbeitern, 
der er angehört, die Fristung des Daseins ver- 
ursacht ; 

2) die Kinder aufzuziehen, deren Aufziehung 
nothwendig ist, damit der Arbeiterstamm sich nicht 
vermindere; 

3) die Prämien zu zahlen, deren Zahlung noth- 
wendig ist, damit für den Fall seines frühzeitigen Todes 
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seinen Kindern bis zur Vollendung ihres 15. Jahres 
gewisse Erziehungsgelder ausgezahlt werden; 

4) die Prämien zu zahlen, deren Zahlung noth- 
^ wendig ist, um ihm für den Fall vorzeitiger Invali- 
dität die Erhaltung des Lebens zu sichern, sowie die 
Weiterzahlung der Prämien für die Versicherung von 
Erziehungsgeldem für seine Kinder und von Begräbnibs- 
geldera zu eimöglichen; 

5) die Prämien zu zahlen ^ deren Zahlung noth- 
wendig ist, um ihm im Alter eine Altei'sversorgung 
zu sichern und die Weiterzahlung der eben (unter 4) 
genannten Prämien zur Versicheiiing von Erziehungs- 
geldem für seine Kinder und von Begräbnissgeldern zu 
eimöglichen ; 

6) die für die Versicherung eines anständigen Be- 
gräbnisses seiner selbst, sowie seiner Frau noth- 
wendigen Prämienzahlungen zu leisten; 

7) die Prämien zu zahlen, deren Zahlung noth- 
wendig ist, um ihm bei eintretender Krankheit ärzt- 
liche Pflege und Lebensunterhalt zu sichern und ihm 
die weitere Leistung der zur Versicherung von Er- 
ziehungsgeldern für seine Kinder, von Invaliden- und 
Altersvei*sorgung , von Unterstützung bei Arbeitslosig- 
keit, sowie von Begi'äbnissgeldern für sich und seine 
Frau nöthigen Prämienzahlungen zu ermöglichen; 

8) die Prämien zu zahlen, deren Zahlung noth- 
wendig ist, um ihm bei eintretender Arbeitslosig- 
keit den Lebensunterhalt zu sicheiii, sowie die weitere 
Leistung der zur Versicherung von Ei-ziehungsgeldem 
für seine Kinder, von Invaliden- und Altersvei^sorgung, 
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von Krankenunterstätzung und von Begräbnissgeldem 
für sich und seine Frau nöthigen Prämienzahlungen zu 
ermöglichen. 

^ Es ergiebt sich uns demnach als eine dritte Forde- 
rung der heutigen Wirtschaftsordnung bezüglich des 
Arbeitsverkaufs, dass der Arbeiter, damit die Selbst- 
kosten der Arbeit aus deren Preise gedeckt werden, 
eine sechsfache Versicherung eingehe: nämlich 1) eine 
Versicherung der lErziehungsgelder seiner Kinder für 
den Fall des eigenen Todes, 2) eine Altereversiche- 
rung, 3) eine Begräbnissgeldversichei-ung , 4) eine In- 
validitätsversicherung, 5) eine Krankenversichening und 
6) eine Vei*sicherung fllr den Fall von Arbeitsunfähig- 
keit in Folge mangelnder Nachfrage nach Arbeit. 
■^ Die vorstehende Erörternng hat übrigens nicht 
nur diese Fordening begiilndet, sondern noch ein 
Weiteres bewiesen. Sie hat aufs Neue den zwischen der 
Arbeitervei-sicheiiing und der Erwerbsordnung noth- 
wendig bestehenden Zusammenhang und das Unentbehr- 
liche einer engen Anpassung der Arbeiterversicherung 
an das Erwerbsleben des Arbeitei^s gezeigt. 

Die alten gewerblichen Corporationen halfen ihren 
MitgliedeiTi für die Beiträge, welche diese zahlten, bei 
Eintritt aller der oben aufgeführten Gefahren, und es 
ergab sich aus dem corporativen Charakter dieser Orga- 
nisationen von selbst, dass Jemand, der, von einer dieser 
Gefahren betroffen, Unterstützung empfing, nicht seine 
Ansprüche auf Unterstützung für den Fall des Ein- 
tretens einer der übrigen genannten Gefahren verlor» 
wenn er, während der Zeit, in der er unterstützt wurde. 
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keine Beiträge zahlte. Zudem aber sicherten jene altra 
gewerblichen Coi-porationen ihren wirklich arbeits- 
obigen Mitgliedern durch das „Recht auf Arbeit", das 
sie gaben, den Erwerb : mit dem Erwerbe die Fähig- 
keit, fortdauernd Beiträge zu leisten: und mit dieser 
Fähigkeit die fortdauernde Zugehörigkeit zur Coi-pora- 
tion und damät in allen Nothfällen wirkliche HDlfe. 

Mit der Aufläsung jener alten Corporationen 
glaubte mau die Arbeiterversicherung auf gesun- 
derer Grundlage gestalten zu können , indem mau 
die Grundsätze des Versicherungswesens der höheren 
Gesellschaftsklassen einfach auf sie zur Anwendung 
brachte. Dabei übersah man aber, dass die Grund- 
sätze dieses Versicherungswesens zwar den Einkommens- 
verhältnissen jener Gesellschaftskla^en , nicht aber 
denen der Arbeiterbevölkerung entsprechen. Jene 
höheren Gesellschaftsklassen beziehen regelmässig fallig 
werdende Kapitalzinsen oder regelmässig fällig werdende 
Gehälter. Weder Arbeitslosigkeit noch Krankheit drohen 
die Quellen ihres Einkommens zu verstopfen. Sie sind 
bei normalen Verhältnissen demnach auch im Stande, 
einei' Vei-sichenmgsgesellschaft, der sie beitreten, fort- 
dauernd Beiträge zu zahlen; und damit hängt die Wirk- 
samkeit der von ihnen gezahlten Beiträge in Herbei- 
fühiTing der Versicherung, um derentwillen sie hin- 
g^eben wurden, nur davon ab, ob sie jene Beiträge 
regelmässig zu leisten gewillt sind. 

Nicht so verhält es sich mit der Arbeiter- 
bevölkerung. Seitdem mit Eintritt der heutigen 
Wirtschaftsordnung die alten gewerblichen Corpo- 
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rationen und mit ihnen die Sicherheit des Erwerbs, 
welche diese ihren Mitgliedern gaben, geschwunden 
sind, ist der Arbeiter der Gefahr ausgesetzt, häufig 
keinerlei Beschäftigung zu finden. Mit der Begel- 
mässigkeit der Beschäftigung schwindet aber die 
Regelmässigkeit seines Einkommens, und damit auch 
seine Fähigkeit, regelmässig Eassenbeiträge zu zahlen. 
Ebenso bedroht Krankheit, seit mit jenen Corporationen 
auch die Einheit der Kasse, aus der sie in den ver- 
schiedensten Nothlagen des Lebens ihren Mitgliedern 
Untei-stützungen gewährten, geschwunden ist, nicht 
blos die Pei-son des Arbeitei^s, sondeni, in Folge der 
untrennbaren Verbindung seiner Waare mit seiner 
Pei-son, auch sein Einkommen und damit seine Fähig- 
keit, durch Weitei-zahlung seiner Beiträge sich die An- 
sprüche auf Unterstützung in den anderen oben vor- 
geführten Nothlagen des Lebens, gegen die er sich 
etwa versichert haben mag, zu wahren. Seit dem Ein- 
tritt der heutigen Wirtschaftsordnung genügt es also 
keineswegs, gemäss den Grundsätzen der Versicherungs- 
gesellschaften der höheren Gesellschaftsklassen Ver- 
sicherungskassen gegen die eine oder die andere Ge- 
fahr, von der die Arbeiter bedroht sind, zu errichten: 
durch den Beitritt zu solchen Kassen erhalten in Folge 
der Abwesenheit eines „Rechtes auf Arbeit" und in 
Folge der Mitleidenschaft, in welche jedes Schicksal, 
das die Pei-son des Arbeitei's trifft, auch sein Ein- 
kommen zieht, die Arbeiter keinerlei Sicherheit, dass 
sie bei Eintritt der Gefahr, für die sie voi-sorgen wollen, 
wirklich Unteretützung erhalten. Es gilt vor Allem 
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die ökonomisch« Grundlage der Arbeiterexistenz durch 
eine derartige Versicherung der Arbeiter für den Fall 
der Krankheit und der Beschäftigungslosigkeit sicher 
zu stellen, dass die Arbeiter aus der während ihrer 
Krankheit, beziehungsweise Arbeitslosigkeit bezogenen 
Unterstützung im Stande sind, die Prämienzahlungen 
zur Versichening für den Fall des Eintritts einer der 
übrigen Gefahren, von denen sie bedroht sind, weiter- 
zuleisten. Nur wenn die Arbeiter für den Fall der 
Krankheit und Arbeitslosigkeit in dieser Art veraichert 
sind, erhalten sie im Fall des Eintritts dieser Ge- 
fahren die versichei'te Unterstützung. Ohne dies giebt 
es keinerlei wirksame Arbeiterversicherung, ohne dies 
keine Deckung der Selbstkosten der Arbeit aus dem 
Preise derselben. Es hat bereits die Begründung der 
einzelnen Selbstkosten der Arbeit dies gezeigt. Bei der 
Wichtigkeit der Sache möge noch eine kurze Betrach- 
tung jeder einzelnen der sechs Versicherungen, die sich 
oben als nothwendig ergaben, dies des Weiteren darthun. 
Betrachten wir züei*st die Versicherung von Geldern 
zur Fristung des Lebens und zur Erziehung der Kinder 
des Arbeitei*s bis zur Erfüllung ihres 15. Jahres, d. h. 
bis zum Eintritt ihrer eigenen Arbeitsfähigkeit, für den 
Fall des Todes ihres Vaters. Die Prämien, deren Zah- 
lung nothwendig ist, um den Kindern eine bestimmte 
Rente bis zum erfüllten 15. Jahre zu sichera, weitlen 
von verschiedener Höhe sein, je nach dem Alter der 
Kinder und je nach dem Alter ihres Vaters zur Zeit 
des Beginns der Versicheruiig. Je zarter das Alter des 
Kindes, zu dessen Gunsten die Vei*sicherung stattfindet, 

Brentano, Arbeiterversichernng. 8 
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desto grösser die Wahrscheinlichkeit, dass es, ohne die 
vereicherte Rente in Anspruch zu nehmen, stirbt. Je 
geringer das Alter des versichernden Vatei*s, desto 
grösser die Wahi-seheinlichkeit, dass er die Vollendung 
des 15. Lebensjahres seines Kindes erlebt. Je jugend- 
licher daher Kind und Vater, desto geringer die Prämie, 
und umgekehrt, je älter jene Beiden, desto höher die 
Prämie. Angenommen nun, ein Arbeiter hätte die Er- 
ziehungsgelder seines Kindes für den Fall seines eigenen 
Todes vereichert ; angenommen ferner, er würde krank 
oder fände keine Beschäftigung; angenommen endlich, 
er bezöge während seiner Krankheit beziehungsweise 
Arbeitslosigkeit keine Unterstützung oder doch keine 
Unterstützung, die ausreichte, um ihn und seine Familie 
zu erhalten und ausserdem jene Prämien zu zahlen, so 
ginge er nicht nur aller, vielleicht während langer 
Jahre gemachten Einzahlungen verlustig .und sein Kind 
stände beim Eintritt seines Todes mittellos da, sondern 
auch, wenn er, wieder in Arbeit, jene Eraiehungsgelder 
seines Kindes aufs Neue vei*sichern wollte, würde er 
dies nur unter härtereu Bedingungen, als seine früheren 
waren, ei möglichen können. Denn sein Kind wäre 
unterdess älter geworden, und damit hätte die Wahr- 
scheinlichkeit, dass es vor vollendetem 15. Lebensjahr 
sterbe, abgenommen. Er selbst ferner wäre älter geworden 
und damit hätte die Wahi-scheinlichkeit, dass er sterbe, 
bevor sein Kind das 15. Lebensjahr vollende, zuge- 
nommen. Er würde die Versicherung der Erziehungs- 
gelder seines Kindes daher nur wieder gegen Zahlung 
einer höheren Prämie wie früher ermöglichen können. 
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Wenn der Arbeiter für den Fall, dass er, bevor seine 
Kinder das arbeitsfähige Alter und damit die Fähig- 
keit, sich selbst zu erhalten, erreicht haben, sterben 
sollte, die Existenz oder Erziehung dei*selben durch 
Prämienzahlungen versichern will, muss er daher gleich- 
zeit^ ei^e Vereicherung für den Fall von Krankheit 
und Arbeitslosigkeit eingehen. Ohne dies hat er keine 
Sicherheit, dass er die zu jener Vei*sicheiung nöthigen 
Prämienzahlungen dauemd zu leisten im Stande sei, dass 
somit für den Fall seines Todes seine Kinder bis zum voll- 
endeten 15. Jahre die versicherte Unterstützung erhalten. 
Und ganz ebenso verhält es sich mit der In- 
validitäts-, der Alters- und Begräbnissgeld - Versiche- 
rung. Auch hier erhält der Arbeiter ohne gleichzeitige 
geeignete Kranken- und Krisen Versicherung keine wirk- 
liche Sicherheit, dass er, falls der Fall, für welchen die 
Versicherung stattgefunden hat, eintritt, wirklich Unter- 
stützung erhalte. Auch hier kann ohne gleichzeitige 
geeignete Kranken- und Krisenversicheiomg eine ein- 
zige länger dauernde Krankheit, eine einzige länger 
dauerade Arbeitslosigkeit den Arbeiter um die Frucht 
der Prämien bringen, die er Jahre lang gezahlt hat, 
um sich im Fall der eintretenden Invalidität oder des 
eintretenden Alters die Lebensnothdurft und im Fall 
des Todes ein anständiges Begräbniss zu sichem. Auch 
hier wird ihm die Wiederaufnahme der verloren ge- 
gangenen Vemcherung durch die unterdessen statt- 
gefundene Zunahme seines Alters erschwert. Je älter 
er ist, desto grösser die Wahrscheinlichkeit, dass er 

bald die Invaliditäts- oder Altersunterstützung be- 
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anspruchen werde, dass das Geld zu seiner Bestattung 
bald aufgewendet werden müsse, desto höher daher die 
Vei*sicherungsprämie. Und wäre z. B. ein Arbeiter, 
um sich im 55. Lebensjahre eine Summe von 1000 
Reichsmark zu sichei-n, im Alter von 20 Jahren bei 
einer Altervereorgungskasse eingetreten, ohne sich je- 
doch gleichzeitig für den Fall von Krankheit oder Ar- 
beitslosigkeit zu versichern, hätte er bis zum 40. Jahre 
seine Prämien im Betrage von 1 Mark monatlich pünkt- 
lich bezahlt, und hätte in seinem 40. Jahre eine länger 
dauernde Krankheit oder Arbeitslosigkeit ihn genöthigt, 
seine Prämienzahlungen abzubrechen, so hätte er in 
Folge dessen seine durch zwanzigjährige Zahlungen er- 
worbenen Ansprüche auf Altersversorgung verloren, und 
müsste, wenn er im 41. Jahre wieder eintreten wollte, 
um sich jene 1000 Reichsmark im 55. Lebensjahre aufs 
Neue zu sichern, statt der früheren 1 Mark nunmehr 
4 Mark den Monat zahlen. 

Ebenso aber giebt eine einseitige Krankenversiche- 
i-ung ohne gleichzeitige Versichening für den Fall von 
Arbeitslosigkeit dem Arbeiter keine Sicherheit, dass er 
erkrankt wirklich Unterstützung erhalte, da jede länger 
dauernde Arbeitslosigkeit ihn ausser Stand setzt, seine 
Krankenkassenbeiträge zu zahlen und ihn somit seines 
Anspruchs auf Krankenunteretützung beraubt. Mit dem 
höheren Alter aber steigt die Wahrscheinlichkeit der 
Erkrankung. Je höher das Alter des in eine Kranken- 
kasse Eintretenden, desto höher muss der Beitrag sein, 
den der Beitretende zu zahlen hat, um sich eine 
gewisse Unterstützung im Fall der Erkrankung zu 
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sichern. Wo die Krankenvei-sicherung auf ititionellen 
wirtschaftlichen Grundsätzen basirt ist, kann der Ar- 
beiter, der, durch länger daueinde Arbeitslosigkeit ge- 
nöthigt, aus einer Krankenkasse austreten musste, 
daher nur gegen die Veipflichtung zu höheren Bei- 
trägen der Kasse wiederum beitreten. Auch aus diesem 
Gesichtspunkte also zeigt sich auch bei der Kranken- 
geldsversicherung die Nothwendigkeit einer gleich- 
zeitigen Vei-sicherung für den Fall von Arbeitslosigkeit. 

Was endlich die Vei-sichening fllr den Fall von 
Arbeitslosigkeit angeht, so erwirbt der Arbeiter, der 
sich seinen Unterhalt für den Fall, dass er keine Ar- 
beit findet, vei-sicheit, in gleicher Wefse keine Sicher- 
heit, dass ihm die erhoffte Unterstützung im Fall wirk- 
licher Beschäftigungslosigkeit zu Theil werde, wenn er 
nicht durch gleichzeitige Krankenversicherung dafür 
voi-sorgt, dass er im Fall von Krankheit im Stande sei, 
die zur Bewerkstelligung seiner Versicherung für den 
Fall von Arbeitslosigkeit nöthigen Prämienzahlungen 
wahrend der Dauer seiner Krankheit weiter zu zahlen. 

Somit ergiebt sich als eine vierte Forderung der 
heutigen Wiilschaftsordnung , dass die wiitschaftliche 
Grundlage des Lebens der Arbeiterbevölkerung durch 
eine Vereicherung der Arbeiter für den Fall von Krank- 
heit und Arbeitslosigkeit in der Art sicher gestellt 
werde, dass die Arbeiter auish während Krankheit, be- 
ziehungsweise Arbeitslosigkeit aus der Unterstützung, 
die sie während deren Dauer Anpfangen, die nöthigen 
Prämienzahlungen zur Versicherung für den Fall des 
Eintritts der übrigen Gefahren, von denen ihr Leben, 
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ihr Einkommen und damit die Deckung der Selbst- 
kosten der Arbeit aus deren Preis bedroht ist, zu 
leisten im Stande sind. 

Allein nicht nur in dieser Nothwendigkeit zeigt 
sich, wie unentbehrlich es ist, dass die Arbeiterver- 
sicherung an das Erwerbsleben des Arbeiters aufs 
Engste sich anpasse. Bereits oben wurde hervorgehoben, 
dass die heutige Wirtschaftsordnung von dem Arbeiter 
wie von dem Verkäufer jeder anderen Waare verlange, 
dass er jede sich ihm bietende Gelegenheit, sei es durch 
Wechsel des Käufers, sei es durch Wechsel des Marktes, 
sei es durch Benutzung einer Aenderung der Marktlage, 
für seine Waare bessere Verkaufsbedingungen zu er- 
zielen, benutze. Es wurde schon oben bemerkt, dass 
die heutige Wirtschaftsordnung den Arbeiter für die 
Befriedigung seiner ordentlichen und ausserordentlichen 
Bedürfhisse auf die Benutzung dieser Gelegenheiten 
verweise: dass sie für die Gesammtheit von der Be- 
nutzung dieser Gelegenheiten durch den Arbeiter Vor- 
theil erwarte : dass sie aber von dem Arbeiter die Benutzung 
dieser und aller anderen Gelegenheiten, sein Interesse zu 
wahren, vor Allem deshalb verlange, damit die Produc- 
tionskosten der Arbeit aus dem dafür gezahlten Preise 
ersetzt werden können. Somit darf die Arbeiterver- 
sicherung offenbar nicht der Art eingerichtet sein, dass 
sie die Erwerbsfreiheit des Arbeiters, auf deren Be- 
nutzung die heutige Wirtschaftsordnung diesen ver- 
weist, ja deren Benutzung sie von ihm verlangt, be- 
einträchtigen kann. Der Arbeiter darf gegen Zahlung 
seiner Versicherungsprämien also nicht etwa blos so 
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lange Anspi-uch auf Unterstützung erhalten, als er an 
einen bestimmten Käufer oder an einem bestimmten 
Markte seine Waare verkauft, oder so lange als er 
darauf verzichtet, eine Aenderung der Marktlage zur 
BesseiTing der Verkaufsbedingungen seiner Waare zu 
benutzen. Eine derartige Versicheining der Arbeiter 
steht mit der Grundauffassung der heutigen Wiiischafts- 
ordnung bezüglich des Arbeitsverhältnisses in völligem 
Widerspruch. Aber nicht nur dies. Eine solche Ar- 
beiterversicherung würde in einer Wirtschaftsordnung, 
welche der Erwerbsfähigkeit aller Gesellschaftsklassen 
volle Entfaltung gestattet, die Erwerbsfähigkeit gerade 
der ärmsten Gesellschaftsklasse beeinträchtigen. Sie 
würde sie damit der Mittel berauben, während der 
Zeit der Arbeit für die Zeit der Arbeitsunfähigkeit Vor- 
sorge zu treffen. Und da die Versicherung der Arbeiter 
ja nur die Deckung der Selbstkosten der Arbeit aus 
dem Preise derselben bezweckt, würde sie bei einer 
solchen Einrichtung, welche das Steigen des Preises bis 
zum Betrag der Kosten zu hindern im Stande wäre, die 
Erreichung ihres eigenen Zweckes verhindern. 

Indess von diesen principiellen Bedenken ganz ab- 
gesehen : eine Arbeitexversicherungskasse, welche einem 
Arbeiter gegen Zahlung seiner Prämien nur so lange 
Anspruch auf Unterstützung gewährt , als er an einen 
bestimmten Käufer oder an einem bestimmten Markte 
seine Waare verkauft, ist unnöthig theuer und, was 
das Schlimmste ist, unwirksam. Unnöthig theuer: 
denn oifenbar ist bei einer Versicheiiingskasse , welche 
nur für die bei einem Arbeitgeber oder nur für die 
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an einem Oi-te Arbeitenden besteht, auch bei dem 
grösstmöglichen Umfange einer gewerblichen Anstalt 
und auch an dem bevölkeitsten Orta die Zahl der Ver- 
sicherungen geringer, als wenn die Vei-sichernngskasse 
alle an allen Orten des Landes und bei allen Arbeit- 
gebern beschäftigten Arbeiter eines Gewerbes umfasst. 
Je grösser aber die Zahl der Veraicherungen , desto 
geringer können die Prämien sein; je geringer die Zahl 
der Vei-sicheiningen , desto mehr müssen die Prämien 
betragen. Eine Arbeiterversicherungskasse, welche nur 
für die Arbeiter einer gewerblichen Anstalt oder eines 
Ortes besteht, erhöht also den Aufwand, der nöthig 
ist, um die todten Productionskosten der Arbeit zu 
decken. Während sie einei-seits die Fähigkeit deö 
Arbeiters, einen höheren Lohn zu .erlangen, beeinträch- 
tigt , macht sie andererseits höhere Löhne zu einer 
Nothwendigkeit. Selbst dann aber, wenn höhere Löhne 
gegeben werden, ist eine Arbeitei^versichei-ungskasse, die 
auf die Arbeiter einer gewerblichen Anstalt oder 
eines Ortes beschränkt ist, unfähig, eine wirksame 
Vemchening der Arbeiter für den Fall des Eintritts 
der Gefahren, gegen die vorgesorgt werden soll, herbei- 
zuführen. Denn auch der Verlust aller durch lang- 
jährige Prämienzahlungen an eine Veracherungskasse 
erworbenen Ansprüche auf Unterstützung wird den 
Arbeiter nur selten abhalten, die ei-ste ernstliche 
Gelegenheit, bessere Verkaufsbedingungen für seine 
Waare zu erzielen, zu nutzen. Und selbst wenn er 
hiervon zurückgehalten würde, wäre der Arbeiter 
trotz aller jener Verluste immer genöthigt, einen 
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anderen Markt oder einen anderen Käufer aufzu- 
suchen, wenn sich an seinem bisherigen Markt oder 
bei seinem bisherigen Käufer keine Arbeit mehr ftlr ihn 
findet. Einerlei aber ob der Wunsch, sich zu ver- 
bessern, oder Schwinden der bisherigen Nachfrage die 
Ursache ist, warum der Arbeiter einen anderen Markt 
oder einen anderen Käufer aufsucht, jeder solche Wech- 
sel in dem Verkauf seiner Waare hat für den Arbeiter 
die Unwirksamkeit aller von ihm an jene Versicherungs- 
kasse gezahlten Prämien zur Folge. Alles, was er zur 
Vorsorge für den Fall des Eintritts der Gefahren, gegen 
die er sich vei-sicheit hat, erspart hatte, wurde somit 
unnütz verwendet. Seine Beiträge konnten keine wirk- 
same Vei-sicheiting erzielen. Soll der Zweck, dessent- 
willen sie entrichtet wurden, gesichelt werden, so muss 
ein neuer, und wegen des nunmehr vorgeschritteneren 
Alters höherer Aufwand stattfinden, der, so lange die 
neue Versicherung nicht bei einer besser eingerichteten 
Kasse stattfindet, wiedemm nur von zweifelhafter Wirk- 
samkeit ist. So wird durch Arbeiterversichemngskassen, 
die nur den in einer bestimmten gewerblichen Anstalt 
öder an einem bestimmten Orte Beschäftigten im Noth-. 
fall Hülfe gewähren, (ier Aufwand, der zum Ersatz der 
todten Productionskosten der Arbeit nothwendig ist, ge- 
steigert, ohne doch Sicherheit zu geben, dass diese 
Kosten aus diesem Aufwand wirklich ^gedeckt werden; 
es wird damit die Nothwendigkeit höherer Löhne und 
damit höherer Waarenpreise herbeigeführt, ohne dass 
die Gesellschaft dafür eiTeichte, dass aus dem, was sie 
in dieser Weise mehr bezahlt, für die Arbeiter im Fall 
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der Noth wirklich gesorgt ist; und, da eine Steiget ung 
der Löhne in Folge unnützer Erhöhung der todten 
Productionskosten der Arbeit eine Zunahme der Arbeits- 
tüchtigkeit der Arbeiter, die für die höheren Löhne 
Einsatz bietet, unmöglich hervorrufen kann, wird sogar 
die Concurrenzfähigkeit der Industrie dadurch beein- 
trächtigt. 

Es ergiebt sich somit als eine fünfte Forderung 
der heutigen Wirtschaftsordnung, dass die Arbeiter- 
vei*sicheningskassen sich weder auf die Arbeiter einer 
gewerblichen Anstalt noch auf die Arbeiter eines 
Oites beschränken, sondern alle Arbeiter des Landes, 
die einem bestimmten Gewerbe angehören, umfassen. 

Endlich zeigt sich in einer letzten Beziehung die 
Nothwendigkeit, die Arbeiterversicherung dem Erwerbs- 
leben der Arbeiter eng anzuschmiegen. Sind nämlich 
auch alle Arbeiter von den Gefahren bedroht, gegen 
welche die oben gefordeii» sechsfache Vei-sicherung 
versorgen soll, so sind sie doch nicht alle in demselben 
Maasse diesen Gefahren ausgesetzt, und zwar ist dieses 
Maass für die einzelnen Arbeiter je nach ihrem Er- 
werbsleben verschieden. Es giebt Gewerbe, die eine 
sehr grosse, und andere, die eine sehr geringe Gefahr 
der Erkrankung, der vorzeitigen Invalidität und des 
fi-ühen Todes für die Arbeiter, die ihren Erwerb in 
ihnen suchen, mit sich bringen; und in einzelnen Ge- 
werben, wie in denen, welche für den täglichen Be- 
darf der Massen produciren, sind Absatzstockungen, 
welche die Arbeiter der Beschäftigung berauben, äusserst 
selten und unbedeutend, während sie in anderen, wie 
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z. B. in denjenigen, welche dem wechselnden Geschmack 
der Consumenten von Luxusgütern dienen, häufiger 
und von grösserer Bedeutung sind. Je nach der Grösse 
der Gefahr wechselt aber selbstverständlich auch die 
Grösse des Aufwands, der nöthig ist, um den Nach- 
theilen, die sie begleiten, zu begegnen, damit wechselt 
auch d'e Grösse der Prämien, welche die Arbeiter zah- 
len müssen, um sich gegen diese Nachtheile zu sicheii), 
und damit die Höhe der Löhne, welche den Arbeitern 
gezahlt werden müssen, damit sie diese Prämienzahlungen 
zu leisten im Stande sind. Offenbar würde es nun 
völlig verkehrt sein, wollte man die Arbeiter, die einer 
der erörterten Gefahren zwar ausgesetzt , die aber je 
nach dem Gewerbe, dem sie angehören, von derselben 
in vei-schiedenem Maasse bedroht sind, in einer Ver- 
sicherungskasse vereinen und von ihnen die gleichen 
Prämienzahlungen fordei-n. Es müssten dann die Bei- 
träge und somit auch die Löhne der minder gefähr- 
deten Arbeiter sich höher stellen, als nach der Gefahr, 
von der sie selbst bedroht sind, nothwendig wäre. 
Somit müssten die Consumenten der von diesen Arbei- 
tern gefertigten Waaren in dem höheren Preise dieser 
Waaren einen Theil der Productionskosten anderer 
Waaren tragen, deren Herstellung eine grössere Ge- 
fährdung der damit beschäftigten Arbeiter mit sich 
brächte. Die Consumenten der von den minder ge- 
fährdeten Arbeitern gefertigten Waaren würden somit 
den Consumenten anderer Waaren einen Zuschuss zum 
Eau^reis derselben aus ihrer Tasche bezahlen. Die 
Production der von den minder gefährdeten Arbeitern 
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gefertigten Waare würde künstlich erschwert; der Pro- 
duction der übrigen Waaren würde eine Productions- 
prämie entrichtet. Sowol für Consument wie für Pro- 
ducent widerspräche dies dem Grundsatz der Selbst- 
verantwortlichkeit, auf dem die heutige Wirtschafts- 
ordnung beiiiht. Somit darf gemäss den Ginindsätzen 
derselben eine Versicherungskasse immer nur für die 
Arbeiter eines Gewerbes oder doch immer nur für 
die Arbeiter von Gewerben, welche einer Gefahr in 
demselben Maasse ausgesetzt sind, bestehen. 

Indess nicht nur je nach dem Gewerbe, auch je 
nach dem Alter der einer Kasse Beitretenden sind 
dieselben von den Gefahren, gegen die sie versorgen 
wollen, in verschiedenem Maasse bedroht. Je höher 
das Alter des Beitretenden, desto grösser ist seine 
Erkrankungsgefahr,, desto grösser die Gefahr, dass er 
bei einer Arbeitsstockung sofort seine Stelle verliere^ 
dass er bald die Auszahlung einer Altersvei-sorgung 
oder von Begräbnissgeld und Erziehungsgeldeiii für 
seine Kinder nothwendig machen werde. Und auch 
hier verlangt das Princip der Selbstverantwortlichkeit, 
dass entsprechend der höheren Gefahr, die das höhere 
Alter der Beitretenden bringt, die Zahlungen derselben 
höhere seien. 

Sonach ergiebt sich als eine sechste Fordeining der 
heutigen Wirtschaftsordnung, dass die Arbeiterversiche- 
ning der Art geregelt werde, dass die Höhe der von 
den einzelnen Versicherten zu zahlenden Beiträge ge- 
nau, der Grösse der Gefahr entspricht, in der sich die 
einzelnen Versicherten befinden, dass das Unglück, für 
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den Fall von dessen Eintreten sie voi*sorgen wollen, 
sie treife. 

Will man die vorteilende Betrachtung nunmehr 
zusammenfassen, so ist als ihr Ergebniss folgendes 
hinzustellen : 

Die heutige Wirtschaftsordnung fasst das Arbeits- 
verhältniss auf als das Verhältniss zwischen dem Ver- 
käufer und dem Käufer einer Waare und erhebt alle 
Forderungen, die sie bezüglich des Verkaufs von Waaren 
stellt, auch bezüglich des Arbeitsverkaufe. Dem ent- 
sprechend ist es die Hauptfordeining der heutigen 
Wirtschaftsordnung bezüglich des Arbeitsverkaufs, dass 
das, was nöthig ist, um die Arbeiter sowol an den 
Tagen, an denen sie arbeiten, als auch an den Tagen 
ihrer Arbeitsunfähigkeit zu erhalten, aus dem den Ar- 
beitern gezahlten Lohne gedeckt werde. Vor Allem 
also muss der Lohn entsprechend hoch sein. Bezüg- 
lich der Verwendung desselben ist zu beachten, dass 
die heutige Wirtschaftsordnung die geringstmögliche 
Aufwendung von Mitteln für die Erhaltung der Arbei- 
ter an den Tagen ihrer Arbeitsunfähigkeit erheischt. 
Die Erhaltung der Arbeiter an den Tagen ihrer Arbeits- 
unfähigkeit mit den geringstmöglichen Mitteln kann 
nur herbeigeführt werden, wenn die Arbeiter während 
der Zeit der Arbeit für die Zeit ihrer Arbeitsunfähig- 
keit auf dem Wege der Versicherung Vorsorge treffen, 
und zwar muss der Arbeiter zu diesem Zwecke: 1. eine 
Versicherung der Erziehungsgelder seiner Kinder für 
den Fall seines eigenen Todes, 2. eine Altersversiche- 
rung, 3. eine Begräbnissgeldversicherung, 4. eine In- 
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validitätsyei'sicheruDg, 5. eine Erankenversichei*ung und 
6. eine Versichfirung für den Fall von Arbeitsunfähig- 
keit in Folge mangelnder Nachfrage nach Arbeit ein- 
gehen. Vor Allem ist nothwendig, dass die wirtschaft- 
liche Gmndlage des Lebens der Arbeiterbevölkening, 
durch die Versicherung für den Fall von Krankheit 
und Arbeitslosigkeit in der Art sicher gestellt werde, 
dass die Arbeiter auch während Krankheit, beziehungs- 
weise Arbeitslosigkeit aus der Unterstützung, die sie 
während deren Dauer empfangen, die nöthigen Prä- 
mienzahlungen zur Versicherung für den Fall des Ein- 
tritts der übrigen Gefahren, von denen ihr Leben, ihr 
Einkommen und damit die Deckung der Selbstkosten 
der Arbeit aus deren Preis bedroht ist, zu leisten im 
Stande sind. Sodann ergiebt sich als unentbehrliche 
Forderung, damit die Vei-sicherung der Arbeiter eine 
wirksame sei, dass sich die Arbeiterversichemngskassen 
weder auf die Arbeiter einer gewerblichen Anstalt 
noch auf die Arbeiter eines Ortes beschränken, son- 
dern alle Arbeiter des Landes, die einem bestimmten 
Gewerbe angehören, umfassen. Die Beiträge, welche 
diese Kassen von ihren Mitgliedern fordern, müssen in 
ihrei" Höhe genau der Grösse der Gefahr entsprechen, 
in der sich die den Kassen Beitretenden befinden, dass 
das Unglück, für den Fall von dessen Einti-eten sie 
voi-sorgen wollen, sie treffe. 

IL 

Zwei Hauptfordeiningen sind es, wie die bisherige 
Erörterung dargethan hat, welche die heutige Wirt- 
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schaftsordnung in folgerichtiger Durchführung ihrer 
Gi-undBätze bezüglich des Arbeitsverkaufes stellt, näm- 
lich 1., dass der den Arbeitern gezahlte Lohn so hoch 
sei, um eine Wiedereratattung der Selbstkosten der 
Arbeit zu ermöglichen, und 2., dass für diese Wieder- 
ei-stattiing durch eine zweckmässige Ordnung der Ar- 
beitei-versichening Fürsorge getroffen weixle. Mit der 
ersten dieser Fordei-ungen werden sich die folgenden 
Zeilen in keiner Weise beschäftigen. Dass es bei con- 
sequenter Dui-chfUhmng der Ordnung, welche fttr das 
Wii-tschaftsleben im Deutschen Reiche Geltung hat, den 
Arbeitern möglich ist, auf die Höhe des Lohnes Ein- 
fluss zu üben, denselben bis zum vollen Betrag der Selbst- 
k<»ten der Arbeit zu steigeiii, und sogar auf eine Eihöhung 
ihrer Lebenshaltung hinzuwirken, habe ich in meiner 
Schrift Ober „das Arbeitsverhältniss gemäss dem heu- 
tigen Eecht" gezeigt, und es ist kein Anlass vorhanden, 
auf diesen Nachweis zuiUckzukommen. Dagegen ist 
die Frage, ob die im Deutschen Reiche geltende Ord- 
nung der Arbeiterversicherung und die unter derselben 
bestehenden Arbeiterhülfskassen geeignet sind, eine 
Wiederei'stattung der Selbstkosten der Arbeit aus den 
Beiträgen, die an sie gezahlt werden, herbeizuführen, 
an der Hand der Ergebnisse der voi-stehenden Unter- 
suchung hier zu beantworten. 

Der erste Punkt unter den Selbstkosten der Arbeit, 
nm dessen Wiedererstattung es sich handelt, ist der 
Aufwand, der in der Jugend des Arbeiters zu seiner 
KrziehuDg und Bildung gemacht werden musste. Wie 
schon bemerkt wurde, findet die Wiedererstattung dieses 
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Aufwandes dadurch statt, dass der Arbeiter selbst wieder 
Kinder grosszieht. Allein es besteht die Gefahr, dass 
die Tilgung des auf den Arbeiter in seiner Jugend- 
periode aufgewendeten Erziehungs- und Bildungskapitals 
und die Verzinsung der ungetilgten Kapitalreste bis 
zum Zeitpunkt der Tilgung unvollständig bleibe, wenn 
der Arbeiter stirbt, bevor seine Kinder das productive 
Alter en-eicht haben, und dass dann in Folge mangeln- 
den Unterhalts diese Kinder die Periode der Arbeits- 
fähigkeit überhaupt nicht eiTeichen. Gegen diese Ge^ 
fahr versichert zur Zeit keine einzige Veraicherungs-j 
gesellschaft im Deutschen Reiche. Es kann uns dahen 
auch die Prüfung der betreffenden VersicherungseinrichJ 
tungen hier nicht beschäftigen. 

Ebenso wird uns die Betrachtung der Invaliden- 
und Altei-sversorgungskassen nicht lange aufhalten. 
Allerdings giebt es recht gut eingerichtete Gesellschaften 
im Deutschen Reiche, die sich mit der Versicherung 
einer Invaliden- und Altersunterstützung befassen. 
Allein die Sicheiiing dieser Invaliden- und Altersver- 
sorgung setzt regelmässige Prämienzahlungen voraus 
und erheischt also, dass der Arbeiter, auch wenn er 
wegen Krankheit oder Mangel an Beschäftigung ausser 
Arbeit ist, jene Prämienzahlungen ununterbrochen leiste. 
Ganz ebenso verhält es sich mit der Sichemng von 
Begräbnissgeldera , welche die vielen im Deutschen 
Reiche bestehenden Sterbekassen im Fall des Todes 
des Arbeiters oder seiner Gattin den Hinterbliebenen 
auszahlen. Eine wirkliche Sicherung von Invaliden- 
und Altersvei*sorgung und von Begräbnissgeldern hat 
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also ausser den Prämienzahlungen an eine luvaliden-, 
Alters- und Sterbekasse die gleichzeitige Versichemog 
für den Fall dei- Krankheit und Arbeitslosigkeit zur 
nothwendigen Voraussetzung. Bei der Frage, ob die 
deutschen Arbeiterholfekasseu eine Deckung der Selbst- 
kosten der Arbeit aus deren Preis zn ermöglichen fähig 
sind, fragt es sich also vor Allem, nie ee mit der 
Erauken- und Krisenversicherung der Arbeiter im 
Deutschen Reiche steht 

Wenn nun hierauf erwidert werden musB, dass es 
im ganzen Deutschen Reiche keine einzige Kasse giebt, 
bei der sich die Arbeiter fftr den Fall der Arbeits- 
unfähigkeit in Folge mangelnder Nachfrage nach Arbeit 
versichern können, so ist, nachdem in den bisherigen 
Ausftthi-ungen bereits dargethan wurde, dass unter einer 
Wirtschaftsordnung, welche keine Gai'antie des Arbeiter- 
einkommens kennt, ohne gleichzeitige Versicherung für 
den Fall der Arbeitslosigkeit die Veraicberung der 
Arbeiter gegen jede andere Gefahr unwirksam ist, da- 
mit eigentlich schon ausreichend die Unfähigkeit der 
deutschen Arbeiterhttlfskassen erwiesen, den Arbeitei-n 
die Unterstlltzungen, welche diese von ihnen erstreben, 
wirklich zu sichern und den Ersatz der Selbstkosten 
der Arbeit aus den gezahlten Versicheningsbeiträgen 
möglich zu machen. Allein nach dem Gesetz, betreftend 
die Abändemng d^ Titels VIII der Gewerbeordnung, 
vom 8. April 1876, ist es dem Willen der Gemeinden 
überlassen, durch Ortsstatut den Gesellen, GehUlfen 
und Fabrikarbeitern, welche das 16. Lebensjahr zurück- 
gelegt haben, die Betheiligung an einer Krankenkasse 

BiantDii», Ailmleiycnictaerniig. 9 
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zur Pflicht zu machen. Die Gemeinden haben es dem- 
nach in ihrer Macht, für die innerhalb ihres Bezirkes 
beschäftigten Arbeiter einen Versicherungszwang auszu- 
sprechen. Offenbar war also der Gesetzgeber der 
Meinung, unter einer Wirtschaftsordnung, die kein 
„ßecht auf Arbeit" kennt, lasse sich dadurch, dass man 
von den beschäftigten Arbeitern Erankenkassenbeiträge 
erzwinge, eine wirksame Versicherung derselben für 
* den Fall ihrer Erkrankung herbeifahren. Dies nöthigt 
dazu, das Ungenügen der deutschen Arbeiterkranken- 
kassen im Einzelnen nachzuweisen und die Unwirksamkeit 
einer Vei-sicherung bei denselben ziflfermässig dar- 
zuthun. 

Es giebt vier Arten von Krankenkassen, zwischen 
denen im Deutschen Reiche ein Arbeiter an dem Orte, 
an welchem der Versicheningszwang statuirt ist, mög- 
licher Weise die Wahl hat. 



1. 

Ein Arbeiter kann einmal einer Kasse beitreten, 
welche auf Anordnung der Gemeindebehörde gebildet 
ist. Nach der officiellen Statistik der unter staatlicher 
Aufsicht stehenden gewerblichen Hülfskassen, welche 
1876 veröffentlicht wurde, gab es im Jahre 1874 in 
Preussen 1641 solcher Kassen für Handwerker eines 
G« Werkes mit 146,981 Mitgliedeni und 1161 solcher 
Kassen fttr Handwerker mehrerer Ge werke mit 122,983 
Mitgliedern. Ueber diese Kassen ist Folgendes zu be- 
merken : 

Auf Anordnung der Gemeindebehörden gebildete 
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gewerbliche Hülfskassen bestehen in den meisten nord- 
deutschen Städten und zwar meist für die Arbeiter 
eines oder mehrerer Gewerke. Jeder in der betreffenden 
Stadt beschäftigte Arbeiter, der nicht seine Zugehörig- 
keit zu einer gemäss dem Gesetze vom 7. April 1876 
enichteten »eingeschriebenen Hülfskasse" nachweist, 
muss für die Dauer seiner Beschäftigung in der Stadt 
an die Ortskrankenkasse seines Gewerkes Beiträge zahlen. 
Die Vereinigung der Arbeiter immer nur eines Ge- 
werkes oder verwandter Gewerke ist nicht durch das 
Gesetz vorgeschrieben, wol aber, wie oben näher 
gezeigt worden ist, durch die in den verschiedenen 
Gewerben in verschiedenem Maasse bestehende Gefahr 
der Erkrankung geboten. 

So dringend aber die verschiedene Erkrankungs- 
gefahr der verschiedenen Gewerbe die Errichtung be- 
sonderer Kassen für die Arbeiter jedes Gewerbes oder 
doch für die Arbeiter verwandter Gewerbe erheischt, 
so liegt doch in dieser Sonderung der Kassen eine 
Gefährdung ihrer Zahlungsfähigkeit. Bekanntlich sinkt 
die Sicherheit der Prämie und der tüchtigen Verwaltung 
und steigen die Vei-waltungskosten, je geringer die Zahl 
der Vei-sichei-ten ist. Lässt dieses Princip die möglichst 
gi-osse Anzahl vonVersichertenals dasWünschenswei-theste 
bei jeder Art von Veraichening erscheinen, so ist bei 
der Kranken versichemng noch zu erwägen, dass es keine 
auch nur annähenid sichere Krankheitstafeln giebt; die 
Höhe der Beiträge, welche eine Hülfskasse einziehen 
muss, um eine bestimmte Krankenuntei-stützung ver- 
sprechen zu können, lässt sich also nur mit geringer 

9* 
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Wahrscheinlichkeit und daher keineswegs ein für alle 
Male feststellen; es können öfters Erhöhungen der 
Beiträge nothwendig werden, damit die Kasse ihren 
Verpflichtungen nachkommen könne; eine gi*osse Anzahl 
von Versicherten wird hierdurch bei der Kranken- 
versichemng zum absoluten Erfordemiss, wenn die 
Krankenkasse nicht bei einer nur einigermassen ausser- 
gewöhnlichen Zunahme der Erkrankungen solvent 
bleiben soll. Die erwähnten 2802 Kassen für Hand- 
werker, welche 1874 in Preussen bestanden, hatten 
nur 96,35 Mitglieder im Durchschnitt, eine Ziffer, die 
zur Heretellung einer wirklichen Versichei-ung offenbar 
ganz ungenügend ist. Am deutlichsten zeigt dieses Un- 
genügen die aus der „Breslauer Statistik" auf Seite 153 
zusammengestellte Tabelle 2. Bei Kassen wie die der 
Nadler- und Siebmachergesellen mit 4 Mitgliedern im 
Jahr 1875, 2 Mitgliedern im Jahr 1876 und 3 Mit- 
gliedern im Jahr 1877, wie die der Webergesellen mit 
4 Mitgliedern im Jahr 1875 und 3 Mitgliedern in den 
Jahren 1876 und 1877, wie die der Schonisteinfeger- 
gesellen mit 6 Mitgliedern in den Jahren 1875 und 
1876 und 8 Mitgliedeiii im Jahr 1877, und bei einer 
Beihe von anderen Kassen, die sich auf Seite 153 in 
der Tabelle 2 veraeichnet finden, kann doch von einer 
wirklichen Versicherung nicht ernsthaft die Rede sein. 
Jede aussergewöhnliche Erkrankung kann ihre Zahlungs- 
unfähigkeit bewirken. Das einzige Mittel, um das Er- 
fordemiss einer Sonderung der Krankenkassen nach 
Gewerben mit dem ihrer Basirang auf breitester 
Grundlage zu vereinigen, besteht in der Ausdehnung 



der nach Gewerben gesonderten Krankenkassen auf 
alle Orte des Landes, an denen das betreffende Ge- 
werbe betrieben wird. Allein die Anwendung dieses 
Mittels macht die Thatsache, dass die auf Anordnung 
der Gemeinden enichteten Krankenkassen das Wohnen 
am Orte zur Bedingung der Zugehörigkeit machen, 
einfach anmöglich. 

Die locale Begrenzung der städtischen Gewerks- 
krankenkassen verhindert aber nicht nur eine Ordnung 
der Krankenvei-sicherung gemäss rationellen Grundsätzen 
in der bezeichneten Weise; indem sie mit den Anfor- 
derungen, die sich aus dem Princip der Freizügigkeit 
Blieben, in Widersprach steht, bedroht sie auch die 
Wirksamkeit jeder an sie geleisteten Einzahlung. Steigt 
die Nachfrage nach Arbeit an einem Orte, so muss 
der Arbeiter seine Arbeit wie jeder andere Waaren- 
verk&nfer seine Waare an dem Ort der gestiegenen 
Nachfrage ausbieten; sinkt die Nachfrage, so muss er 
wie jeder andere Waarenverkäufer sein Angebot zuillck- 
ziehen, um es an einen andern Oit zu übertragen. 
Da aber die städtischen Gewerkskraokenkassen nur fur 
Arbeiter, die an dem betreffenden Orte arbeiten, be- 
stehen, wird der Arbeiter, der einer solchen Kasse 
gezwungen beitritt, bei jedem Angebot seiner Waare 
auf einem anderen Markte aller durch langjährige Zah- 
lung von Beiträgen erworbenen Ansprüche auf Kranken- 
QDterstützung beraubt. Kommt er an einen neuen Ort, so 
muBS er dort neues Eintrittsgeld zahlen, muss aufs 
Neue eine dreizehnwöchentliche Carenzzeit durch- 
machen, bevor er auf Krankenunterstützung Anspruch 
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erheben kann, und erbalt er auch am oeuen Wohnorte 
eeitens der Kasse, der er fi-llher angehörte, noch Unter- 
stützung, wenn er während dreizehn Wochen nach dem 
Austiitt aus der alten KaBse erkrankt, so ist er doch, 
wenn seine Krankheit sich über diese dreizehn Wochen 
ei'streckt, Yollständig hülflos und &l1t der Armenpflege 
anheim: denn die alte Kasse zahlt dann keine weitere 
Unterstützung; und wie hätte er sich während seiner 
Krankheit innerhalb dieser dreizehn Wochen den An- 
spruch auf Untei-stUtzung in der Kasse des neuen 
Wohnorts erwerben können! Somit ist für jeden Ar- 
beiter, der nicht von vornherein darauf verzichtet, seine 
Waare auf einem besseren Markte auszubieten, die 
Wirksamkeit seiner Beiträge an eine städtische Gewerks- 
krankenkasse zweifelhaft. 

Und noch einen weiteren Nachtheil hat die noth- 
wendige locale Begrenzung der städtischen Gewerks- 
krankenkassen zur Folge: sie nöthigt dazu, dieseKranken- 
kassen noch in einer anderen als der bereits erwähnten 
Hinsicht auf irrationeller Grundlage zuerrichten. Mit der 
Zunahme des Alters wächst bekanntlich die Kränklich- 
keit. In Folge dessen muss eine auf rationellen Grund- 
sätzen basirte Krankenkasse von den Mitgliedera , die 
in höherem Älter eintreten, höhere Eintrittsgelder und 
höhere Beiträge zur Versicherung von Krankengeldern 
erheben. Offenbar aber ist dies anthunlich bei einer 
Zwangskasse, die so eingerichtet ist, dass die Arbeiter 
bei jedem Angebot ihrer Waare auf anderem Markte 
die Mitgliedschaft verlieren , und bei der jede längere 
Arbeitslosigkeit einen Ausschluss aus der Kasse wegen 
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rückständiger Beiträge zur Folge hat. Verlieren die 
Arbeiter aus diesen Gründen ihre Mitgliedschaft, und 
zwingt man sie zum Wiedereintritt in eine Easse, so- 
bald sie wieder irgendwo Beschäftigung finden, so kann 
man von den Wiedereintretenden nur dieselben Eintritts- 
gelder und Beiträge wie fiüher, ungeachtet ihres in- 
dessen vorgerückteren Alters, erheben, wenn nicht bei 
der Abwesenheit jeglicher Garantie eines Einkommens 
der Yersichemngszwang unerträglich sein soll. Dadurch 
wird also eine gleiche Beitragserhebung für alle Alters- 
klassen nothwendig gemacht, ein rein communistisches 
Princip! Die jüngeren Altersklassen müssen Beiträge 
zahlen, deren Höhe ausser allem Yerhältniss steht zur 
Wahrscheinlichkeit, dass sie erkranken, blos damit man 
sich mit geringeren Beiträgen seitens der höheren 
Altersklassen begnügen kann. Es tritt somit auch in 
der Höhe der Beiträge hervor, dass diese Kranken- 
kassen nicht wirkliche Versicherungsgesellschaften sind ; 
es zeigt sich auch in dieser Höhe, dass die erhobenen 
Beiträge nicht Prämien sind zur Versichening für den 
Krankheitsfall, sondern Steuei-n, welche von den im 
Bezirke der betreffenden Städte beschäftigten Arbeitern 
zum Zweck der Krankenunterstützung erhoben werden. 
Am meisten freilich zeigt sich dieser Armensteuer- 
charakter der Beiträge darin, dass die Arbeiter, ohne 
dass ihnen gleichzeitig die dauernde Beitragsfähigkeit 
garantirt wird, überhaupt gezwungen werden, wenn sie 
einer anderen „eingeschriebenen Hülfskasse" nicht an- 
gehören, einer städtischen Ge Werkskrankenkasse Bei- 
träge zu zahlen. 
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Behufs DurchfühiTing dieses Zwangs bestimmt das 
Gesetz, dass die Arbeitgeber genöthigt werden können, 
ihre zum Eintritt in eine bestimmte Httlfskasse ver- 
pflichteten Arbeiter bei dieser Kasse anzumelden, und 
in dreifacherweise werden die so angemeldeten Arbeiter 
zur Zahlung von Beiträgen aus ihrem Lohne heran- 
gezogen. Es können nämlich 

1. entweder die Arbeiter verpflichtet werden, selbst 
einen Theil ihres Lohnes an die städtische Gewerks- 
krankenkasse abzuführen; oder 

2. die Arbeitgeber können vei-pflichtet werden, die 
Beiträge, welche ihre Arbeiter an eine auf Anordnung 
der Gemeindebehörde gebildete Hülfskasse zu entrichten 
haben, bis auf die Hälfte des verdienten Lohnes, soweit 
diese Beiträge während der Dauer der Arbeit bei ihnen 
fällig werden, an die Hülfskasse abzuführen; oder 

3. es werden die Arbeiter dadurch herangezogen, 
dass man die Arbeitgeber verpflichtet, zu den Bei- 
trägen ihrer Arbeiter zur Ortskrankenkasse Zuschüsse 
bis auf Höhe der Hälfte dieser Beiträge zu leisten. 

Ich bezeichne mit voller Ueberlegung auch diese 
Zuschüsse, welche die Arbeitgeber zur Krankenkasse 
leisten, als Beiträge, welche aus dem Lohne der Arbeiter 
gezahlt werden. Allerdings hat man in erregten Worten 
der gleichen Behauptung, als sie von anderer Seite 
bereits früher aufgestellt wurde, widersprochen. Allein 
man hat unterlassen, diesen Widerspruch zu begiilnden, 
und an der Thatsache, dass jene Zuschüsse der Arbelt- 
geber zu den Krankenkassen nur Theile des Preises 
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der Arbeit sind, hat dei'selbe nichts ändei-n können. Nicht 
nur dass, wie im ei-sten Buche gezeigt wurde, frühere 
Zeiten und andere Länder eine Verpflichtung, Arbeits- 
fähige im Fall von Krankheit zu unterstützen, immer 
nur Denjenigen gegenüber ausgesprochen haben, zu 
Gunsten deren die Erwerbsfähigkeit dieser Arbeits- 
fähigen und damit deren Fähigkeit, selbst für sich zu 
sorgen, beeinträchtigt war: eine solche Verpflichtung 
der Arbeitgeber ist ohne Eingriff in das Privateigentum 
nur möglich in der Voraussetzung, dass der Lohn, den 
die Arbeitgeber ihren Arbeitern zahlen, nicht ausreicht, 
um ausser den übrigen Selbstkosten der Arbeit auch 
die Krankenversicherungskosten des Arbeiters zu 
decken. Denn selbstverständlich muss der Arbeitgeber 
die Beiträge, die er zur Krankenkasse abzuführen ge- 
zwungen ist, unter die Productionskosten rechnen, 
welche der Preis des Productes ihm ereetzen muss. 
Entweder ist nun der Lohn bereits so hoch, dass er 
die Krankenvei-sicheiiingskosten des Arbeitei*s deckt. 
In diesem Falle wird durch die Verpflichtung der Ar- 
beitgeber zu Beiträgen der Preis des Productes dem 
Consumenten in nicht zu rechtfertigender Weise ver- 
theueil;; naturgemäss wendet sich der Gonsument den 
Waaren zu, die an Oilen hergestellt werden, wo eine 
solche die Preise unnöthig vertheuemde Vei-pflichtung 
der Arbeitgeber nicht besteht ; und dadurch werden die 
heimischen Arbeitgeber, um die fremde Concurrenz 
bestehen zu können, genöthigt, die Löhne ihrer Arbeiter 
um den Betrag der Lohntheile, die sie in der Form 
von Beiträgen an die Krankenkasse abführen, herab- 



1 






J 



138 DIE BEITfiÄGE DER ASBEITOEBEB SIND THEILE DES LOHNS. 

zudrücken. *) Oder aber der Lohn reicht nicht aus, um 
neben den übrigen Selbstkosten der Arbeit auch die 



*) Die Motiye zu dem yom Bundesrathe beschlossenen Ent- 
würfe eines Gesetzes, betreffend die Abänderung des Titels YIII 
der Gewerbeordnung (Drucksachen des deutschen Reichtags, 
2. Legislatur-Periode, III. Session 1875, Nr. 15, S. 13) entgegnen 
hierauf folgendermaassen: „Das Bedenken, als ob die Zuschüsse, 
zu welchen die Arbeitgeber herangezogen werden, schliesslich doch 
auf die Arbeiter abgewälzt werden und nur zu einer Herab- 
drückung der Löhne führen, hat in den thatsächlichen Erfahrungen 
keinen Halt. Im Yerhältniss zu dem Gesammtbetrag der Löhne 
erscheinen die Beiträge der Arbeitgeber zu den Hülfskassen Yon 
ganz untergeordneter Bedeutung. Die Reguürung der Lohnver- 
hältnisse ist aber nicht von so einfachen Bedingungen beherrscht, 
dass ein untergeordnetes Moment, wie dieses, sie fCÜilbar beein- 
flussen könnte." Eine befremdliche Ausfuhrung 1 Nach dem 
statistischen Jahrbuch der Stadt Berlin, 4. Jahrgang, 1878, S. 163, 
betrugen die Beiträge der berliner Arbeitgeber zu den gewerb- 
lichen Ortskrankenkassen der Stadt Berlin im Jahre 1872 : 167,358 
Mark, im Jahre 1873: 176,437 Mark, im Jahre 1874: 181,194 Mark, 
im Jahre 1875: 172,535 Mark, im Jahre 1876: 188,766 Mark. 
Nach der „Breslauer Statistik'' betrugen die Beiträge der breslauer 
Arbeitgeber zu den breslauer Arbeiterkrankenkassen im Jahre 1875: 
28,918 Mark 74 Pf., im Jahre 1876: 29,024 Mark 99 H. Sind 
diese Beiträge auch gering im Vergleich zu den Lohnsunmien, 
welche in den yerzeichneten Jahren in Berlin und Breslau gezahlt 
wurden, so sind sie deshalb doch nicht weniger ein Posten unter 
den Productionskosten der in Berlin und Breslau produdrten 
Waaren, welchen der Preis dieser Waaren ersetzen muss, und die 
Bemerkung, dass bei der Regulirung der Lohnverhältnisse noch 
andere Momente, und darunter gewichtigere, mitsprechen, ver- 
schlägt nichts an der Thatsache, dass die Arbeitgeber, die in 
Folge der Concurrenz sich ausser Stand sehen, um den Betrag 
dieses Postens den Preis ihrer Waaren zu erhöhen, sich genöthigt 
sehen, durch eine entsprechende Herabdrückung des Lohnes sieh 
schadlos zu halten. Allein die „thatsächlichen Erfahrungen'' sollen 
dieser Beweisführung widersprechen! Leider theilen die Motive 
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Erankenversicherungskosten des Arbeiters zu decken; 
im Fall der Erkrankung des Arbeiters musste bisher die 
Annenpflege eintreten und es wälzte der Consument somit 
bisher den Ei*satz eines Theiles derProductionskostender 
von ihm consumirten Waare auf die Kasse der ganzen 
Gesellschaft. In diesem Falle erscheint die Heranziehung 
der Arbeitgeber zu Krankenkassenbeiträgen als ein Eingriff 
der Gesetzgebung behufs Steigeining des Lohns auf 
den Betrag der Selbstkosten der Arbeit und behufs 
Steigerung des Waarenpreises auf den Betrag der Pro- 
ductionskosten der Waare, und zwar als ein Eingreifen der 
Gesetzgebung, welches nach Einfühmng der vollen Freiheit 
des Arbeitsvertrags und nach Beseitigung der Coa- 
litionsverbote , nachdem also die Arbeiter In keiner 
Weise durch die heutige Erwerbsordnung in ihrer Er- 



diese ErfahraDgen nicht im Einzelnen mit. Aber angenommen, es 
stehe fest, dass irgendwo eine Verpflichtung der Arbeitgeber zu 
Beiträgen eingeführt worden sei, ohne eine Herabdriickung der 
Löhne herbeizufiühren : angenommen femer, es stehe fest, dass in 
Folge der nenen Verpflichtung der Arbeitgeber zu Beiträgen, auch 
eine Lohnsteigerung, die sonst eingetreten wäre, nicht unterblieben sei, 
würde dies wirklich etwas gegen die Ausfuhrung im Texte beweisen ? 
Doch nur dann, wenn gleichzeitig festgestellt wäre, dass vor der 
Einführung dieser Beitragspflicht der Arbeitgeber der Lohn bereits 
so viel betragen habe, als nöthig, um neben den übrigen Selbst- 
kosten der Arbeit auch die Erankenversicherungskosten des Ar- 
beiters zu decken. Wo der Lohn bisher nicht ausreichte, um die 
Selbstkosten der Arbeit zu decken , wo die Erankenunterstützung 
des Arbeiters bisher ganz oder theilweise aus der Armenkasse 
oder anderen allgemeinen Fonds geleistet wurde, kann die Höhe 
des den Arbeitern ausgezahlten Lohnes durch die Neueinfuhrung 
der Pflicht der Arbeitgeber, an Stelle der Armenkasse die 
erkrankten Arbeiter zu unterstützen, offenbar nicht berührt werden. 



i 



140 UNWIRKSAMKEIT DES YERSICHEBUNG BEI DEN Z WANGSKASSEN. 

werbsfähigkeit zu Gunsten der Arbeitgeber beschränkt 
sind, nichts Anderes ist, als eine Anerkennung seitens der 
gesetzgebenden Factoren, dass trotz der vielen Klagen 
über die rücksichtslose Ausnutzung der schrankenlosen 
Agitations-, Coalitions- und Strikefreiheit in der Herbei- 
fühi-ung „ungei-echtfertigter* Lohnsteigerungen der Lohn, 
den die Arbeiter erhalten, noch nicht hinreicht, um die 
Forderung nach voller Bestreitung der Selbstkosten der 
Arbeit durch die Arbeiter selbst aus dem in ihre Hände 
gezahlten Lohne zu gestatten. In beiden Fällen aber 
zeigt sich, dass auch die von den Arbeitgebern zu den 
Krankenkassen geleisteten Zuschüsse nichts Anderes sind 
als Theile des Preises , welcher den Arbeiten! für ihi'e 
Leistungen gezahlt wird : ganz ebenso wie die Arbeiter- 
beiträge, welche die Arbeitgeber statt der Arbeiter ge- 
mäss § 141 c Absatz 1 des Gesetzes vom 8. April 1876 
an die Hülfskasse abführen: ganz ebenso wie die Bei- 
träge, welche die Arbeiter persönlich an die Kasse ent- 
richten. 

Würde nun durch die zwangsweise Heranziehung 
der Arbeiter zu den Hülfskassen in der einen oder 
anderen der drei vom Gesetze vorgesehenen Weisen 
eine wirksame Vei-sicherung der Arbeiter für den Fall 
der Erkrankung herbeigeführt, so bliebe gegen den 
Zwang, weil er mit den übrigen Principien der 
heutigen Wirtschaftsordnung im Widerspmch steht, 
zwar noch eine Reihe principieller Bedenken, indess 
würden dann durch diese Heranziehung wenigstens die 
Selbstkosten der Arbeit gedeckt. Allein da die heutige 
Erwerbsordnung keinerlei „Recht auf Arbeit" und so- 
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mit keinerlei Garantie eines Einkommens aus Arbeit 
kennt; da es femer im Deutschen Reiche keine ein- 
zige Hülfskasse giebt, bei der es möglich ist, für den 
Fall der Arbeitslosigkeit sich zu versichern, werden 
die Arbeiter durch jede Arbeitslosigkeit ausser Stand 
gesetzt, die zur wirksamen Versicherung für den Fall 
dei' Erkrankung nöthigen regelmässigen Beiträge zu 
leisten, und dauert die Arbeitslosigkeit und in Folge 
derselben die Unfähigkeit, Beiträge zu zahlen, mehr 
als sechs Wochen, so verlieren die Arbeiter alle durch 
ihre früheren Beiträge erworbenen Ansprüche auf 
Krankenunterstützung seitens der Hülfskasse. Somit 
erscheinen die erzwungenen Beiträge zu den localen 
Gewerkskrankenkassen nicht als Versicherungsprämien, 
sondern als Steuern, welche von den an einem Orte 
beschäftigten Arbeitern für die Dauer ihrer Beschäfti- 
gung erhoben werden zum Zweck der üntei*stützung 
von Arbeiteni, die, während sie in Arbeit sind, krank 
werden. — Wie bereits in dem ersten Buche bemerkt 
wurde, wird in den süddeutschen Städten , statt dieser 
sogenannten Krankenversicherungsprämien von den Ar- 
beitern für die Dauer ihrer Arbeit im Gemeindebezirke 
einfach eine wöchentliche Krankensteuer erhoben ; dafür 
erhalten dort aber alle Arbeiter, nicht blos diejenigen, 
welche während der Dauer ihrer Beschäftigung er- 
kranken, gleiche Unterstützung im Falle von Krankheit. 
Somit ergiebt unsere Betrachtung zwei Momente, 
welche die auf Anordnung der Gemeindebehörden ge- 
bildeten gewerblichen Hülfskassen , denen die Arbeiter, 
insofern sie nicht ihre Zugehörigkeit zu einer anderen 
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„eingeschriebenen" Hülfskasse nachweisen, beizutreten 
gezwungen werden, unwirksam machen. Diese Momente 
bestehen in dem Umstände, dass diese Kassen rein locale 
Gesellschaften sind, und dass die Arbeiter nicht gleich- 
zeitig für den Fall der Arbeitslosigkeit versichert sind. 
Diese beiden Thatsachen bewirken, dass diese Kassen 
nur sehr uneigentlich als Krankenversicherungsgesell- 
schaften bezeichnet werden können. Von einer Ver- 
sichemng im strengen Sinne kann bei diesen Kassen 
nicht die Rede sein. Weder die Höhe der Beiträge 
kann nach den rationellen Grundsätzen des Versiche- 
rungswesens festgestellt werden, noch auch wird durch 
den Beitritt zu diesen Kassen und durch die Ent- 
richtung von Beiträgen an dieselben die Sicherheit er- 
worben, dass den Beitragenden im Falle der Erkrankung 
eine Unterstützung wirklich zu Theil wird. Jeder Ver- 
such des Arbeiters, seine Waare Arbeit bei wechselnder 
Conjunctur auf einem anderen Markte auszubieten, und 
jede Absatzstockung haben zur Folge, dass der Arbeiter 
alle durch seine Beiträge erworbenen Ansprüche auf 
Unterstützung seitens der Kasse verliert. 

Hat so die kritische Betrachtung der auf Anord- 
nung der Gemeindebehörden gebildeten gewerblichen 
Hülfskassen vom Standpunkt der heutigen Erwerbs- 
ordnung gezeigt, wie wenig sie den von diesem Stand- 
punkt an sie zu stellenden Anfordenmgen entsprechen, 
und wie unfähig sie demgemäss sind, den ihnen bei- 
tretenden Arbeitern im Fall der Erkrankung die 
nöthige Hülfe zu sichem, so erübrigt noch, um das 
Ungenügende der städtischen Hülfskassen zifferiiiässig 
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ZU zeigen, eine annähernd zutreffende Schätzung der 
Anzahl der Arbeiter vorzunehmen, die trotz allen 
Eassenzwangs und aller gezahlter Beiträge, in Folge 
der eröi*terten Mängel der städtischen Hülfskassen that- 
sächlich nicht versichert sind. Den Anhaltspunkt zu 
dieser Schätzung giebt die ungemein beträchtliche An- 
zahl der Eassenmitglieder , die alljährlich aus diesen 
Zwangskassen austreten. Zu diesem Austritt kann es 
allerdings vei*schiedene Veranlassungen geben. Er kann 
einmal veranlasst sein durch den Tod der Mitglieder, 
und es wird diese Ursache des Ausscheidens berück- 
sichtigt werden müssen. Er kann seit dem Erlass des 
Gesetzes vom 8. April 1876 femer durch den Uebergang 
der Mitglieder zu ^freien" Kassen venirsacht sein ; allein 
die nähere Erwägung wird zeigen, dass der Uebergang 
zu „freien" Kassen in den Jahren, die hier untersucht 
werden, nicht in Betracht kommt. Abgesehen von 
V diesen beiden Anlässen kann es nur zwei Uraachen für 
den Austritt der Arbeiter aus diesen eventuellen 
Zwangskassen geben : den Wechsel des Wohnorts, wenn 
der Arbeiter seine Waare auf einem anderen Markte 
ausbieten will, und der Ausschluss des Arbeiters, wenn 
er in Folge von Arbeitslosigkeit mit seinen Beiträgen 
sich im Rückstand befindet. Da jeder Arbeiter, der an 
einem Orte, wo Kassenzwang statuirt ist, arbeitet, einer 
Krankenkasse angehören muss und die Beiträge, die 
er schuldet, so lange er am Orte arbeitet, sogar 
zwangsweise eingetrieben werden können, kann es nur 
diese vier Ursachen des Austritts eines Arbeiters aus 
der Zwangskasse geben. Zieht man nun von den Aus- 
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getretenen die Zahl der Gestorbenen vornweg ab, kommt 
ferner der Uebergang zu „freien" Kassen nicht in 
Betracht, so giebt die Zahl der jährlich Austretenden 
Aufschluss über die Zahl der Arbeiter, die in Folge 
der erörterten Mängel der städtischen Hülfskassen, 
ihrer localen Beschränkung und der Abwesenheit einer 
Versicherung fllr den Fall der Arbeitslosigkeit, that- 
sächlich nicht vei*sichei*t sind. 

Allein wie ist die Zahl der alljährlich aus den 
städtischen Hülfskassen (Zwangskassen) Austretenden 
zu erfahren? Die Statistik der Hülfskassen enthält 
weder Angaben über die an den einzelnen Orten in 
einem Jahre überhaupt vorhandene Arbeiterzahl, noch 
auch giebt sie die Zahl der Mitglieder, die zu Beginn 
und zu Ende jedes Jahres den ^ülfskassen angehörten, 
noch auch die Zahl der im Laufe des Jahres neu ein- 
getretenen und die Zahl der ausgetretenen Mitglieder. 
Das Einzige, was sie allenthalben in Preussen mit 
Ausnahme von Breslau, wo der Director des städtischen 
statistischen Bureau's Dr. Bruch eine Verbesserung 
herbeigeführt hat, angiebt, ist die Zahl der im Jahres- 
durchschnitt in den städtischen Gewerkskassen ver- 
sicherten Arbeiter. Allein so viel die Hülfskassenstatistik 
für die Zwecke dieser Untei-suchung zu wünschen übrig 
lässt, so ist es doch möglich, aus den wenigen Daten, 
welche sie bietet, einen für diese Zwecke hinreichend 
genauen Aufschluss über die Menge der trotz Eassen- 
zwangs und trotz gezahlter Beiträge thatsächlich nicht 
versicher^pn Arbeiter zu erlangen. Die Zahl der Ar- 
beiter, welche in den Hülfskassen im Jahresdurchschnitt 
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versichert sind, wird nämlich von diesen Kassen fest- 
gestellt, indem die Summe der Kasseneinnahmen in dem 
einzelnen Jahre dividirt wird durch die Summe der 
Beiträge, die Jemand entrichten muss, der die Statuten- 
massigen Beiträge vorschriftsmässig das ganze Jahr 
hindurch zahlt Angenommen z. B., die Summe der 
Beiträge, die Jemand im Laufe eines Jahres zu ent- 
richten hat, damit er bleibend versichert sei, betrage 
20 Mark, die Summe der Kasseneinnahmen 10,000 Mark, 
so wäre die Zahl der im Jahresdurchschnitt bei dieser 
Kasse versicherten Arbeiter 500. Nun ist offenbar die 
so ermittelte Durchschnittszahl der Kassenmitglieder 
höher als die Anzahl von Arbeiteni, welche in einer 
Kasse thatsächlich das ganze Jahr durch versichert 
war. Thatsächlich waren nämlich das ganze Jahr durch 
nur diejenigen Arbeiter versichert, welche ihre Bei- 
träge wirklich das ganze Jahr hindurch zu zahlen im 
Stande waren; alle, welche, durch Ortswechsel oder 
Arbeitslosigkeit gezwungen, die Zahlung ihrer Bei- 
träge einstellen mussten, verloren damit ihre Anspillche 
auf Unterstützung seitens der Kasse. Zu den Kassen- 
einnahmen, aus welchen jene Durchschnittszahl er- 
mittelt wird, haben aber nicht blos diejenigen Arbeiter 
beizutragen, welche ihre Beiträge das ganze Jahr hin- 
durch zahlten und in Folge dessen das ganze Jahr hin- 
durch versichert waren, sondeni auch diejenigen Arbeiter, 
welche durch Ortswechsel oder Arbeitslosigkeit ge- 
zwungen , ihre Beitragszahlung einstellen und aus der 
Kasse austreten mussten; und je grösser die Zahl Der- 
jenigen ist, welche der Kasse nur vorübergehend ange- 

Brentano, Arbeiterversicliening. 1 
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hörten, desto mehr wird die Zahl der Arbeiter, welche 
in der Kasse thatsächlich das ganze Jahr hindurch 
versichert waren, hinter der in der angegebenen Weise 
ermittelten Zahl der im Jahresdurchschnitt in dei'selben 
versicherten Arbeiter zurückbleiben. Es wird dies bei 
der folgenden Betrachtung wol zu berücksichtigen sein. 
Allein selbst wenn man die Zahl der nach Angabe 
der Hülfskassenstatistik in den Hülfskassen im 
Jahresdurchschnitt versicherten Arbeiter betrachtet 
und sie mit der an den betreffenden Oiten gleichzeitig 
vorhandenen Arbeiterzahl vergleicht, oder wenn man 
jene Durchschnittszahl der Hülfskassenmitglieder für 
Breslau mit der wirklichen Mitgliederzahl der breslauer 
Hülfskassen, wie sie auf Veranlassung des Dr. Bruch 
die „Breslauer Statistik" mittheilt, vergleicht, so ergiebt 
sich eine ungemein beträchtliche Zahl trotz Kassen- 
zwangs und trotz gezahlter Beiträge thatsächlich nicht 
versicherter Arbeiter. 

Vergleichen wir zunächst die Zahl der in den auf 
Anordnung der berliner Gemeindebehörde gebildeten 
gewerblichen Hülfskassen im Jahresdurchschnitt ver- 
sicherten Arbeiter mit der Zahl der gleichzeitig vor- 
handenen berliner Arbeiter, wie wir sie aus der Zu- 
nahme der berliner Bevölkerung muthmassen müssen. 
Nach den Angaben der bisher erschienenen vier Bänd- 
chen des statistischen Jahrbuchs der Stadt Berlin 
stellt sich die Zunahme der Bevölkerung und die durch- 
schnittliche Zahl der Mitgheder der Hülfskassen in 
Berlin in den Jahren 1868—1876 folgendermassen : 
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58,248 
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76,647 
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762,450 


92,42S 
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1870 


760,000 


96,845 


85,202 
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1871 


324,300 


132,996 


77,689 


84 
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1872 


864,300 


129,854 


86,047 
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191,036 


1873 


900,620 


137,176 


95,195 
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173,705 
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1874 


932,760 127,808 


93,933 


86 


167,790 


s 


|P 


1875 


964,240 133,412 


97,943 


85 


158,986 


x-^ 


1876 


995,470 


121,943 


93,867 


85 


155,077 


ä 


Sä 



Aus dieser Tabelle geht nun deutlich hervor, dass 
1876 sich ia Eerliu trotz Eassenzwangs und trotz ge- 
zahlter Beiträge mindestens 35,959 thatsächlich 
nicht für den Fall von Krankheit vei-sicherte Arbeiter 
befanden. 

Die Tabelle zeigt nämlich einmal die jährliehe 
Durchschnittszahl der städtischen Zwangskassen von 
1868—1876. Es fehlen die Angaben über die zu den 
. Hirsch -DuNCKEB'schen Gewerkvereinskrankenkassen 
gehörigen Mitglieder. Diese Gewerkvereinskassen waren 
die einzigen Krankenkassen, welche ausser den Zwangs- 
kassen bis 1876, dem Jahre des Erlasses des Hülfe- 
kassengesetzes, in Berlin bestanden. Allerdings war es 
bis 1876 zweifelhaft, ob die Mitglieder der Hirsch- 
Duncker' sehen Gewerkvereinskrankenkassen von der, 
Pflicht, den städtischen Zwangskassen beizutreten, be- 
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freit seien. Allein selbst angenommen, sie wären von 
dieser Pflicht wirklich befreit gewesen, so verschlägt es 
doch nichts für unsere Betrachtung, wenn Angaben über 
die Mitgliederzahl der HiRSCH-DuNCKER'schen Kassen 
fehlen. Denn bekanntlich hat die Mitgliederzahl dieser 
Gewerkvereinskassen in Berlin seit Boginn der sieb- 
ziger Jahre nicht oder jedenfalls nur unerheblich zu- 
genommen ; es ist sogar wahi*scheinlich, dass sie gegen- 
über der socialdemokratischen Agitation abgenommen 
hat. Wir können deshalb, ohne uns einem bedeutenden 
Fehler auszusetzen, die Mitgliederzahl als von 1872 
bis 1876 gleichbleibend annehmen , und als solche bei 
der Berechnung der seit 1 872 stattgefundenen Abnahme 
der Zahl der in den Krankenkassen vemcheiten Ar- 
beiter unberücksichtigt lassen. Eine solche Abnahme 
aber ist seit 1872 eingetreten, indem nach der vor- 
stehenden Tabelle die Durchschnittszahl der Kassen- 
mitglieder von 191,036 im Jahre 1872 auf 155,077 im 
Jahre 1876 sank. 

Nun giebt allerdings die vorstehende Tabelle weder 
die Zahl der 1872, noch die Zahl der 1876 in Berlin 
vorhandenen Arbeiter. Allein sie zeigt, dass die Be- 
völkerung von Berlin von 1872—1876 um 131,170 Per- 
sonen zugenommen hat. Wir gehen also keineswegs 
fehl, wenn wir annehmen, dass die Zahl der in Berlin 
vorhandenen Arbeiter von 1872—1876 zum Mindesten 
dieselbe geblieben sei. Denn wenn seit 1872 auch ein 
bedeutender Rückgang in der Industrie stattgefunden 
hat, in Folge dessen nur eine geringere Anzahl wie 
fi-üher in Berlin dauernd Beschäftigung finden konnte. 



J 



DIE ZAHL DER UNVERSICHERTEN ARBEITER BERLIN'S. 149 

wenn in Folge dieses Rückgangs auch viele Arbeiter 
von Berlin weggezogen sind, so hat doch, sei es in 
Folge des sich ziemlich gleichgebliebenen Zuzugs, sei 
es in Folge von Nachwuchs, die Zahl der in Berlin 
vorhandenen Arbeiter offenbar keinerlei Mindening er- 
litten. Wollte man nämlich das Gegentheil annehmen, 
so müsste man nicht nur behaupten, dass die seit 1872 
neu hinzugekommenen 131,170 Personen lediglich der 
besitzenden Klasse angehören, sondern auch, dass, 
während die besitzende Klasse einen so colossalen Zu- 
wachs erfahren hat, gleichzeitig die Zahl der zur Ar- 
beiterklasse Gehörigen abnahm, — eine Behauptung, 
die ihre Absurdität auf der Stime tragen würde! 

Wenn aber die Zahl der in Berlin vorhandenen 
Arbeiter 1876 zum Mindesten dieselbe wie 1872 war, 
wenn ferner die Einnahmen der berliner Zwangskassen 
im Jahre 1876 so viel geringer als 1872 waren, dass 
sie statt 191,036 nur mehr 155,077 im Jahresdurch- 
schnitt versicherte Arbeiter ergaben, so waren trotz 
des Zwangs aller beschäftigten Arbeiter, den Hülfs- 
kassen beizutreten, 1876 mindestens 35,959 berliner 
Arbeiter unversichert. Thatsächlich betrug aber die 
Zahl der Arbeiter, welche keine Sicherheit hatten, im 
Fall der Krankheit unterstützt zu werden, unzweifelhaft 
sehr viel mehr, da, wie schon erörtert, zu der Summe 
der Einnahmen, aus welcher die Durchschnittszahl der 
Kassenmitglieder ermittelt wurde, die gi-osse Anzahl 
von Arbeitern beigetragen hat, die in Folge von Orts- 
wechsel und in Folge von Arbeitslosigkeit nur vorüber- 
gehend den Kassen angehörten und daher durch ihre 
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Beiträge nicht wirkliche Sicherheit erhielten, dass ihnen 
für den Fall von Krankheit Unterstützung zu Theil 
werde. Nimmt man nun an, die Zahl der im Jahres- 
durchschnitt Versicherten stehe in der Mitte zwischen 
der Zahl der thatsächlich das ganze Jahr hindurch 
Vei'sicherten und der Zahl Derjenigen, welche der Kasse 
überhaupt beigetreten sind*), nimmt man femer an, 
dass 1876 die Zahl der in Berlin vorhandenen Arbeiter 
zum Mindesten 191,036 betragen habe, so ergeben sich, 
da man feiner annehmen muss, dass von diesen 191,036 
jeder, wenn auch nur kurze Zeit, im Laufe des Jahres 
1876 in Arbeit war und demgemäss der Zwangskasse 
vorübergehend angehörte, für Berlin für da& Jahr 1876 



*) Ich bin mir vollständig bewusst, dass die Annahme^ dass 
die Zahl der im Jahresdurchschnitt Versicherten in der Mitte 
zwischen der Zahl der thatsächlich Versicherten und der Zahl 
Derjenigen, welche der Kasse überhaupt beigetreten sind, stehe, 
mit der Wirklichkeit nicht nothwendig übereinstimmt. Angenommen 
z. B., 1000 Arbeiter zahlten 9 Monate lang Beiträge in die Easse 
und nach 9 Monaten träten sie sämmtlich aus; angenommen 
femer, die Beiträge, die man zahlen muss, um dauernd versichert 
zu sein, betrügen 20 Mark im Jahre, so ergäbe die Summe der 
Kasseneinnahmen eine durchschnittliche Mitgliederzahl von 750, 
während die Zahl der das Jahr hindurch thatsächlich Versicherten 
Null wäre. Die durchschnittliche Mitgliederzahl hängt eben nicht 
blos ab von der Zahl der Beigetretenen, sondern auch von der 
Dauer ihrer Angehörigkeit. Allein wenn dies auch unzweifelhaft 
ist, so mag doch im Grossen und Ganzen die Zahl der weniger 
und die Zahl der mehr als 6 Monate, aber weniger als 12 Monate 
zur Kasse Gehörigen sich ausgleichen, und die Annahme, dass die 
Zahl der im Jahresdurchschnitt Versicherten in der Mitte stehe 
zwischen der Zahl der thatsächlich Versicherten und der Zahl 
Derjenigen, welche der Kasse überhaupt beigetreten sind, hat die 
meiste Wahrscheinlichkeit für sich. 
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nur 119,118 wirklich versicherte Arbeiter. Mit anderen 
Worten, es ergiebt sich, dass 1876 in Berlin aller 
Wahrscheinlichkeit nach nicht blos 35,959, sondern 
71,918 Arbeiter, also 37,6 Procent der vorhandenen 
Arbeiterzahl, keine Sicherheit hatten für den Fall von 
Krankheit seitens der Kasse Unterstützung zu finden. 
Bei der weiteren Annahme, dass jeder von diesen 
71,918 thatsächlich nicht versicherten Arbeitern in der 
kurzen Zeit, die er im Jahre 1876 der Zwangskasse 
angehöite, durchschnittlich auch nur 1 Mark 50 Pf. an 
Eintrittsgeld und Beiträgen gezahlt habe, ergiebt sich 
ferner eine Summe von 107,877 Mark an Beiträgen, 
welche blos deshalb, weil die städtischen Zwangskassen 
nur locale sind, und weil die Arbeiter nicht gleich- 
zeitig für den Fall von Arbeitslosigkeit vei-sichert waren, 
den betreffenden Arbeitern in einem Jahre ohne ent- 
sprechendes Aequivalent entzogen worden ist. Ja es 
stellt sich gemäss den oben gepflogenen Erörterungen 
diese Summe noch höher, da jenen 107,877 Mark noch 
53,938 Mark als gesetzlicher Zuschuss der Arbeitgeber 
zu den Arbeiterbeiträgen hinzuzuzählen sind. Somit 
ergiebt sich, dass in Folge der angegebenen Mängel 
der städtischen Kassen die Production der von jenen 
Arbeiteni hergestellten Waare um 161,815 Mark un- 
nöthig vertheuert worden ist. 

Diese Ziffern, welche — da die in Berlin vorhandene 
Arbeiterzahl im Jahr 1876 gewiss mehr als 191,036 
beti-ug, womit sich die Zahl der thatsächlich nicht ver- 
sicherten Arbeiter noch steigert, — jedenfalls hinter 
der Wirklichkeit zurückbleiben, zeigen aufs Schlagendste 
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das Unzulängliche der städtischen Zwangskassen in 
Folge der gerügten Mängel. Um die Wirkungen der 
Absatzstockungen bei so mangelhafter Organisation der 
Arbeiterversicherung zu illustriren, möchte ich übrigens 
noch besonders auf die Abnahme der Durchschnittszahl 
der Hülfskassenmitglieder von 1872 auf 1873 verweisen. 
Im Mai 1873 trat bekanntlich die wirtschaftliche Krisis 
ein, unter der wir noch leiden. Den Rückschlag, den 
dieselbe auf die Arbeiter übte, erkennt man daraus, 
dass die Durclischnittszahl der Mitglieder der Zwangs- 
kassen von 1872 auf 1873 um 17,331 sank. Ohne 
Zweifel beträgt aber die Zahl der in Folge des wirt- 
schaftlichen Zusammenbinichs damals aus der Arbeit 
entlassenen und in Folge dessen aus den Zwangskassen 
ausgetretenen Arbeiter noch sehr viel mehr als diese 
an sich schon enorme Ziffer. Denn bis zum Erfolg des 
Zusammenbruchs im Mai 1873 waren gewiss noch alle 
im Jahr 1872 beschäftigten Arbeiter in Arbeit und 
trugen somit bei zu den Einnahmen der Zwangskassen, 
aus welchen die Durchschnittszahl der Kassenmitglieder 
im Jahr 1873 ermittelt ist. 

Dieselbe Unfähigkeit der städtischen Zwangskassißn, 
die Arbeiter für den Fall der Krankheit zu vei^sichem, 
welche die berliner Statistik zeigt, beweist die in der 
folgenden Tabelle gegebene üebersicht über die 
städtischen gewerblichen Kranken- und Unterstützungs- 
kassen, in Breslau in den Jahren 1875, 1876 und 1877. 
Ja diese Unfähigkeit tritt hier noch unmittelbarer in's 
Licht, weil hier neben der Durchschnittszahl der 
Kassenmitglieder auch die wirkliche Mitgliederzahl, 
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d. h. die Zahl der im Laufe des Jahres den Kassen 
Beigetretenen, angegeben wird. 

Tabelle 2. 

Entnommen der vom atädtisclien statistischen Bureau (Dr. £. Bruch) herausgegebenen 

i.Breslauer Statistik**, 1., 2. und 3. Serie. Die eingeklammerten Zahlen sind, wie die 

„Breslauer Statistik" angiebt, durch Rechnung gewonnen. 

Erankenuntei-stützungskassen für Handwerks - Gesellen und 

Gehülfen in Breslau. 
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Barbiergehülfen .... 


125 
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117 
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3. 


Böttchergesellen .... 
Buchbindergesellen . . . 


120 
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80 
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4. 


75 
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58 
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Buchdrackergehülfen . . 
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und Zinngiessergesellen 
Gerber- und Korduaner- 


30 


36 


40 


48 


40 
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24 
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25 
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Glasergesellen .... 
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35 


38 
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43 


43 


61 


48 
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28 


44 


21 


37 


22 
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18 


25 


20 


25 


20 
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246 
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252 


200 
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Hutmachergesellen . . . 


46 


71 


40 


47 


30 


36 


17. 


Elempnergesellen . . . 


140 


160 


125 


146 


140 


170 


18. 


Korbmachergesellen . . 


26 


35 


30 


40 


17 


28 


19. 


Eretschmergehülfen . . 


188 


201 


194. 


201 


189 


199 


20. 


Eurschnergesellen . . . 


74 


138 


118 


148 


103 


135 
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Bezeichnung des Gewerbes. 
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21. Kupferschmiedegesellen 

22. Maler- u. Lackirergehülfen 

23. Müllergesellen 
24.|Nadler- und Siebmacher- 
gesellen 

Nagelschmiedegesellen 
Pfefferküchler- und Gon- 

ditorgehülfen 
Posamentiergehülfen 
Sattler- u. Riemergesellen 
Schlosser-, Sporer-, Büch- 
senmacher- , Winden- 
macher- u. Feilenhauer- 
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Schmiedegesellen 
Schneidergesellen 
Schomstemfegergesellen 
Schuhmachergesellen 
Seifensiedergesellen 
Seilergesellen 
Steincunckergehülfen 
Steinsetzergesellen . 
Stell- und Rademacher- 
gesellen 
Tapezierer- und Täschner- 
gehülfen 
40JTischlergesellen . 
Töpfergesellen 
Tuchmacher- und Tuch- 

scheerergesellen 
ührmachergehülfen . 
Vergoldergehülfen 
Webergesellen 
Zimmergesellen (Breslauer) 
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30 
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745 
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26 
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50 
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25 
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70 
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12 

23 

120 

44 

143 

130 

1,940 

140 

47 
54 
50 
3 
21 
670 



I 8,426, 10,990| 8,584 



98 
200 
328 



34 



'"8 

142 



722 
204 
985 

33 
1,064 

26 

32 
125 

53 

191 

148 

1,994 

180 

69 
88 
56 
4 
62 
800 



63 
163 

180 

3 
22 

124 
11 

54 



500 

125 

620 

8 

810 

11 

21 

111 

35 

173 

156 

1,800 

120 

40 
54 
40 

14 

690 



93 
224 
300 

3 
25 



11 
130 



10,9411 8,023 



744 
216 
713 

11 
822 

14 

32 
129 

48 

212 

175 

1,860 

161 

48 
86 
48 
3 
61 
750 

"3)555 
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Diese Tabelle zeigt in einer Reihe von Gewerben 
ungemein grosse Differenzen zwischen der Zahl Der- 
jenigen, welche den Krankenkassen gezwungen beige- 
treten sind, und der Durchschnittszahl der Mitglieder 
dieser Kassen. In einer grossen Anzahl von Gewerben 
beträgt die Durchschnittszahl der Mitglieder nur zwei 
Drittel oder die Hälfte der Beigetretenen, bei den 
Schornsteinfegern gar nur ein Fünftel. Dabei steht, 
wie bereits hervorgehoben wurde, die Zahl der wirklich 
das ganze Jahr durch Versicherten noch erheblich hinter 
der Zahl der im Jahresdurchschnitt Versicherten zu- 
rück, und zwar um so mehr, je mehr die Differenz 
zwischen der Zahl der Beigetretenen und der Zahl der 
im Jahresdurchschnitt Versicherten beträgt. Im Gan- 
zen, alle Gewerbe zusammengenommen, waren 1875 bei 
10,990 der Hülfskasse Beigetretenen nur 8426, 1876 
bei 10,941 Beigetretenen nur 8584, 1879 bei 9850 Bei- 
getretenen nur 8023 im Jahresdurchschnitt versichert. 
Nimmt man nun an, die Zahl der im Jahresdurch- 
schnitt Versicherten stehe in der Mitte zwischen der 
Zahl der wirklich Versicherten und der Zahl der Bei- 
getretenen*), so ergeben sich für Breslau für das Jahr 
1875 nur 5962, für das Jahr 1876 nur 6227, für das 
Jahr 1877 nur 6196 wirklich das ganze Jahr durch 
versicherte Arbeiter. Nun beträgt die Sterblichkeit 
in Breslau, mit Einschluss der Kindersterblichkeit, un- 
gefähr 32,5 pro Mille. Wenn wir daher annehmen, 
von den 5028 im Jahre 1875 den städtischen Hülfs- 



*) Bezüglich dieser Annahme vgl. die Anmerkung auf S. 150. 
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kassen Beigetretenen, welche wieder austraten, sei bei 
163, von den 4714 im Jahre 1876 den städtischen 
Hülfskassen Beigetretenen, welche wieder austraten, 
sei bei 152, und von den 3654 im Jahre 1877 den 
städtischen Hülfekassen Beigetretenen, welche wieder 
austraten, sei bei 117 der Tod die Ursache des Aus- 
tritts gewesen., so ist dies, da sich unter diesen 5028, 
diesen 4714 und diesen 3654 Ausgetretenen keine 
Kinder, sondern nur Männer im arbeitsfähigen Alter 
befanden, eher zu viel als zu wenig. Es bleiben aber 
aber alsdann 1875 noch 4865 Arbeiter, d. h. 45,1 Pro- 
cent der in die Hülfekassen im Jahre 1875 Einge- 
tretenen, 1870 noch 4562 Arbeiter, d. h. 41,7 Procent 
der im Jahre 1876 in die Hülfskassen Eingetretenen, 
und 1877 noch 3537 Arbeiter, d. h. 36,9 Procent der 
im Jahre 1877 in die Hülfskassen Eingetretenen, welche 
in Folge der Mängel in der Organisation der städtischen 
Hülfskassen, d. h. weil diese Kassen rein locale und 
weil die Arbeiter nicht gleichzeitig für den Fall der 
Arbeitslosigkeit verachert sind, weil sie ihre Waare 
auf einem anderen Markte ausboten oder weil sie keine 
Arbeit fanden, ihre durch ihre Beiträge erworbenen An- 
sprüche auf Unterstützung seitens der Kassen im Fall 
von Krankheit verloren. 

Eine Organisation der Arbeiterversicherung aber, 
die wie die der eben erörterten, auf Anordnung der 
Gemeindebehörden gebildeten gewerblichen Kranken- 
kassen so mangelhaft ist, dass sie in Berlin 37,6 Pro- 
cent und in Breslau zwischen 45,1 und 36,9 Procent 
der vorhandenen und in die Kassen eingetretenen Ar- 
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beiter thatsächKch keine Sicherheit gewährt, dass ihnen 
im Fall der Erkrankung wirklich Unterstützung zu 
Theil werde, ist offenbar ausser Stand, den Ersatz der 
Selbstkosten der Arbeit zu sichern, und entspricht so- 
mit in keiner Weise den Anforderungen, die gemäss 
den Grundprincipien der heutigen Wirtschaftsordnung 
an die Arbeiterversicherung zu stellen sind. 

2. 

Durch den § 141a Absatz 2 des Gesetzes vom 
8. April 1876 ist bestimmt, dass von der Pflicht, einer 
auf Anordnung der Gemeindebehörde gebildeten Htilfs- 
kasse beizutreten oder fernerhin anzugehören, Diejenigen 
befreit sein sollen, welche die Betheiligung an einer 
anderen eingeschriebenen Hülfskasse nachweisen. Zu 
diesen eingeschriebenen Hülfskaasen, deren Mitglied- 
schaft vom Beitritt zur Zwangskasse befreit, gehören 
neben anderen die Arbeiterhülfskassen , welche von 
Arbeitgebern in Verbindung mit ihrem Unteraehmen 
errichtet werden und zu denen sie oft beträchtliche 
Zuschüsse leisten. Wo solche Fabrikkrankenkassen 
bestehen, werden die Arbeiter seitens der betreffenden 
Unternehmer meist nur unter der Bedingung beschäftigt, 
dass sie derFabrikkrankenkassebeitreten, und meist ent- 
halten die Statuten dieser Kassen die Bestimmung, dass 
jedes Mitglied, das sein Arbeitsverhältniss mit der Fabrik 
freiwillig löst, oder welches daraus entlassen wird, damit 
auch aufhört, Mitglied der Kasse zu sein und im Falle 
der Erkrankung keinen Anspnich auf Untei'stützung 
seitens der Kasse erheben kann. Und während der 
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§ 15 des Gesetzes vom 7. April 1876* mit Rücksicht 
auf die mit Vereinen verbundenen Kassen bestimmt: 
„Wegen des Austritts oder Ausschlusses aus einer Ge- 
sellschaft oder einem Vereine können Mitglieder nicht 
ausgeschlossen werden, wenn, sie der Kasse bereits zwei 
Jahre angehört haben. Erfolgt ihre Ausschliessung vor 
Ablauf dieser Zeit, so haben sie Anspruch auf Ersatz 
des von ihnen bezahlten Eintrittsgelds", enthält das 
Gesetz keinerlei Bestimmung, welche die Interessen 
von Arbeitern, welche in eine Fabrikkrankenkasse Bei- 
träge gezahlt haben, irgendwie zu wahren geeignet ist. 
Bezüglich dieser Fabrikkrankenkassen gilt Alles, 
was an den auf Anordnung der Gemeindebehörden ge- 
bildeten Hülfskassen ausgestellt werden musste; nur 
entsprechen diese Fabrikkrankenkassen theilweise in 
noch geringerem Maasse den Grundprincipien der 
heutigen Wirtschaftsordnung und sind noch weniger als 
die städtischen Zwangskassen im Stande, eine Deckung 
der Selbstkosten der Arbeit auf dem W^ege der Ver- 
sicherung herbeizuführen. Den einen Hauptmangel der 
Organisation dieser Kassen, die locale Beschränkung, 
haben die Fabrikki*ankenkassen, auch wenn sie den aus 
der Fabrik ausgetretenen Arbeitern die weitere Theil- 
nahme an der Kasse gestatten, mit den städtischen 
Zwangskassen gemein: denn auf ändere Orte als den 
Fabrikoit kann sich in Ermangelung auswärtiger 
Kassenorgane die Füi*sorge der Fabrikkrankenkasse 
nicht erstrecken. Meist aber verlieren die Arbeiter 
mit der Lösung des Arbeitsverhältnisses, das sie an die 
Fabrik knüpft, gleichzeitig die Mitgliedschaft der Kasse. 
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Die Beschränkung der Versichening ist also hier in er- 
höhtem Maasse vorhanden: nicht nur wenn der Arbeiter 
seine Waare an einem anderen Orte ausbieten will, 
schon wenn er an demselben Orte seine Waare an 
einen anderen Käufer verkauft, verliei-t er alle An- 
sprüche auf Unterstützung im Fall der Erkrankung. 
Ja dieses Moment, dass der Arbeiter, sobald er das Arbeits- 
verhältniss löst, alle Ansprüche auf Unterstützung sei- 
tens der Krankenkasse verliert, macht sich so sehr 
geltend, dass daneben nicht einmal die Abwesenheit 
einer Versicherung für den Fall der Arbeitslosigkeit in 
die Wagschale fällt: denn selbst wenn der Arbeiter 
durch eine solche Versicherung in den Stand gesetzt 
wäre, während der. Dauer der Arbeitslosigkeit seine 
Krankenkassenbeiträge weitei-zuzahlen, so würde er sich 
damit doch nicht seine Ansprüche an die Fabrik- 
krankenkasse zu wahren im Stande sein, da er von 
dem Augenblick, wo er in der Fabrik, gleichviel aus 
welchem Grunde, nicht mehr arbeitet, aufhört, Mitglied 
der Fabiikkrankenkasse zu sein. 

Dieses Aufhören der Krankenversicherung mit jeder 
Lösung des Arbeitsverhältnisses hat aber für den Ar- 
beiter noch einen weiteren Nachtheil. Wenn die Ar- 
beiter, welche in einer städtischen Zwangskasse ver- 
sichert sind, sich mit den Käufern ihrer Waare über 
deren Preis nicht vereinen können und deshalb deren 
Verkauf, d. h. die Arbeit einstellen, um den Preis, den 
sie fordern, zu erzielen, so verlieren sie damit noch 
nicht nothwendig ihre Ansprüche auf Untei-stützung 
seitens der Zwangskassen im Fall der Erkrankung. So 
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lange sie ihre Beiträge zahlen, bleiben sie für den Fall 
der Erkrankung versicheii;. Angenommen aber, die 
Arbeiter einer Fabrik, welche eine besondere Kranken- 
kasse hat, können sich mit dem Fabrikinhaber über 
den Preis ihrer Waare nicht einigen und dieser speiTt 
sie aus, um sie zur Nachgiebigkeit zu zwingen, oder 
sie stelle ndie Arbeit ein, um ihre Verkaufsbedingungen 
durchzusetzen, so verlieren sie mit dem Augenblick, 
wo die Arbeit in der Fabrik ruht, die Mitgliedschaft 
der Fabrikkasse, und noch dazu fällt bei Abwesenheit 
von Mitgliedern eventuell das gesammte Kassenver- 
mögen der Fabrik anheim. Die Angehörigen der 
Fabrikkrankenkasse sind sonach, wenn sie ihre durch 
vielleicht langjährige Zahlung von Beiträgien erwor- 
benen Ansprüche auf Unterstützung im Fall der Er- 
krankung nicht verlieren wollen, genöthigt, sich allen 
und jeden Bedingungen des Käufers ihrer Waare zu 
fügen! 

Aber noch ein weiterer Nachtheil zeichnet diese 
Fabrikkrankenkassen vor den gewöhnlichen Zwangs- 
kassen aus. Die Mitglieder dieser Zwangskassen werden 
doch nur bei Arbeitslosigkeit in Folge von grossen 
Absatzstockungen in ihrer Versichemng für den Fall 
der Erkrankung gefährdet: denn macht sonst der einzelne 
Arbeitgeber bankerott, oder entlässt er seine Arbeiter, 
so finden diese unter nonnalen Verhältnissen bei anderen 
Arbeitgebern wieder Beschäftigung. Bei der Fabrik- 
krankenkasse hat aber der Zusammenbruch jeder ein- 
zelnen Firma für sämmtliche seitens der Firma be- 
schäftigten Arbeiter den Verlust ihrer durch Bei- 
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träge sauer erworbenen Unterstützungsansprüche zur 
Folge. 

Offenbar kann also bei der Fabrikkrankenka^e 
Yon einer thatsächlichen Sicherheit der beitragenden 
Arbeiter, für den Fall der Erkrankung Unterstützung 
zu finden, noch viel weniger wie bei den städtischen 
Zwangskassen die Rede sein. Die Unterstützungsansprüche 
der versicherten Arbeiter sind hier in erhöhtem Maasse 
gefährdet. Alles, was gegen die städtischen Zwangs- 
kassen oben vorgetragen wurde, gilt in noch höherem 
Maasse gegen die Fabrikkassen. 

Haben aber jene eingehenden Erörterungen, sowie 
diese kürzere Betrachtung genügend dargethan, dass 
von einer thatsächlichen Sicherheit der Arbeiter, für 
den Fall der Erkrankung Unterstützung zu erhalten, 
bei Fabrikkrankenkassen die Rede nicht sein kann , so 
erübrigt nur noch an der Hand der Statistik zu zeigen, 
wie gross die Anzahl der Arbeiter ist, die in Folge 
der geiilgten Mängel der Fabrikkassen für den Fall 
der Erkrankung thatsächlich nicht versichert sind. Um 
diesen Nachweis zu führen, benütze ich, wie schon 
vorhin, die von Dr. Bruch herausgegebene „Breslauer 
Statistik". Hierbei möchte ich indess bemerken, dass 
das Heft der „Breslauer Statistik", welches die in Ta- 
belle 3 ebenso wie die oben in Tabelle 2 wieder- 
gegebenen Ziffern für das Jahr 1877 enthält, im Druck 
noch nicht erschienen ist. Dr. Bruch hatte die Güte, 
die betreffenden Zahlen mir im Manuscript mitzutheilen. 
Sein seitdem eingetretener Tod hat bis jetzt die Heraus- 
gabe der betreffenden Tabelle verhindeit. 



Brentano, Arbeiterversicherang. 
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Tabelle 3. 

Entnommen aus der Tom brmlaner statistisclien Onrean herausgogebeneA „BreeUnar 
Statistik' \ 1., S. und 3. Serie. Die eingeUammerten Zahlen sind, wie die „B^eslaner 
» Statistik*' angiebt, durch Berechnung gewonnen. 

Krankenuntei*stützungskassen für Fabrikarbeiter und fOr 
Handwerksgesellen und Fabrikarbeiter m Breslau. 



s 



J 



Bezeichnung des Gewerbes etc. 
resp. der Fabrik 



1875 

Zahl der 

Mitglieder 



^ 'S 



'49 






1876 

Zahl der 

Mitglieder 



.1 ö 









1877 
Zahl der 
Mitglieder 



I 



-1 
11 






1. 



2. 



8. 



4. 



5. 



6. 



I. Kranken- etc. Kassen für 
Fäbrikarbriter. 

Gigarrenmacher und HQl£sarbelter 
in der Fabrik von W. Kunse- 
müller & Sohn 

Aufseher, Arbeiter, Arbeiterinnen 
in der Baumwollenspinnerei von 
S. Eauf&nann 

Aufseher, Arbeiter undArbeiterinnen 
in dem Etablissement der ver 
einigten Oelfabriken-Actien- Ge- 
sellschaft 

Arbeiter und Arbeiterinnen in der 
Schirmfabrik v. Baruch & Loewy 

Arbeiter und Arbeiterinnen in der 
Posamentierwaarenfabrik von 
Heinr. Zeisig 

Arbeiter und Arbeiterinnen in der 
Gichorienfabrik von C. G. J. 
Meyer & Comp ^ . 



Summe 



110 



878 



91 
82 



70 



69 



110 



(945) 



95 



862 



(227) 
35 



83 
35 



121 



65 



265 70 



95 



(906) 



(208) 
40 

(113) 

267 



750 



17081 710 I 1629 



95 



883 



30 



70 



141 

30 



83 



61 73 



nicht EU er- 
mitteln. 
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.0) 



BezeicImuDg des Gewerbes etc. 
resp. der Fabrik 



1875 

Zahl der 

Mitglieder 



1* OD 



9» 



.'S 



1876 

Zahl der 

Mitglieder 






9 



•i-t 



1877 
Zahl der 
Mitglieder 



« OQ 



als 



i. 



1. 



2. 



8. 



4. 



5. 



6. 



7. 



II. Kranken- etc. Kassen für 

Handwerksgesellen und Fabrik 

arbeiter. 

Gesellen, männliche und weibliche 
Arbeiter in der Metallwaaren 
fabrik von Ohle's Erben, Inhaber 
Anrel Anderssohn 

Gesellen, Gehülfen, Lehrlinge, Ar- 
beiter in der Eisengiesserei nnd 
Maschinenbauanstsdt von J. N. 
Bilstein 

Anfseher, Handwerksgesellen, Ar- 
beiter und Arbeiterinnen in der 
Kammgarnspinnerei von Schöller 

Gesellen, Arbeiter, Lehrlinge, Putz 
jungen in der Eisengiesserei und 
dem Emaillirwerk von Moritz 
Pringsheim 

Gesellen, Arbeiter, Lehrlinge, Werk 
stattYorsteher und Dirigenten in 
der Anstalt der Schlesischen Ac 
tien- Gesellschaft für Eisengies- 
serei,. Maschinen- und Wagenbau, 
vormals G. Schmidt & Comp. 

Gesellen und Arbeiter in dem 
Etablissement der Breslauer Ac- 
tien-Gesellschaft für Eisenbahn 
Wagenbau : 

Vom 1. Januar 1875 bis zum 
3. November 1875, als dem Tage 
der Einföhrung des neuen 

Kassenstatuts 1 

Vom 3. November 1875 ab . J 

Gesellen, Arbeiter, Lehrlinge in der 
Waggoufabrik von Gebrüder Hof- 
mann & Co., „Actien-Gesellschaft" 



76 



194 



570 



80 



165 



310 



235 



587 



124 



(231) 



714 



312 



68 



155 



570 



156 



189 



582 



70 



156 



560 



133 



175 



574 



52 102 58 95 
(Die Fabrik trat den 
1. JuU 1875 in Liqui- 
dation und hörte somit 
die Kasse auf. »Bres- 
lauer Statistik".) 



(1000) 



414 



Latus .121111 2901 



417 



512 



74 (99) 81 



385 



584 



1336 



1640 



nicht zu er- 
mitteln. 
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ä 




1875 


1876 


187? 


1 




Zahl der 


Zahl der 


Zahl der 


1 


Bezeicfmimg des Gewerbes etc. 
resp. der Fabrik 


Mitglieder 


Mitglieder 


Mitglied» 


1 


li 


.sl 


IT 


1 


II 


4 


■^ 




■g| 


^ ^ 


E 


.!.§ 


k 




Transport , 


2111 


2901 


läse 


ImÖ" 


~z.~ 


~ 


& 


Gegellenj Gehülfen, Arbeiter, Lehr- 
linge IQ der MaBchineabauanBtalt 
















von G. a von Ruffer .... 


582 


(815) 


553 


<769) 


475 




9. 


Pabrikaufseber, GebQlfen und Ar- 
beiter in den vereinigten stad- 
















tischen Gas««-ken 


505 


am 


484 


753 


485 


610 


10. 


















Gebrüder Bie 


94 


106 


78 


119 


76 


115 


11. 


Gesellen, Gebulfen, Arbeiter und 
Lehrlinge in der Maschinenbau- 
















anstalt von Köbner & Kanty . 


60 


120 


56 


95 


88 


68 


12. 


Gesellen, Geh&lfen, Arbeiter nnd 
Lehrlinge in der Eiaengiesserei 
imd MaachinenbauanstaJt von 
































116 


165 


113 


154 


92 


110 


13. 


Gesellen, Geholfen, Arbeiter, Lehr- 

a. Pumpen- und Wasserlei-i 

tongsfftbrik von J. Stumpf 

b. Metallwaarenfabrik von A. ' 
















120 


(les) 


109 


147 


97 


122 




Eliegel (Inhaber Paol 
















Kömer) j 














14. 


















kaaae der Arbeiter in der Ma. 
















schiDen&brik von J. Eenrna 


59 


84 


5i 


88 


52 


75 




Summe . 


8647 


1066 


278: 


376§ 


Fis 


Jh."" 



Die vorsteheDde Tabelle giebt ähnlich wie die 
Tabelle 2 die Zahl der Arbeiter an, welche in den 
Jahren 1875, 1876 und 1877 in den Kassen der auf- 
geführten Fabriken Breslau's im Jahresdui-chschnitt 
versichert waren, sowie die Zahl der Arbeiter, die in 
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den genannten Jahren in den betreffenden Fabriken 
überhaupt, wenn auch nur vorübergehend, beschäftigt 
wurden und deshalb den mit diesen Fabriken verbun- 
denen Kassen beitreten mussten. Die Diffei'enz zwi- 
sehen der Zahl der im Jahresdurchschnitt Vemchei'ten 
und der Zahl der gezwungen Beigetretenen ist hier, 
entsprechend der dai*gelegten gi'össeren Gefährdung der 
Dauer der Versicherang, eine noch beträchtlichere wie 
bei den Zwangskassen. Selbst wenn man nur von der 
Zahl der im Jahresdurchschnitt Versicherten, die selbst 
noch viel höher ist als die Zahl der wirklich das ganze 
Jahr hindurch Versicherten, ausgeht, so ergaben sich 
für die Kassen für Fabrikarbeiter im Jahre 1875 auf 
1703 Beigetretene 953, im Jahre 1876 auf 1629 Bei- 
getretene 919 wieder Ausgetretene, für die Kassen für 
Handwerksgesellen und Fabrikarbeiter im Jahre 1875 
auf 5065 Beigetretene 1418, im Jahre 1876 auf 3763 
Beigetretene 982 wieder Ausgetretene. Nehmen wir 
nun unter Zugrundelegung einer Sterblichkeit von 
32,5 pro Mille an, von den aus den Kassen für Fabrik- 
arbeiter im Jahre 1875 wieder Ausgetretenen 953 sei 
bei 31, von den im Jahre 1876 wieder Ausgetretenen 
919 sei bei 30, von den aus den Kassen für Hand- 
werksgesellen und Fabrikarbeiter im Jahre 1875 wieder 
Ausgeti-etenen 1418 sei bei 46, von den im Jahre 1876 
wieder Ausgetretenen 982 sei bei 32 der Tod die Ur- 
sache ihres Austritts aus den Kassen gewesen, so blei- 
ben bei den Kassen für Fabrikarbeiter im Jahre 1875 
noch 922, d. h. 54,1 Procent der in diese Kassen Ein- 
getretenen, im Jahre 1876 noch 889, d. h. 54,5 Pro- 
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Cent der in diese Kasse Eingetretenen, bei den Kassen 
fdr Handwerksgesellen und Fabrikai-beiter im Jahre 
1875 noch 1372, d. h. 27 Procent der in diese Kassen 
Eingetretenen, im Jahre 1876 noch 950, d. h. 26 Pro- 
cent der in diese Kasse Eingetretenen, welche in Folge 
der gerügten Mängel der Fabiikkrankenkassen , d. b. 
weil sie aus der Arbeit entlassen wurden oder ihre 
Waare Arbeit an einen andei-en Käufer zu verkaufen 
beabsichtigten 9 ihre durch ihre Beiträge erworbenen 
Ansprüche auf Untei'stützung seitens der Kassen im 
Fall der Erkrankung verloren. Dabei ist wol zu be- 
a^chten, dass diese Procentberechnung allenthalben hinter 
.der Wirklichkeit bedeutend zurückbleibt, da ihr die 
Zahl der im Jahresdurchschnitt Versicherten, nicht 
aber die sehr viel geringere Zahl der wirklich das 
ganze Jahr hindurch Vei-sicherten zu Grunde liegt. 

Auch einen Fall, den unter 5 bei den Kranken- 
kassen für Handwerksgesellen und Fabrikarbeiter ver- 
zeichneten, weist die Tabelle auf, in dem mit dem Auf- 
hören der Fabrik auch die Krankenversicherung der 
doi-t beschäftigten Arbeiter endete. 

Offenbar aber sind diese Daten ein schlagender 
Beweis für die Unfähigkeit der Fabrikkassen, eine 
wirkliche Vei^sicherung der Arbeiter für den Fall der 
Krankheit und damit eine Deckung der Selbstkosten 
der Arbeit auf dem Wege der Versichening zu ermög- 
lichen, ein schlagender Beweis, wie wenig diese Fabrik- 
kassen den Grundprincipien und Anforderungen der 
heutigen Wirtschaftsordnung entsprechen. 
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3. 

Ausser den Fabrikkrankenkassen giebt es noch 
andere „eingeschriebene^ Hülfskassen, deren Mitglied- 
schaft von der Verpflichtung der städtischen Zwangs- 
kasse beizutreten entbindet, die sogenannten „£i*eien" 
Kassen. Diese Kassen sind für Solche enichtet, welche 
sich für den Fall der Erkrankung versichern wollen 
oder müssen, welche aber weder in einer Fabrik- 
krankenkasse, noch in einer städtischen Zwangskasse 
sich um die Mitgliedschaft bewerben wollen. Sie lassen 
sich eintheilen in Vereinskassen, welche von Vereinen 
nur für ihre Mitglieder emchtet worden sind, in welche 
also Personen, welche nicht Mitglieder des betreffenden 
Vereins sind, nicht eintreten können, und in eigentlich 
freie Kassen , in welche jede beliebige Pei^son , welche 
die Beitrittsbedingungen erfüllt, aufgenommen werden 
kann. Es ist hier zunächst von diesen eigentlich freien 
Kassen die Rede. 

Eine solche eigentlich „freie" Kasse, die Kranken- 
und Begräbnisskasse „Hoffnung", wurde am 1. August 

1877 in Breslau emchtet und unter dem 18. April 

1878 von dem königlichen Regierungs - Präsidium in 
Breslau als eingeschriebene Hülfskasse zugelassen. 
Wenn die Zeitungsnachrichten über diese Kasse das 
Richtige melden, so wurde diese Kasse in's Leben ge- 
rufen, indem ihre Gründer von der Erwägung aus- 
gingen, dass viele Arbeiter eine Abneigung gegenüber 
den städtischen Zwangskassen und den Fabrikkranken- 
kassen hegen wegen des Einflusses, welcher den Arbeit- 
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gebern auf deren Verwaltung zusteht, dass sie in Folge 
dieser Abneigung Vereinen und zwar insbesondere den 
Gewerkvereinen, um die es sich hierbei vorzugsweise 
handelt, beitreten, blos deshalb, weil in den Vereins* 
krankenkassen die Kassenverwaltung den Arbeitern 
ausschliesslich zusteht, und dass sie häufig, lediglich 
mit Rücksicht auf die im Falle von Krankheit zu er- 
wartende Unterstützung, Mitglieder dieser Vereine 
bleiben, während sie ohne jene Rücksicht aus diesen 
Vereinen austreten würden. Dem entspricht die Be- 
stimmung der Statuten dieser Kasse, dass jede im Bezirk 
von Breslau wohnende Person, welche das 16. Lebens- 
jahr vollendet hat, ihr beitreten kann, ohne dass eine 
Mitgliedschaft in irgend welchem Verein zur Voraus- 
setzung der Aufnahme gemacht wird, ohne dass von 
den Aufzunehmenden eine andere pei*sönliche Quali- 
fication als der Vollbesitz der bürgerlichen Ehre ver- 
langt wird. 

Da die Kasse erst unter dem 18. April 1878 in's 
Leben getreten ist, liegen noch keine Erfahrungen vor, 
welche die Leistungen dieser Kasse praktisch zeigen. 
Indess ist es auch jetzt schon möglich, über diese Kasse 
und ihre Leistungsfähigkeit sich ein Urtheil zu bilden. 

Was die der Kasse zu Grunde liegende Idee an- 
geht, den Arbeiter dagegen zu wahren, dass seine Frei- 
heit dadurch beeinträchtigt wejrde, dass er vennittelst 
der Krankenkasse zur fortdauernden Mitgliedschaft in 
seinem Vereine gezwungen wird, aus dem er sonst aus- 
scheiden würde, so ist diese Idee unzweifelhaft ebenso 
berechtigt wie die, die Freiheit des Arbeiters gegen- 
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über dem Arbeitgeber zu wahren, welcher, wie soeben 
gezeigt wurde, vermittelst der Fabrikkrankenkasse auf 
den Arbeiter bei Festsetzung der Arbeitsbedingungen 
einen wii'tsehaftlich nicht gerechtfertigten Zwang aus- 
üben kann. Der Arbeiter, der einem Vereine beitritt, 
soll diesem Vereine nur beitreten, weil er die Zwecke 
billigt, welche dieser Verein verfolgt; und billigt der 
Beigetretene diese Zwecke oder die Art und Weise, 
wie sie der Verein zu verwirklichen strebt, nicht län- 
ger, so soll es ihm möglich sein, auszuscheiden, ohne 
dass er Gefahr läuft, alle seine Ansprüche auf Unter- 
stützung im Falle von Erkrankung zu verlieren. Jed- 
weder Zwang einem Vereine, dessen Wirken man nicht 
billigt, beizutreten oder weiter anzugehören, ist ein- 
fach unsittlich. 

Je mehr aber die Tendenz der Hülfskasse „Hoff- 
nung^ zu billigen und als ein berechtigtes Ziel im 
Auge zu behalten ist, desto mehi* muss man auch Für- 
sorge dafür treffen, dass die Einrichtungen der Kran- 
kenkassen, welche diese Tendenz verfolgen, der Ali 
sind, dass sie eine Verwirklichung ihrer Zwecke ermög- 
lichen. Die Voraussetzungen hiefür sind, dass diese 
Kassen gemäss rationellen Versicherungsprincipien ein- 
gerichtet und den Bedüi-fiiissen der Arbeiter angepasst 
seien. Die erste dieser Voraussetzungen schliesst vor 
Allem die Forderung in sich, dass die Kassen immer 
nur für Pei'sonen errichtet werden, welche vermöge 
ihres Berufs einer gleichen Krankheitsgefahr ausgesetzt 
sind: denn bei Umfassung von Benifen mit verschie- 
dener Erkrankungsgefahr nöthigt man die Einen zu 
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grösseren Beiträgen als den Kosten, die sie verur- 
sachen, entspricht, während die Beiträge der Anderen 
die Kosten, die sie verüi*sachen , nicht decken. Nie- 
mand aber wird einer Kasse beitreten wollen, zu der 
er zu Gunsten Anderer im Verhältniss zu seiner eigenen 
Erkrankungsgefahr zu viel beitragen muss. Die erste 
Voraussetzung schliesst ferner die Forderung in sich, 
dass die Beiträge je nach dem Alter der Mitglieder 
zur Zeit ihres Eintritts verschieden gross seien: denn 
sonst schliesst man junge Leute von der Mitgliedschaft 
aus, indem man sie nöthigt, zu Gunsten der Aelteren 
grössere Beiträge zu zahlen, als den Kosten, die sie 
verui*sachen, entspricht. In der zweiten der genannten 
Voraussetzungen ist sodann die Fordeiung enthalten, 
dass die Kasse dem Arbeiter gestatte, bei wechselnder 
Conjunctur seine Waare Arbeit auf einem anderen 
Markt auszubieten. Verliert der Arbeiter beim Wechsel 
des Wohnorts seine durch Beitiäge erworbenen An- 
spiilche auf Unterstützug seitens der Kasse, so findet 
er sich durch die Zugehörigkeit zur Kasse in seiner 
Erwerbsfähigkeit und damit in seiner Fähigkeit, für 
sich zu sorgen, beeinträchtigt, und wird es daher vor- 
ziehen, einer Kasse, welche seine Zugfreiheit nicht be- 
schränkt, beizutreten. Dagegen würden Krankenkassen, 
welche, eine jede ftr Gewerbe mit gleicher Erkran- 
kungsgefahr errichtet, über das ganze Deutsche Reich 
sich erstreckten und je nach dem Alter des Beitre- 
tenden verschieden hohe Beiträge erhöben, ausser dem 
Vollbesitz der bürgerlichen Ehre aber keine weitere 
persönliche Qualification voraussetzten, allen an die 
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Erankenversicheiimg von Arbeitern zu stellenden An- 
forderungen entsprechen, und, wenn gleichzeitig eine 
Versicherung für den Fall der Arbeitslosigkeit den 
Arbeitern die Möglichkeit gäbe, unter allen Umständen 
ihre Erankenkassenbeiti'äge zu zahlen, in der That die 
Sicherheit gewähren, dass den Arbeitern im Falle ihrer 
Erkrankung die nöthige Unterstützung zu Theil werde. 
Allein die Kranken - und Begräbnisskasse „Hoff- * 
nung" besteht für Berufe mit verschiedener Erkran- 
kungsgefahr , sie erhebt ihre Beiträge ohne Rücksicht 
auf die Altei-sjahre der Beitretenden, und schliesst 
jedes Mitglied aus, welches seinen Wohnsitz ausser- 
halb Breslau's verlegt. Weder in Gemässheit ratio- 
neller Versicherungsprincipien errichtet, noch auch im 
Stande, ihren Mitgliedern Sicherheit zu gewähren, dass 
ihnen im Falle von Krankheit wirklich Unterstützung 
zu Theil werde, zeigt sie sich sonach unfähig, die 
Deckung der Selbstkosten der Arbeit durch die Arbeiter 
selbst auf dem Wege der Versicherung zu ermöglichen, 
und entspricht somit nicht den Anforderungen, die vom 
Standpunkt der heutigen Wirtschaftsordnung an die 
Arbeiterversichemng zu stellen sind. 

4. 

Es wurde oben gesagt, dass Krankenkassen, welche 
von Vereinen und Gesellschaften für ihre Mitglieder 
enichtet werden, wenn sie den von dem Gesetze vom 
7. April 1878 vorgeschriebenen Bedingungen entspre- 
chen, gleichfalls als „eingeschriebene^ Hül&kassen im 
Sinne des Gesetzes vom 8. April 1878 gelten, deren 
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Mitgliedschaft von der Verpflichtung, der städtischen 
Zwangskasse beizutreten, befreit. Abgesehen von den 
allgemeinen Vorschriften, denen jede Kasse, die als 
„eingeschriebene" Hülfskasse zugelassen werden soll, 
genügen muss, haben die Vereinskrankenkassen, damit 
ihnen der Charakter einer „eingeschriebenen Hülfs- 
kasse" beigelegt werde, noch besondere Bedingungen 
zu erfüllen, welche in den §§ 6, 13, 15, 24 und 29 des 
Gesetzes vom 7. April 1878 gefordert werden. Danach 
darf der Beitritt zu solchen Krankenkassen von der 
Betheiligung an anderen Gesellschaften oder Vereinen 
nur dann abhängig gemacht werden, wenn eine solche 
Betheiligung für sämmüiche Mitglieder bei Enichtung 
der Kasse durch das Statut vorgesehen ist. Im Uebrigen 
darf den Mitgliedern die Vei-pflichtung zu Handlungen 
oder Unterlassungen, welche mit dem Krankenkassen- 
zweck in keiner Verbindung stehen, nicht auferlegt 
werden. Zu anderen Zwecken als zur Krankenunter- 
stützung und zur Deckung der Verwaltungskosten dür- 
fen seitens der Krankenkasse weder Beiträge von ihren 
Mitgliedern erhoben werden, noch Verwendungen aus 
dem Vermögen der Kasse erfolgen. Wegen des Aus- 
tritts oder Ausschlusses aus der Gesellschaft oder dem 
Vereine, für deren Mitglieder die Krankenkasse er- 
richtet worden ist, können Mitglieder der Kranken- 
kasse aus dieser nicht ausgeschlossen werden, wenn 
sie der Kasse bereits zwei Jahre angehört haben. Er- 
folgt ihre Ausschliessung vor dieser Zeit, so haben sie 
Anspruch auf Ersatz des von ihnen bezahlten Ein- 
trittsgeldes. Die Einnahmen und Ausgaben der Kasse 
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sind von allen den Zwecken der Kasse fremden ^ 
einnahmimgen und Verausgabungen getrennt feszuete! 
und zu veiTechnen; ebenso sind die Bestände get 
dert zu verwahren. Vei'stösBt eine Vereinskranh 
kasse gegen diese Vorschriften, so kann sie von 
Vei-waltungsbehörde geschlossen werden. 

Die Kassen, mit Rücksicht auf welche der Gesi 
geber diese Bestimmungen vornehmlich getroffen I 
sind die seitens der Gewerkvereine fQr ihi-e Mitglie 
errichteten Krankenkassen. Die deutschen Gew( 
vemne nämlich haben mit der Gewerkvereinsorgi 
sation auch die Idee einer Verbindung von Kranh 
kassen mit den Gewerkveveinen von England herdl 
genommen. In der Ausfuhrung dieser Idee unterschei 
sie sich indess wesentlich von ihrem englischen \ 
bild. Da es nicht nur für die Kritik der Organisai 
und des Wirkens der deutschen Gewerkvereine, t 
dem für die ganze Fi'age, die uns hier beschäftigt, 
lUe Frage, wie eine Deckung der Selbstkosten 
Arbeit auf dem Wege der Versicherung herbeizufül 
sei, von der gi-össten Bedeutung ist, dass uns die 
züglichen Einrichtungen der englischen Gewerkvert 
gegenwärtig seien, schicke ich der Betrachtung 
Kassen der deutschen Gewerkvereine eine kurze I 
Stellung und Kritik der Kassen der englischen von 

FQr die Organisation der grassen englischen 
werkvereine ist Zweierlei charakteristisch: ihr natiom 
Charakter und die Eigentümlichkeit, die ich il 
coi"porativen Charakter nennen möchte, dass sie, 
die alten Gilden, den ganzen Menschen ergreifen 
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ihre Fürsorge auf alle Bedürfnisse erstrecken, welche 
die Arbeiter nur durch Zusammenwirken befriedigen 
können. 

Die englischen Gewerkvereine sind nicht locale, 
sondern nationale Vereine. Sie bestehen aus einer An- 
zahl von Zweigvereinen , welche alle zusammen einen 
Verein bilden. Ueberall wo das Gewerbe, dem ein 
Arbeiter angehört, betrieben wird, besteht ein Zweig- 
verein, und wandern Arbeiter an einen Ort, wo ihr 
Gewerkverein noch keinen Zweigverein hat, so nehmen 
sie ihre Vereinsmitgliedschaft mit und rufen einen 
Zweigverein ins Leben. So haben englische Arbeiter, 
welche sogar ausserhalb der Grenzen ihres Vaterlandes 
arbeiteten, an den fremden Ort ihren Gewerkverein 
mitgenommen und daselbst neue Zweige desselben, in- 
dess nur für englische Nationalen, begi'ündet. 

Der Vortheil dieser nationalen Organisation der 
Gewerkvereine ist einleuchtend. Die Freiheit des Ar- 
beiters, seine Waare an dem Orte auszubieten, an 
welchem der höchste Preis dafür bezahlt wird, wird 
dabei in keiner Weise durch Rücksichten auf ^ die aus 
den Versicheiningskassen des Vereins zu erwartenden 
Unterstützungen gehemmt. Wohin der Arbeiter sich 
wendet, erhält er seine Unterstützung, sobald er der- 
selben bedarf. Diese Vereinigung der Forderungen 
der Zugfreiheit mit der Sicherheit der Unterstützung 
wird dadurch ennöglicht, dass nicht den Zweigvereinen, 
sondern dem nationalen Gewerkverein das Eigentum 
an der Kasse zukommt, und durch die Ausgleichung 
der Gelder. Alle sechs Monate oder alle Jahre wird 
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berechnet, wie viel das Vereinsvermögen ^ pro Kopf der 
Gesammtzahl der Mitglieder beträgt ; je nach der Mit- 
gliederzahl jedes einzelnen Zweigvereins wird sodann 
festgestellt, wie gross der Antheil ist, der jedem Zweig- 
vereine an dem Yereinsveimögen zukommt; und die- 
jenigen Zweigvereine, deren Besitz im Yerhältniss zur 
Zahl ihrer Mitglieder alsdann zu gross erscheint, haben 
ihr Zuviel den Zweigen, die verhältnissmässig zu wenig 
haben, zu übersenden^*). 

Nicht minder wichtig sind aber die Eigentüm- 
lichkeiten der englischen Gewerkvereine, in denen sich, 
wie ich mich ausdrückte, ihr corporativer Charakter 
zeigt. Diejenige Fürsorge der Gewerkvereine für ihre 
Mitglieder, in welcher ihr eigentliches Wesen besteht, 
und die nirgendswo fehlen daif, wo von einem Gewerk- 
vereine die Rede sein soD, ist die Unterstützung, welche 
sie ihren Mitgliedern bei Arbeitslosigkeit, einerlei ob 
dieselbe durch Mangel an Nachfrage oder durch Arbeits- 
einstellung oder Ausspen'ung hervorgemfen ist, zu Theil 
werden lassen. Allein schon bei den ei-sten Gewerk- 
vereinen, wenn auch heute noch nicht bei allen, er- 
streckt sich ihre Fürsorge noch auf weitere Bedüifeisse 
ihrer Mitglieder, auf die Untei-stützung der Kranken, 
der Invaliden, der Altei*sschwachen und auf das Be- 
gräbniss der Gestorbenen. Für diese weiteren Unter- 
stützungen werden aber seitens der Gewerkvereine 
nicht verschiedene Kassen geführt: alle Untei-stützungen, 
welche die Gewerkvereine gewähren, werden nur aus 
einer Kasse bezahlt, ebenso wie auch behufs Ver- 
sicherung für den Fall des Eintritts von Arbeitslosig- 
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keit, Krankheit und Invalidität, fttr den Fall des Alters 
und des Todes nur ein einheitlicher Beitrag von einem 
Shilling wöchentlich entrichtet werden muss. Es be- 
steht also die innigste Verbindung zwischen den ver- 
schiedenen Unterstützungen, die sich insbesondere darin 
zeigt, dass Jemand, welcher aus einem der voi^esehenen 
Gründe aus der Kasse Unterstützung erhält, für die 
Dauer, dass er Untei-stützung bezieht, der Verpflich- 
tung enthoben ist, um sich die übrigen Unterstützungen 
zu sichern, weitere Beiträge zu leisten. Der Eintritt 
eines der verschiedenen Unfälle, von denen der Arbeiter 
bedroht ist und gegen den er sich versiehst, hat also 
nicht den Verlust der Anspillche auf Unterstützung im 
Fall des Eintretens der übrigen zur Folge, auch wenn 
der Arbeiter während der ganzen Dauer des eingetre- 
tenen Unfalls keine weiteren Prämien zur Versicherung 
gegen die übrigen Unglücksfälle, von denen er bedroht 
ist, bezahlt. 

Dies ist, wie aus der bisherigen Betrachtung her- 
vorgeht, von der allergrössten Bedeutung: denn bei 
isolirter Versichei-ung für den Fall der Arbeitslosigkeit, 
Krankheit, Invalidität, Altersschwäche oder Tod laufen 
die Arbeiter beim Eintritt eines jeden dieser Unglücks- 
fälle Gefahr, ihre Ansprüche auf Unterstützung für den 
Fall des Eintretens der übrigen zu verlieren, wenn sie 
nicht aus der während der Dauer des ersten Unglücks- 
falles bezogenen Untei-stützung die übrigen Versiche- 
rungsprämien weiter zu bezahlen im Stande sind. Am 
wichtigsten aber ist die Combination der übrigen Ver- 
sicherungen mit der Versicherung für den Fall der 
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Arbeitslosigkeit: denn, wie die bisherige Betrachtung 
zeigt, hängt es von der letzteren im Wesentlichsten ab, 
ob der Arbeiter von den übrigen Versicheningsprämien, 
die er zahlt, irgend welchen Nutzen hat. Die mit 
Rücksicht auf die Arbeitslosigkeit getroffenen Einrich- 
tungen der englischen Gewerkvereine sind die fol- 
genden : 

Jede Woche sendet der Secretär jedes Zweig- 
vereins dem Generalsecretär des Gewerkvereins einen 
Bericht, in^dem er genaue Mittheilungen macht, über 
die Anzahl Arbeiter eines Gewerkes, die in seinem 
Districte wegen Mangels an Nachfrage ausser Arbeit sind, 
oder über die Anzahl Arbeitsstellen, welche, zur Zeit 
unbesetzt, von den Arbeitgebern besetzt werden würden, 
wenn diese Arbeiter fänden. Sofort schreibt der General- 
secretär an die Orte, wo Arbeiter beschäftigungslos 
sind, weist dieselben an, sich an den Ort, wo sie be- 
gehrt werden, zu veriügen, und die so Angewiesenen 
erhalten sogar die Mittel, deren sie zur Reise be- 
nöthigen. Auf diese Weise wird nicht nur eine Aus- 
gleichung von Angebot und Nachfrage, welche wegen 
der Armut der Arbeiter sonst nur schwer eintreten 
würde, herbeigeführt und der Arbeiter, wie jeder an- 
dere Waaren Verkäufer , in den Stand gesetzt, seine 
Waare von dem Markte, an dem sie nicht begehrt 
wird, zurückzuziehen, um sie an demjenigen auszu- 
bieten, wo Nachfrage danach besteht, sondern es ist 
dies auch ein Mittel , um zu verhüten , dass träge Ar- 
beiter die Unterstützung für den Fall der Arbeitslosig- 
keit missbrauchen. Sind Absatzstockungen die Ui'sache 

Brentano, Arbeiterversichernng. 12 
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der Arbeitslosigkeit, so bemühen sich die Gewerk- 
vereine, vor Allem eine Minderung der Arbeitszeit der 
Beschäftigten herbeizuführen, um so die Beschäftigung 
einer grösseren Anzahl von Arbeitern zu bewirken und 
die Zahl der Arbeitslosen zu mindern. Misslingt der 
Versuch oder bleiben immer noch Arbeiter übrig, welche 
keine Beschäftigung finden , so erhält jedes arbeitslose 
Mitglied Unterstützung. 

Welch' colossale Summen seitens einzelner gross- 
artig organisirter Gewerkvereine auf diese Weise ver- 
ausgabt worden sind, erkannt man, wenn ihan die in 
jedem Jahre von den Gewerkvereinen als „Geschenk", 
d. h. als Unterstützung bei Arbeitslosigkeit gezahlten 
Summen in's Auge fasst. Ein Theil dieser Summen 
wird allerdings auf die Unterstützung von Mitgliedern 
vei-wendet, welche in Folge von Arbeitseinstellungen 
oder Aussperrungen ausser Arbeit sind; allein abge- 
sehen von den seltenen Fällen grosser Arbeitsstreitig- 
keiten, wie sie bei jedem Gewerkverein nur alle 25 
und mehr Jahre einmal vorkommen, ist der Theil des 
„Geschenks", der auf Arbeitseinstellungen und Aus- 
sperrungen verwendet wird, ein sehr geringer. Die 
„Vereinigte Gesellschaft der Maschinenbauer" hatte 
seit ihrer Entstehung im Jahre 1851 erst einen sol- 
chen Kampf zu bestehen, im Jahre 1852. Der da- 
malige Arbeitsstillstand kostete sie 871,180 Mark. Ab- 
gesehen von solchen gi'ossen Arbeitsstillständen, finden 
in den meisten Jahren unbedeutende locale Arbeits- 
einstellungen und Aussperrungen statt, die nur ver- 
hältnissmässig geringfügige Kosten venirsachen; der 
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bei weitem grösste Theil des „Geschenks" wird auf die 
Unterstützung von Arbeitslosen in Folge mangelnder 
Nachfrage und auf die Beiseuntei*stützung von Arbeit- 
suchenden verwendet. Die „Vereinigte Gesellschaft der 
Maschinenbauer" hat seit 1853, d. h. seit dem grossen 
Arbeitsstillstand, den ich eben erwähnte, bis 1875 
folgende Summen auf die Unterstützung Arbeitsloser 
verausgabt : 

Tabelle 4. 



Jahr 



Zahl der 

Mitglieder 



Geschenk 
Mark 



Jahr 



Zahl der 
Mitglieder 



Geschenk 
Mark 



1853 
1854 
1855 
1856 
1857 
1858 
1859 
1860 



10,757 
11,617 
12,553 
13,405 
14,299 
15,194 
17,790 
20,935 



52,440 
87,280 
245,560 
256,060 
283,200 
707,800 
317,260 
156,820 



1861 
1862 
1863 
1864 
1865 
1866 
1867 
1868 



22,862 
24,234 
26,058 
28,815 
30,984 
33,007 
33,325 
33,474 



409,480 
782,320 
663,060 
328,500 
281,400 
455,640 
1,164,860 
1,299,580 



Jahr 



I Zahl der 
Mitglieder 



1869 
1870 
1871 
1872 
1873 
1874 
1875 



33,539 
34,711 
37,790 
41,075 
42,382 
43,150 
44,032 



Geschenk 
Mark 



1,199,600 
654,140 
247,140 
307,540 
311,240 
421,860 
631,200 



Diese Tabelle mit ihren Schwankungen in der 
Summe des gezahlten „Geschenks^^ giebt ein deutliches 
Bild von der jeweiligen Lage des Marktes. Geht das 
Geschäft gut, so ist die Summe des gezahlten „Ge- 
schenks" gering; wird es flau, so steigt diese Sunmie, 
um höchst beträchtlich zu werden, wenn es schlecht 
geht. Man betrachte z. B. die Zahlen seit 1865. Im 
Jahre 1865 war der Stand des Geschäftes ein guter; 
das Geschenk betrug nur 281,400 Mark. Dieser Zu- 
stand dauerte fort bis zum Sturze von Ovebend and 
GuBNEY im Sommer 1(866. Durch diesen Zusammen- 
bruch wurde die gesammte Geschäftswelt Englands in 

12* 
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Mitleidenschaft gezogen. Eine Erisis trat ein. Die 
Wirkung für die Arbeiter zeigt sich in dem Steigen 
des Geschenks auf 455,640 Mark, also auf beinahe 
das Doppelte, im Jahre 1866; auf 1,164,860 Mark, also 
auf das Vierfache, im Jahre 1867; auf 1,299,580 Mark 
im Jahi-e 1868 ; auf 1,199,600 Mark im Jahre 1869. Dabei 
wurden in diesen Jahren von diesen colossalen Summen 
nur 140,000 Mark jährlich auf die Untei*stützung von 
Mitgliedern verwendet, welche in Folge von Arbeits- 
streitigkeiten ausser Arbeit waren. An den Ziffern der 
folgenden Jahre kann man dann die Wirkung der Bes- 
serung der Geschäfte seit 1869 erkennen. In den 
Jahren 1870 und 1871 sinkt die Summe des gezahlten 
Geschenks rapide. Im Jahre 1872 fand eine gi*össere 
Arbeitseinstellung in Newcastle statt, ohne welche die 
Ziffer in diesem Jahre ohne Zweifel am niedrigsten sein 
würde. Dann steigt die Ziffer wieder mit der seitdem 
eingetretenen Verschlechtei-ung der Geschäfte. 

In dieser Weise sichern die englischen Gewerk- 
vereine ihren Mitgliedern nicht nur ihren Lebensunter- 
halt während der Zeit der Arbeitslosigkeit, sondern in 
Folge der Einheit in der Kassenverwaltung schützen 
sie dieselben auch davor, dass sie in den Zeiten der 
Arbeitslosigkeit ihre durch Beiträge erworbenen An- 
sprüche auf Unterstützung in Krankheit, Invalidität 
und Alter und auf Begi-äbnissgelder verlieren. 

Das Versicheningswesen der englischen Gewerk- 
vereine, mittelst dessen dieselben so Grossartiges ge- 
leistet haben, hat indess auch seine Schattenseite. Ich 
sehe dieselbe nicht da, wo sie häufig gesehen wird. 
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Man hat nämlich vom Standpunkt capitalistischer Yer- 
sicheiningsgesellschaften aus behauptet, die Gewerk- 
vereinskassen seien von Insolvenz bedroht Ihre Bei- 
träge seien zu gering, um — ganz abgesehen davon, 
dass aus ihnen auch die Kosten der Arbeitseinstellungen 
bestritten werden sollten, — ihnen zu gestatten, all' 
ihren Verpflichtungen nachzukommen. Allein darauf 
ist zu erwidern, dass den Gewerkvereinen ein Hülfs- 
mittel zu Gebote steht, das allerdings die Versicherungs- 
gesellschaften der höheren Gesellschaftsklassen ent- 
behren, dessen aber keine Arbeiterversicherungsgesell- 
schaft entrathen kann. Die Versichemngsgesellschaften 
der höheren Gesellschaftsklassen erstrecken ihre Ver- 
sicherungen nur auf Gefahren, in Bezug auf deren Ein- 
treten eine ziemlich genau zu treffende Wahrschein- 
lichkeitsrechnung möglich ist. Alle Sachverständigen 
aber, und zwar die Sachvei*ständigen aller Parteien, 
sind darin einig, dass eine gleich zutreffende Berech- 
nung des wahrecheinlichen Eintretens der meisten Ge- 
fahren, gegen deren Wirkungen die Arbeiter sich ver- 
sichern müssen, nicht möglich ist. So giebt es, wie 
schon bemerkt wurde, noch keine annähenid zuverlässige 
Krankheitstabelle. Und ebendeshalb kann keine Arbeiter- 
versichemngsgesellschaft sich mit den regelmässigen 
Beiträgen, welche die Arbeiter nach den bei Errichtung 
der Gesellschaft festgesetzten Statuten zu zahlen haben, 
begnügen. Alle Statuten von Arbeiterhülfskassen ent- 
halten die Bestimmung, dass es der Kasse gestattet 
sein solle, wenn die Unzulänglichkeit der Statuten- 
massigen Beiträge sich zeige, höhere Beiträge von 



182 DIE JNSOLYENZ" DEB ENGLISCHEN GEWERKVEKEINSKASSEN. 

ihren Mitgliedern zu erheben , oder eipe Extrasteuer 
für die Mitglieder auszuschi-eiben. Sogar die §§ 14, 
25, 26 des Hülfskassengesetzes vom 7. April 1876 haben 
diesen Fall vorgesehen. Alle Kassen sind also von 
eben derselben Insolvenz wie die englischen Gewerk- 
Vereinskassen bedroht, und alle müssen, um ihr zu be- 
gegnen, zu demselben System der Extrasteuem ihre 
Zuflucht nehmen, das die englischen Gewerkvereine von 
jeher statutenmässig eingeführt haben. Reichen nämlich 
die Gelder der Gewerkvereinskasse in einem gegebenen 
Augenblicke nicht hin, um die versprochenen Unter- 
Stützungen zu bezahlen, so wird gemäss ihren Statuten 
eine dem Bedürfniss entsprechende Extrasteuer von 
allen Mitgliedern erhoben. Mit Rücksicht auf diese in 
den Gewerkvereinsstatuten vorgesehenen Extrasteuem 
hat der Präsident der königlichen Untersuchungs- 
kommission über die englischen Gewerkvereine von 
1867 eben dieselben Versicherungs-Actuare, von denen 
die Behauptung, den englischen Gewerkvereinen drohe 
Insolvenz, ausging, wörtlich gefragt : „Sie haben geholt, 
was HeiT A. vorgebracht hat; wünschen sie Ihre frü- 
heren Angaben in irgend einem Punkte zu ändern ?" — 
„Nein," war die wörtliche Antwort, „ausser, dass, so- 
weit die Gewerkvereine im Stande sind durch ausser- 
ordentliche Steuern ii-gend welches entstehende Deficit 
zu decken, dies alle meine Einwendungen bezüglich 
der Unzulänglichkeit ihrer Beiträge beseitigen muss.* 
Ebensowenig kann ich den anderen gegen die Ge- 
werkvereinsvei-sicherung geschleuderten Vorwurf für 
berechtigt erachten, dass die Einheit der Kassenver- 
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waltung für alle VemcheiTingszwecke der englischen 
Gewerkvereine die Gefahr mit sich bringe, dass jede 
Arbeitseinstellung oder Aussperining den erkrankten, 
invaliden oder altei*sschwachen Mitgliedern die ihnen 
versprochene Unterstützung zu rauben drohe. Hat eine 
Arbeitseinstellung oder AusspeiTung die Gewerkvereins- 
kasse stark angegriffen, so wird eine Extrasteuer aus^ 
geschrieben, um sie wieder zu füllen, und bis jetzt 
wurde noch jede ausgeschriebene Extrasteuer richtig 
entrichtet. Die Kassenvereinigung hat aber die gute 
Wirkung, dass sie Arbeitseinstellungen und Aussper- 
rungen seltener macht. Gerade die Thatsache, dass 
aus derselben Kasse, aus der die Feiernden unterstützt 
werden, auch die übrigen Unterstützungen bezahlt 
werden müssen, macht die Leute äusserst vorsichtig, 
und lange Erwägungen gehen vorher, ehe der Executiv- 
ausschuss Wideretand gegen Arbeitgeber, der zum 
Arbeitsstillstand führen könnte, billigt. Dieser Aus- 
fühmng gegenüber hat man es fi*eilich als einen „kost- 
baren Trugschluss" bezeichnet, „dass die Arbeiter die 
Strike-Kasse seltener in Anspruch nehmen würden, 
wenn auch die Unterstützungskasse dabei in Mitleiden- 
schaft gezogen würde, — als ob es bei Strike-Unter- 
nehmungen auf die wirklichen Majoritäten ankäme und 
nicht vielmehr auf den „Elan" der Führer." Es dürfte 
aber doch wol nicht als eine unbillige Forderung er- 
scheinen, wenn man verlangt, es möchten die so 
sprechen, ehe sie so wolfeilen Spott sich erlauben, 
über die Thatsachen sich untemchten. In England 
giebt es einen Gewerkverein, bei welchem die verlangte 
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KassentrennuDg durchgeführt ist : der Vei-ein der Stein- 
metzen. Dieser Verein ist notorisch der stiikelustigste 
aller englischen Gewerkvereine. Dagegen sind alle 
GewerkvereinB, welche in Folge der Kasseneinheit ein 
grosses Vermögen angesammelt haben, notorisch von 
gi'össter Aengstlichkeit, dasselbe nicht unnütz zu ver- 
schwenden. ^^) Und nichts ist naturgemässer als diese 
Thatsachen. Bei Rassentrennung wird eine Summe an- 
gesammelt, die, weil sie nur zu Kriegszwecken dienen 
kann, auch zur Kriegsftthmng verwendet wird, sobald 
sie hinreichend gross ist ; bei der Kasseneinheit wird 
der Kriegsschatz für Friedenszwecke verwendbar ge- 
macht. 

Dagegen ist es ein schwerwiegendes Bedenken 
gegen die Kasseneinheit, dass jedes Ausscheiden aus 
dem Gewerkvereme für den Ausscheidenden auch den 
Verlust aller Ansprüche auf Kranken-, Alters-, Inva- 
liden- und Begi'äbnissuntei-stützung nach sich zieht. 
Damit wird ein nicht zu rechtfertigender Zwang auf 
die Gewerkvereinsmitglieder geübt: Entweder sie 
müssen ihre Ansprüche auf Kranken-, Altei-s-, Invaliden- 
und Begi-äbniss-Untei-stützung verlieren, wenn sie mit 
dem Thun und Lassen des Gewerkvereins nicht mehr 
übereinstimmen, oder sich Maassnahmen, die sie miss- 
billigen, fügen, um jene Ansprüche auf Unterstützung 
nicht preiszugeben. Und dieser Veretoss gegen die 
individuelle Freiheit ist so schwer wiegend, dass eine 
Neuordnung des Kassenwesens der Gewerkvereine drin- 
gend nothwendig scheint. 

Diese Neuordnung des Kassenwesens darf freilich 



DIE DEUTSCHEN GEWERKVEBEINSEASSEN. 185 

nicht so stattfinden, wie sie Dr. Max Hirsch in seinen, 
den englischen nachgeahmten deutschen Gewerkvereinen 
durchgeführt hat. Ein Gutes allerdings hat er von den 
englischen Gewerkvereinen herübergenommen, und hier- 
durch zeichnen sich seine Krankenkassen vor allen 
anderen deutschen Krankenkassen aus: die Kranken- 
kassen der HiRscH-DuNCKEB'schen Gewerkvereine sind 
nicht locale, sondern nationale Kassen. Wie in England 
jedes Gewerbe, so bilden in Deutschland die verwandten 
Gewerbe im ganzen Reiche nur einen Gewerkverein, 
der an den einzelnen Oi*ten, an denen er Mitglieder 
zählt (allerdings sehr viel weniger Orte als in England), 
nur Zweige, sogenannte Ortsvereine, hat. Die Einrichtung 
ist genau dieselbe, wie die geschilderte der englischen 
Gewerkvereine. Ebenso wie durch diese werden durch 
die HiRscH-DüNCKER'schen Gewerkvereine die An- 
sprüche der Zugfreiheit und der Krankenversicherung 
mit einander in Einklaüg gebracht. Jedes Mitglied, 
das seine Waare Arbeit auf einem anderen Markte aus- 
bieten will, bleibt hier wie dort Mitglied der Kranken- 
kasse und behält seine Ansprüche auf Unterstützung 
im Fall der Erkrankung. 

Alles aber, was die Gründer der deutschen Gewerk- 
vereine an der Gewerkvereinsorganisation der englischen 
bei der Nachahmung geändert haben, ist eine solche Ver- 
schlechtemng, dass sie die Erreichung der beabsichtigten 
Zwecke völlig unmöglich macht. Da ist vor allem die 
Kassentrennung, welche die HiRscH-DuKCKER'schen Ge- 
werkvereine durchgefühlt haben. Die Gründer dieser 
Gewerkvereine waren der Ansicht, es Hesse sich den 
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Arbeitern eine wirkliche Sicherheit, dass sie in den ver- 
sicheiten Fällen Untei-stützung erhielten, verschaffen, 
wenn man Arbeiterhülfskassen einfach auf den Grund- 
lagen der Versicherungsgesellschaften der höheren Ge- 
sellschaftsklassen eiTichtete; vom Standpunkte dieser 
Gesellschaften aus ei-schienen ihnen ebenso wie den 
englischen Versicherungs-Actuaren die englischen Ge- 
werkvereine mit ihrer Easseneinheit von Insolvenz be- 
droht, und diesem Uebelstande glaubten sie zu begegnen, 
indem sie nach strengen Yei'sicherungsmaximen für 
Krankheit, Invalidität, Alter und Begräbniss besondere 
Kassen errichteten, in welche jedes Mitglied besonders 
eintreten muss, zu denen es besondere Beiträge zu 
zahlen hat, um eventuell unterstützt zu werden ^ und 
deren Verwaltung völlig gesondeit geführt wird. 

Hiergegen wäre, sobald nur statutenmässig die 
Möglichkeit zur Erhebung von Extrasteuem im Fall 
der Unzulänglichkeit der vei-schiedenen Kassen gegeben 
wäre, nun nicht giel einzuwenden, wenn die deutschen 
Gewerkvereine ihren in Folge mangelnder Nachfrage 
arbeitslos gewordenen Mitgliedern eine Untei*stützung 
bezahlten, von welcher diese bei Arbeitslosigkeit leben 
und ihre verschiedenen Kassenbeiträge bestreiten 
könnten. Allein diese für die Gewerkvereiüe wesent- 
liche und unentbehrliche Art der Vereichening fehlt 
dennalen bei den deutschen Gewerkvereinen! Die 
deutschen Gewerkvereine geben ihren in Folge man- 
gelnder Nachfrage arbeitslos gewordenen Mitgliedern 
keine Untei*stützung : ihre Statuten enthalten blos die 
Bemerkung, dass die Unterstützung dei jenigen Mit- 
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glieder, welche in Folge von Geschäftsstockung arbeits- 
los werden, eine zukünftige Aufgabe der Gewerkvereine 
sei, sobald die Kassen Verhältnisse es erlauben. Da 
die deutschen Gewerkvereine sonach eine der wesent- 
lichsten, vielleicht die wesentlichste der Aufgaben der 
Gewerkvereinsorganisation nicht erfüllen, in den zehn 
Jahren ihres Bestehens aber auch nur ein paar Arbeits- 
einstellungen von höchst zweifelhaftem Werthe und mit 
unglücklichem Ausgange aufzuweisen haben, haben sie 
als Gewerkvereine den deutschen Arbeitern bisher noch 
gar nichts genützt, und es erklärt sich hieraus zur 
Genüge ihr geringes Fortschreiten, wo man nicht sogar 
von ihrem Bückgang gegenüber der socialdemokratischen 
Bewegung zu reden hat. Die Kranken-, Invaliden-^ 
Alterversorgungs- und Begräbnisskassen, welche ur- 
sprünglich den Arbeitern als zu erwartende Neben* 
vortheile die Mitgliedschaft in den Gewerkvereinen 
sollten wünschenswerth erscheinen lassen, sind die 
Hauptsache geworden. Die Gewerk vereine sind zu 
reinen Kranken-, Invaliden- und Begräbnisskassen ge- 
worden, nur dass die Mitglieder dieser auch Mitglieder 
von Vereinen sein müssen, welche eine platonische 
Liebe zu gewissen Gewerkvereinsidealen hegen. Seit- 
dem der § 15 des Hülfskassengesetzes vom 7. April 
1876 aber bestimmt hat, dass Mitglieder einer Gewerk- 
vereinskrankenkasse wegen ihres Austritts oder Aus- 
schlusses aus dem Gewerkvereine nicht auch aus der 
Krankenkasse ausgeschlossen werden können, wenn sie 
•dieser bereits zwei Jahre angehört haben, unterscheidet 
auch dieses Erfordeniiss die HiBscH-DuNCKER'schen 
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Gewerkvereine nicht mehr wesentlich von anderen 
Krankenkassen. Das Einzige, was die Gewerkvereine 
vor anderen Krankenkassen voraus haben, bleibt also 
nur ihr nationaler Charakter. 

Aber auch als nationale Kranken-, Invaliden- etc. 
Kassen können die HiRSCH-DuNCKER'schen Gewerk- 
vereine den Arbeitern nicht die Sicherheit geben, dass 
dieselben für ihre Beiträge, wenn der Fall eintritt, f&r 
den sie sich versichern, wirklich Unterstützung erhalten, 
eben wegen der fehlenden Untei-stützung im Falle der 
Arbeitslosigkeit. Wer soll denn die Kranken-, Inva- 
liden- etc. Kassenbeiträge zahlen, wenn der Arbeiter, 
wie oft während der letzten Krise, vier, fünf Monate 
und länger keine Arbeit findet? Die deutschen Gewerk- 
vereine beschäftigen sich nicht mit dieser Frage. Da- 
gegen bestimmen ihre Statuten: wer mehr als sechs- 
wöchentliche Beiträge schuldet, wird aus der Kranken- 
kasse ausgeschlossen; nur bei andauernder Yerdienst- 
losigkeit kann die Frist von sechs Wochen auf Antrag 
der örtlichen Verwaltungsstelle durch den Vorstand auf 
höchstens weitere sechs Wochen verlängert werden; 
die liickständigen Beiträge müssen aber spätestens in 
einem halben Jahre nachgezahlt werden, also in einer 
Zeit, wenn der Arbeiter in Folge der langen Beschäf- 
tigungslosigkeit besondei-s dringende andere Bedürfnisse 
zu befriedigen hat. Dies sind für Arbeiter unerschwing- 
liche Bedingungen. Und bei jeder längeren Verdienst- 
losigkeit sehen sich die deutschen Gewerkvereinler des- 
halb der Gefahr ausgesetzt, ihre Krankenuntei*stützungs- 
ansprüche zu verlieren. 
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Wie gross die Anzahl der Gewerkvereinsmitglieder 
ist, welche in Folge mangelnder Versicherung für den 
Fall von Arbeitslosigkeit alljährlich, weil sie die nöthigen 
Beiträge nicht leisten können, aus den Krankenkassen 
der Gewerkvereine ausscheiden müssen, kann ich nicht 
angeben, da es mir nicht möglich war, mir die nöthigen 
statistischen Daten über die Gesammtheit der Hibsch- 
DüNCKER'schen Gewerkvereine seit ihrem Bestehen zu 
verschaffen. Ich besitze nur Angaben über den Gewerk- 
verein der deutschen Tischler und verwandten Bei-ufe- 
genossen in den Jahren 1875 und 1876. Demnach 
stellt sich die Sache folgendermassen : 

Tabelle 5. 





Zahl der 

Zweige 

am 1. 

Jänner 


Mitglieder der Ortsyereine 


Mitglieder der Kranken- 
kasse 


Jahr 


Anfang 

des 
Jahres 


Zugang 


Abgang 


Ende 

des 

Jahres 


Anfang 

des 
Jahres 


Zugang 


Abgang 


Ende 

des 

Jahres 


1875 
1876 


34 


2665 
2737 


885 
770 


818 
735 


2737 
2772 


2619 
2695 


840 
749 


764 

719 


2695 
2725 



Es erhellt aus dieser Uebersicht, dass nicht alle 
Mitglieder der Gewerkvereine auch der Gewerkvereins- 
kasse angehören ; ein Theil der Gewerkvereinler gehört 
wol den Zwangskassen oder Fabrikkrankenkassen an. 
Es erhellt femer, dass von 2619 zu Anfang des Jahres 

1875 vorhandenen Mitgliedern der Krankenkasse im 
Laufe des Jahres 764, von 2695 zu Anfang des Jahres 

1876 vorhandenen Mitgliedern im Laufe des Jahres 
719 ausgeschieden sind. Nimmt man für diese Gewerk- 



,J 
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vereinler, die an 35 verechiedenen Orten des Deutschen 
Reiches leben, eine Durchßchnittssterblichkeit von 30 
per Mille an, so sind von jenen 764 23, von diesen 
719 21 wegen Todes aus der Emnkenkasse ausge- 
schieden. Die tibrigen 741, resp. 698 sind, da sich 
die Organisation dieses Gewerkvereins über 35 Orte 
ei-streckt und ein Mitglied wol nicht leicht einem Orte 
zuwandert, wo ein Ortsverein nicht besteht, wol in 
der Mehrheit in Folge der durch Arbeitslosigkeit her- 
vorgerufenen Unfähigkeit, die erforderlichen Beiträge 
zu zahlen, in der Minderheit, weil sie Orten sich zu- 
wandten, an denen Krankenkassen ihres Gewerkvereins 
nicht bestanden, aus der Krankenkasse ausgeschlossen 
worden. Somit waren 28,2 Procent der zu Anfang 
1875 und 25,9 Procent der zu Anfang 1876 zur Kranken- 
kasse des „Gewerkvereins der deutschen Tischler und 
verwandten Berufsgenossen" gehörigen Arbeiter in 
Folge der Mängel der Kassenorganisation thatsächlich 
nicht wirksam vei-sichert. Ist dieses Procentsatz in 
Folge des nationalen Charakters der Hirsch-Duncker- 
schen Gewerkvereine auch geringer als der Procentsatz 
deijenigen, welche wir bei den Zwangskassen und den 
Fabrikkrankenkassen als thatsächlich nicht wirksam 
versichert kennen lernten, so zeigt er doch zur Genüge, 
dass auch die HiRSCH-DuNCKER'schen Gewerkvereine 
dem Arbeiter keine Möglichkeit geben, die Selbstkosten 
der Arbeit aus dem Ertrage seiner Arbeit zu decken. 
Somit zeigt die eingehende Betrachtung der vier 
Arten von Krankenkassen, welche im Deutschen Reiche 
vorkommen, dass es im Deutschen Reiche keine Arbeiter- 
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htilfskasse giebt, welche dem Arbeiter die Möglichkeit 
gewährt, sich für den Fall der Krankheit, und damit 
implicite auch für den Fall der Invalidität, des Alters 
und des Todes wirksam zu versichem. Es zeigt also 
auch die Einzeluntersuchung einer jeden dieser vier 
Arten von Krankenkassen, dass im Deutschen Reiche 
kein Arbeiter, trotzdem er, sobald er beschäftigt wird, 
zu Ki*ankenkassenbeiträgen gezwungen wird, für den 
Fall seiner Erkrankung wirksam versichert ist. Und 
als Gnind hiervon ergiebt sich der "Widerspruch, in dem 
die Organisation der deutschen Arbeiterhülfskassen zu 
der im Deutschen Reiche hen-schenden Erwerbsordnung 
steht. 

Indem die vorstehende kritische Betrachtung die 
Unfähigkeit der deutschen Arbeiterhülfskassen, die 
Arbeiter gegen irgend welche Gefahren wirksam zu 
versichem, darlegte, hat sie 'gleichzeitig einen Theil 
der Frage beantwortet, deren Untersuchung im Eingang 
dieser Schilift als deren Aufgabe bezeichnet wurde, der 
Frage nämlich, ob die dort geschilderte Unsicherheit 
im Leben des Arbeiters die nothwendige Folge der 
heutigen Wirtschaftsordnung ist, oder ob sie blos des- 
halb besteht, weil die Grundsätze und Forderungen der 
heutigen Wirtschaftsordnung bezüglich* des Arbeits- 
verhältnisses noch nicht völlig verwirklicht sind. Denn 
die bisherige Erörterung hat ergeben, dass die im 
Deutschen Reiche herrschende Ordnung der Arbeiter- 
versicherung den Grundsätzen und Fordemngen der 
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heutigen Wirtschaftsordnung bezüglich des Arbeits- 
verhältnisses in keiner Weise entspricht Keine der 
im Deutschen Reiche bestehenden Arbeiterhülfskassen 
ist der Art geregelt, dass sie die Deckung der Selbst-* 
kosten der Arbeit aus dem Preis, der dem Arbeiter 
gezahlt wird, möglich macht. Statt dass Deckung dieser 
Kosten aus dem Lohne eintritt, muss sie durch private 
und öffentliche Armenunterstützung stattfinden in der 
mannigfachsten Form, oder mit anderen Worten: es 
muss die Gesellschaft, indem sie die in noch nicht 
arbeitsfähigem Alter zurückgebliebenen Kinder des ge- 
storbenen Arbeitei*s grosszieht, indem sie den arbeits- 
losen, den kranken, den invaliden^ den altei'sschwachen 
Arbeiter erhält und den todten Arbeiter begräbt, der 
Industrie, in welcher der Arbeiter beschäftigt war, 
einen Zuschuss zu den Productionskosten ihrer Producta 
zahlen; es muss die Gesellschaft einen Theil der Pro- 
ductionskosten tragen, welche der Consument des von 
den betreffenden Arbeitern hergestellten Products in 
dem höheren Preise dieses Products tragen müsste, 
und es schützt die Gesellschaft so durch eine beson- 
dere Art von Prämien die betreffende Industrie. Nur 
dass dieser Schutz so beschaffen ist, dass er die Arbeiter, 
in deren Untei'stützung er gewährt wii'd, demoralisirt ; 
dass die Unterstützung so nothdüiftig ist, dass Ent- 
behmng und Noth eine grosse Anzahl Arbeiter vorzeitig 
hinwegraffen; dass die Arbeiter, welche gemäss den 
Grundsätzen der heutigen Wirtschaftsordnung gleich dem 
Vefkäufer jeder anderen Waare die Wiedererstattung 
der Selbstkosten der Arbeit in dem ihnen gezahlten 
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Preise beanspruchen können, durch die Nothwendigkeit, 
sich diese Selbstkosten auf dem Gnadenwege solcher 
Untei*stützung , oft dazu noch unter Entziehung der 
Ehrenrechte, ersetzen zu lassen, verbittert und der 
Socialdemoki'atie in die Arme getrieben werden. Beruht 
doch, wie schon gezeigt worden ist, das ganze Ver- 
langen nach „planvoller Regelung der Pi'oduction'' auf 
der Annahme,' dass die heutige gesellschaftliche und 
wirtschaftliche Ordnung in Folge der periodischen 
Schwankungen in der Production die Arbeiter in Zeiten 
der Noth für die Fristung ihres Lebens nothwendig 
und lediglich auf die Aimenunterstützung verweise. 

Und doch steht air dies mit den Grundlagen und 
Forderungen der heutigen gesellschaftlichen, wirtschaft- 
lichen und staatlichen Ordnung in völligem "Widerspruch. 
Nicht nur dass nach den Grühdsätzen der heutigen 
Wiilschaftsordnung die Productionskosten einer Waare 
dui'ch deren Preis eraetzt werden müssen; nicht nur, 
dass die Selbstverantwortlichkeit, die, wie gezeigt 
wurde, eines der Giiindprincipien der heutigen gesell- 
schaftlichen , wirtschaftlichen und staatlichen Ordnung 
ist, den Ersatz der Selbstkosten der Arbeit auf dem 
Wege der Armenunterstützung verbietet: das wichtigste 
Grundprincip der heutigen gesellschaftlichen, wirtschaft- 
lichen und staatlichen Ordnung ist die Gleichheit aller 
Stqjitsangehörigen vor dem Recht. Diese staatsbürger- 
liche Gleichheit gestattet in keiner Weise die Be- 
reicherung Einzelner auf Kosten der Gesammtheit. 
Nichts Anderes aber als eine solche Bereichei-ung, nichts 
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Ich komme zum letzten Theil meiner Aufgabe. 
Hat die bisherige Erörterung die Grundsätze und 
Forderungen der heutigen Wirtschaftsordnung bezüglich 
der Arbeiterversicherung festgestellt und gezeigt, dass 
die deutsche Httlfskassenordnung diesen Grundsätzen 
und Fordeiomgen nicht entspricht und dass die deut- 
schen Arbeiterhül&kassen ihrer Aufgabe deshalb 
nicht genügen können, so ei-übrigt nunmehr, nach- 
zuweisen, wie die Arbeiterversicherung geordnet sein 
muss, damit sie jenen Grundsätzen und Forderungen 
der heutigen Wirtschaftsordnung entspreche, und zu 
zeigen, dass eine so beschaffene Arbeiterversicherung 
die Arbeiter vor den Nachtheilen, welche die Absatz- 
krisen für sie mit sich bringen, bewahre. Nach den 
lTntei*suchungen , welche in den beiden vorstehenden 
Büchern stattgefunden haben, düifte es nicht schwierig 
sein, diesem letzten Theil der Aufgabe zu genügen. 
Denn indem die voi'stehenden Untei*suchungen das Un- 
zulängliche des deutschen Hülfskassenwesens darlegten, 
haben sie bereits so deutlich darauf hingewiesen, wie 
die Arbeiterversicherung beschaffen sein müsse, damit 
sie den Fordeiningen der heutigen Wirtschaftsordnung 
entspreche und den Arbeiteni wirklich Sicherheit ge- 
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Währe,* im Fall der Noth Untei'Stützung zu finden, dass 
es nur nothwendig ist, das, was die bisherige Er- 
öiierung nahelegte, bestimmt auszusprechen. 

Ich beginne, indem ich nochmals die Fordeiningen 
vorfllhre, welche die heutige Wirtschaftsordnung bezüg- 
lich der Arbeiterversicherung erhebt. 

Als erstes und Haupteifordemiss einer den Grund- 
lagen der heutigen Wirtschaftsordnung entsprechenden 
Regelung der Arbeitei-vei-sicherung, als dasjenige Er- 
fordemiss, ohne dessen Ei-fllUung alle anderen Ver- 
sicherungen der Arbeiter unwirksam sind, ergab sich 
die Nothwendigkeit einer Versicherung der Arbeiter für 
den Fall der Arbeitslosigkeit. Denn da die heutige 
Wirtschaftsordnung ^einerlei Garantie eines Einkommens 
(Recht auf Arbeit) kennt, ermöglicht nur die Ver- 
sicheiaing einer Unteretützung bei Arbeitslosigkeit, dass 
der Arbeiter, wenn er keine Beschäftigung findet, sich 
selbständig erhalte und die zur Sicherung der Unter- 
stützung für den Fall von Krankheit, Invalidität und 
Alter, zur Sichemng des Unterhalts und der Erziehung 
seiner Kinder im Fall seines Todes nöthigen Beiträge 
zahle. 

Als zweite Forderung einer der heutigen Wirt- 
schaftsordnung entsprechenden Arbeitervei-sichening 
ergab sich die Nothwendigkeit, dass die Vei-sicherungs- 
kassen nicht blos locale, sondern nationale seien, dass 
sie sich über das ganze Gebiet des Deutschen Reiches 
erstrecken. Es stellte sich diese Forderung aus zwei 
Gründen als eine unerlässliche dar. Einmal, weil sonst 
den für jedes Gewerbe besonders errichteten Kassen 
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die zu ihrer Lebensfähigkeit und ihrem Gedeihen un- 
entbehrliche breite Basis fehlt. Je grösser die Zahl 
der Versicherten, desto grösser die Sicherheit; je ge- 
ringer jene Zahl, desto mehr ist die Solvenz der Kasse 
bedroht. Zweitens, weil sonst der Arbeiter in der 
Möglichkeit, je nach der Conjunctur für seine Waare 
Arbeit den voi'theilhaftesten Markt aufzusuchen, und 
somit in seiner Erwerbsfähigkeit und wirtschaftlichen 
Selbständigkeit beeinträchtigt wird. 

Als dritte Forderung einer der heutigen Wirt- 
schaftsordnung entsprechenden Arbeiterveraicheiiing er- 
gab sich die Nothwendigkeit , die Höhe der von den 
einzelnen Versicheiten zu zahlenden Beiträge genau 
nach der Grösse der Gefahr zu regeln, in der sich die 
einzelnen Vei*sicherten befinden, dass das Unglück, für 
den Fall von dessen Eintreten sie versorgen wollen, 
sie treffe, und dem entsprechend genau nach den 
Kosten, welche sie der Versicherungskasse wahrschein- 
lich verui-sachen. Hieraus ergiebt sich die Noth- 
wendigkeit : 

Einmal in aUen Kranken-, Alterversorgungs- und 
Begräbnisskassen, sowie bei Versicheining der Er- 
ziehungskosten der Kinder für den Fall des Todes des 
Versorgere je nach dem höheren Alter der Versicherten 
höhere Beiträge zu verlangen; und 

Zweitens fttr die vei-schiedenen Gewerbe verschie- 
dene Kranken-, Invaliden-, Alterversorgungs-, Be- 
gräbnisskassen, sowie verschiedene Kassen für Ver- 
sicherung der Erziehungskosten der Kinder zu errichten, 
oder doch, falls eine Vei-sicherungsgesellschaft alle 
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Gewerbe umfassen will, für jedes Gewerbe, je nachdem 
es die darin Beschäftigten gefährdet, verschieden hohe 
Beiträge zu fordern. 

Abgesehen von diesen Fordei*ungen ergeben sich 
noch mehrere zwar wichtige, aber dennoch diesen an 
Bedeutung nachstehenden Forderungen^ die ich im Ver- 
laufe der nachfolgenden Eröilerungen an geeigneter 
Stelle berücksichtigen werde. 

Kehren wir nunmehr zu den verschiedenen Ge- 
fahren zurück, von welchen die Arbeiter bedroht sind, 
und fragen wir, wie die Yersicheiiing gegen dieselben 
geordnet werden müsse, um den vorgeführten Forderungen 
zu entsprechen. 

Der erste Posten unter den Selbstkosten der Arbeit 
besteht in den Eraiehungskosten des Arbeiters bis zu 
dem Augenblicke, wo er sich selbständig zu erhalten 
im Stande ist. Diese Kosten werden getilgt, indem 
der Arbeiter selbst wieder Kinder aufzieht Die erste 
Gefahr, gegen die es gilt, sich vorzusehen, besteht dem- 
nach darin, dass die Ei*stattung dieser Kosten durch 
Aufziehen von Kindern seitens des Arbeiters durch 
dessen frühzeitigen Tod unmöglich gemacht werde, 
oder, mit anderen Worten, es handelt sich darum, für 
den Fall des frühzeitigen Todes des Arbeiters den 
Unterhalt und die Erziehung seiner Kinder bis zur 
Vollendung ihres fünfzehnten Jahi-es zu sichern. Dies 
ist nichts Anderes als eine besondere Art der Lebens- 
versicherung, die am Zweckmässigsten und im Einklang 
mit den eben formulirten Forderungen von bereits be- 
stehenden Lebensversicheningsgesellschaften übemom- 



DIE ALTERS-, INYALIDITITS- Ulm BEGBÄBNISSVEBSIGHEBUNG. 203 

men wird. Und ebenso ist es am Besten, wenn die 
bereits bestehenden Versicherungsgesellschaften der be- 
sitzenden Klassen die Vei-sicherung der Arbeiter für 
den Fall der Invalidität, für den Fall des Eri*eichens 
eines bestimmten Alters oder des Eintritts des Todes 
übernehmen. Die Gründe, welche hiefür und gegen 
die Emchtung besonderer Versicherungsgesellschaften 
für die arbeitenden Klassen sprechen, hat bereits Lo- 
renz von Stein treffend formulirt^*) mit den Worten: 
„Das grosse Princip aller Versicherung ist, dass die 
Sicherheit der Prämie wie die der rationellen Ver- 
waltung steigt, und dass die Regiekosten sinken, je 
grösser und ausgedehnter die Zahl der Versicherungen 
ist. Es ist daher falsch, ein Versicherungswesen für 
die nichtbesitzende Klasse allein zu fordern, sondern 
der einzig richtige Standpunkt des gesellschaftlichen 
Versicherungswesens besteht vielmehr darin, die Ver- 
sicherungen der nichtbesitzenden Klasse mit denen der 
besitzenden in der Weise zu vereinigen, dass jede Ver- 
sicherungsgesellschaft Versicherungen auch für die klein- 
sten Beträge annehme und verwalte." Und wie 
Oppenheim meldet i'), haben sich englische Lebens- 
versichemngsactiengesellschaften in neuester Zeit der 
ArbeiteiTcrsicherung- bereits angenommen. 

Selbstverständlich werden die Eintrittsgelder und 
die Beiträge, welche die Versicherungsgesellschaften 
der besitzenden Klassen für die VersicheniÄg der 
Unterhalts- und Erziehungskosten der Kinder der Ar- 
beiter für den Fall des frühzeitigen Todes ihrer Ver- 
sorger, für die Versicherung einer Unterstützung bei 
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eintretender Invalidität oder Altei-sschwäche der Ar- 
beiter, sowie für die Vei-sichernng von Begi'äbniss- 
geldem beim Tode der Arbeiter oder der Frauen der- 
selben erheben, nicht für Alle, welche sich versichern, 
gleich gi'oss sein dürfen. Bei der Versicheiiing von 
Unterhalts- und Erziehungskosten der Arbeiterkinder 
werden Eintrittsgelder und Beiträge je nach dem Ge- 
werbe und dem Alter des Vaters und je nach dem 
Alter des Kindes verschieden sein müssen. Desgleichen 
müssen bei Invaliden-, Alters- und Begi'äbnissver- 
sicherung je nach dem Alter und Gewerbe der sich 
versichernden Arbeiter Eintrittsgelder und Beiträge 
von verschiedener Höhe erhoben werden. Allein von 
den nach rationellen Grundsätzen geleiteten grossen 
Yersicheiiingsgesellschaften der besitzenden Klassen ist 
am ehesten zu erwarten, dass sie alle in dieser Be- 
ziehung in Betracht kommenden Besonderheiten be- 
rechnen und beiUcksichtigen. Und nicht nur dies! 
Im Interesse der arbeitenden Klassen ist die weitere 
Forderung zu stellen, dass jeder Arbeiter, der sich für 
den Fall eintretender Invalidität oder eintretenden 
hohen Alters vei-sichert, die Möglichkeit habe, gegen 
Verzicht auf die zu erwartende Unterstützung die 
Summe der von ihm allmählich an die Veraichei-ungs- 
gesellschaft gezahlten Beiträge, selbstverständlich ohne 
Zinsen, zuiUckzufordeii}. So wünschenswerth es näm- 
lich ist, wenn die Arbeiter für den Fall eintretender 
Invalidität oder eintretenden hohen Alters vorzusorgen 
bestrebt sind, so ist doch keineswegs damit gesagt, 
dass die Invaliden- und Altei-svei-sicherung die für 
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jeden einzelnen Arbeiter individuell geeignetste Für- 
sorge ist. Insbesondere für diejenigen Arbeiter, welche 
bestrebt sind, aus der arbeitenden Klasse in eine 
höhere überzugehen, welche ein selbständiges Geschäft 
giilnden, ein Haus bauen oder kaufen, oder irgend eine 
andere Vermögensanlage machen wollen, von der sie 
sich viel vei-sprechen, kann es von der grössten Bedeu- 
tung sein, sich in den Besitz des Gapitals setzen zu 
können, das sie durch ihre allmählichen Beiträge an 
die Yersichernngsgesellschaft in deren Kasse angehäuft 
haben. Können sie dieses Capital erlangen, so können 
sie vielleicht in viel ausgiebigerer Weise für sich Für- 
sorge ti-effen, als auf dem Wege der Versicherung, viel- 
leicht sogar zu bleibendem Wohlstand gelangen. Es 
ist deshalb nöthig, solche Einrichtungen zu treffen, 
dass die Arbeiter die so allmählich angesammelten 
Beiträge ohne Zinsen aus der Vei-sicheiiingkasse wieder 
zurückziehen können. Eine ähnliche Rückei-stattung 
der gezahlten Prämien findet sich bereits bei mehreren 
grossen Lebensvei'sichemngsanstalten. Von ihnen ist 
daher die Berücksichtigung auch dieser Forderang am 
ehesten zu erwarten. 

Ganz andere jedoch wie mit der Versicherung der 
Unterhalts- und Erziehungskosten der Kinder des Ar- 
beiten, ganz anders wie mit der Invaliden-, Alters- 
und . Begräbnissveraicheining verhält es sich mit der 
Krankenversichei-ung. Die Krankenvereicherung der 
Arbeiter ist eine Aufgabe, welche unmöglich den Ver- 
sicherungsgesellschaften der besitzenden Klassen zuge- 
muthet werden kann. Bei dieser Krankenversicherung 
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besteht die gi'osse Gefahr, dass arbeitssebeue Leute 
Krankheit vorspiegeln, um auf Kosten der Vei-sichemngs- 
gesellschaft ein müssiges Leben zu führen. Gegenüber 
solcher Vorspiegelung ist eine wirksame Controle nur 
möglich, wenn die Controlirenden mit der Pei*sönlich- 
keit und den Verhältnissen des angeblich Erkrankten 
möglichst vertraut sind, und wenn die Controlirenden 
das grösstmögliche Interesse daran haben, jede Simu- 
lation zu entlai*ven. Jene nöthige Vertrautheit haben 
nur die Berufsgenossen des angeblich Erkrankten, die 
ihn pei*sönlich kennen und mit ihm zu arbeiten gewohnt 
sind; dieses Interesse erweckt nur die Versicherung 
solcher Beiiifsgenossen auf Gegenseitigkeit. Die Auf- 
gabe der Vei-sichei-ung von Arbeitern für den Fall der 
Erkrankung kann also zweckmässig nur gelöst werden 
durch eine auf Gegenseitigkeit begiUndete Kranken^ 
kasse der Arbeiter eines und desselben Gewerbes. 

Abgesehen von dem eben erwähnten Gmnd spricht 
füi* die Beschränkung der Kmnkenkasse auf die Ar- 
beiter eijies und desselben Gewerbes, wie bereits früher 
erörtert wurde, die für die vei*schiedenen Gewerbe be- 
stehende verechieden grosse Erkrankungsgefahr. Nur 
darf, wie gleichfalls schon dargethan wurde, diese Ge- 
werkskrankenkasse keine locale sein ; sie soll sich über 
das ganze Reich ei-strecken und an jedem einzelnen 
Oi-te, an dem das Gewerbe betrieben wird, eine 
Zweigkasse haben. Auch ist mit Rücksicht auf die mit 
der Zahl der Vei-sicherten wachsende Billigkeit und 
Sicherheit der Vei-sichemng wünschenswerth, wenn für 
jedes Gewerbe im Reiche nur eine einzige Kranken- 
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kasse besteht. Die Nothwendigkeit , bei diesea natio- 
nalen Gewerkskrankenkassen je oadi dem Alter der 
Beitretenden yei*schieden höbe Beiträge zu erheben, 
wurde oben bereite nachgewiesen. Auch die Noth- 
wendigkeit, der Kasse in den Statuten das Recht zuzu- 
sprechen, im Bedürfnissfall ausserordentliche Umlagen 
auszuschreiben, wurde bereits betont 

Was endlich die letzte von dem Arbeiter benöthigte 
Vei-sichei-ung angeht, diejenige, ohne welche, wie ge- 
zeigt wurde, die Wirksamkeit aUer übrigen Versiche- 
rungen des Arbeiters in Frage gestellt ist , die Ver- 
sichei-ung für den Fall der Arbeitslosigkeit, so verhält 
es sich mit ihr, was die Orundfoim der Vemcheioing 
betrifft, ganz ebenso wie mit der Krankenversicherung. 
Auch diese Yemchei-ung kann zweckmässig nur durch 
eine von Beru&genossen auf dem Princip der Gegen- 
seitigkeit begründete Kasse vorgenommen werden. Die 
Gründe sind dieselben, wie bei der Krankenvemcherung. 
Auch hier gilt es, der Gefahr eines Missbrauchs der 
Yersicheining durch arbeitsscheue Müssiggänger zu be- 
gegnen. Offenbai* erheischt dies die Conti*ole durch 
Berufsgenossen, welche einmal im Stande sind, von je- 
der irgendwo freien Arbeitsstelle zu wissen, und sodann 
das Interesse haben, jede solche Stelle ausfindig zu 
machen und der Kassenverwaltung zur Anzeige zu 
bringen. Nur bei Basirung der Versicherung auf 
Gegenseitigkeit der veraicherten Berufegenossen werden 
diese Erfordernisse erfüllt. 

Solche Versicheningskassen für den Fall der Ar- 
beitslosigkeit müssen femer für jedes Gewerbe geson- 
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dert errichtet werden. Besteht doch für die verschiedenen 
Gewerbe eine verschieden gi'osse Gefahr, von Absatz- 
stockungen und Arbeitslosigkeit zu leiden. Luxusgewerbe, 
welche von den Schwankungen des wechselnden Ge^ 
schmacks abhängig sind, sind dieser Gefahr mehr aus- 
gesetzt als Gewerbe; welche sich mit der Herstellung 
von der Masse der Bevölkerung Jahr aus Jahr ein be- 
gehrter, unentbehrlicher Bedarfsgegenstände befassen. 
Je nach der Grösse der Gefahr, von Absatzstockung 
und Arbeitslosigkeit zu leiden, müssen aber auch die 
Beiträge der gegen diese Gefahr Versicherten von ver- 
schiedener Höhe sein. 

Sodann ist unentbehrlich, dass diese Vei'sicherungs- 
kassen für den Fall der Arbeitslosigkeit sich auf alle 
Oi-te des Landes, an denen das betreffende Gewerbe, 
für das sie enichtet sind, betrieben wird, ei*strecken. 
Es giebt zwei Gründe für diese Forderung. Der eine 
ist die gerade bei dieser Art der Versicherung be- 
stehende Noth wendigkeit, die Versicherung auf einer 
möglichst grossen Anzahl von Schultern zu basiren. 
Eine locale Kasse würde bei jeder Absatzstockung von 
längerer Dauer der Gefahr der Insolvenz ausgesetzt 
stin. Der zweite Gmnd ist die bei einer Ausdehnung 
der Kasse über das Land bestehende Möglichkeit, von jeder 
an irgend einem Oi'te des Landes bestehenden Nach- 
frage nach Arbeit Kenntniss zu erhalten und etwaige 
arbeitslose Mitglieder sofort an diesen Ort zu senden. 
Es ist ein solches Anpassen des Angebots der Arbeit 
an die Nachfi*age einmal im Interesse der gesammten 
Volkswirtschaft und gehört daher zu den Postulaten der 
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Volkswirtschaftslehre; es ist dasselbe ferner eine wich- 
tige Controlmassregel gegenüber etwaiger Arbeitsscheu 
der Mitglieder; es ist dasselbe endlich im Interesse der 
Entlastung der Kasse ein dringendes Erfordemiss. 

Allein die Erfüllung einer weiteren Forderung ist 
durch die Sache geboten. Die Versicherungskasse für den 
Fall der Arbeitslosigkeit soll den Arbeiteni Unter- 
stützung gewähren, wenn diese ausser Arbeit sind. Als 
Ursache der Arbeitslosigkeit wurde in den bisherigen 
Eröiteiningen die Lage des Marktes angenommen: die 
Nachfrage nach Arbeit hat abgenommen; in Folge 
dessen finden die Arbeiter keine Beschäftigung. Allein 
bekanntlich ist die Nachfrage auf einem bestimmten 
Markte nie eine unbeschränkte, sondern stets eine 
Nachfrage nach einer Waare zu einem bestimmten 
Preise, das Angebot einer Waare nicht ein unbe- 
schränktes, sondeiTi ein Angebot dei-selben zu einem 
bestimmten Preise. Finden die Arbeiter, welche be- 
schäftigungslos sind, keine Arbeit zu einem bestimmten 
Preise, so würden sie doch vielleicht einer Nachfrage 
begegnen, wenn sie sich bereit finden Hessen, um ge- 
ringere Bezahlung zu arbeiten. Es würde dies nicht 
immer, wie oft fälschlich angenommen wird, eintreten, 
wol aber ist es mitunter der Fall. So oft dies der Fall 
ist, ist daher die Frage, welche die Vei-sichemngskasse 
zu beantworten hat; ob sie einem ihrer arbeitslosen 
Mitglieder Unterstützung, „das Geschenk", gewähren 
will, die Frage, ob sie es billigt, wenn das betreffende 
Mitglied sich weigert, unter einem bestimmten Lohn- 
satze zu arbeiten. Ohne Zweifel ist es nicht im Inter- 
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esse der Kasse, dies ohne wirklich vorhandenen Gmnd 
zu billigen. Aber einerlei, wie die Entscheidung aus- 
fällt: immerhin sind Erwägungen nothwendig, welche 
wir als die eigentümliche Aufgabe der „Gewerkvereine" 
kennen. Und so zeigt sich als aus inneren Giilnden, 
durch die Sache, geboten, was wir als historische That- 
sache längst kennen: die Vereicherung füi- den Fall 
der Arbeitslosigkeit in Folge der allgemeinen Lage des 
Marktes kommt nicht nur thatsächlich nirgends von der 
Versicherung für den Fall von Arbeitslosigkeit in Folge 
von Arbeitsstreiligkeiten (Arbeitseinstellung und Aus- 
spenomg) getrennt vor, sie ist auch von dieser über- 
haupt nicht trennbar. Die Vei'sichei'ungskasse für den 
Fall der Arbeitslosigkeit kann nur ein „Gewerk- 
verein" sein. 

Für die Art und Weise, wie solche Gewerkvereine, 
welche sämmtliche Arbeiter eines Gewerbes in einem 
Lande umfassen, ihre Function, die Arbeiter für den 
Fall der Arbeitslosigkeit zu versichei-n-, zu ei-fllllen 
haben, giebt die oben vorgeführte Praxis der englischen 
Gewerkvereine treffliche Fingerzeige. Der Secretär 
jedes der über das ganze Land verbreiteten Zweig- 
vereine berichtet periodisch an die Centralleitung über 
die Lage des Arbeitsmarktes innerhalb seines Districts, 
meldet wie viel Arbeiter ohne Beschäftigung sind, oder 
bezeichnet die Arbeitsstellen, die zur Zeit nicht besetzt 
sind, für welche also Arbeiter begehrt werden. Nach 
Eingang dieser Berichte weist der Generalsecretär des 
Vereins die beschäftigungslosen Arbeiter an, von den 
Orten, wo ihre Waare nicht begehrt wird, sich an die 
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Olle zu begeben, wo eine Nachfi-age danach besteht, 
und gewährt ihnen die hiezu nöthige Reiseuntei-stützung. 
Findet sich nicht hinreichend Arbeit für die Beschäf- 
tigungslosen, oder findet sich Arbeit für dieselben nur 
unter Bedingungen, welche ein Herabgehen der Lebens- 
haltung der Arbeiter des betreifenden Gewerbes zur 
Folge haben würden, so erhalten die Beschäftigungs- 
losen das „Geschenk", bis sie in Folge einer Bessening 
der Lage des Marktes wieder Beschäftigung erhalten. 

Zeigt unsere bisherige Betrachtung aber auch das 
Unentbehrliche einer Verbindung der Veraicherung für 
den Fall der Arbeitslosigkeit in Folge der Lage des 
Arbeitsmarktes mit der Vei-sichening für den Fall der 
Arbeitslosigkeit in Folge von Arbeitsstreitigkeiten, zeigt 
sie die Nothwendigkeit einer ähnlichen Organisation wie 
derjenigen der englischen Gewerkvereine, so fragt sich 
doch noch, wie sich das Verhältniss dieser als noth- 
wendig gezeigten Gewerkvereine zu den übrigen Ver- 
sichei-ungen , zur Kranken-, Alters-, Invaliden-, Be- 
gi'äbnissversicherung und zur Versichemng der Er- 
ziehungskosten der Arbeiterkinder zu stellen habe: ob 
auch hier eine Verbindung dieser Versicherungen mit 
der Vei-sichemng für den Fall der Arbeitslosigkeit, 
ähnlich wie bei den englischen Gewerkvereinen, ange- 
zeigt sei, oder ob andere Einrichtungen zu treffen seien. 

Bezüglich dieser Frage vei-weise ich zunächst auf 
die oben gegebene Kritik der Kassenordnung der eng- 
lischen Gewerkvereine. Wenn ich auch die üblichen, 
gegen die Kasseneinheit der englischen Gewerkvereine 

gerichteten Beschuldigungen zurückweisen musste, so 

14* 
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nehme ich doch Anstoss an der sich aus dieser Eassen- 
einheit ergebenden Nothweudigkeit, mit der Diejenigen, 
welche aus dem Gewerkvereine aus irgend einem Grunde 
ausscheiden, gleichzeitig ihre Ansprüche auf Kranken-, 
Invaliden- und Altei*s-Unterstützung und auf Begräbniss- 
gelder verlieren. Ich wandte mich gegen den hierin 
liegenden Zwang der Arbeiter, mit Rücksicht auf die 
ebengenannten Unterstützungen selbst dann noch Mit- 
glieder der Gewerkvereine zu bleiben, wenn sie mit den 
eigentlichen Gewerkvereinstendenzen , oder der Art, 
diese zu verfolgen, nicht mehr einvei-standen sein sollten 
und ohne jenen Zwang aus ihnen daher ausscheiden 
würden. Die Nothweudigkeit, die individuelle Fmheit 
gegenüber solcher Beeinträchtigung zu wahren, so sagte 
ich, erfordere dringend eine Neuordnung des Versiche- 
rungswesens der englischen Gewerkvereine. 

Sodann verweise ich bezüglich dieser Frage auf 
die soeben gegebenen Ausführungen, welche dafür ein- 
treten, dass die bestehenden Vei-sicherungsgesellschaften 
der besitzenden Klassen die Versicherung der Unterhalts- 
und Erziehungskosten der Arbeiterkinder für den Fall 
des Todes ihrer Versorger, sowie die Invaliditäts-, 
Alters- und Begi'äbniss-Versichenmg der Arbeiter über- 
nehmen. Eine solche üebernahme der genannten Ver- 
sicherungen durch die Versicherungsanstalten der be- 
sitzenden Klassen würde eine ähnliche Verbindung dieser 
Versicherungen mit der Versicherung für den Fall der 
Arbeitslosigkeit, wie sie sich bei den englischen Ge- 
werkvereinen findet, noth wendig ausschliessen. Und 
auch was die Krankenversicherung angeht, scheint mir 
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im Interesse der Klarheit in der Verwaltung und im 
Interesse der Gewerkvereine gegenüber den Beschul- 
digungen, die auch bei vollständiger Kassentrennung, 
so lange nur überhaupt die Gewerkvereine ihre beson- 
deren Krankenkassen hätten, von übelwollender Seite 
doch immer wiederholt und geglaubt werden würden, 
dass die Gewerkvereine das in ihrem Besitze befindliche 
Vermögen der Krankenkasse zu Arbeitseinstellungen 
missbrauchten, nicht wünschenswerth , dass mit den 
Gewerkvereinen Krankenkassen verbunden werden. Es 
ist, wie ich oben gezeigt habe, am meisten zu wünschen, 
dass für jedes Gewerbe im Lande eine einzige selb- 
ständige Krankenkasse bestehe. 

Sprechen die eben aufgeführten Momente gegen 
eine solche Kassenverbindung, wie sie sich bei den eng- 
lischen Gewerkvereinen findet, so zeigt endlich die Be- 
trachtung der Natur der Sache, dass eine solche 
Kassenverbindung gar nicht noth wendig ist, um die- 
selben Voitheile, welche die englischen Gewerkvereine 
ihren Mitgliedeni gewähren, zu sichern, sobald die 
Gewerkvereine nur überhaupt ihren Mitgliedern im 
Falle der Arbeitslosigkeit Unterstützung zu Theil wer- 
den lassen. Werden den zu einem Gewerkvereine ge- 
hörigen Arbeiten!, die sich ausser Arbeit befinden, 
durch ihren Gewerkverein Unterhalt und die zur Weiter- 
leistung der Prämienzahlungen an die verschiedenen 
Versicherungsgesellschaften und an die Krankenkasse 
nöthigen Mittel gewährt, so erhalten sie durch ihren 
Gewerk verein dieselben Vortheile, wie die Mitglieder 
der englischen Gewerkvereine durch diese, nur unter 
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besserer Wahrung ihrer individuellen Freiheit. Es ist 
also nicht nöthig, dass irgend welche Verbindung der 
Gewerkvereine mit den verschiedenen übrigen Vei-siche- 
ningsgesellschaften bestehe. Das einzige Nothwendige 
ist, dass die Gewerkvereine ihre Mitglieder bei Arbeits- 
losigkeit unterstützen. 

Allein eine andere Frage ist, ob es nicht eine Er- 
leichterung für die Arbeiter wäre, wenn sie, statt jede 
Woche sechs verschifedene Versicherungsbeiträge zu 
zahlen, nur an eine Kasse einen einzigen grösseren 
Beitrag zu zahlen hätten, um sich alle die erörterten 
Unterstützungen zu sicheni. Auch wäre es nicht 
schwer, dies zu ermöglichen: Jeder Arbeiter tritt den 
vei^schiedenen Gesellschaften, bei denen er sich zu ver- 
sichern wünscht, namentlich bei. Statt aber an jede 
einzelne Gesellschaft seine Beiträge direct zu leisten, 
zahlt er wöchentlich an seinen Gewerkverein einen 
Beitrag, welcher der Summe sämmtlicher Beiträge, die 
er für die sechs Versicherungen zu zahlen hat, ent- 
spricht, und der Gewerkverein zahlt allwöchentlich die 
für die übrigen Versicherungsgesellschaften an ihn ge- 
zahlten Beträge bei diesen Gesellschaften auf den Na- 
men seiner einzelnen Mitglieder ein. Kommt der Ar- 
beiter ausser Arbeit, so braucht er nun während der 
Dauer seiner Arbeitslosigkeit keine Prämien an die 
übrigen Vei-sicherungsgesellschaften zu zahlen, um sich 
seine Ansprüche an diese zu wahren : sein Gewerkverein 
bezahlt diese Prämien für ihn; dafür erhält er aller- 
dings selbst eine um diesen Betrag geiingere Unter- 
stützung seitens des Gewerkvereins. Da jeder einzelne 
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Arbeiter den übrigen Vereicheiningsgesellschaften feiner 
namentlich beitritt, so werden seine Ansprüche auf 
Unterstützung in den Fällen, für die ei- versichert ist, 
auch in keiner Weise berührt, wenn er selbst aus dem 
Gewerkvereine, der bis jetzt seine Beitragszahlungen 
an die übrigen Vei^sicherungsgesellschaften vermittelte, 
austritt : er behält alle seine Ansprüche auf die übrigen 
von ihm vereicherten Unterstützungen, nur muss er 
die zu ihrer Versichemng nöthigen Beiträge jetzt direct 
an die betreffenden Versicherungsanstalten zahlen. 

Einerlei aber, ob die Arbeiter direct oder durch 
Vei-mittlung ihres Gewerkvereins die zur Versicherung 
der Unterhalts- und Erziehungskosten ihrer Kinder, zur 
Kranken-, Invaliditäts-, Altera- und Begräbniss - Ver- 
sicherung nöthigen Beiträge an die betreifenden Ver- 
sicheningsanstalten zahlen : ebenso wie die Veraicherung 
für den Fall der Arbeitslosigkeit die Grundlage und 
Voraussetzung aller übrigen Arbeitervemcheinng, ebenso 
ist in einem Lande, dessen Wirtschaftsordnung ein 
„Recht auf Arbeit" nicht kennt, die Voraussetzung der 
Wiederei-stattung der Selbstkosten der Arbeit aus dem 
Preise derselben der Gewerkverein. Ohne die Garantie 
eines Einkommens bei Arbeitslosigkeit, die er gewährt, 
ist eine solche Wiederei-stattung undenkbar. Die Ge- 
werkvereinsorganisation ist somit die unentbehrliche 
Ergänzung einer Wirtschaftsordnung auf Gnindlage 
vollkommener Freiheit. Und so zeigt sich auch mit 
Rücksicht auf die Forderungen der heutigen Wirtschafts- 
ordnung bezüglich der Wiedererstattung der Selbst- 
kosten der Arbeit und bezüglich der Arbeiterversiche- 
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rung die Nothwendigkeit ebendei'selben corporativen 
Organisation der Arbeiter , deren Nothwendigkeit ich 
mit Rtlcksicht darauf, dass erst die Gewerkvemne die 
Voraussetzung der heutigen Wirtschaftsordnung, dass 
der Arbeiter ein Verkäufer einer Waare gleich anderen 
Waarenverkäufern sei, verwirklichen, in meiner Schrift 
„Das Arbeitsverhältniss gemäss dem heutigen Recht** 
dargethan habe. 

Indem eine Gewerkvereinsorganisation , wie die 
hier geforderte, eine wirksame Arbeiterverachernng 
und damit die Wiedererstattung der Selbstkosten der 
Arbeit aus dem Preise der Arbeit ermöglicht, giebt 
sie den Arbeitern aber gleichzeitig die Möglichkeit, 
sich gegen die Nachtheile zu schlitzen, unter denen 
sie bei Absatzkrisen leiden. 

Wie ich in meiner soeben erwähnten Schrift gezeigt 
habe, gestattet nämlich eine solche Gewerksvereins- 
organisation den Arbeitern, den Lohn auf den Betrag 
der Selbstkosten der Arbeit und damit auch so hoch 
zu steigern, wie nöthig ist, damit sie in den Tagen der 
Arbeitslosigkeit von dem in den Tagen der Arbeit ver- 
dienten Lohne die nach ihrer Lebenshaltung nöthigen 
Ausgaben zu . bestreiten im Stande sind. Damit sind 
die Absatzkrisen allerdings nicht beseitigt Allein 
die Absatzkrisen sind nicht zu beseitigen. Sie sind 
unzertrennlich von der Individualität des Gonsums. 
So lange eine Individualität im Consum besteht, 
so lange werden Rechenfehler Derjenigen, welche 
die Production so zu leiten haben, dass die fertigen 
Producte einen concreten Gebrauchswei-th haben, welcher 
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den aufgewendeten Productionskosten entspreche, un- 
vermeidlich sein. Es werden immer Producte herge- 
stellt werden, denen ein zahlungsfähiger Begehr nicht 
entspricht. Und zwar werden diese Rechenfehler ein- 
treten ebenso bei „planmässiger Regelung der Pro- 
duction", wie beim Vorherrschen der fii'eien Privatunter- 
nehmung. Ja, wenn die menschliche Natur nicht eine 
radicale Aendei-ung erleidet, werden diese Rechenfehler 
bei der „planmässigen Regelung der Production" noch 
viel häufiger sein. Denn wie gross auch die Anzahl 
der Beamten, mit der man sich das Land überzogen 
denken mag, und deren einzige Aufgabe es sein soll, 
die verschiedenen an den verschiedenen Orten herr- 
schenden Bedürfiiisse qualitativ und quantitativ festzu- 
stellen: das Interesse dieser Consumtionsräthe , die 
Production entsprechend dem Begehr richtig zu leiten, 
kann niemals dasselbe sein, wie das der freien Privat- 
unteiTiehmer, von denen jeder mit seiner ganzen wirt- 
schaftlichen Existenz für die richtige Erfüllung seiner 
Function einzustehen hat. Keine Triebfeder war, seit 
die Welt besteht, von ähnlicher Macht, wie das Selbst- 
interesse. Nur die religiöse Schwärmerei in Kloster- 
gemeinschaften hat sich als eine ähnliche starke Trieb- 
feder zur Pflichterfüllung, wie das Eigeninteresse, und 
auch dies nur vorübergehend gezeigt. Im socialdemo- 
kratischen Staate aber soll ja die Religion aufhören, 
und die Staatssocialisten, welche allerdings gleichzeitig 
mit ihren wirtschaftlichen Plänen Ideen der religiösen 
Wiedererweckung verfolgen, werden doch nicht in ihrem 
Eifer so weit gehen, ernsthaft anzunehmen, dass es 
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möglich sein werde, die gi'osse Masse der Menschen der 
Art umzuwandeln, dass Gefühle der Hingebung und der 
persönlichen Unterordnung unter das Ganze kräftigere 
Triebfedem ihres Handelns sein werden, als heute das 
Selbstinteresse. Wenn sie aber selbst eine derartige 
VervoUkommnungsfähigkeit des Menschengeschlechts an- 
nähmen, so mtlssten sie doch, bevor sie die „planmässige 
Regelung der Production" in AngiiiT nehmen, das zu 
deren Verwirklichung unentbehrliche allgemeine religiöse 
Pflichtgefühl schaffen. So lange dies nicht vorhanden 
ist, giebt es nur eine Möglichkeit, dass bei „plan- 
mässiger Regelung der Production" die Production besser 
geleitet werde, als durch das Interesse der Privatunter- 
nehmer, dass nämlich jede Individualität des Gonsums 
aufhöre. Wenn, wie in einem Zuchthause, genau vor- 
geschrieben ist, was Jeder consumiren darf, so bedart 
es allerdings nur einer Berechnung der Kopfzahl, um 
die Production genau entsprechend dem Bedarfe zu 
regeln. Nicht nur aber, dass eine derartige Ordnung 
eine Geschmackssache wäre, von der ein selbst stark 
socialisirender Nationalökonom, auf den Socialdemo- 
kraten und Staat ssocialisten sonst gern sich berufen, 
nämlich Schaeffle, eben in jener „Quintessenz des 
Socialismus", in der er das Bild des socialistischen 
Zukunftsstaats zu entwerfen vei*sucht, bemerkt, dass 
gegenüber dieser Aufhebung der individuellen Haus- 
haltsfi-eiheit „die liberale Ordnung der Dinge trotz 
aller ihrer Auswüchse zehnmal besser und cultur- 
freundlicher sei": eine deraitige Ordnung, welche den 
Individualismus an der Wui*zel träfe, wäre das grösste 
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Hemmniss in der Entwicklung der Menschheit. Das 
ideale Ziel der Entwicklung der Menschheit, die 
grösstmögliche Vervollkommnung jedes Einzelnen näm- 
lich, ist aber, wie meine hier schon so oft erwähnte 
Schrift über „das Arbeitsverhältniss gemäss dem heu- 
tigen Recht'' dargethan hat, auch das ideale Ziel, um 
das es bei der Arbeiterfrage sich handelt. Und eine 
Entwicklung, die, wie jene, das Individuum ertödten 
müsste, träte daher mit eben dem idealen Ziele, das 
allein einem Vernünftigen bei der Arbeitei-fi-age 
vorschweben kann, in einen durchaus hemmenden 
Gegensatz. 

Da es somit als unmöglich erscheint, die Absatz- 
krisen selbst zu beseitigen, kann es sich immer nur 
darum handeln, die ausserordentlich verderblichen Wir- 
kungen zu beseitigen, von denen sie für die Arbeiter 
begleitet sind. Diese Wirkungen aber werden durch 
jene von der hier geforderten Gewerkvereinsorganisation 
gebotene Möglichkeit, den Lohn so hoch zu steigern, 
wie nöthig ist, um den Arbeitern in den Tagen der 
Arbeitslosigkeit das Leben von eigenem Einkommen zu 
gestatten, wirklich beseitigt. Allerdings wird die in 
den Tagen der Arbeitslosigkeit vom Gewerkvereine er- 
haltene Unterstützung niemals ganz so gross sein, wie 
das, was in den Tagen der Arbeit den Arbeiten! zu 
Gebote steht; ebenso wie die Angehörigen der übrigen 
Gesellschaftsklassen müssen auch die Arbeiter in Zeiten 
des Rückgangs und Darniederliegens der Industrie sich 
Einschränkungen unterwerfen. Allein sie sehen doch 
nicht mehr sich und die Angehörigen ihrer Familie bei 
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jedem Rückgang der Industrie von dem entsetz- 
lichsten Elend bedroht, aller durch frühere Beiträge 
erworbener Ansprüche auf Unterstützung seitens 
gewisser Vei*sicherungsgesellschaften beraubt und auf 
die Mildthätigkeit der Menschen und die Aimenkasse 
verwiesen. In ihren Einnahmen sind sie nicht weiter 
einer gi'össeren Unsicherheit und Unregelmässigkeit wie 
die Angehörigen der wohlhabenden Klassen unterwoifen» 
Ihre wii-tschaftliche Existenz ist zu einer sowol in 
Zeiten des Aufschwungs als auch in Zeiten des Nieder- 
gangs unabhängigen , selbständigen , gesichei*ten ge- 
worden, und damit ist die erste und nothwendigste 
Bedingung geschaffen, um die Arbeiterbevölkerang 
auch in moralischer und intellectueller Beziehung auf 
eine höhere Stufe zu heben. 

Nicht nur indem, wie ich in meiner Schrift über 
„das Arbeits verhältniss gemäss dem heutigen Recht^ 
gezeigt habe, eine corporative Organisation der Arbeiter, 
wie die der hier gefordei*ten Gewerkvereine, den Ar- 
beitern die Möglichkeit giebt , auf ihre Lebenshaltung 
und damit auf das Maass, in dem sie an den Segnungen 
der Cultur Antheil erlangen, Einfluss zu üben, sondern 
auch, indem sie, wie ich hier gezeigt habe, den Ar- 
beitern in demselben Maasse wie den Angehörigen der 
wohlhabenden Klassen die zur Entwicklung ihrer Indi- 
vidualität, ihrer Persönlichkeit unentbehrliche Selb- 
ständigkeit und Sicherheit des Einkommens gewähil;, 
zeigt sich also, dass eine Lösung der Arbeiterfrage auf 
Gmndlage der heutigen gesellschaftlichen, wiitschaft- 
lichen und staatlichen Ordnung nicht nur möglich ist, 
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sondeiTi dass gerade die folgerichtige Durchführung der 
Grundprincipien dieser Wii-tschaftordnung zur Lösung 
der Arbeitei-fi-age führt. 

Allein, so höre ich einwenden, es ist vortrefflich 
und unentbehrlich, theoretisch die Nothwendigkeit von 
corporativen Organisationen der Arbeiter, wie der- 
jenigen der hier geforderten Gewerkvereine nachzu- 
weisen und zu zeigen, dass sie den Grundanschauungen 
und Forderungen der heutigen Wirtschaftsordnung ent- 
sprechen und ein Lösung der Arbeiterfrage auf Gmnd- 
lage dieser Wirtschaftsordnung gestatten: so lange die 
entsprechenden Organisationen sich im practischen 
Leben nicht zeigen, scheint die heutige Wirtschafts- 
ordnung damit nicht sicher gestellt. Woher aber sollen 
diese corporativen Organisationen kommen? Der Staat 
kann sie nicht von oben herab in's Leben i-ufen. Von 
den bestehenden HiBscH-DuNCKER'schen Gewerkver- 
einen aber lässt sich doch nicht behaupten, dass sie 
im Stande seien, die Arbeiter von der Möglichkeit 
einer Lösung der Arbeiterfrage auf Ginindlage der 
heutigen Wirtschaftsordnung zu überzeugen! 

Und ohne Zweifel, die HiBSCH-DuNCKER's^hen Ge- 
werkvereine bedürfen einer gründlichen Reform, wenn 
sie die Sache, der sie dienen wollen, nicht compro- 
mitiren sollen. Ohne Zweifel auch kann von Staats 
wegen aus inneren und äusseren Gründen eine solche 
corporative Organisation der Arbeiter, wie die hier ge- 
forderte, niemals in's Leben gerufen werden. Diese 
Organisation muss sich aus den Arbeitern selbst ent- 
sprechend ihren Bedürfnissen und ihrer Erkenntniss 
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entwickeln ; nur so kann sie in der unentbehrlichen Weise 
mit dem gesammten Leben der Arbeiter verwachsen. 
Eben das Künstliche in der Entstehung der Hirsch- 
DüNCKER'schen Gewerkvereine, der Mangel an Natur- 
wüchsigkeit, ist ja die Hauptui-sache , dass sich diese 
Organisationen so bedeutungslos zeigen. Die That- 
sache, dass trotz aller entgegengesetzter Bestimmungen 
ihrer Statuten und trotz aller entgegenstehenden Be- 
theuerungen diese Gewerkvereine in Wirklichkeit nur 
als Arbeiterorganisationen im Interesse einer einzelnen 
politischen Partei erscheinen, ihre gänzlich unnöthige, 
ja schädliche Gentralisation in einer Persönlichkeit, dem 
Gewerkvereinsanwalt, das Schablonenhafte ihrer Orga- 
nisation und das Schwächliche ihrer Arbeiterpolitik sind 
Alles nur Folgen des künstlichen Uraprungs dieser Ge- 
werkvereine. Air dies trägt nicht minder als das 
Fehlen der Unterstützung für den Fall der Arbeits- 
losigkeit unter den von diesen Gewerkvereinen gewähr- 
ten Untei*stUtzungen dazu bei, dass diese Gewerk- 
vereine trotz zehnjährigen Bestehens eine so geringe 
Arbeiterzahl umfassen und so einflusslos sind. An jenen 
ersteren Fehlern würden von Staats wegen in's Leben 
gerufene Gewerkvereinsorganisationen aber in noch 
höherem Maasse kranken. 

Allein alle Mangelhaftigkeit der bestehenden deut- 
schen Gewerkvereine, sowie die Erkenntniss der Un- 
möglichkeit, von Staats wegen die gewünschten cor- 
porativen Organisationen der Arbeiter in's Leben zu 
rufen, können noch nicht veranlassen, daran zu ver- 
zweifeln, dass auch im Deutschen Reiche die Arbeiter- 
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bevölkeining sich noch in die hier geforderten coi'pora- 
tiven Organisationen eingliedere und damit eine Lösung 
der Arbeiterfrage auf Grundlage der heutigen Wirt- 
schaftsordnung herbeigefuhi't werde. Man denke doch, 
welch' lange Zeit musste verfliessen und welch' bittere 
Erfahiningen mussten gemacht werden, bis die Gewerk- 
vereine der englischen Arbeiter ihre heutige, noch 
keineswegs vollkommene Organisation und ihre ein- 
greifende Bedeutung erlangten! Am Ende des acht- 
zehnten Jahrhunderts entstanden dort die modernen 
Gewerkvereine. Den mannigfachsten radicalen, auf Um- 
stui-z der bestehenden gesellschaftlichen und wiitschaft- 
lichen Ordnung gerichteten Bestrebungen haben sich 
die englischen Arbeiter seitdem zugewandt, an der 
Zweckdienlichkeit der Gewerkvereinsorganisation zur 
Besserung ihrer Lage verzweifelnd. Die mit dem Fehl- 
schlagen dieser revolutionären Bestrebungen eintretende 
EiTiüchtening , die fortschralenden Verbesseningen in 
der Organisation der Gewerkvereine und die Erfolge 
der letztei*en in der Hebung der Arbeiterklassen haben 
die englischen Arbeiter heute so von der Vorti*eflFlich- 
keit ihrer Gewerkvereinsorganisation überzeugt, dass 
Sachvei-ständige die Zahl der heutigen Gewerkvereins- 
mitglieder auf mehr als eine Million gelernter Arbeiter 
schätzen, die alle mit Hartnäckigkeit und begeisterter 
Hingabe an ihren Gewerkvereinen hängen. Wanim 
aber sollen nicht auch unsere Gewerkvereine die ihnen 
anhaftenden Fehler noch absti-eifen? Warum sollen 
nicht auch noch unsere Arbeiter von ihrem gegenwär- 
tigen socialdemokratischen Rausche erwachen, und er- 
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nüchtei-t innerhalb der Grenzen des Möglichen unter 
Anwendung der Mittel, welche die heutige staatliche, 
gesellschaftliche und wirtschaftliche Ordnung ihnen 
bietet, die Besseiiing ihrer Lage, suchen? Man ver- 
gesse nur nicht, sociale und wirtschaftliche Organisa- 
tion können nur als Resultat einer historischen Ent- 
wicklung sich einwui'zeln und segensreich wirken. Man 
lasse ihnen doch Zeit, mit den Verhältnissen und mit 
den Menschen, die sie umfassen sollen, zu reifen! 
Daraus, dass heute, nachdem vor zehn Jahren erst die 
deutschen Gewerkvereine entstanden sind, die Gewerk- 
vereinsorganisation im Deutschen Reiche noch bedeu- 
tungslos ist, schliessen, dass dieselbe bei uns jeder 
Aussicht auf eine segensreiche Zukunft entbehre, heisst 
rasch, unhistorisch und ohne Einsicht in die Bedingungen 
der Entwicklung von Massenorganisationen urtheilen. 

Das Einzige, was von dem Staate zu fordem ist, 
damit die hier geforderte coiporative Organisation der 
Arbeiter sich entwickle, ist, dass er dieser Entwicklung 
durch seine Gesetzgebung keine Hindernisse in den 
Weg lege. Neue positive Gesetze zu Gunsten dieser 
Organisationen sind nicht erfordert. Die frühere Hülfs- 
kassengesetzgebung , durch welche jeder Arbeiter ge- 
zwungen wurde, einer localen Zwangskasse beizutreten, 
hätte allerdings eine Einrichtung der Arbeitei^vei-siche- 
rung gemäss den Forderungen der heutigen Wirtschafts- 
ordnung unmöglich gemacht: denn diese fordeil, wie 
oben gezeigt wurde, nicht locale, sondern nationale 
Hülfskassen. Allein nachdem die Hülfskassengesetz- 
gebung von 1876 jenen Zwang beseitigt und die Ent- 
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stehung nationaler Arbeiterveraicheiningsanstalten er- 
möglicht hat, ist kein weitei-es Einschreiten der Gesetz- 
gebung erfordei-t, damit die hier als nothwendig ge- 
zeigte coi-porative Organisation der Arbeiter sich ent- 
wickeln könne. Nichts ist verfehlter, kein grösseres 
Zeichen eigener Schwäche als das fortwähi-ende Ver- 
langen der HiBSCH-DuNCKEB'schen Gewerkvereine seit 
ihrer Entstehung, die Gesetzgebung möge zu ihren 
Gunsten einschreiten, indem sie ihnen bei Berück- 
sichtigung gewisser Noimativbedingungen die Erwer- 
bung von Coi-porationsrechten ennögliche. Die eng- 
lischen Gewerkvereine gelangten zu ihrer heutigen 
Blüte unter einer Gesetzgebung, welche nicht einmal 
den Dieb, der ihre Kasse beraubte, den Gewerkvereins- 
beamten, der Defraudationen verübte, bestrafte. Die 
englischen Gewerbvereine gelangten zur Blüte, während 
sie gesetzlich vogelfrei waren; und selbst jetzt, nach- 
dem ihnen die neueste Gesetzgebung die Möglichkeit 
verliehen hat, Corporationsrechte zu erwerben, hat die 
Mehi-zahl der gi'össten und bedeutendsten Gewerkvereine 
von dieser Möglichkeit keinen Gebrauch gemacht, weil 
sie der Corporationsrechte nicht bedurften. In der That 
aber ist eine Organisation, die nur auf dem Wege 
staatlicher Aufmunterung in's Leben gerufen werden 
kann, nicht werth in's Leben gerufen zu werden; die 
Unmöglichkeit ihrer gedeihlichen Wirksamkeit zeigt sich 
bereits in der Unmöglichkeit ihrer selbständigen Ent- 
stehung und Entwickelung ; und eine Arbeiterbevöl- 
kerung, welche nur mittelst solcher gesetzlicher und 

Brentano, Arl)eiterverslcheTiing. 15 
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Staatlicher Beihülfe sich emporarbeiten könnte, würde 
eine Zukunft überhaupt nicht haben. 

Allein noch einen anderen Einwand kann ich vor- 
aussehen, der gegen die hier gefordei-te coiporative 
Organisation der Arbeiter erhoben werden wird. Man 
wird sagen, eine Organisation der Arbeiter, welche die 
Wiedererstattung der Selbstkosten der Arbeit aus deren 
Preise bezwecke, werde, wenn sie erfolgi*eich sei, un- 
sere Industrie nothwendig miniren. Die Wiedererstat- 
tung der Selbstkosten der Arbeit aus deren Preise 
setze nämlich ein derailiges Steigen des Lohnes voraus, 
dass unsere Industrie concun-enzunfähig werden würde, 
wollte sie diese Löhne bezahlen. Gerade mit Bück- 
sicht auf die Arbeiter, die unter dem Niedergang 
unserer Industrie am meisten leiden würden, sei von 
der Fordening einer Wiederei-stattung der Selbstkosten 
der Arbeit aus deren Preise daher abzusehen. 

Diejenigen, welche so sprechen, sind indess auf die 
treffliche Berechnung der Selbstkosten der Arbeit zu 
verweisen, welche Dr. Engel in seinem bereits mehr- 
fach erwähnten Schiiftchen über den „Preis der Ar- 
beit" angestellt hat. Allerdings dürften einige Posten 
dieser Berechnung als für die heutigen Verhältnisse 
zu niedrig gegriffen erscheinen. So veranschlagt Dr. 
Engel z. B. die Kosten der Krafterhaltung und Kraft- 
erzeugung während der Dauer der productiven Periode 
für den Arbeiter allein auf 1 Mark pro Tag, wovon 
nicht blos seine Nahrung, sondern auch seine Kleidung 
und Wohnung und Alles, was zur Erhaltung der Ar- 
beitskraft dient, angeschafft werden muss. Ohne Zweifel 
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"betragen diese Kosten für die grosse Anzahl der in der 
Industrie beschäftigten Arbeiter heute mehr. Auch ist 
zu bedenken, dass der Arbeiter aus seinem Lohne 
auch den Lebensunterhalt seiner Familie bestreiten 
muss. Wir berechnen für jene Kosten deshalb eine 
tägliche Ausgabe von 2,5^ Mark und erhalten dann 
wöchentlich 17.5 Mark oder jährlich 910 Mark als 
nothwendige Ausgabe für den Lebensunterhalt des Ar- 
beiten und seiner Familie während seiner productiven 
Periode. Unveränderte Gültigkeit kann dagegen Engel's 
Berechnung der Kosten der verschiedenen Arbeiter- 
versicherungen noch heute beanspmchen. Beginnt die 
Krankenversicherung zu Anfang der productiven Periode, 
d. h. nach erfülltem 15. Lebensjahre, so erheischt nach 
ihm die Sichemng eines wöchentlichen Krankengeldes 
von 9 Mark eine Ausgabe von 16,20 Mark jährlich, 
die Sicherung einer Altei-srente von 346,80 Mark jähr- 
lich von Anfang des 66. Jahres eine Ausgabe von 12 
Mark jährlich, die einer Invalidenunterstützung von 
120 Mark jährlich eine Ausgabe von 3,75 Mark jähr- 
lich und die eines Begräbnissgeldes von 60 Mark eine 
Ausgabe von 1,20 Mark jährlich. Die Kosten einer 
XJntei-stützung von 10 Mark wöchentlich im Fall von 
Arbeitslosigkeit stellen sich ferner unter Zugrunde- 
legung von Engel's Berechnung bei Annahme einer 
durchschnittlichen Feierzeit von 2 Monaten im Jahre 
als auf 60 Mark jährlich. Und was die Versicherung 
von Unterhalts- und Erziehungskosten der Kinder des 
Arbeiters für den Fall seines vorzeitigen Todes angeht. 

so dürften — gemäss den Tabellen für die allerdings 

15* 
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etwas verschiedene Versicherung von Erziehungsgeldem 
(homses ffetudes) der belgischen und französischen 
Versicherungsgesellschaften — die Kosten einer jähr- 
lichen Rente von 400 Mark im Falle des Todes des 
Arbeitei-s bis zur Vollendung des 15. Jahres seiner 
Kinder jedenfalls nicht mehr als 80 Mark jährlich be- 
tragen. Somit stellt sich der Betrag der Selbstkosten 
der Arbeit auf 1083 Mark 15 Pfennige. Bei Annahme 
von 305 Arbeitstagen im Jahre müsste der Lohn des 
verheirateten männlichen Arbeiters sich demnach auf 
ungefähr 3,5 Mark täglich stellen, um die Deckung der 
Kosten der Arbeit aus deren Preis zu ermöglichen. 
Ohne Zweifel beträgt der Lohn in einer grossen Anzahl 
von Industrien viel mehr. In einer Anzahl anderer 
Industrien beträgt er allerdings weniger. In diesen 
dürften sich aber auch die Kosten dessen, was zum 
Lebensunterhalt des Arbeiters und seiner Familie 
während seiner productiven Periode noihwendig ist, 
niedriger stellen. Ausserdem ist zu berücksichtigen, 
dass bei einer Deckung der Selbstkosten der Arbeit, 
wie der hier geforderten, die gesaramte Gesellschaft, 
und daher auch die Unternehmer und mit ihnen die 
von ihnen hergestellten Producte von allen Kosten ent- 
lastet würden, welche die Armen-, Kranken- und 
Waisen-Unterstützungen der verschiedensten Art heute 
erheischen. 

Diese Berechnung entbindet von der Nothwendig- 
keit, das Absurde der Behauptung, unsere Industrie 
könne eine Steigerung der Löhne auf den Betrag der 
Selbstkosten der Arbeit nicht ertragen, auch theore- 
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tisch zu zeigen. Offenbar kann diese Behauptung doch 
höchstens für einzelne wenige Industriezweige aufgestellt 
werden. Was aber einzelne Industriezweige angeht, so ist 
es wol möglich, dass eine Steigemng der Löhne auf 
den Betrag, der nöthig ist, um die Wiederei-stattung 
der Selbstkosten der Arbeit zu ermöglichen, dieselben 
ausser Stand setzen würde, mit dem Ausland zu con- 
curriren. Es mag eine ganze Anzahl von Industrie- 
zweigen geben, welche lediglich vermöge des Schutzes, 
d. h. der Zuschüsse, die ihnen in der Foi-m von Armen- 
untei*stützung der verschiedensten Art zu Theil werden, 
zu existiren im Stande sind. Hier fragt es sich nun 
vor Allem , ob die betreffenden Industriezweige solche 
sind, bezüglich deren es im nationalen Interesse wün- 
schenswerth ist, dass sie im Inland betrieben werden, 
wie z. B. die Geschützfabrikation u. dgl. In diesem 
Falle dürfte aber die offene Unterstützung durch Prä- 
mien und Schutzzölle angemessener sein als die ver- 
steckte der Armenuntei'Stützung zur Ermöglichung 
niedriger Löhne: denn die letztei'e demoralisii-t die 
Arbeiter des betreffenden Industriezweigs, Knüpft sich 
aber an die Erhaltung eines bestimmten Industrie- 
zweigs im Inlande nicht ein gleiches nationales In- 
teresse wie an die der Gewerke, welche der Verthei- 
digung des Landes dienen, und ist der betreffende 
Industriezweig, wenn er Löhne zahlt, welche die Wie- 
dererstattung der Selbstkosten der Arbeit gestatten, 
nicht im Stande mit dem Auslande zu concurriren, 
dann ist es um so erfreulicher, je fe-üher er aus dem 
Inland verschwindet. Denn man erinnere sich, dass 



230 ME GEFÄHBDETEN INDUSTEIEZWEIGE. 

das Ausland uns nur in demselben Maasse abkaufen 
kann, in welchem wir von ihm kaufen: dass demnach 
in demselben Maasse, in dem wir die heimische Nach- 
frage einer heimischen Industrie zuwenden, die im In- 
land nicht die gleich guten Lebensbedingungen wie im 
Ausland findet, wir die Nachfrage des Auslands den- 
jenigen bei uns heimischen Industriezweigen entziehen, 
die im Inland in voller Blüte gedeihen : dass wir dem- 
nach in demselben Maasse die Ausdehnung der im In- 
lande blühenden Industriezweige beschränken, in dem 
wir den im Inlande nur durch künstlichen Schutz aufi'echt 
erhaltenen Industriezweigen die heimische Nachfrage 
sichern. Je früher wir das Inland von jenen nicht 
lebensfähigen Industriezweigen befreien, desto fiHher 
bewirken wir daher, dass unsere Industrie auf ökono- 
misch völlig gesunder Grundlage emporblüht. Und 
mag eine Steigerung des Lohns auf den Betrag, der 
eine Wiederei-stattung der Selbstkosten der Arbeit er- 
möglicht, indem sie jene nicht lebensfähigen Industrie- 
zweige beseitigt, in der Uebergangszeit immerhin Leiden 
zur Folge haben, so ist sie, gerade indem sie ein Auf- 
blühen unserer Industrie auf gesunderer Basis herbei- 
führt, auf die Dauer von segensreicher Wirkung für 
unsere Volkswirtschaft und für die Arbeiter, ganz ab- 
gesehen davon, dass sie allein den Grandprincipieu 
und Forderungen der heutigen Wirtschaftsordnung ent- 
spricht. 

Was aber die letztere Bemerkung angeht, so höre 
ich bereits einen letzten Einwand, jenen Vorwurf, mit 
dem heutzutage alle Diejenigen, deren Sonderinteressen 
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mit den im Interesse des allgemeinen Wols zu stellen- 
den Forderungen im Widerspruch stehen, so leicht 
unangenehme Beweisführungen zu beseitigen für mög- 
lich halten: den Voi-wurf des Doctrinarismus. Aber 
Deijenige, der diesen Vorwurf zu erheben geneigt wäre, 
überlege wol, was er sagt und um was es sich han- 
delt. Habe ich in den vorstehenden Ausfuhrungen etwa 
die bestehende Fürsorge für arbeitslose, erkrankte, in- 
valide und altersschwache Arbeiter und für die Er- 
ziehung der Waisen derselben blos deshalb verurtheilt, 
weil sie sich im Widerspruch mit den theoretischen 
Grundanschauungen der heutigen Wirtschaftsordnung 
befindet, und habe ich die von mir geforderte corpo- 
rative Organisation der Arbeiter etwa nur dadurch zu 
begründen vei*sucht, dass ich sie als den Principien der 
heutigen Wirtschaftsordnung entsprechend hinstellte? 
Gewiss, ich habe auch diesen Nachweis geliefert; aber 
meine Aufgabe wäre eine leichte gewesen, hätte ich 
mich mit diesem Nachweise begnügf. Meine Haupt- 
aufgabe war die, zu zeigen, dass die heutige Fürsorge 
für die arbeitslosen, erkrankten, invaliden und alters- 
schwachen Arbeiter und für die Waisen derselben, eben 
weil sie sich im Widei-spruch mit den Forderungen der 
heutigen Wiilschaftsordnung befindet, thatsächlich keine 
Fürsorge ist; dass die Arbeiterversicherung im Deut- 
schen Reiche aus dem angegebenen Grunde dem Ai-- 
beiter thatsächlich keine Sicherheit bietet; dass nur 
eine coi-porative Organisation der Arbeiter wie die von 
mir geforderte, eben weil sie allein der heutigen Wiit- 
schaftsordnung entspricht, bei Aufrechterhaltung dieser 
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den Arbeitern die nöthige Sicherheit zu bieten im 
Stande ist. 

Uebrigens beachte man, dass auch die Frage nach 
einer Veraicherung der Arbeiter in üebereinstimmung 
mit den Principien der heutigen Wirtschaftsordnung 
heutzutage keine rein doctrinäre, sondern eine eminent 
praktische ist Um was handelt es sich denn zwischen 
den Socialdemokraten und den Staatssocialisten einer- 
seits und allen Denen, die in ihren ökonomischen An- 
schauungen und Bestrebungen auf dem Boden der heu- 
tigen Wirtschaftsordnung stehen? Es handelt sich in 
erster und letzter Linie um Principien. Behaupten die 
Einen mit Leidenschaft und auf eine Menge thatsäch- 
lich nur zu begründeter Uebelstände sich stützend, dass, 
so lange die Principien der heutigen Wirtschaftsordnung 
das wirtschaftliche Leben beherrschen, die Arbeiter- 
bevölkerung mit Nothwendigkeit periodisch den Pro- 
ductionskrisen zum Opfer fallen und in dem entsetz- 
lichsten Elend wirtschaftlich, moralisch und intellectuell 
dahinsieche und verkomme, dass daher eine radicale 
Umgestaltung der Wiilschaftsordnung das erste Erfor- 
demiss einer Lösung der Arbeiterfrage sei, so erscheint 
es als erste Pflicht der Gegner derselben zu unter- 
suchen, ob die nicht zu leugnenden Missstände, auf 
die sich Jene berufen, denn wirklich vorhanden sind in 
Folgö der Durchführung der Principien der heutigen 
Wirtschaftsordnung, oder ob sie nicht etwa blos des- 
halb bestehen, weil die Principien und Fordeiningen 
der heutigen Wirtschaftsordnung rücksichtlich des Ar- 
beitsverhältnisses im praktischen Leben eben noch nicht 
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völlig verwirklicht sind : ob nicht etwa gerade die volle 
Vei*wirklichung dieser Prineipien und Forderungen die 
Wiederkehr jener Missstände ausschliesst. Und ist 
dieser Beweis dann geführt, dann können alle kleinen 
Beschwernisse, welche die volle Verwirklichung der 
Prineipien und Forderungen der heutigen Wirtschafts- 
ordnung in der Uebergangszeit etwa mit sich bringt, 
nicht von dieser Verwirklichung abhalten. Denn man 
erwäge, um was es sich handelt. Werden durch die 
Verwirklichung der Prineipien und Fordeningen der 
heutigen Wirtschaftsordnung bezüglich des Arbeitsver- 
hältnisses jene Missstände nicht beseitigt, so ist unsere 
Zukunft von cultur- imd freiheitsgefährdenden Ver- 
suchen, unser Wii-tschaftsleben auf staatssocialistischer 
Basis umzugestalten, nothwendig bedroht Und wer 
ist's, der gegenüber solcher allgemeiner Gefahr nicht 
die jämmerlichen eigenen Privatbeschwerden, die jener 
Uebergang ihm etwa bringen dürfte, vei-gässe! 
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Gesetz 

ftber die 

elngesehrfebenen Httlfskassen. 

Vom 7. April 1876. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König 
von Freussen etc. 
verordnen im Namen des Deutschen Beichs, nach erfolgter Zu- 
stimmung des Bnndesraths und des Beichstags, was folgt: 

§ 1. Kassen, welche die gegenseitige Unterstützung ihrer 
Mitglieder für den Fall der Krankheit hezwecken, erhalten die 
Rechte einer eingeschriehenen Htüfskasse unter den nachstehend 
angegebenen Bedingungen. 

§ 2. Die Kasse hat einen Namen anzunehmen, welcher von 
dem aller anderen, an demselben Orte oder in derselben Gemeinde 
befindlichen Hülfskassen verschieden ist und die zusätzliche Be- 
zeichnung: „eingeschriebene Hülfskasse*' enthält. 

§ 3. Das Statut der Kasse muss Bestimmung treffen: 

1. über Namen, Sitz und Zweck der Kasse*, 

2. über den Beitritt und Austritt der Mitglieder; 

3. über die Höhe der Beiträge, welche von den Mitgliedern zu 
entrichten sind, und, falls die Arbeitgeber zu Zuschüssen 
gesetzlich verpflichtet sind, über deren Höhe; 

4. über die Voraussetzungen, die Art und den Umfang der Unter- 
stützungen; 

5. über die Bildung des Vorstandes, die Vertretung der zu Zu- 
schüssen gesetzlich verpflichteten Arbeitgeber in demselben, 
sowie über die Legitimation seiner Mitglieder und den Um- 
fang seiner Befugnisse; 
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6. Über die Zusammensetzuog und Berufung der Generalyersamm- 
lung, über die Art ihrer Beschlussfassung und über die Stinun- 
berechtigung der zu Zuschüssen gesetzlich verpflichteten Arbeit- 
geber; 

7. über die Abänderung des Statuts; 

8. über die Verwendung des Eassenvermögens im FaUe der Auf- 
lösung oder Schliessung der Kasse; 

9. über die Aufstellung und Prüfung der Jahresrechnung. 

Das Statut darf keine Bestimmung enthalten, welche mit dem 
Zwecke der Kasse nicht in Verbindung steht oder den Vorschriften 
dieses Gesetzes zuwiderläuft 

§ 4. Das Statut ist in zwei Exemplaren dem Vorstande der 
Gemeinde, in deren Bezirk die Kasse ihren Sitz ninunt, von den 
mit der Geschäftsleitung vorläufig betrauten Personen oder von 
dem Vorstande der Kasse in Person einzureichen. Der Gemeinde- 
vorstand hat das Statut der höheren Verwaltungsbehörde unge- 
säumt zu übersenden; diese entscheidet über die Zulassung der 
Kasse. Der Bescheid ist innerhalb sechs Wochen zu ertheilen. 

Die Zulassung darf nur versagt werden, wenn das Statut 
den Anforderungen dieses Gesetzes nicht genügt. Wird die Zu- 
lassung versagt, so sind die Gründe mitzutheilen. Gegen die 
Versagung steht der Recurs zu; wegen des Verfahrens und der 
Behörden gelten die Vorschriften der §§ 20 und 21 der Gewerbe- 
ordnung. In Elsass-Lothringen finden statt derselben die dort 
geltenden Bestimmungen über das Verfahren in streitigen Ver- 
waltungssachen entsprechende Anwendung. Wird die Zulassung 
ausgesprochen, so ist eine Ausfertigung des Statuts, versehen mit 
dem Vermerke der erfolgten Zulassung, zurückzugeben. 

Abänderungen des Statuts unterliegen den gleichen Vor- 
schriften. 

"E^ne Kasse, welche behufs Erhebung der Beiträge und Zahlung 
der Unterstützungen örtliche Verwaltungsstellen einrichtet, hat ihre 
Zulassung bei derjenigen Verwaltungsbehörde zu erwirken, in deren 
Bezirk die Hauptkasse ihren Sitz hat. 

Die höhere Verwaltungsbehörde hat die Namen der zugelas- 
senen Hülfskassen in ein Register einzutragen. 

§ 5. Die Kasse kann unter ihrem Namen Rechte erwerben 
und Verbindlichkeiten eingehen, Eigentum und andere dringliche 
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Rechte an Grundstöcken erwerben, vor Gericht Idagen und ver« 
klagt werden. 

Für alle Verbindlichkeiten der Kasse haftet den Kassen» 
gläubigem nur das Vermögen der Kasse. 

Der ordentliche G^chtsstand der Kasse ist bei dem Gerichte, 
in dessen Bezirk sie ihren Sitz hat. 

§ 6. Zum Beitritt der Mitglieder ist eine schriftliche Erklä- 
rung oder die Unterzeichnung des Statuts erforderlich. Hand- 
zeichen Schreibensunkundiger bedürfen der Beglaubigung durch 
ein Mitglied des Vorstandes. 

Der Beitritt darf von der Betheiligung an anderen G^ell- 
schaften oder Vereinen nur dann abhängig gemacht w^den, wenn 
eine solche Betheiligung für sämmtliche Mitglieder bei Errichtung 
der Kasse durch das Statut vorgesehen ist. Im üebrigen darf 
den Mitgliedern die Verpflichtung zu Handlungen oder Unter- 
lassungen^ welche mit dem Kassenzweck in keiner Verbindung 
stehen, nicht auferlegt werden. 

§ 7. Das Recht auf Unterstützung aus der Kasse beginnt 
für säomitliche Mitglieder spätestens mit dem Ablauf der dreizehnten 
auf den Beitritt folgenden Woche. 

Hat ein Mitglied bereits das Recht auf Unterstützung er- 
worben, so yerbleibt ihm dasselbe auch nach dem Austritte oder 
Ausschlüsse für die nach Absatz 1 festgesetzte Frist. Ist der 
Ausschluss wegen Zahlungssäumniss erfolgt, so läuft diese Frist 
von dem Tage, bis zu welchem die Beiträge bezahlt sind. 

Für die erste Woche nach dem Beginn der Krankheit kann 
die Gewährung einer Unterstützung ausgeschlossen werden. 

Der Ausschluss der Unterstützung in Fällen bestimmter Krank- 
heiten ist unzulässig. 

§ 8. Die Mitglieder sind der Kasse gegenüber lediglich zu 
den auf Grund dieses Gesetzes und des Statuts festgestellten Bei- 
trägen verpflichtet. 

Nach Maassgabe des Geschlechts, des Gesundheitszustandes^ 
des Lebensalters oder der Beschäftigung der Mitglieder darf die 
Höhe der Beiträge verschieden bemessen werden. 

Die Einrichtung von Mitgliederklassen mit verschiedenen 
Beitrags- und Unterstützungssätzen ist zulässig. 

Im Üebrigen müssen die Beiträge und Unterstützungen für 
alle Mitglieder nach gleichen Grundsätzen abgemessen sein. 
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§ 9. Arbeitgebern, welche für ihre Arbeiter die Beiträge 
Yorschiessen , steht das Recht zu, die letzteren bei der dem Fäl- 
ligkeitstage zunächst vorausgehenden oder bei einer diesem Tage 
folgenden Lohnzahlung in Anrechnung zu bringen. 

§ 10. Der Anspruch auf Unterstützung kann mit rechtlicher 
Wirkung weder übertragen, noch verpfändet werden; er kann 
nicht Gegenstand der Beschlagnahme sein. 

§ 11. Die Unterstützungen müssen im Falle der Arbeits- 
unfähigkeit des ünterstützungsberechtigten auf die Dauer von 
mindestens dreizehn Wochen gewährt werden, sofern die Arbeits- 
unfähigkeit nicht früher ihr Ende erreicht Sie müssen während 
dieser Zeit täglich für Männer mindestens die Hälfte, für Frauen 
mindestens ein Drittheil des Lohnbetrages erreichen, welcher zur 
Zeit der Feststellung des Statuts der Kasse an dem Orte ihres 
Sitzes nach dem ürtheil der dortigen Gemeindebehörde gewöhn- 
lichen Tagearbeitem im Jahresdurchschnitt gezahlt wird. 

Auf den Betrag der Unterstützungen, jedoch höchstens bis 
zu zwei Drittheüen desselben, darf die Gewährung der ärztlichen 
Behandlung und der Arzneien angerechnet werden. 

An die Stelle jeder sonstigen Unterstützung kann die Ver- 
pflegung in einer Krankenanstalt treten. 

§ 12. Die täglichen Unterstützungen dürfen das Fünffiache 
des gesetzlichen Mindestbetrages (§ 11) nicht überschreiten. 

Neben diesen Unterstützungen können den Mitgliedern die 
geeigneten Mittel zur Erleichterung der ihnen nach der Genesung 
verbliebenen körperlichen Mängel gewährt werden. 

Auch kann die Gewährung ärztlicher Behandlung auf die 
Familienangehörigen der Mitglieder ausgedehnt werden. 

Den Hinterbliebenen verstorbener Mitglieder kann femer eine 
Beihülfe gewährt werden, welche das Zehnfache der wöchentlichen 
Unterstützung, auf welche das verstorbene Mitglied Anspruch hatte, 
nicht überschreitet. 

§ 13. Zu anderen Zwecken, als den in den §§11 und 12 
bezeichneten Unterstützungen und der Deckung der Yerwaltungs- 
kosten, dürfen weder Beiträge von den Mitgliedern erhoben 
werden, noch Verwendungen aus dem Vermögen der Kasse er- 
folgen. 

§ 14. Eine Ermässigung der Beiträge oder eine Erhöhung 
der Unterstützungen bedarf für Kassen, in Ansehung deren eine 
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Beitrittspflicht der Arbeiter begründet ist, der Genehmigang des 
Vorstandes der Gemeinde oder des grösseren Commanalverbandes, 
auf deren Anordnung die Beitrittspflicht beruht. 

Eine Erhöhung der Beiträge oder eine Ermässigung der 
Unterstützungen bis auf den gesetzlichen Mindestbetrag (§ 11) 
kann die genannte Behörde für die Kassen nach Anhörung des 
Vorstandes verfugen, wenn nach dem Rechnungsabschlüsse des 
letzten Jahres die Einnahmen der Kassen zu den statutmässigen 
Aufwendungen nicht ausgereicht haben. 

Rückständige Zahlungen von Mitgliedern und deren Arbeit- 
gebern können für diese Kassen, unter Vorbehalt richterlicher 
Entscheidung, im Verwaltungswege eingezogen werden. 

§ 15. Der Ausschluss von Mitgliedern aus der Kasse kann 
nur unter den durch das Statut bestimmten Formen und aus den 
darin bezeichneten Gründen erfolgen. Er ist nur zulässig bei dem 
Wegfall einer die Aufnahme bedingenden Voraussetzung, für den 
Fall einer Zahlungssäumniss oder einer solchen strafbaren Hand- 
lung, welche eine Verletzung der Bestimmungen des Statuts in 
sich schliesst. Wegen des Austrittes oder Ausschlusses aus einer 
Gesellschaft oder einem Vereine können Mitglieder nicht aus- 
geschlossen werden, wenn sie der Kasse bereits zwei Jahre an- 
gehört haben. Erfolgt ihre Ausschliessung vor Ablauf dieser Zeit, 
so haben sie Anspruch auf Ersatz des von ihnen bezahlten 
Eintrittsgeldes. 

§ 16. Die Kasse muss einen von der Generalversammlung 
gewählten Vorstand haben, durch welchen sie gerichtlich und 
aussergerichtlich vertreten wird. 

Arbeitgeber, welche Zuschüsse zu der Kasse leisten, haben 
Anspruch auf Vertretung im Vorstande unter Berücksichtigung des 
Maasses ihrer Zuschüsse. Mehr als ein Drittheil der Stimmen darf 
ihnen jedoch im Vorstande nicht eingeräumt werden. 

§ 17. Die Zusammensetzung des Vorstandes, sowie jede in 
der Zusammensetzung des Vorstandes eingetretene Aenderung ist 
dem Vorstande der Gemeinde, in deren Bezirk die Kasse ihren 
Sitz hat, anzumelden. Die Anmeldung hat durch die Vorstands- 
mitglieder in Person oder durch eine beglaubigte schriftliche Er- 
klärung zu erfolgen. Ist die Anmeldung nicht geschehen, so kann 
eine in der Zusammensetzung eingetretene Aenderung dritten Per- 

Brentano, Arbeiterrersicherang. 16 
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Bonen nur dann entgegen gesetzt werden, wenn bewiesen wird, 
dass sie letzteren bekannt war. 

Zur Legitimation des Vorstandes bei allen Greschäften, auch 
den das Hypotheken- und Grundschuldwesen betreffenden, genügt 
das Zeugniss des Vorstandes der Gemeinde, dass die darin be- 
zeichneten Personen zur Zeit als Mitglieder des Vorstandes ange- 
meldet sind. 

§ 18. Die Befugniss des Vorstandes, die Kasse nach Aussen 
zu vertreten, wird durch die im Statut enthaltene Vollmacht 
bestimmt 

Durch die innerhalb der Grenzen dieser Vollmacht im Namen 
der Kasse vom Vorstande abgeschlossenen Geschäfte wird die 
Kasse verpflichtet und berechtigt. 

§ 19. Dem Vorstande kann zur Ueberwachung der Geschäfts- 
leitung ein Ausschuss zur Seite gesetzt werden, welcher durch die 
Generalversammlung zu wählen ist. 

§ 20. Soweit die Angelegenheiten der Kasse nicht durch den 
Vorstand oder Ausschuss wahrgenonmien werden, steht die Be- 
Bchlussnahme darüber der Generalversammlung zu. 

Die Generalversammlung kann dritten Personen ihre Befug- 
nisse nicht übertragen. 

Abänderungen des Statuts bedürfen, mit der durch § 14 ge- 
gebenen Maassgabe, ihrer Zustimmung. 

§ 21. In der Generalversammlung hat jedes anwesende Mit- 
glied, welches grossjährig und im Besitz der bürgerlichen Ehren- 
rechte ist, eine Stimme. Mitglieder, welche mit den Beiträgen im 
Rückstande sind, können von der Theilnahme an der Abstinmiung 
ausgeschlossen werden. 

Die Generalversammlung kann auch aus Abgeordneten ge- 
bildet werden, welche aus der Mitte der stimmfähigen Mitglieder 
zu wählen sind; die Zahl der zu wählenden Abgeordneten muss 
jedoch mindestens dreissig betragen. 

Arbeitgeber, welche Zuschüsse zu der Kasse leisten, haben 
Anspruch auf Stimmberechtigung. Das Maass dieser Stimmberech- 
tigung ist unter Berücksichtigung ihrer Zuschüsse festzustellen; 
die Zahl ihrer Stimmen darf jedoch die Hälfte der den Mitgliedern 
der Kasse zustehenden Stimmen nicht übersteigen. 

§ 22« Generalversammlungen können nur innerhalb des 
Deutschen Reichs an einem Orte abgehalten werden, an welchem 
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die Kasse eine Zahlungsstelle besitzt Bei der Berofung ist der 
Gegenstand der Berathimg anzugeben. 

Wird Ton dem Ausschoss oder von dem zehnten Theile der 
stimmfähigen Mitglieder die Berufimg der Generalversammlung 
beantragt, so muss der Vorstand die letztere berufen. 

§ 23. Für diejenigen Elassen, in Ansehung deren eine Bei- 
trittspflicht der Arbeiter begründet ist, kann der Vorstand der 
Gemeinde oder des grösseren Communalverbandes, auf deren An- 
ordnung die Beitrittspflicht beruht, 

1. so lange die Wahl des Vorstandes oder Ausschusses nicht 
zu Stande kommt, so lauge femer Vorstand oder Ausschuss 
die Erflillung ihrer Obliegenheiten verweigern, mit der Wahr- 
nehmung dieser Obliegenheiten geei^piete Personen betrauen; 

2. so lange die Generalversammlung oder eine durch das Gesetz 
oder das Statut vorgeschriebene Beschlussfassung der General- 
versammlung nicht zu Stande kommt, die Befugnisse derselben 
wahrnehmen. 

§ 24. Die Einnahmen und Ausgaben der "Kasse sind von 
allen den Zwecken der Easse fremden Vereinnahmungen und Ver- 
ausgabungen getrennt festzustellen und zu verrechnen; ebenso 
sind Bestände gesondert zu verwahren. 

Verfügbare Gelder dürfen, ausser in öffentlichen Sparkassen, 
nur ebenso wie die Gelder Bevormundeter angelegt werden. 

§ 25. In jedem flinften Jahre hat die Easse die wahrschein- 
liche Höhe ihrer Verpflichtungen und der ihnen gegenüberstehenden 
Einnahmen durch einen Sachverständigen, welcher bei der Ver- 
waltung der Easse nicht betheiligt ist, abschätzen zu lassen, das 
Ergebniss nach dem vorgeschriebenen Formulare der Aufsichts- 
behörde mitzutheilen und der Eenntnissnahme aller Mitglieder 
zugänglich zu machen. 

§ 26. Wenn nach dem Ergebnisse der Abschätzung die Ver- 
pflichtungen der Easse die ihnen gegenüberstehenden Einnahmen 
übersteigen, so muss, Mangels anderer Deckungsmittel, entweder 
eine Eimässigung der Unterstützungen bis auf den gesetzlichen 
Mindestbetrag, oder eine Erhöhung der Beiträge eintreten, derart, 
dass nach dem Gutachten des Sachverständigen die Herstellung 
des Gleichgewichts zwischen den Verpflichtungen und Einnahmen 
der Easse bis zur nächsten Abschätzung zu erwarten ist 

§ 27. Die Easse ist verpflichtet, in den vorgeschriebenen 

16* 
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Fristen und nach den vorgeschriebenen Formularen üebersichten 
über die Mitglieder, über die Erankheits- und Sterbefalle, über 
die verrechneten Beitrags- und Unterstützungstage der höheren 
Verwaltungsbehörde, sowie einen Rechnungsabschluss der AuMchts- 
behörde einzusenden. Sie hat der Aufsichtsbehörde auf Erfordern 
das Ausscheiden der Mitglieder anzuzeigen. 

§ 28. Kassen, in Ansehung deren eine Beitrittspflicht der 
Arbeiter nicht begründet ist, können durch ßeschluss der Gen^al- 
versammlung unter Zustimmung von mindestens vier Fünftheilen 
sämmtlicher vertretenen Stimmen aufgelöst werden. 

§ 29. Die Schliessung einer Easse kann durch die höhere 
Yerwaltunssbehörde erfolgen : 

1. wenn mehr als ein Yiertheil der Mitglieder mit der Einzahlung 
der Beiträge im Rückstande ist und trotz ergangener Auf- 
forderung der Aufsichtsbehörde weder die Beitreibung der 
fälligen Beiträge, noch der Ausschluss der säumigen Mitglieder 
erfolgt; 

2. wenn die Kasse trotz ergangener Aufforderung der Aufsichts- 
behörde vier Wochen mit Zahlung fälliger nicht streitiger 
Unterstützungen im Rückstande ist; 

3. wenn die Generalversammlung einen mit den Vorschriften 
dieses Gesetzes oder des Kassenstatuts im Widerspruch ste- 
henden Beschluss gefasst hat und der Aufforderung der Au&ichts- 
behörde, denselben zurückzunehmen, innerhalb der gesetzten 
Frist nicht nachgekommen ist; 

4. wenn dem § 6 dieses Gesetzes zuwider Mitglieder zu Hand- 
lungen oder Unterlassungen verpflichtet, oder wenn der Vor- 
schrift des § 13 entgegen Beiträge von den Mitgliedern er- 
hoben oder Verwendungen aus dem Vermögen der Kasse 
bewirkt werden; 

5. wenn im Falle des § 26 innerhalb einer von der höheren 
Verwaltungsbehörde angemessen zu bestimmenden Frist für 
die Herstellung des Gleichgewichts zwischen den \'erpflich- 
tungen und Einnahmen der Kasse nicht Sorge getragen ist; 

6. wenn Mitglieder aus einem nach diesem Gesetze unzulässigen 
Grunde aus der Kasse ausgeschlossen werden. 

Gegen die Maassregeln der Verwaltungsbehörde ist der Recnrs 
zulässig; wegen des Verfahrens und der Behörden gelten die Vor- 
schriften der §§ 20 und 21 der .Gewerbeordnung. In Elsass- 
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Lothringen finden statt derselben die dort geltenden Bestimmungen 
über das Verfahren in streitigen Yerwaltungssachen entsprechende 
Anwendung. 

Die Eröffiiung des Coucorsyerfahrens über eine Kasse hat 
die Schliessung kraft Gesetzes zur Folge. 

§ 80. Bei der Auflösung einer Kasse wird die Abwickelung 
der Geschäfte, sofern die Generalversammlung darüber nicht ander- 
weitig beschliesst, durch den Vorstand vollzogen. Genügt dieser 
seiner Verpflichtung nicht, oder wird die Kasse geschlossen so 
hat die Aufsichtsbehörde die Abwicklung der Geschäfte geeigneten 
Personen zu übertragen und deren Namen bekannt zu machen. 

§ 31. Von dem Zeitpunkte der Auflösung oder Schliessung 
einer Kasse ab bleiben die Mitglieder noch für diejenigen Zahlungen 
verhaftet, zu welchen sie das Statut für den Fall ihres Austrittes 
aus der Kasse verpflichtete. 

Das Vermögen der Kasse ist nach der Auflösung oder 
Schliessung zunächst zur Deckung der vor dem Zeitpunkte der 
Auflösung oder Schliessung bereits eingetretenen Unterstützungs- 
verpflichtungen zu verwenden. 

§ 82. Bis zum Ablaufe eines Jahres nach Auflösung oder 
Schliessung einer Kasse kann einer für die gleichen Zwecke und 
für denselben Mitgliederkreis oder für einen Theil desselben neu 
errichteten Kasse die Zulassung versagt werden. 

§ 33. Die Kassen unterliegen in Bezug auf die Befolgung 
dieses Gesetzes der Beaufsichtigung durch die von den Landes- 
regierungen zu bestimmenden Behörden. 

Die Aufsichtsbehörde kann jederzeit die Bücher der Kasse 
einsehen. 

Sie beruft die Generalversammlung, falls der Vorstand der 
durch § 22 begründeten Verpflichtung nicht genügt 

Sie kann die Mitglieder des Vorstandes und die im Falle der 
Auflösung oder Schliessung einer Kasse mit der Abwickelung der 
Geschäfte betrauten Personen zur Erfüllung der durch § 27 be- 
gründeten Pflichten durch Ordnungsstrafe bis zu einhundert Mark 
anhalten. 

§ 34. Mitglieder des Vorstandes oder des Ausschusses, welche 
den Bestimmungen dieses Gesetzes zuwider handeln, werden mit 
Geldstrafe bis zu dreihundert Mark 'gerichtiich bestraft. Haben 
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sie absichtlich zum NachtheUe der Easse gehandelt, so unterliegen 
sie der Strafbestimmung des § 266 des Strafgesetzbuchs. 

§ 85. Eine Yeieinigung mehrerer Kassen zu einem Verbände 
behufs gegenseitiger Aushülfe kann unter Zustimmung der General- 
versammlungen der einzelnen Kassen und auf Grund eines schrift- 
lichen Statuts erfolgen. 

Der Verband ist durch einen aus der Wahl der Vorstände 
oder Ausschüsse der betheiligten Kassen hervorgegangenen Vor- 
stand zu verwalten. Seine Pflichten und Befugnisse bestimmt das 
Statut Sein Sitz darf nur an einem Orte sein, wo eine der be- 
theiligten Kassen ihren Sitz hat. 

Der Verband unterliegt nach Maassgabe des § 33 der Aufsicht 
der höheren Verwaltungsbehörde desjenigen Bezirks, in welchem 
der Vorstand seinen Sitz hat. 

Auf die Mitglieder des Vorstandes und die sonstigen Organe 
des Verbandes finden die Bestimmungen des § 84 Anwendung. 

§ 86. Die Verfassung und die Rechte der auf Grund landes- 
rechtlicher Vorschriften errichteten Hülfskassen werden durch 
dieses Gesetz nicht berührt; die Kassen können jedoch durch die 
Landesregierungen zur Einsendung der im § 27 bezeichneten 
Uebersichten verpflichtet werden. 

In Ansehung der Kassen der Knappschaftsvereine verbleibt 
es bei den dafür maassgebenden besonderen Bestimmungen. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Kaiserlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin, den 7. April 1876. 

(L. S.) Wilhelm. 

Fürst V. Bismarck. 
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Gesetz 

betreffend 

die Abänderung des Titels VIII. der Gewerbeordnung. 

Vom 8. April 1876. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König 
von Preussen etc. 
verordnen im Namen des Deutschen Eeichs, nach erfolgter Zu- 
stimmung des Bundesraths und des Reichstags, was folgt: 

Artikel 1. 

An die Stelle des § 141 der Gewerbeordnung treten nach- 
folgende Bestimmungen: 

§ 141. Durch Ortsstatut {§ 142) kann die Bildung von Hülfs- 
kassen nach Maassgabe des Gesetzes über die eingeschriebenen 
Hülfskassen vom 7. April 1876 zur Unterstützung von Gesellen, 
Gehülfen und Fabrikarbeitern angeordnet werden. 

In diesem Falle ist die Gemeindebehörde ermächtigt, nach 
Maassgabe des genannten Gesetzes die Einrichtung der Kassen 
nach Anhörung der Betheiligten zu regeln und die Verwaltung der 
Kassen sicher zu stellen. 

§ 141 a. Durch Ortsstatut kann Gesellen, Gehülfen und Fabrik- 
arbeitern, welche das sechszehnte Lebensjahr zurückgelegt haben, 
die Betheiligung an einer auf Anordnung der Gemeindebehörde 
gebildeten Kasse zur Pflicht gemacht werden. . 

Von der Pflicht, einer solchen Hülfskasse beizutreten oder 
fernerhin anzugehören, werden Diejenigen befreit, welche die Be- 
theiligung an einer anderen eingeschriebenen Hülfskasse nach- 
weisen. 
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Wer der Pflicht zur ßetheiligong nicht genügt, kann von der 
Kasse f&r alle Zahlungen, welche bei rechtzeitigem Eintritt von 
ihm zu entrichten gewesen wären, gleich einem Mitgliede in An- 
spruch genommen werden. 

§ 141 b. Für Gesellen, Gehülfen und Fabrikarbeiter, welche 
nach Maassgabe der Landesgesetze auf Grund einer Anordnung 
der Gemeindeverwaltung regelmässige Beiträge zum Zwecke der 
Erankenunterstützung entrichten, kann durch Ortsstatut die Ver- 
pflichtung zur Betheiligung an einer eingeschriebenen Hülfskasse 
nicht begründet werden. 

§ 141c. Durch Ortsstatut kann bestimmt werden: 

1. dass Arbeitgeber diejenigen Beiträge, welche ihre Arbeiter an 
eine auf Anordnung der Gemeindebehörde gebildete Hülfskasse 
zu entrichten haben, bis auf die Hälfte des verdienten Lohnes 
vorschiessen , soweit diese Beiträge während der Dauer der 
Arbeit bei ihnen fällig werden. 

2. dass Fabrikinhaber zu den vorgedachten Beiträgen ihrer 
Arbeiter Zuschüsse bis auf Höhe der Hälfte dieser Beiträge 
leisten, 

3. dass Arbeitgeber ihre zum Eintritt in eine bestimmte Hül&- 
kasse verpflichteten Arbeiter für diese Kasse anmelden. Wer 
dieser Pflicht nicht genügt, kann von der Kasse für alle 
Zahlungen, welche bei rechtzeitigem Eintritt von den Arbeitern 
zu entrichten gewesen wären, gleich einem Mitgliede in An- 
spruch genommen werden. 

§ 141 d. Die in § 141 a Absatz 3 und § 141 c Nr. 3 bezeich- 
neten Forderungen einer Kasse veijähren in einem Jahre; die 
Yeijährung beginnt mit Schluss des Kalendexjahres , in welchem 
die Forderung entstanden ist. 

§ 141 e. Gleich der Gemeinde kann auch ein grösserer Com- 
munalverband' nach Maassgabe der vorstehenden Bestimmungen 
durch seine verfassungsmässigen Organe för seinen Bezirk oder 
für Theile desselben die Bildung eingeschriebener Hülfskassen an- 
ordnen und Gesellen, Gehülfen, sowie Fabrikarbeiter zur Bethei- 
lignng an diesen Kassen verpflichten. 

§ 141 f. Den Bestimmungen der §§ 141 bis 141 e unterliegen 
auch diejenigen bei Bergwerken, Aufbereitungsanstalten und 
Brüchen oder Gruben beschäftigten Arbeiter und Arbeitgeber, für 
welche eine sonstige gesetzliche Verpflichtung zur Bildung von 
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Hülf'skassen und zur Betheiligung an denselben nicht besteht. 
Arbeitgeber der hier bezeichneten Art werden den Fabrikinhabem 
(§ 141 c Nr. 2) gleichgeachtet. 

Auf Arbeiter und Arbeitgeber, welche bei den auf Grund 
berggesetzlicher Vorschriften gebildeten Hülfekassen betheiligt 
sind, finden die Bestimmungen der §§141 bis 141 e keine An- 
wendung. 

Artikel 2. 

HülfsKassen, in Ansehung derer eine Eintrittspflicht gewerb- 
licher Arbeiter bei Erlass dieees Gesetzes begründet ist, werden 
bis auf weitere Bestimmung der Centralbehörde den eingeschrie- 
benen Hülfskassen im Sinne des Artikels 1 gleichgeachtet. Bis 
dahin bleibt die Pflicht zum Beitritt, sowie zur Zahlung von Bei- 
trägen und Zuschüssen für Arbeiter und Arbeitgeber bestehen. 
Wenn Arbeiter oder Arbeitgeber ihrer Pflicht nicht genügen, so 
treten die in §§ 141 a und 141 c bestimmten Rechtsfolgen ein. 

Hülfskassen, in Ansehung derer eine Eintrittspflicht gewerb- 
licher Arbeiter nicht begründet ist, werden, wenn sie bei Erlass 
dieses Gesetzes auf Grund landesbehördlicher Genehmigung im 
Besitz der Rechte einer juristischen Person sich befinden, in Bezug 
auf die Befreiung ihrer Mitglieder von der durch § 141a begrün- 
deten Verpflichtung den eingeschriebenen Hülfskassen gleich- 
geachtet. 

Hat eine der in diesem Artikel bezeichneten Hülfskassen bis 
zum Ablauf des Jahres 1884 ihre Zulassung als eingeschriebene 
Hülfskasse nicht bewirkt, so geht sie der gedachten Rechte ver- 
lustig. 

Urkundlich unter Unserer Höchsteigenhändigen Unterschrift 
und beigedrucktem Kaiserlichen Insiegel. 

Gegeben Berlin, den 8. April 1876. 

(L. S.) Wilhelm. 

Fürst V. Bismarck. 
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1) Franz Mehring, Die deutsche Socialdemokratie. Ihre 
Geschichte und ihre Lehre. Eine historisch-kritische Darstellung. 
Zweite verbesserte und vermehrte Auflage. Bremen, 1878. 
S. 239-261. 

2) Zum Beleg für diesen Satz mögen die folgenden Stellen 
dienen, die unschwer vermehrt werden können: 

Die Anschauung des Basilius (f 379) citirt Thomas von 
Aquin in der weiter unten angeführten Stelle. Siehe daselbst 

Ambrosius (t 897) sagt in einer Predigt für die Armen in 
Dominicam YIII. post Pentecost. (Evangelium Lucas, 16. Gleich- 
niss vom ungerechten Verwalter.) Sed ais: quid ii\justum est, si 
cum aliena non invadam, propria diligentius servo? impudens 
dictum! Propria dicis? quae? ex quibus reconditis in hunc mun- 
dum detulisti? Quando in hanc ingressus es lucem, quando de 
ventre matris existi, quibus, quaeso, facultatibus, quibusque sub- 
sidiis stipatus ingressus es? Terra communiter omnibns 
hominibns data est, proprium nemo dicat, quod e 
communi plus quam sufficeret sumptum, et violenter 
obtentum est. Yerumtamen nudus ex ventre matris existi, 
nudus nihilominus et reverteris in terram. Et si quidem terrae 
elementum putas fortuito substitisse, impius es qui ignoras con- 
ditorera Deum; si vero agnoscis beneflcium largitoris, gratus exto 
Creatori et require apud temetipsum rationem cur plus tibi quam 
caeteris praestitit: numquid iniquus est Deus, ut nobis non aequa- 
liter distribuat vitae subsidia? ut tu quidem esses affluens et 
abundans, aliis vero deesset, et egerent ? An idcirco magis ; quia 
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et tibi Yoluit benignitatis suae experimenta conferre, et aliam per 
virtatem patientiae coronare: tu yero, susceptis Bei moneribus et 
in sinum taum redactis, nihil te putas agere iniquum, si tarn mul- 
tonim vitae subsidia solus obtineas? Quis enim tarn ii^jastus, 
tarn avidas, tarn avarus, quam qui mnltoram alimenta, suum non 
nsum, sed abundantiam et delicias fadt? Neque enim minus 
est criminis habenti tollere, quam cum possis, et 
abundes, indigentibus denegare. Esurientium panis est, 
quem tu detines; nudorum indumentum est, quod tu recludis: 
miserorum redemptio est, et absolutio, pecunia, quam tu in terram 
defodis. Tot te ergo scias invadere bona, quot possis 
praestare quQdvelis. (Operum Sancti Ambrosii Mediolanensis 
episcopi tomus V. Pariser Ausgabe von 1561, pp. 92, 93.) 

Augustinus (f 430) schreibt De correctione Donatistarum, 
Liber seu epistola 185, cap. 9 : Quod autem nobis objiciunt, quod 
res eorum concupiscamus et auferamus; utinam catholici fiant, et 
non solum quae dicant sua sed etiam nostra, in pace nobiscum 
et charitate possideant! üsque adeo autem calumniandi cupiditate 
caecantur, ut non attendant quam sint inter se contraria quae 
loquuntur. Ipsi certe dicunt, et invidiosissime sibi conqueri viden- 
tur quod eos in nostram communionem violento legum imperio 
coarcttimus: hoc utique nullo modo faceremus, si res eorum possi- 
dere vellemus. Quis avarus quaerit compossessorem ? quis domi- 
nandi cupiditate inflammatus vel fastu dominationis elatus desi- 
derat habere consortem? Ipsos certe attendant quondam suos, 
jam nostros sodos et fratema nobis dilectione conjunctos, quem- 
admodum sua teneant, non solum quae habebant, sed etiam nostra 
quae non habebant: quae tamen, si pauperum compauperes sumus, 
et nostra sunt et illorum; si autem privatim quae nobis 
sufficiant, possidemus, non sunt illa nostra, sed 
pauperum quorum procurationem quodammodo geri- 
mus, non proprietatem nobis usurpatione damnabili 
vindicamus. (Patrologiae cursus completus accurante J. P. 
MiGNE, tom. 33, pp. 808, 809.) 

Man lese auch die zwei Sermones (855 und 356) des Augu- 
stinus de vita et moribus clericorum suorum (Patrologiae cursus 
completus acc. J. P. Migne, tom. 39, pp. 1568—1581). Augustinus 
beruft sich darin auf den Bericht der Apostelgeschichte (Act. Ap. 
IV, 32 ff) über das Leben der ersten Christen. Alles sei gemein 
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gewesen. Der GedaDkengang ist der, dass dieser Zustand der 
Gütergemeinschaft der ideale Zustand sei, nach dessen Verwirk- 
lichung doch mindestens die Kleriker streben sollten. Vgl. auch 
die pseudoisidorische Stelle Decr. Grat. II, C. 12, qu. 1, c. 2. 

Alcuin (t 804) schreibt in seiner Expositio in psal. gradu- 
ales: Pauperes Christi sunt, qui non amant hoc saeculum, sive 
habeant divitias, sive non habeant. Aliquibus enim datae 
sunt divitiae ad dispensandum egenis, non autem 
datae sunt eis ad possidendum. (Patrologiae cursus com- 
pletus acc. Migke, Ser. n, tom. 100, )>. 636). Sodann schreibt er 
im Liber de virtutibus et vitiis, cap. 17 de eleemosynis : Sciendum 
est enim esse pietatis opus, ut de bis quae nobis coelestis Pater 
misericorditer contulit, nos quoque alios ac^uvemus. Sunt enim 
plurimi qui nuUam in agris, nuUam in vineis, nullam habent in 
saeculis divitiis portionem. Quorum inopiae de ea quam Dominus 
nobis dedit copia consulere debemus, ut et ipsi nobiscum Deo 
pro terrae fecundidate benedicant, et gaudeant possidentibus 
fuisse donata, quae etiam pauperibus ac peregrinis 
facta fuerunt communia etc. Im ferneren Verlauf dtirt 
Alcuin die Stelle £ccl. IV, 2: Sicut aqua extinguit ignem, ita 
eleemosyna extinguit peccatum. Animam esurientium ne despexeris, 
et ne exasperes pauperem in clamore suo. (Patrol. curs. comjtL 
acc. MiGNE, Ser. II, tom. 101, pp. 625, 626). 

Thomas von Aqcin (f 1274) schreibt in der Summa Theolo- 
giae 2, 2»-^ qu. 32 art V: Ad secundum dicendum est quod bona 
temporalia, quae homini divinitus conferuntur, ejus 
quidem sunt quantum ad proprietatem; sed quantum 
ad US um non solumdebent esse ejus sed etiam aliorum, 
qui ex eis sustentari possunt ex eo quod ei super- 
fluit Unde Basilius didt (hom. super illud Luc. 12), „Destinam 
horrea mea^: Si fateris ea tibi divinitus provenisse (scilicet tem- 
poralia bona) an injustus est Deus inaequaliter res nobis distri- 
buens? Cur tu abundas, ille vero patientiae braviis decoretor? 
Est panis famelici, quem tu tenes; nudi tunica, quam in conclavi 
conservas, discalceati calceus qui penes te maicesdt; indigentis 
argentum, quod possides inhumatum. Quo circa tot injurias, 
quotdare Valens es. Et hoc idem dicit Ambrosius, serm. 
64 de Temp., ut habetur in Decret., cap. Sicut II dist. 74. 
Thomas von Aquin hegt also über das Eigentum und das Ver- 
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hältniBS des Eigentümers zu seinem Gute dieselbe Anschauung 
wie die Kirchenväter, auf deren Ausspruche er sich ausdrücklich 
beruft. Und in Uebereinstimmung mit der angeführten Stelle 
befinden sich andere Stellen bei Thomas, sowol in seiner Summa 
Theologiae als auch in seiner Schrift De regimine principum und 
in seinem Commentar zur Politik des Aristoteles. Ebenso wie 
bei den kirchlichen Schriftstellern vor ihm die Gütergemeinschaft 
der mrsprüngliche und natürliche Zustand ist und das Privat- 
eigentum nur in Folge der „iniquitas^^ der Menschen nothwendig 
wurde, so besteht auch nach Thomas das Privateigentum weder 
nach natürlichem noch nach göttlichem, sondern nur nach mensch- 
lichem Rechte, weil bei Gemeinbesitz die Menschen zu sehr mit 
einander in Streit liegen würden. Wenn aber auch gute Besorgung 
und Verwaltung das Privateigentum nothwendig machten, so solle 
doch der Mensch die äusseren Dinge, was den Gebrauch angeht, 
nicht haben als eigene, sondern als gemeinsame, dass er nämlich 
sie Anderen, die sich in Noth befänden, leicht mittheile. Ja 
Thomas folgert sogar, dass, da die Einrichtungen des menschlichen 
Rechtes dem natürlichen oder göttlichen Rechte nicht Abbruch 
thun könnten, und nach der natürlichen von Gott gesetzten Ord- 
nung die niederen Dinge dazu geordnet seien, dass mit ihnen der 
menschlichen Noth abgeholfen werde, durch die Einführung des 
Privateigentums durch das menschliche Recht nicht gehindert 
werde, dass Jemand, dessen Noth unzweifelhaft und dringend sei, 
seiner Noth mit fremdem Gute erlaubter Weise abhelfen könne, 
möge dasselbe nun offen oder heimlich weggenommen werden. 
(Vgl. hierfür Sancti Thomae Aquinatis opera omnia. Parmae 
1852-1868, III, 212, 247, 250. XXI, 411, 412, 661). Was die 
Bedeutung der Almosen für deren Spender angeht, so sagt Tho- 
mas ähnlich wie der von Alcuin citirte Spruch Eccl. IV, 2: Sunt 
ergo ipsae eleemosynae, quas faciunt principes indigentibus, quasi 
quidam fidejussor coram Deo pro ipsis ad solvendum debita pec- 
catorum, ut Philosophus dicit de numismate respectu rerum vena- 
lium. Et sicut numisma et mensura in permutationibus , ita elee- 
mosyna in vita spirituali. 

Alvakus Pelagiüs schreibt 1332 (De planctu ecclesie, L 
Buch, art. 41, lit. G. und H. Lugd. 1671): Jure nature communis 
est possessio et communis omnium possessio. 

Gabriel Biel (f 1495), trägt bei Erörterung der Pflicht, 
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anrechtmässig erworbenes Gut zurückzugeben, in Kürze die 
christliche Anschauung am Ende des Mittelalters über die Ent- 
stehung des Eigentums vor. Primo videndum: si aliqua (bona) 
sint propria: aliqua aliena: hoc autem fundatur in distinctione 
dominiorum rei. Si enim non sunt distincta rerum dominia: 
nihil erit proprium cuiquam : nihil alienum : sed omnia sunt Omni- 
bus communia. Zuerst sei nun zu bemerken, dass rerum dominia 
non sunt distincta de lege naturae: Tel divina: sed lege naturae 
omnia sunt omnibus communia .... Jure humano dicitur haec 
domus mea: haec ville mea: hie servus mens est . . . Tolle jura 
imperatoris: et quis audet dicere, haec villa mea est . . . Per 
jura regia possidentur possessiones .... Für die Richtigkeit 
dieser Lehre beruft sich Biel auf Augustinus und auf eine Stelle 
im Decretum Gkatiani, welche Pseudoisidor dem Papste Cle- 
mens I. in den Mund gelegt hat (Decr. Grat. U, C. 12 qu. 1, 
c. 2) : Communis usus omnium, quae sunt in hoc mundo, omnibus 
esse hominibus debuit. Sed per iniquitatem alius hoc suum esse 
dixit, et alius illud, et sie inter mortales facta divisio est. Darauf 
folgen die Gründe: Prima: quia usus rerum secundum rectam 
rationem ita debet competere hominibus, sicut congruit ad päd- 
ficam conversationem , et necessariam sustentationem. In statu 
autem innocentiae communis usus sine distinctione dominiorum 
ad utrumque istorum plus valuit, quam divisio dominiorum: quia 
nullus tunc occupasset, quod fuisset alten necessarium: nee 
insuper fuisset opportunum illud ab ipso per violentiam extor- 
quere: sed quilibet hoc, quod primo occurrisset necessarium: 
occupasset ad usum. Secunda: quia sie magis fuisset sufficientia 
ad sustentationem; quam si alicui praecluderetur usus alicuius 
per appropriationem factam alten. Illud autem juris naturalis 
praeceptum de habende omnia communia post lapsum revocatum 
est. Et rationabiliter propter eadem duo: scilicet pacificam con- 
versationem: et necessariain sustentationem: quia post lapsum 
communitas omnium rerum esset contra pacificam conversationem: 
cum malus, et cupidus occuparet ultra ea, quae essent sibi neces- 
saria: etiam inferendo violentiam aliis: qui vellent secum eisdem 
communibus ad necessitatem uti: sicut loquitur de Nemroth, qui 
fuit robustus venator coram domino et hominum oppressor. 
Gen. X. Item esset contra necessariam sustentationem: quia for- 
tiores bellatores privarent alios necessariis. Etiam tena redi- 
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geretor in solitudinem: cum nemo ita diligenter communicaret in 
labore communi: sicut commonicare vellet in commoni fructaum 
perceptione. Et ideo politia Abist. Polit. II qua non sunt omnia 
communia: multo melior est, quam politia Socratis, quam repre- 
hendit de omnibus communibus secundum illum statum, quem 
Aristot. reperit in hominibus. Bevocato igitur praecepto legis 
naturae de habendo omnia in communi propter lapsum, et muta« 
tionem Status naturae: et per hoc concessa licentia appropriandi 
et distinguendi communia. Prima distinctio dominiorum quatenus 
justa Sit, facta est lege positiva justa: sive lata sit a patre, sive 
principe, sive communitate juste regnante seu regente. Und nun 
folgt die nähere Begründung, warum die Einfuhrung des Privat- 
eigentums gerecht sei, die durch einen Vater, durch einen Fürsten 
oder durch eine Republik stattgefunden habe. (Supplementum 
commentarii Magistri Gabrielis Biel in quartum librum senten- 
tiarum. Dist. 15, quaest. 2. Brixiae, 1574, p. 279.) 

3) Für die katholische Lehre in der Zeit der Väter, vgl. die 
in der vorstehenden Anmerkung angeführte Stelle des Ambbosius. 
Für die heutige katholische Lelire siehe „Die Heilige Schrift des 
Alten und Neuen Testamentes. Aus der Vulgata mit Bezug auf 
den Grundtext neu übersetzt und mit Anmerkungen erläutert von 
Dr. Joseph Franz Allioli. Mit Approbation des apostolischen 
Stuhles". 9. Auflage. Stereotypausgabe in 8 Bänden. Regensburg, 
1872, IIL S. 241, 242. 

4) Thomassinus: Vetus et nova ecclesiae disciplina III, 3, 
c 26—33. Venetiis, 1766. 379—395. 

5) n. Concil von Tours von 567, c 5. „üt unaquaeque 
dvitas pauperes et egenos incolas alimentis congruentibus pascat 
secundum vires, ut tam vicani presbyteri quam cives omnes suum 
pauperem pascant : quo fit ut ipsi pauperes per civitates alias non 
vagentur.^* Vgl. IIL Condl von Lyon c. 6 und IL Gondl von 
Mäcon, c. 11. (Edgar Loening, Geschichte des deutschen Kirchen- 
rechts. Strassburg, 1878. II, 242—246.) 

6) Ratzinger, Geschichte der kirchlichen Armenpflege, Frei- 
burg L B. 1868, S. 235. 

7) Vgl. Dante, Paradies XI, 58 ff. 

8) Mabiana schrieb 1598 in seinem Buche de rege et regia 
institutione , lib. III cap. 14 de pauperibus folgendermaassen: 
Perfectae justitiae atque pietatis opus est, imbecillium atque ege- 
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nonim inopiam sublevare, orphanos alere, succnrrere iis qui 
egent auxilio. Praecipuam id inter Principis munera. Hie divi- 
tianim maximuB et yerissimus fructus est, non uti opibus ad 
propriam unias voluptatem, sed ad multomm salutem: non ad 
praesentem suum fructum, sed ad justitiam quae sola non interit. 
Hoc est Teram humanitatis officium, copiamm promptuaria benigne 
Omnibus patefacere, quas Dens omnibus voluit esse conmiunes; 
quippe terram cunctis proposuit, ut fruges, cibos promiscue ani- 
mantium in usum funderet, rabida et furens avaritia divina benc- 
ficia intercepit sibique vendicavit: propriaque fecit alimenta opes- 
que cunctorum. Non ergo mirum si tantopere in divinis libris, 
pauperum cura commendatur: si praecipimus ut saltem partem 
aliquam rei fp.miliaris, quae in supervacua impenditur, ad meliora 
convertas: si unde equos emis, hinc captos redimas, unde canes 
pascis, hinc päuperes alas, quae inani cultu consumis, ea ad 
sublevandos egenos convertas. Nunquam tarn maligne terra fruges 
et necessaria suppeditat, ut non omnibus sufficiant, si cumuli 
frumenti et pecuniarum a potentioribus constructi, in commune ad 
alendosque iuopes conferantur. lA enim Dens vult, id qjus lege 
sancitum est: ut quando corrupta hominum natura rerum divisio 
necessario invecta est, ne omnia pauci occupent, sed partem ali- 
quam ad communes usus convertant. quantum pauperum all 
potuit, quantis miseriis succurri, eo quod in republ. male atque 
in usus inanes consumitur, vestem pretiosam qua alitur superbia, 
cupedias quibus irritatur palatum, et noxiorum morborum causae 
existunt: quod in venaticis canibus et eorum alimenta insumitur, 
quod parasitis et assentatoribus datur. Ergo ut ad rem redeamus, 
quod Deo placet, id sit principi propositum, ne in republ. quos- 
dam divitiis et potentia crescere immensum sinat, extenuati, quod 
ex eo necesse est, supra modum alios. Nam et divites potentia 
corrumpuntur , cum sint pauci qui prosperam fortunam ferre 
possint, res secundas sustinere: et quot sunt inopes in rep. tot 
bestes habeat necesse est, praesertim sublata emergendi spe. Ac 
ut quidam verissime ait: Homini potentiam quaerenti egentissimus 
quique oportunissimus : cui neque sua cara quippe quae nulla 
sunt, et omnia cum pretio honesta videntur. Placetque quod 
Plato ait, ut in artibus contingit, ut divitiis et inopia deseranti^r, 
cum neque dives artem amplius exercere velit, partis copiis et 
otio contentus, neque inops possit, parandi instrumenta sublata 



ANMEBKUNOEN Uin> BELEGE. 257 

propter indigentiam feuwltate. Ita in republica putat contingere, 
perperam geri cum copiis quidam redundant, alii eztenuantur: 
at praestet modum esse, et quandam in hoc genere mediocritatem. 
Multos extenuari in provinda, bonis everti grave sit, neque sine 
motu contingat; lupos scimns fame cogente irruisse in oppida 
perdere aut perire necessitate obstinatos; quod aliis contingat 
animantibus , ^ hominibus multo magis. Princeps ergo vectigalia 
populis moderata imperabit, commercio serviet et agriculturae, 
artes ut in pretio sint diligenter curabit; potentioribus magistratus 
aut procnrationes publicas ipsorum sumptu demandabit: ut specie 
honoris objecta partem divitiarum cogantur consumere; singulis 
eos annis in bellum producet cogetque certnm militum numerum 
armare, quasi hostis lacessat de finibus, aut hello nitro inferendo. 
Eodemque curas et cogitationes referat, ne uUi potentia nimium 
crescant: quod reip. noxium sit, illis exitiale; invidiosa enim 
potentia est, multosque scimus eversos invidia populari, uti in 
Roderico Davalo et Alvaro Luna condideramus, immensas opes, 
ingentes principatus utrique malo fuisse: nuUaque majori noxa 
confictis tantum de majestate criminibus concidisse. Atque ea 
prima ratio sit inopiae succurrendi, sublevandi plebem; si copiosi 
efiEundere cogantur quae sine modo acervarunt, ad plures eae 
copiae pertinebunt: neque deerit annonaulli, quae omnibus nasci- 
tur. Atque utinam, o utinam tanta esset beneficentia cirium, 
tanta liberalitas ut quod nascentis ecclesiae temporibus memoratur, 
et inter Judaeos divino praecepto susceptum erat, nulli existuent 
in populo Christiano mendici, qui porrecta ad stipem manu vitam 
miseram sustentarent; multo illustrier nostrae professionis et 
gentis fades esset. Sed quando nostri id mores non redpiunt in 
tanta praesertim gentium colluviqne, quanta Christiana sacra popu- 
lariter suscepit: quod proximum est, detur opera diligenter, ut ii 
de publice vivant. Quod trifariam fortassis acddat. Primum 
si antiquum institutum revocetur in mores (quod nescio 
cur fiierit antiquatum, nisi quod praeclare sandta passim colia- 
buntur, in pejus nostri mores quotidie raunt) ut sacris tem- 
plorum reditibus alantur egeni; quod si primis tem- 
porib. fieri poterat in tanta tenuitate, cur modo non 
fiat, cum jam non magis mole sua et vetustate quam 
copiis templa laborant fatiscuntque? Reccabsdus Rex 
cui inter Gotthos Principes gentis nostrae, Arii yaesania rejecta 

Brentano, Arbeifcerreraichenmg. 17 
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ad catholicam religionem traductae laos immortalis debetur, Grego- 
Bio Pontifici Maximo anri pondas et trecentas vestes misit in 
asum pauperam ecclesiae Komanae; nimimm qaoniam egenos, 
templomm reditus et vectigalia sacra snstentabant. Ego sane 
nunquam ea mente sim, ut putem convenire rebus commonibus, 
sacrato ordini opes a majoribus traditas detrahi; illud tarnen 
contendo, saluberrimnm fore, si ipsis sacerdotibus 
administris curetur, ut ad meliores usus magis anti- 
quis consentaneoB conferantur; etquis dabitat multo 
maj ori fructu reipublicae atque sacrati ordinis quam 
nunc fiat, in pauperum usum collocari et quasi post- 
liminio veris dominis restitui? Et vero quantus 
numerus pauperum iis reditibus ali poterat, popu- 
läres eo gravissimo onerelevari, quodjamvixferunt, 
plerisque e sacrato ordine luxu diffluentibus: unde 
greges inuumeri egenorum viverent? Itaque nullis 
aliis iiospitiis ad alendos, curandos, excipiendos 
inopes et peregrinos esset opus, si eae opes conver- 
terentur ad usus salutares. Quod si quibus locis 
tenues sunt templorum reditus, id fieri non possit: 
cur non tentaret id Princeps in praecipuis urbibus 
Hispaniae, ubi ingentes copiae sacerdotum sunt: et 
superyacaneis impensis detractis, ea salubriter in 
pauperes consumi curaret. Verum desperatae curationis 
Yulnera, reipublicae yetera carcinomata stylo amplius contrectare, 
non vacat periculo et invidia: locum indicare intento in fontes 
digito satis habeam. Admonere etiam non semel a Patribus 
recentiori memoria fuisse ad minuendam mendicorum multitudinem 
excogitatum atque praeceptum, ut unaquaeque civitas et oppidum 
suos inopes alat,.ne tanta erronum turba sine fructu tota provinda 
Tagetur, sine ope sine lare familiär!. Ita certe duobus concilüs 
Turonicis sandtum invenio. Quod si excuset aliquis regionum 
quarundam steriUtatem, unde examina inopum prodire est necesse: 
temporum et annonae caritatem, quibus migrare pauperes opus 
habent avium in morem ex aliis lods in alia, ubi saginae major 
facultas est: non negabo suppetere graves difficultates rei per- 
ficiendae. Sed quid vetat quodam temperamento tentare, an satius 
Sit ut pauperes suos quaeque civitas alat de publico: extemis 
mendicis venia detur errandi, si qui nolint aut non possint domi 
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manere, ea lege tarnen, ne ultra triduum in codem oppido com- 
morari externis fas Bit, nisi forte ea vita abdicata, alicui arti aut 
ministerio se velint abdicere V Fortassis ea ratio multo tolerabilior 
erit, quam si iisdem locis ubi sunt nati, haerere semper quasi ad 
calamitatis scopulos cogi^ntur. Atque haec ratio si teneretur, quod 
saepe tentatum est, saepe intermissum, quominus hospitia gene- 
ralia praesertim in praecipuis tota ditione urbibus constitui pos- 
sint, nihil vetabit. ütenim nunc res sunt, tanta mendicorum multi- 
tudine vaganti per urbes et oppida, quae ratio eos continendi 
iniri possit? si numerus minuatur, major facultas existet; ac plae- 
sertim velim annuos reditus designari, et constitui unde sumptuum 
pars certe aliqua toleretur. Alioqui quotidianis eleemosynis pu- 
blice collectis non facile omnes inopes alantur. Quos tamen pro- 
derit in classe esse distinctos, ac vero si facultas adsit domiciliis 
etiam discretos; quod antiquis temporibus factum puto, et ejus 
rei in legibus Caroli Magni vestigium aliquod invenio. Sic Xeno- 
dochium peregrinis hospitio excipiendis, Ptocbotrophium alendis 
pauperibus, Nosöchomium aegrotis curandis, Orphanotrophium pu- 
pillis instituendis : ne paterna cura et ope destituti vitiis intem- 
pestivis corrumpantur. Gerontocbomium senibus alendis destinata 
domus. Bephrotrophium denique, ubi expositi infantes datis nu- 
tricibus alantur ad justam aetatem: aetas imbecilla et praesidio 
indigens convenienti subsidio tegatur« Quae essent omnia Christianae 
pietatis officia coelestibus grata, reipublicae universae salutaria, 
verusque et honestissimus usus datarum a Deo divitiarum. — 
(Siehe Joannis Marianae Hispani, e societate Jesu, De Hege et 
Eegis Institutioni libri III. Ad Philippum III. Hispaniae Regem 
Editio secunda. Typis Wechelianis, apud haeredes Joannis 
AuBRii. Anno 1611. Cum privilegio Sac. Caes. Mac. et permissu 
superiorum. pp. 320—6). 

9) Formula reformationis Caroli V., 1548 titulus VII, ab- 
gedruckt bei Ratzinger a. a. 0. S. 342, Anm. 2. 

10) Sir Frederick M. Eden (State of the Poor, London 1797^ 
I. 286) citirt folgende Wochenspeisekarte des Armenhauses zu 
Bedford in der Zeit Georq's I.: 

Frühstück Mittagessen Abendessen 

Sonntag Brod u. Käse Gekochtes Rindfleisch und Brod u. Käse 

Nierenfettpudding 
Montag Fleischbrühe Kaltes Fleisch vom Sonntag Dasselbe 

17* 
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Frühstück Mittagessen Abendessen 

Dienstag Brod und Käse Gekochtes Bindfleisch, Brod u. Käse 

ein wenigHammelfleisch 
und Nierenfettpudding 
Mittwoch Wie am Montag Wie am Montag Dasselbe 

Donnerstag Wie am Dienstag Wie am Dienstag Dasselbe 

Freitag Wie am Montag Wie am Montag Dasselbe 

Sonnabend Brod und Käse Pudding von Milch und Fleischbrühe 

Mehl oder Milchsuppe oder Brod u. 

Käse. 

Der Schrifteller, aus dem Sir F. M. Eden citirt, fährt fort: 
„Ihr (der im Arbeitshaus befindlichen Armen) Brod ist Weizen- 
brod und wird in grossen (Haushalt-) Laiben von einer Frau im 
Hause geformt. Ihr Getränk ist Bier vom öffentlichen Brauhaus 
zu drei halben Pence die Gallone. Die Armenpfleger schicken 
manchmal eine Kuh flir sie auf die Gemeinweide ; und damit nichts 
vergeudet werde oder verloren gehe, haben sie ein Schwein, das 
von ihrem Spülicht, den Bestem und Abfällen genährt und, wenn 
fett, für's Haus geschlachtet wird. Auch haben sie einen kleinen 
Garten für Kräuter, Zwiebel" etc. Und Sir F. M. Eden giebt an, 
dass in den meisten Arbeitshäusern drei- bis viermal wöchentlich 
Fleisch verabreicht werde. Mit Recht hebt er hervor, dass diese 
Verpflegung im Arbeitshaus besser war, als was sich der fleissigste 
Arbeiter selbst damals habe leisten können und auch heute sich 
zu gewähren im Stande sei. 

11) Bereits Sir F. M. Eden wendet gegen die im 18. Jahr- 
hundert in England aufgetretenen Befürworter des Hülfskassen- 
zwangs ein, dass derselbe nichts anderes als eine von den be- 
schäftigten Armen erhobene Armensteuer bedeuten würde, die als 
verwerflich erscheint (Vgl. State of the poor J, 603). 

Als charakteristipch für die Stellung der Engländer zum 
Kassenzwang möge hier auch das Urtheil der Beports of the 
Chief Begistrar of Fnendly Societies for the Year ending 3 Ist 
December 1876 über die deutsche Hülfskassengesetzgebung Platz 
finden. In Paii. L p. 89 heisst es daselbst, nachdem die Haupt- 
bestimmungen der deutschen Gesetzgebung mitgetheilt sind: „legis- 
lation of the äbove description obviously helongs to a social State 
widely diffei'ent front that of owr own coimtry^'. 
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12) Rönne , Die Gewerbe-Polizei des preussischen Staates. 
Breslau, IS^l. I, 14. 

13) Engel, Der Preis der Arbeit, Berlin 1868, S. 36 flf. 

14) Wenn Oppenheim, Die Hülfs- und Versicherungskassen 
der arbeitenden Klassen, Berlin 1875, S. 8, schreibt: „Man sieht 
auch in England liegen wie bei uns die Principien der Freizügig- 
keit mit den Existenzbedingungen der Kassen im Kriege. Und es 
ist in der That ein gar übles Symptom, wenn selbst die um- 
fassendsten englischen Zweigverbindungen diesen Widerstreit nicht 
zu lösen vermögen. Die englischen Gewerkvereine haben 
bekanntlich den Knoten noch weniger gelöst, sie 
pflegen ihn vorkommenden F^lls nur zu durchhauen,", 
so ist mir völlig unverständlich, was er damit meint. Die 
englischen Gewerkvereine haben vielmehr, wie gezeigt, den Knoten 
in äusserst befriedigender Weise gelöst. 

15) Vgl. Bbentano, Das Arbeits verhältniss gemäss dem heutigen 
Recht, S 131 ff. 

16; Lorenz von Stein, Handbuch der Verwaltungslehre, S. 450. 

17) Oppenheim a. a. 0. S. 20. 

Ausser den im Texte und in den vorstehenden Anmerkungen 
genannten Schriften wurden bei Abfassung dieses Buches benutzt : 
Die in demselben angeführten deutschen, preussischen und englischen 
Gesetze. — Die Verhandlungen des Reichstags über den Gesetz- 
entwurf, betreffend die Gewerbeordnung für den Norddeutschen 
Bund, 1869. — Die Entwürfe eines Gesetzes, betreffend die Ab- 
änderung des Titels VIII. der Gewerbeordnung und eines Gesetzes 
über die gegenseitigen Hülfskassen, nebst Motiven. — Die Ver- 
handlungen des Deutschen Reichstages über diese Entwürfe. 
1875/76. — Die Publication im Auftrage des preussischen Handels- 
ministeriums über : Die unter staatlicher Aufsicht stehenden gewerb. 
liehen Hülfskassen für Arbeitnehmer (mit Ausschluss der Rnapp- 
schaftskassen) und die Versicherung gewerblicher Arbeitnehmer 
gegen Unfälle im preussischen Staate. Berlin 1876. — Beports of 
the Cwnmissioners appointed to inqtiire Mo friendly and benefit 
huüding sodeties. 1871—74. — Beports of the Begistrar of friendly 
societies in England for the year ending 31, Deceniber 1874, — 
Beports of the Chief Begistrar of friendly societies for the year 
ending 31. Deceniber 1875. — Statuten des Gewerkvereins der 
deutschen Maschinenbauer und Metallarbeiter. 1876. — Statut %x 
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die Kranken- und Begräbnisskasse der deutschen Tischler und 
verwandten Berufsgenossen. Eingetragene Hülfskasse. Berlin 1876. 
Dazu die GescBäftskassen- und Buchordnung dieser Kasse. — 
Statut der Kranken- und Begräbnisskasse des Gewerkvereins der 
deutschen Maurer und Steinhauer. Eingeschr\,ebene Hülfskasse. 
Berlin 1876. 

Brentano, Arbeitergilden der Gegenwart, Leipzig 1871, 1872 
— Emminohaus, Armenwesen und Armengesetzgebung. Berlin 
1870. — GiERKE', Rechtsgeschichte der deutschen Genossenschaft. 
Berlin 1868. — Gneist, Geschichte des Selfgovemment in 
England. Berlin 1863. — Hardwick's, Manual for patrons and 
menibers of friendly societies. Manchester 1869. — Dr. Max 
Hirsch, die gegenseitigen Hülfskassen und die Gesetzgebung. 
Berlin 1876. — Kries, Die englische Armenpflege. Berlin 1863. — 
Maschek, Das deutsche Gewerbewesen. Potsdam 1866. — Oppen- 
heim, Die Hülfs- und Yersicherungskassen der arbeitenden Klassen 
in England. Preussische Jahrbücher 34. Band, 621. — Ortloff, 
Corpus Juris Opificiani. Erlangen 1804. — Rabe, Sammlung 
preussischer Gesetze und Verordnungen, 9. Band. Halle und Berlin 
1819. — RÖNNE, Staatsrecht der preussischen Monarchie. Leipzig 
1864. — Röscher, Geschichte der Nationalökonomik in Deutsch- 
land. München 1874. — Schanz Zur Geschichte der deutschen 
Gesellenverbände. Leipzig 1877. — Stahl, Artikel „Armenpflege" 
im Staatswörterbuch von Bluntschli und Brater. — Zeller^ 
Systematisches Lehrbuch der Polizei\«assenschatt, 12., 13. und 
14. Band. Quedlinburg und Leizig 1834. 
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Die ersten Hefte werden folgende Arbeiten enthalten: 

1) Prof. Dr. E. Tli. yon Inama- Sternegg, die Entstehung der 
älteren deutschen Grundherrschaften im 8. und 9. Jahrhundert. 

2) Dr. K. Zenmer, die deutschen Städtesteuem im 12. u. 13. Jahrh. 
8) Dr. K. Lauiprecht, Beiträge zur Geschichte des französischen 

Wirthschaftslebens im XI. Jahrhundert 

4) Henry W. Famam, Die innere französische Gewerbepolitik 
von Colbert bis Turgot. 

5) Michaelis, die Vertneilung des Einkommens und des Wohl- 
standes überhaupt in den grossem deutschen Städten der Gegen- 
wart nach den Erhebungen der städte-statistischen Aemter. 

6) Biedel (Archivdirektor, nachgelassenes Werk), die Vererb- 
pachtung der preussischen Domänen von 1700—1711. 

7) Schmolier, äie Entstehung der preussischen Verwaltungs- 
justiz von 1640—1749. Regesten und ungedruckte Erlasse und 
Actenstücke. 

8) A. Thun, Untersuchungen über deutsche Haus- u. Fabrik- 
industrie. 

a. Die rheinische Metallindustrie vom 15. Jahrhundert bis 
zur Gegenwart; 

b. Die deutsche Seidenindustrie; etc. 

Jede Buchhandlung nimmt Bestellungen auf das ganze Unter- 
nehmen, Avie auf die einzelnen Theile an. 
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